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Vorwort

Mit diesem Buch Åberreichen wir Ihnen wiederum eine wertvolle Arbeitshilfe. Der fami-
lienrechtliche Praktiker verfÅgt Åberwiegend Åber geringe betriebswirtschaftliche und/
oder steuerliche Kenntnisse, da nicht Ausbildungsinhalt. Wer Åber solche Kenntnisse ver-
fÅgt, hat sie sich durch zus�tzliche Ausbildung „beigebracht“. Dieses Buch will bei der
nicht immer einfachen Ermittlung von Einkommen im Unterhaltsrecht eine Hilfe sein.
Nach wie vor gilt im Unterhaltsrecht wie auch im Zugewinnausgleichsrecht die Parteima-
xime, also der so genannte Beibringungsgrundsatz. Ein Richter nannte dies einmal eine
„Bringschuld des Rechtsanwaltes“: Es ist unsere Aufgabe, bei Vertretung in einem sol-
chen Mandat, den Sachverhalt in steuerrechtlicher Hinsicht qualifiziert zu betrachten und
in unterhaltsrechtlicher bzw. vermÇgensrechtlicher Hinsicht dann aufzubereiten. Dass
hier Steuerrecht und Unterhaltsrecht nicht immer „Hand in Hand gehen“, ist allgemein
bekannt. Zudem wird es den vertretenen Parteien aus finanziellen GrÅnden sehr oft nicht
mÇglich sein, hier entsprechende Gutachten als Parteigutachten einzuholen. Das Buch
widmet sich auch – und dies ist von besonderem Interesse fÅr die Praxis – der Auf-
deckung der SchwarzeinkÅnfte in Steuerrecht und Betriebswirtschaftslehre und wie man
solche Ergebnisse dann verwendet. Mag diese Jahresgabe der Arbeitsgemeinschaft Fami-
lienrecht Ihnen und Ihrer Mandantschaft bei Ihrer t�glichen Arbeit deshalb nicht nur
„Einkommen“, sondern gerade auch „Gewinn“ bringen.

Mit freundlichen kollegialen GrÅßen
Ihr Gesch�ftsfÅhrender Ausschuss
der Arbeitsgemeinschaft Familienrecht im DAV
im November 2008
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Einleitung

Was ist Unterhaltseinkommen?

Der BGH1 weist auf die Ungleichheit von unterhalts- und steuerrechtlichem Einkommen
hin.

Er macht damit deutlich, dass das steuerrechtliche Einkommen die Basis fÅr die Ermitt-
lung bildet und im Anschluss unterhaltsrelevante Korrekturen vorzunehmen sind.2

Das Ergebnis dieser Korrekturen stellt das Unterhaltseinkommen dar.

Hierbei ist zwischen UnterhaltseinkÅnften und Unterhaltseinkommen zu unterscheiden.

Das Unterhaltseinkommen ergibt sich aus der Summe der UnterhaltseinkÅnfte abzÅg-
lich von Vorsorgeaufwendungen und Einkommensteuer.

W�hrend die UnterhaltseinkÅnfte und das Unterhaltseinkommen allein auf steuerlichen
EinkÅnften und Einkommen basieren, umfasst das „unterhaltsrechtlich relevante Einkom-
men“ auch die weiteren dem Unterhaltsschuldner zufließenden EinkÅnfte.

Dabei ist es gleich, welcher Art sie sind und aus welchem Anlass sie erzielt werden.

Auch die potenziellen und fiktiven EinkÅnfte werden im Gegensatz zum Unterhaltsein-
kommen berÅcksichtigt.

Warum benÇtigen Familienrechtler bei der Ermittlung des Unterhaltseinkommens
Kenntnisse vom Steuer- und Bilanzrecht?

Der anwaltliche Berater muss sich besonders bei der Ermittlung des Unterhaltseinkom-
mens, mit zahlreichen, steuerrechtlich ermittelten Materialien und Unterlagen befassen.

Er muss steuerrechtliche Unterlagen nach unterhaltsrechtlichen Aspekten analysieren und
im Rahmen der familienrechtlichen Auseinandersetzung erl�utern.

Besonders vor Gericht wird oft mit heftiger Intensit�t Åber Positionen der JahresabschlÅs-
se von Unternehmen gestritten.

Bei der Ermittlung der UnterhaltseinkÅnfte wird in der Literatur kritisch hinterfragt, ob
bei Einzelunternehmen und Personengesellschaften schon wegen der dem Unternehmen
obliegenden Liquidit�tsverpflichtungen von einer VollausschÅttung der Gewinne auszuge-
hen ist.3

Betriebswirtschaftlich zeigt der Gewinn n�mlich nicht nur den kalkulatorischen Unter-
nehmerlohn,4 sondern ist auch Entgelt fÅr die Verzinsung des eingesetzten Eigenkapitals
und Ausgleich des unternehmerischen Risikos.
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1 In st�ndiger Rechtsprechung: vgl. BGHZ 87, 36, 39; BGH FamRZ 2003, 741 ff.
2 BGH FamRZ 2007, 405, 406.
3 SchÅrmann, Einkommen aus selbstst�ndiger T�tigkeit im Unterhaltsrecht FamRB 2006, 149 Kuckenburg,

Der Selbstst�ndige im familienrechtlichen Verfahren, 12; Kuckenburg, Anmerkungen, insb. auch aus Sicht
des Unternehmensbewerters, zu BGH vom 6.2.2008, FuR 2008, 270, 271.

4 Vgl. BGH v. 6.2.2008, XII ZR 45/06, FuR 2008, 293, zur Unternehmensbewertung mit Anm. Kuckenburg,
a.a.O.
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Auch bei Nichtselbstst�ndigen, die oft noch weitere �berschusseinkÅnfte, wie z.B. aus
Vermietung und Verpachtung oder KapitalvermÇgen haben, ergeben sich u.a. Fragen zur
Bewertung, Abgrenzung zur Privatveranlassung und zu Abschreibungen.

Ferner sind die Angemessenheit von BezÅgen bei Gesellschafter-Gesch�ftsfÅhrern, Mani-
pulationen und „Schwarzgeld“ zu prÅfen bzw. aufzudecken.

Ohne steuer- und betriebswirtschaftliche Kenntnisse sind die Aufgabenstellungen in der
familienrechtlichen Praxis nicht zu lÇsen und der Bearbeiter setzt sich darÅber hinaus
auch noch einer potenziellen Haftung aus.

Da hilft es auch nicht, den Steuerberater zu fragen, weil diesem die unterhaltsrechtlichen
Differenzierungen fremd sind.5

Ihm fehlen die grunds�tzlichen unterhaltsrechtlichen Kenntnisse zur interdisziplin�ren
Diskussion.

Neben der Ermittlung des Unterhaltseinkommens sind auch weitere familienrechtliche
Probleme wie zur steuerlichen Veranlagung, Abzugsf�higkeit von Unterhaltsleistungen
und Aufteilung von Steuerschulden zu lÇsen.

Die folgenden AusfÅhrungen behandeln speziell die UnterhaltseinkÅnfte und das Unter-
haltseinkommen, wie sie sich aus dem Steuerrecht und seiner Systematik ableiten.

Damit wird der Vorgabe des BGH Rechnung getragen, bei der Ermittlung des unterhalts-
relevanten Einkommens das steuerliche Einkommen zugrunde zu legen.

Die Begriffe „selbstst�ndige Arbeit/Selbstst�ndige“ und die schrittweise Ermittlung des
Einkommens und seiner Besteuerung orientieren sich an der Systematik des Einkommen-
steuergesetzes.

Familienrechtliche Ableitungen aus dem Steuerrecht werden innerhalb des jeweiligen Er-
mittlungsschrittes behandelt.

Frau Ass. iur. Krista Schneider sowie Herrn Rechtsanwalt JÇrg Kleinwegener danken wir
fÅr die Anregung zu dieser Publikation. Herrn Rechtsanwalt GÇsta Vollmer mÇchten wir
fÅr seine UnterstÅtzung besonders herzlich danken.

Weitere Fragen?

Hier ist die Hotline fÅr die Beantwortung direkter Fragen: 0163–8841691.

Einleitung
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A. Unternehmensteuerreform 2008/
Was bringt sie?

Das Unternehmensteuerreformgesetz 2008, BGBl I 2007, 1912 bringt auch fÅr den Fami-
lienrechtler wichtige Neuerungen.

Mit der Unternehmensteuerreform 2008 verfolgt der Gesetzgeber fÅr JahresabschlÅsse
ab dem Abschlussstichtag des 6.7.2008 folgende Ziele:
n Absenkung des Steuersatzes fÅr deutsche Unternehmen, um sie international wett-

bewerbsf�higer zu machen
n Reform der Besteuerung von KapitaleinkÅnften in PrivatvermÇgen, um eine Verein-

fachung der Veranlagung zu erreichen

Inhaltlich ergeben sich folgende �nderungen:

I. KÇrperschaftsteuer/Gewerbesteuer

Ab dem Veranlagungszeitraum 2008 wird der KÇrperschaftsteuersatz von zurzeit 25 %
auf 15 % gesenkt.

Der Steuersatz von 15 % gilt generell erstmalig fÅr den Veranlagungszeitraum 2008.

Wenn das Wirtschaftsjahr jedoch vom Kalenderjahr abweicht, gilt der neue Steuersatz
erstmals in dem Wirtschaftsjahr, das in 2008 endet.

Die Gewerbesteuer ist als Betriebsausgabe nicht mehr abzugsf�hig und die Gewer-
besteuermesszahl wird auf 3,5 % gesenkt.

Bei einem Gewerbesteuer-Hebesatz von 400 % wird sich die steuerliche Gesamtbelastung
auf 29,83 % belaufen, was im internationalen Vergleich nur Durchschnitt ist.

II. Einkommensteuer

Besonderer Steuersatz fÅr nicht entnommene Gewinne

Mit § 34a EStG wird die MÇglichkeit erÇffnet, auch fÅr Einzelunternehmen und Per-
sonengesellschaften thesaurierte Gewinne, also nicht entnommene Gewinne, mit einem
besonderen Steuersatz zu belegen.

Hinweis

Dies wird naturgem�ß auch ein Instrument zur vermeintlichen Gewinnreduzierung im
Unterhaltsrecht werden.

Auf Antrag des Steuerpflichtigen kann der Anteil des Gewinns, den er im Wirtschaftsjahr
nicht entnimmt, anstatt mit seinem persÇnlichen progressiven, mit einem erm�ßigten
Steuersatz von 28,25 % zuzÅglich des Solidarit�tszuschlages und ggf. der Kirchensteuer
besteuert werden.

Hierbei spricht man von einem sog. Thesaurierungssteuersatz.

Grund hierfÅr ist, die steuerliche Systematik und Belastung von Personenunternehmen
denen von Kapitalgesellschaften anzugleichen.
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Hinweis

Die VergÅnstigung kann nur von Steuerpflichtigen in Anspruch genommen werden,
die ihren Gewinn durch BetriebsvermÇgensvergleich nach §§ 4 Abs. 1 S. 1 oder 5
EStG ermitteln.

Ist der Steuerpflichtige Mitunternehmer, kann er den Antrag nur stellen, wenn sein
Anteil an dem Gewinn mehr als 10 % betr�gt oder den absoluten Betrag in HÇhe von
10.000 EUR Åbersteigt.

Wenn der Freibetrag nach § 16 Abs. 4 EStG Åber die Steuererm�ßigung nach § 34
Abs. 3 EStG in Anspruch genommen wird, gilt der Thesaurierungssteuersatz nicht fÅr
Gewinne aus Ver�ußerungsvorg�ngen.

Ebenso wenig kann die ThesaurierungsbegÅnstigung in Anspruch genommen werden,
soweit in dem zu versteuernden Einkommen Gewinne enthalten sind, die aufgrund ei-
ner außerbilanziellen Hinzurechnung entstanden sind, wie z.B. bei der Gewerbesteuer
und den Zinsen, die wegen der neuen Zinsschranke nach § 4h EStG nicht als Betriebs-
ausgabe abgezogen werden kÇnnen.

Werden die begÅnstigt besteuerten Gewinnanteile in sp�teren Jahren entnommen, erfolgt
eine Nachversteuerung mit 25 % zuzÅglich des Solidarit�tszuschlags und ggf. der Kir-
chensteuer.

Aus diesem Grund ist j�hrlich der nachversteuerungspflichtige Betrag je Betrieb oder Un-
ternehmensanteil nach §§ 179 ff. AO gesondert festzustellen.1

Gleiches gilt bei der Ver�ußerung oder Aufgabe des Betriebes sowie einem Rechtsform-
wechsel in eine Kapitalgesellschaft oder beim Wechsel der Gewinnermittlungsart.

Der Thesaurierungssteuersatz findet gem�ß § 52 Abs. 48 EStG erstmals fÅr den Veranla-
gungszeitraum 2008 Anwendung.

§ 7g EStG

Die alte Vorschrift des § 7g EStG Åber Ansparabschreibungen entf�llt. An ihre Stelle tritt
ein Investitionsabzugsbetrag.

GegenÅber dem alten Recht ergeben sich folgende �nderungen:

n Anhebung des HÇchstbetrages fÅr die in Anspruch genommenen Abzugsbetr�ge von
154.000 EUR auf 200.000 EUR.

n BegÅnstigung von nicht nur neuen WirtschaftsgÅtern des AnlagevermÇgens, sondern
auch von gebrauchten.

n Abzug in HÇhe von 40 % vom Gewinn fÅr die kÅnftige Anschaffung oder Herstellung
eines Wirtschaftsgutes.

Hierbei darf je Betrieb die Summe der im Abzugsjahr und in den beiden Vorjahren ins-
gesamt abgezogenen und nicht wieder hinzugerechneten Betr�ge 200.000 EUR nicht
Åbersteigen.

Unternehmensteuerreform 2008/Was bringt sie?
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1 Feststellungsbescheide mit unterhaltsrechtlicher Auskunftsverpflichtung, vgl. hierzu Perleberg-KÇlbel in
Pump/Leibner, Rn 7 ff. zu § 180 AO.
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Hinweis

Nach § 7g Abs. 2 EStG ist im Jahr der Anschaffung oder Herstellung des begÅnstigten
Wirtschaftsgutes der fÅr dieses Wirtschaftsgut in Anspruch genommene Abzugsbetrag
dem Gewinn hinzuzurechnen.

In diesem Jahr darf der Steuerpflichtige die Anschaffungs- oder Herstellungskosten
des betreffenden Wirtschaftsgutes um bis zu 40 % gewinnmindernd herabsetzen.

Entsprechend vermindert sich die Bemessungsgrundlage fÅr die Abschreibung des be-
treffenden Wirtschaftsgutes.

Zus�tzlich kann gem�ß § 7g Abs. 5 EStG eine Sonderabschreibung vorgenommen wer-
den, die insgesamt 20 % der Anschaffungs- oder Herstellungskosten betragen darf.

HierfÅr ist jedoch Voraussetzung, dass der Betrieb bestimmte GrÇßenmerkmale nicht
Åberschreitet, das begÅnstigte Wirtschaftsgut in den beim Finanzamt einzureichenden Un-
terlagen hinreichend bezeichnet ist und die HÇhe der voraussichtlichen Anschaffungs-
oder Herstellungskosten angegeben wird.

Der Ausweis erfolgt in den einzureichenden Unterlagen und damit nicht mehr in der Bi-
lanz, Rn 278.

Bei nicht durchgefÅhrter Investition wird die Veranlagung der Vorjahre (neue Bescheide)
mit einer Verzinsung nach § 233a AO korrigiert.

Die BerÅcksichtigung des Investitionsabzugsbetrages ist allerdings rÅckg�ngig zu ma-
chen, wenn die geplante Investition innerhalb des Zeitraumes von zwei Jahren nicht
durchgefÅhrt wird.

Hinweis

Neu ist, dass die Veranlagung des Wirtschaftsjahres zu korrigieren ist, in dem der In-
vestitionsabzugsbetrag in Anspruch genommen worden ist und nicht, wie nach bishe-
rigem Recht, die Veranlagung des Wirtschaftsjahres der AuflÇsung.

Hierdurch ergibt sich eine Verzinsung der Steuernachforderung nach § 233a AO, so
dass bei Nichtinvestition die neue Regelung gegenÅber der alten kaum noch steuerli-
che Entlastung, eher eine Steuerpause, darstellt.

Beispiel fÅr Gewinnauswirkungen

Im Jahr 2008 fÅr das Jahr 2010 geplante
Investition

80.000 EUR

Investition 2010 100.000 EUR

LÇsung

2008–1. Jahr

Investitionsabzugsbetrag 40 % von 80T =
Aufwand in 2008

32.000 EUR

2010–2. Jahr

Vorwegabzug 40 % von 100T 40.000 EUR
AuflÇsung Investitionsabzug 32.000 EUR
Differenz: 8.000 EUR
Bemessungsgrundlage AfA 60.000 EUR
Sonder-AfA nach § 7g Abs. 5 EStG 20 % 12.000 EUR
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Normal-AfA 10 % 6.000 EUR

Aufwand 2010! 26.000 EUR
Gewinnreduzierender Gesamtaufwand
2008 und 2010! 58.000 EUR

Geringwertige WirtschaftsgÅter

Neu ist ebenfalls, dass nunmehr der Steuerpflichtige verpflichtet ist, die betreffenden
Kosten fÅr geringwertige WirtschaftsgÅter sofort als Betriebsausgaben geltend zu ma-
chen.

Es besteht kein Wahlrecht mehr.

Hierbei sind die Anschaffungs- und Herstellungskosten bei den GewinneinkÅnften von
410 EUR auf 150 EUR gesenkt worden. Bei �berschusseinkÅnften bleibt es bei der Gren-
ze von 410 EUR.

§ 6 Abs. 2a EStG sieht „zur Vereinfachung“ fÅr Gewinneinkunftsarten eine Vollbewertung
vor.

Dies bedeutet, dass alle Zug�nge innerhalb eines Jahres mit Anschaffungskosten zwi-
schen 150 EUR und 1.000 EUR in einem Sammelposten erfasst und unabh�ngig von
eventuellen Ver�ußerungen oder Entnahmen Åber fÅnf Jahre abgeschrieben werden.

Dies kommt unterhaltsrechtlichen �berlegungen zum tats�chlichen Werteverzehr ent-
gegen. Zudem ist eine auskunftspflichtige Dokumentation zu erstellen.

Diese Neuregelung ist erstmals auf WirtschaftsgÅter anzuwenden, die nach dem
31.12.2007 angeschafft werden.

Hinweis

Bei �berschusseinkÅnften, wie z.B. EinkÅnften aus Vermietung und Verpachtung,
verbleibt es bei der bisherigen Regelung, wonach Anschaffungs- und Herstellungskos-
ten bis 410 EUR als Werbungskosten abgesetzt werden kÇnnen (§ 9 Abs. 1 Nr. 7
EStG).

Die Grenze von 410 EUR gilt fÅr die Investitionszulage weiterhin nach § 2 Abs. 1 S. 2
InvZulG.

Degressive AfA fÅr bewegliche WirtschaftsgÅter

Abgeschafft worden ist die degressive AfA fÅr bewegliche WirtschaftsgÅter. Sie gilt nur
noch fÅr solche WirtschaftsgÅter, die vor dem 1.1.2008 hergestellt oder angeschafft wor-
den sind.

Betrieblich veranlasste Zinsaufwendungen und ihre Abzugsf�higkeit/Zinsschranke

Neu ist auch, dass betrieblich veranlasste Zinsaufwendungen nur noch bis zur HÇhe der
Zinsertr�ge uneingeschr�nkt als Betriebsausgabe abzugsf�hig sind, aber nur bei Zinsauf-
wendungen von mehr als einer Million EUR und Konzernunternehmen (§ 4h Abs. 1
EStG).

Unternehmensteuerreform 2008/Was bringt sie?
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III. Abgeltungsteuer

Ab 2009 wird die Besteuerung von KapitaleinkÅnften in PrivatvermÇgen durch die sog.
Abgeltungsteuer vorgenommen.

Bisherige Rechtslage

Das bis zum 31.12.2008 geltende Recht sieht vor, dass Dividenden von Anlegern zur
H�lfte der Einkommensteuer (andere H�lfte-KÇrperschaftssteuer/HalbeinkÅnfteverfah-
ren), Zinsen dagegen im vollen Umfang versteuert werden. Dies gilt unabh�ngig davon,
ob die Anteile im PrivatvermÇgen oder im BetriebsvermÇgen gehalten werden. Gewinne
aus der Ver�ußerung von Wertpapieren, wie z.B. von Aktien, die im PrivatvermÇgen ge-
halten werden, sind dagegen nur dann steuerpflichtig, wenn die Ver�ußerung innerhalb
der „Spekulationsfrist“ von einem Jahr stattfindet (§ 23 EStG).

Neue Rechtslage

EinkÅnfte aus KapitalvermÇgen unterliegen ab 2009 generell einer Kapitalertragsteuer in
HÇhe von 25 %, d.h. auch auf Ver�ußerungsgewinne. Die Kapitalertragsteuer hat im Ge-
gensatz zur bisherigen Rechtslage abgeltende Wirkung.

Hinweis

Unterhaltrelevanz/besonderes Haftungsrisiko!

Die betreffenden EinkÅnfte sind in der Einkommensteuererkl�rung grunds�tzlich
nicht mehr anzugeben. (Zu der Ausnahme, dass der Einkommensteuersatz unter 25 %
liegt, siehe weiter unten). Der Tatbestand der EinkÅnfte aus KapitalvermÇgen ist somit
erweitert worden, denn zu den EinkÅnften gehÇren ab 2009 auch Gewinne aus der
Ver�ußerung von Wertpapieren, und zwar unabh�ngig von der Haltedauer. EinkÅnfte,
die der Abgeltungsteuer unterliegen, sind fÅr den Familienrechtler weder in der Ein-
kommensteuererkl�rung noch in dem Einkommensteuerbescheid erkennbar! Der Aus-
kunftsanspruch muss deshalb gesondert geltend gemacht werden, § 260 BGB!

Weder fÅr die Dividenden noch fÅr die Gewinne aus der Ver�ußerung von Aktien gilt bei
der Ermittlung der EinkÅnfte aus KapitalvermÇgen das HalbeinkÅnfteverfahren.

Der Abzug von Werbungskosten, wie z.B. DepotgebÅhren und Schuldzinsen ist nun nicht
mehr mÇglich. Lediglich von den EinkÅnften aus KapitalvermÇgen wird ein Sparer-
Pauschbetrag von 801 EUR und im Falle der Zusammenveranlagung in HÇhe von
1.602 EUR abgezogen (§ 20 Abs. 9 EStG).

Als Gewinn bei Ver�ußerungsgesch�ften gilt nur die Differenz zwischen dem Ver�uße-
rungserlÇs und den Anschaffungskosten abzÅglich Transaktionskosten.

Verluste aus KapitalvermÇgen dÅrfen nicht mehr mit EinkÅnften aus anderen Einkunfts-
arten verrechnet werden, weil fÅr die EinkÅnfte aus KapitalvermÇgen ein eigener Steu-
ersatz von 25 % gilt.

Hinweis

Verluste aus KapitalvermÇgen sind kÅnftig nur noch innerhalb dieser Einkunftsart vor-
zutragen.

Wenn der persÇnliche Einkommensteuersatz des Steuerpflichtigen unter 25 % liegt, kÇn-
nen die EinkÅnfte aus KapitalvermÇgen freiwillig der Veranlagung unterworfen werden.
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Allerdings ist auch hierbei der Abzug von Werbungskosten – wie auch bei dem Abzug
der Kapitalertragsteuer- ausgeschlossen (sog. Veranlagungsoption).

Ausnahmen von der Abgeltungsteuer

Die Abgeltungsteuer gilt nicht, um Missbr�uche zu verhindern, wenn
n es sich bei dem Gl�ubiger und Schuldner um nahe stehende Personen handelt,
n der Empf�nger der Betr�ge zu mindestens 10 % an der Gesellschaft beteiligt ist und

eine sog. back to back Finanzierung vorliegt.

Eine back to back Finanzierung liegt vor, wenn entweder
n die Kapitalanlage in engem zeitlichen Zusammenhang mit der Aufnahme eines Darle-

hens steht

oder
n die Zinsvereinbarungen miteinander verknÅpft sind, es sei denn, die Zinskonditionen

sind marktÅblich

oder
n der Anleger einen Steuersatz von weniger als 25 % hat.

Hinweis

Die Abgeltungsteuer gilt nur fÅr KapitaleinkÅnfte im PrivatvermÇgen und nicht, so-
weit die Kapitalertr�ge einer anderen Einkunftsart, wie etwa den EinkÅnften aus Ge-
werbebetrieb oder Vermietung und Verpachtung zuzuordnen sind.

TeileinkÅnfteverfahren fÅr gewerbliche EinkÅnfte nach § 3 Nr. 40 EStG

Anstelle des bisherigen HalbeinkÅnfteverfahrens gilt in Zukunft nun das sog. TeileinkÅnf-
teverfahren nach § 3 Nr. 40 EStG, wenn die EinkÅnfte der Einkunftsart „Gewerbebetrieb“
zuzuordnen sind. Hiernach sind in Zukunft nur noch 40 % der Einnahmen steuerfrei ge-
stellt und es dÅrfen nur noch 40 % der Aufwendungen als Betriebsausgaben abgezogen
werden.

Dies gilt z.B. bei Zinsen und Dividenden aus Wertpapieren, die im BetriebsvermÇgen ge-
halten werden sowie bei Zinsen fÅr ein Darlehen, das der Gesellschafter einer gewerblich
t�tigen Personengesellschaft seiner Gesellschaft gew�hrt hat.

Das TeileinkÅnfteverfahren gilt ferner fÅr Gewinne aus der Ver�ußerung von Anteilen an
einer Kapitalgesellschaft i.S.v. § 17 EStG, d.h. bei Beteiligungen, die Åber 1 % liegen.

Weiterhin sind Dividenden, die von einer Kapitalgesellschaft erzielt werden, nur zu 95 %
steuerfrei.

Zeitpunkt fÅr die neue Abgeltungsteuer

Das neue Recht findet auf laufende Ertr�ge aus Zinsen und Dividenden Anwendung, die
dem Steuerpflichtigen nach dem 31.12.2008 zufließen werden, auch wenn die zugrunde
liegenden Wertpapiere vor dem Jahr 2008 erworben worden sind.

Der Abgeltungsteuer unterliegen ferner Ver�ußerungsgewinne, wenn das betreffende
Wirtschaftsgut nach dem 31.12.2008 erworben wird.

Unternehmensteuerreform 2008/Was bringt sie?
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Hinweis

Wertpapiere, die noch vor dem 1.1.2009 erworben werden, kÇnnen nach Ablauf der in
§ 23 Abs. 1 EStG geregelten Jahresfrist auch weiterhin steuerfrei ver�ußert werden.
Gleiches gilt fÅr Finanzierungsinstrumente, deren Ver�ußerung bislang nach § 23
EStG steuerfrei, bzw. nicht steuerbar waren. Die Abgeltungsteuer ist hier nur anzu-
wenden, wenn das Wertpapier nach dem 31.12.2008 erworben wird.

Bei beweglichen WirtschaftsgÅtern bleibt es grunds�tzlich bei der einj�hrigen Ver�uße-
rungsfrist, es sei denn, es sind EinkÅnfte (§§ 13 bis 22 EStG) damit erzielt worden (§ 23
Abs. 1 S. 1 Nr. 2 S. 1 und S. 2 EStG). Steuersparmodelle sollen damit verhindert werden.
Hierbei handelt es sich z.B. bei der Vermietung von Schiffscontainern und deren Ver�uße-
rung nach Ablauf der Spekulationsfrist (vgl. auch mit Beispiel unter„Spekulationsfrist“).
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B. Einkommensermittlung/Wie wird das
Einkommen ermittelt?

Den nachstehenden AusfÅhrungen wird die Rechtslage 2007/2008 (mit Ausblick auf
2009) zugrunde gelegt.

I. EinfÅhrung

1. Rechtsgrundlagen

FÅr die Einkommensteuer sind Rechtsgrundlagen das Einkommensteuergesetz (EStG)
und die Einkommensteuer-DurchfÅhrungsverordnung (EStDV).

Im Gegensatz zu der Besteuerung von KÇrperschaften ist Gegenstand der Einkommens-
besteuerung das Einkommen natÅrlicher Personen.

Die Einkommensteuer ist somit eine Personensteuer und entsteht,
n wenn eine natÅrliche Person einkommensteuerpflichtig ist

und
n ein zu versteuerndes Einkommen erzielt hat.

Nachdem zun�chst das zu versteuernde Einkommen ermittelt wird, ergibt sich durch An-
wendung der Grundtabelle oder der Splittingtabelle die tarifliche Einkommensteuer. Das
zu versteuernde Einkommen bildet somit die Bemessungsgrundlage fÅr die tarifliche Ein-
kommensteuer.

2. �berblick Åber die Ermittlung des zu versteuernden Einkommens

Nach § 2 Abs. 1 bis 5 EStG wird das zu versteuernde Einkommen schrittweise wie folgt
ermittelt:

EinkÅnfte aus Land- und Forstwirtschaft gem�ß § 13 EStG
+ EinkÅnfte aus Gewerbebetrieb gem�ß § 15 EStG
+ EinkÅnfte aus selbstst�ndiger Arbeit gem�ß § 18 EStG
+ EinkÅnfte aus nichtselbstst�ndiger Arbeit gem�ß § 19 EStG
+ EinkÅnfte aus KapitalvermÇgen gem�ß § 20 EStG
+ EinkÅnfte aus Vermietung und Verpachtung gem�ß § 21 EStG
+ sonstige EinkÅnfte gem�ß § 22 EStG
= Summe der EinkÅnfte gem�ß § 2 Abs. 2 EStG
- Entlastungsbetrag fÅr Alleinerziehende nach § 24b EStG
- Freibetrag fÅr Land- und Forstwirte nach § 13 Abs. 3 EStG
= Gesamtbetrag der EinkÅnfte nach § 2 Abs. 3 EStG
- Verlustabzug nach § 10d EStG
- Sonderausgaben nach §§ 10, 10a, 10b, 10c EStG
- außergewÇhnliche Belastungen nach §§ 33 – 33b EStG
- sonstige Abzugsbetr�ge wie z.B. nach § 7 FÇrdG
= Einkommen nach § 2 Abs. 4 EStG
- Freibetr�ge fÅr Kinder nach §§ 31, 32 Abs. 6 EStG
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- H�rteausgleich nach § 46 Abs. 3 EStG, § 70 EStDV
= zu versteuerndes Einkommen nach § 2 Abs. 5 EStG

3. Erhebungsformen

Die Einkommensteuer wird durch Veranlagung als sog. Veranlagungssteuer festgesetzt.

Bei bestimmten EinkÅnften, wie z.B.
n EinkÅnften aus nichtselbstst�ndiger Arbeit,
n EinkÅnften aus KapitalvermÇgen,
n EinkÅnften aus Vermietung und Verpachtung,

wird die Einkommensteuer durch Steuerabzug wie z.B. durch
n Lohnsteuer,
n Kapitalertragsteuer,
n Zinsabschlagsteuer

und
n ab dem 1.1.2002 auch durch Abzug bei Bauleistungen (§§ 48 ff. EStG) erhoben.

Diese Abzugsteuern bezeichnet man auch als Quellensteuern, weil sie an der „Quelle“
erhoben werden und der Zahlungspflichtige Haftungsschuldner ist. Sie stellen eine be-
sondere Erhebungsform der Einkommensteuer dar.

II. PersÇnliche Steuerpflicht

1. Unbeschr�nkte Steuerpflicht

Das Einkommensteuerrecht unterscheidet zwischen
n der unbeschr�nkten

und
n der beschr�nkten Steuerpflicht.

Nach § 1 Abs. 1 EStG ist eine natÅrliche, also noch lebende Person, unbeschr�nkt ein-
kommensteuerpflichtig, wenn sie
n im Inland einen Wohnsitz

oder
n ihren gewÇhnlichen Aufenthalt hat.

Unbeschr�nkt einkommensteuerpflichtig sind nach § 1 Abs. 2 EStG auch deutsche Staats-
angehÇrige,
n die im Inland weder einen Wohnsitz noch ihren gewÇhnlichen Aufenthalt haben,
n jedoch zu einer inl�ndischen juristischen Person des Çffentlichen Rechts in einem

Dienstverh�ltnis stehen

und
n dafÅr Arbeitslohn aus einer inl�ndischen Çffentlichen Kasse beziehen

und
n in dem Staat, in dem sie ihren Wohnsitz oder ihren gewÇhnlichen Aufenthalt haben,

lediglich in einem der beschr�nkten Einkommensteuerpflicht stehenden Umfang zur
Besteuerung herangezogen werden.

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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NatÅrliche Personen werden auch dann als unbeschr�nkt einkommensteuerpflichtig be-
handelt, wenn sie

n weder einen Wohnsitz noch einen gewÇhnlichen Aufenthalt im Inland haben,

n jedoch inl�ndische EinkÅnfte i.S.v. § 49 EStG beziehen.

Man nennt dies auch eine fiktive unbeschr�nkte Einkommensteuerpflicht, die neben
einem Antrag bestimmte Voraussetzungen zu erfÅllen hat:

n So mÅssen die EinkÅnfte im Kalenderjahr zumindest 90% der deutschen Einkommen-
steuer unterliegen

oder

n die EinkÅnfte, die nicht der deutschen Einkommensteuer unterliegen, betragen nicht
mehr als 6.136 EUR

und

n die HÇhe der nicht der deutschen Einkommensteuer unterliegenden EinkÅnfte wird
durch eine Bescheinigung der ausl�ndischen SteuerbehÇrde nachgewiesen.

Hinweis

Die unbeschr�nkte Steuerpflicht hat den Vorteil, dass z.B. die Anwendung des Split-
tingverfahrens nach § 32a Abs. 5 EStG und ein Sonderausgabenabzug fÅr Unterhalts-
leistungen in Betracht kommen.

FÅr StaatsangehÇrige von EU-Staaten (einschließlich Deutsche) oder auch EWR-
StaatsangehÇrige (Europ�ischer Wirtschaftsraum) gilt § 1a EStG wie folgt:

Sind sie nach § 1 Abs. 1 EStG unbeschr�nkt einkommensteuerpflichtig und sind die Vo-
raussetzungen des § 1 Abs. 3 EStG erfÅllt oder sind diese StaatsangehÇrigen nach § 1
Abs. 3 EStG als unbeschr�nkt einkommensteuerpflichtig zu behandeln, kÇnnen sie be-
stimmte VergÅnstigungen in Anspruch nehmen, wie z.B.

n das Realsplitting nach § 10 Abs. 1 Nr. 1 EStG,

n das Ehegattensplitting nach § 32a Abs. 5 EStG und den

n Entlastungsbetrag fÅr Alleinerziehende nach § 24b EStG.

Nach dem Jahressteuergesetz 2008 vom 20.12.2007,1 ist durch eine �nderung des § 1a
EStG das Erfordernis aufgegeben worden, dass nahezu s�mtliche EinkÅnfte der deutschen
Einkommensteuer unterliegen mÅssen, damit der Abzug von Unterhaltsleistungen an ei-
nen im EU/EWR- Ausland lebenden geschiedenen oder dauernd getrennt lebenden Ehe-
partner in Anspruch genommen werden kann. Dies fÅhrt zu einer Gleichstellung von Un-
terhaltsleistungen an einen unbeschr�nkt Einkommensteuerpflichtigen.

2. Beschr�nkte Steuerpflicht

Erzielen natÅrliche Personen, die weder ihren Wohnsitz noch ihren gewÇhnlichen Aufent-
halt in Deutschland haben, inl�ndische EinkÅnfte i.S.d. § 49 EStG, so unterliegen nur die
inl�ndischen EinkÅnfte der Einkommensteuer. Es besteht insoweit die sog. beschr�nkte
Einkommensteuerpflicht.
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Bei den EinkÅnfte i.S.v. § 49 EStG handelt es sich z.B. um
n EinkÅnfte aus einer im Inland betriebenen Land- und Forstwirtschaft,
n EinkÅnfte aus Gewerbebetrieb, fÅr den im Inland eine Betriebsst�tte unterhalten wird

oder ein st�ndiger Vertreter bestellt ist.

Hinweis

Besteht w�hrend des Kalenderjahres sowohl eine unbeschr�nkte als auch eine be-
schr�nkte Einkommensteuerpflicht, sind die w�hrend der beschr�nkten Einkommen-
steuerpflicht erzielten inl�ndischen EinkÅnfte in eine Veranlagung zur unbeschr�nkten
Einkommensteuerpflicht einzubeziehen.

3. Erweiterte Steuerpflicht im Falle des
Wegzuges/Wegzugbesteuerung

Bei einem Wohnsitzwechsel in niedrig besteuerte Gebiete gibt es die sog. erweiterte Steu-
erpflicht im Falle des Wegzugs (europarechtlich hÇchst bedenklich, vergleichbare belgi-
sche Regelung europarechtswidrig). Diese wird in den §§ 2 und 5 des Außensteuergeset-
zes geregelt.

III. Veranlagungsarten

1. Einzelveranlagung

Grunds�tzlich sind Steuerpflichtige einzeln zu veranlagen. Dies ergibt sich aus § 25
Abs. 1 EStG. Die Einkommensteuer wird nach Ablauf des Kalenderjahres – also dem Ver-
anlagungszeitraum – nach dem Einkommen veranlagt bzw. festgesetzt, dass der Steuer-
pflichtige in diesem Veranlagungszeitraum bezogen hat.

Auf die Einzelveranlagung ist grunds�tzlich die Grundtabelle anzuwenden.

Eine Einzelveranlagung hat zu erfolgen fÅr:
n ledige Steuerpflichtige,
n verwitwete Steuerpflichtige,
n geschiedene Steuerpflichtige,
n Ehepartner, bei denen einer oder beide nicht unbeschr�nkt steuerpflichtig ist bzw.

sind,
n Ehepartner, die dauernd getrennt leben

n Ausnahmeregelung

Wenn F�lle des § 32a Abs. 6 EStG vorliegen, gelangt die Splittingtabelle zur Anwendung.
Hierbei handelt es sich um F�lle verwitweter Steuerpflichtiger bzw. Steuerpflichtiger,
dessen Ehe in dem Kalenderjahr, in dem Einkommen bezogen wird, aufgelÇst worden ist
und bei denen weitere Voraussetzungen erfÅllt sein mÅssen.

2. Steuerliche Veranlagung von Ehepartnern/Wahlrecht

Ehepartner kÇnnen unter bestimmten Voraussetzungen ein Wahlrecht ausÅben, und zwar
zwischen:
n der Zusammenveranlagung nach § 26b EStG,
n der getrennten Veranlagung nach § 26a EStG oder
n der besonderen Veranlagung fÅr das Jahr der Eheschließung nach § 26c EStG

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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Folgende Voraussetzungen mÅssen nach § 26 Abs. 1 S. 1 EStG vorliegen:
n Es muss sich um Ehepartner handeln,
n beide Ehepartner mÅssen unbeschr�nkt steuerpflichtig i.S.d. § 1 Abs. 1, Abs. 2 oder

§ 1a EStG sein,
n die Ehepartner dÅrfen nicht dauernd getrennt leben

und
n die Voraussetzungen mÅssen alle zu irgendeinem Zeitpunkt des Veranlagungszeitrau-

mes vorgelegen haben.

Hinweis

Es genÅgt, wenn alle Voraussetzungen an einem einzigen Tag im Veranlagungszeit-
raum vorgelegen haben. Im Einzelfall ist jeweils zu prÅfen, welche Veranlagungsart
am gÅnstigsten ist.

a) Zusammenveranlagung, § 26b EStG

Liegen die vorgenannten Voraussetzungen vor, haben die Ehepartner nach § 26 Abs. 2
EStG die Wahl, sich fÅr die Zusammenveranlagung zu entscheiden.

Die hierfÅr erforderlichen Erkl�rungen sind beim Finanzamt schriftlich oder zu Protokoll
abzugeben, wobei die schriftliche Erkl�rung durch Ankreuzen des entsprechenden Feldes
auf der gemeinsamen Einkommensteuererkl�rung erfolgt.2

Nach § 26 Abs. 3 EStG wird unterstellt, dass die Ehepartner die Zusammenveranlagung
w�hlen, wenn keine dieser Erkl�rungen abgegeben wird.

n Wie erfolgt eine Zusammenveranlagung?

Zun�chst werden die EinkÅnfte fÅr jeden Ehepartner gesondert ermittelt und anschließend
zusammengerechnet.

Von der Summe der EinkÅnfte an bis zum zu versteuernden Einkommen bilden die Ehe-
partner eine Einheit. Es erfolgt dann keine gesonderte Ermittlung mehr (R 26 b Abs. 1
EStR 2005 und H 26 b, gesonderte Ermittlung der EinkÅnfte EStH).

Beispiel

Ehemann M erzielt 2007 als Arbeitnehmer Einnahmen in HÇhe von 44.000 EUR, Ehe-
frau F dagegen in HÇhe von 40.000 EUR.

LÇsung

Die Summe der EinkÅnfte wird wie folgt ermittelt:

EinkÅnfte aus nichtselbstst�ndiger Arbeit (§ 19)

Ehemann:
Einnahmen 44.000 EUR
- Arbeitnehmer-Pauschbetrag - 920 EUR 43.080 EUR
Ehefrau:
Einnahmen 40.000 EUR
- Arbeitnehmer-Pauschbetrag - 920 EUR 39.080 EUR
= Summe der EinkÅnfte 82.160 EUR
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Die EinkÅnfte werden erst fÅr jeden Ehegatten gesondert ermittelt (43.080 EUR/
39.080 EUR) und anschließend zusammengerechnet (82.160 EUR).

Ab der „Summe der EinkÅnfte“ an bis zum „zu versteuernden Einkommen“ bilden
die Ehegatten eine Einheit, d.h. von der „Summe der EinkÅnfte“ an erfolgt keine ge-
sonderte Ermittlung mehr. Die Splittingtabelle wird angewendet.

Hinweis

Der Splittingtarif betr�gt das Zweifache des Steuertarifs, der sich fÅr die H�lfte des
gemeinsam zu versteuernden Einkommens der Ehepartner ergibt (vgl. unter Einkom-
mensteuertarif).

n Zusammenveranlagung trotz Wahl der getrennten Veranlagung/Ausnahme

Nach § 26 Abs. 2 EStG sind die Ehepartner grunds�tzlich nur dann getrennt zu veranla-
gen, wenn einer der Ehepartner die Zusammenveranlagung und der andere Ehepartner die
getrennte Veranlagung w�hlt. Dies gilt allerdings nicht, wenn der Ehepartner, der die ge-
trennte Veranlagung gew�hlt hat, keine eigenen EinkÅnfte erzielt hat oder wenn seine
EinkÅnfte so gering sind, dass keine Einkommensteuerfestsetzung stattfindet bzw. seine
EinkÅnfte keinem Steuerabzug zu unterwerfen sind (R 26 Abs. 3 EStR 2005). In diesem
Fall ist auch keine Einzelveranlagung mÇglich. Die Ehepartner sind zusammen zu ver-
anlagen!

n Zustellung bei Getrenntleben

Haben die Eheleute keine gemeinsame Anschrift mehr, muss eine gesonderte Ausfer-
tigung des Bescheides an jeden Ehegatten bekannt gegeben werden.

Ansonsten wird der Bescheid nicht wirksam (§§ 122, 124 AO).

n Gesamtschuldnerschaft

Bei einer Zusammenveranlagung sind die Ehepartner hinsichtlich der Steuerschuld Ge-
samtschuldner i.S.v. § 44 AO.

n Wahl der getrennten Veranlagung vor Bestandskraft/RÅckwirkendes Ereignis

Wurden die Ehepartner zusammen zur Einkommensteuer veranlagt und w�hlt ein Ehe-
partner vor Bestandskraft des ihm gegenÅber ergangenen Bescheides die getrennte Ver-
anlagung, sind die Ehepartner auch dann getrennt zur Einkommensteuer zu veranlagen,
wenn der gegenÅber dem anderen Ehepartner ergangene Zusammenveranlagungsbescheid
bereits bestandskr�ftig geworden ist. Der Antrag auf getrennte Veranlagung stellt nach
Ansicht des Bundesfinanzhofes hinsichtlich des gegenÅber dem anderen Ehepartner er-
gangenen Zusammenveranlagungsbescheides ein rÅckwirkendes Ereignis dar. Die dem-
entsprechend erneut in Lauf gesetzte Festsetzungsfrist beginnt mit Ablauf des Kalender-
jahres, in dem der Antrag auf getrennte Veranlagung gestellt wird.3

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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n Festsetzungsverj�hrung

Im Falle der Zusammenveranlagung ist die Frage, ob Festsetzungsverj�hrung eingetreten
ist, fÅr jeden Ehepartner gesondert zu prÅfen.4

n Zustellung

Nach § 155 Abs. 3 S. 1 AO ist es im Fall der Zusammenveranlagung von Ehepartnern zu-
l�ssig, zusammengefasste Steuerbescheide zu erlassen. Es handelt sich um zwei Beschei-
de, die nur aus Zweckm�ßigkeitsgrÅnden zusammen gefasst sind. Dabei wird davon aus-
gegangen, dass die Ehepartner sich mit der Abgabe einer gemeinsamen Steuererkl�rung
gegenseitig auch fÅr die Entgegennahme, bzw. Zustellung des Einkommensteuerbeschei-
des bevollm�chtigt haben. Dies gilt jedoch dann nicht, wenn die Steuererkl�rung nicht
von beiden Ehepartnern unterschrieben wird. Wenn einer der Ehepartner nicht voll ge-
sch�ftsf�hig ist, muss der Bescheid, soweit es diesen Ehepartner betrifft, dessen gesetzli-
chem Vertreter bekannt gegeben werden.5

n Europarecht/Zusammenveranlagung bei GrenzÅberschreitung in der EU

Nach Ansicht des EuGH in seinem Urteil vom 27.1.2007,6 verbietet Art. 52 aF EGV (jetzt
Art. 43 EGV nF/Europ�ischer Gemeinschaftsvertrag), dass einem gebietsans�ssigen Steu-
erpflichtigen von dem Staat, in dem er wohnt, eine Zusammenveranlagung mit seinem
Ehepartner, von dem er nicht getrennt lebt und der in einem anderen Mitgliedstaat wohnt,
mit der BegrÅndung zu versagen, er habe in dem anderen Mitgliedstaat
n sowohl mehr als 10 % der gemeinsamen EinkÅnfte
n als auch mehr als 24.000 DM erzielt,

wenn die EinkÅnfte, die der Ehepartner in dem anderen Mitgliedstaat erzielt, dort nicht
der Einkommensteuer unterliegen.

b) Familienrechtliche Probleme bei der
Zusammenveranlagung/Zustimmungsverpflichtung

Nach st�ndiger Rechtsprechung des BGH7 folgt aus § 1353 Abs. 1 S. 2 BGB die Ver-
pflichtung des Ehepartners, einer von dem anderen Ehepartner gewÅnschten gemein-
samen Veranlagung zur Einkommensteuer zuzustimmen, wenn
n sich dadurch die Steuerschuld des anderen Ehepartners verringert,
n der auf Zustimmung in Anspruch genommene aber keiner zus�tzlichen steuerlichen

Belastung ausgesetzt wird.

n Verringerung der Steuerschuld

Infolge der Zusammenveranlagung muss sich eine geringere Steuerschuld bei dem Zu-
stimmungsbegehrenden ergeben.
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182 und Urt. v. 23.5.2007, FamRZ 2007,1229; FF 2007, 253 ff.

24

25

26

27

28



n Keine zus�tzliche steuerliche Belastung

Ferner kommt es darauf an, ob der zur Zustimmung Verpflichtete einer zus�tzlichen steu-
erlichen Belastung ausgesetzt wird, die dieser nach den gegebenen Umst�nden sonst nicht
zu tragen h�tte.

n Wann ist nach der BGH-Rechtsprechung von einer zus�tzlichen Belastung
auszugehen?

Weil bei einer Zusammenveranlagung die Eheleute als Gesamtschuldner nach § 44 Abs. 1
AO fÅr die festgesetzten Steuern zu gleichen Anteilen zu haften, besteht nach Ansicht des
BGH (vgl Rn 31) generell im Innenverh�ltnis eine Ausgleichspflicht nach § 426 Abs. 1
S. 1 BGB, allerdings nur, soweit nichts anderes bestimmt ist.

Eine anderweitige Bestimmung kann sich aus dem Gesetz, einer Vereinbarung, dem In-
halt und Zweck des Rechtsverh�ltnisses oder der Natur der Sache, also aus einer besonde-
ren Gestaltung des tats�chlichen Geschehens, ergeben.

Hieraus folgt:

FÅr einen RÅckgriff auf die allgemeinen, aus dem Wesen der Ehe folgenden Rechtspflich-
ten ist bereits dann kein Raum mehr, wenn die Ehepartner eine ausdrÅckliche oder kon-
kludente Vereinbarung getroffen haben, aus der sich eine Regelung fÅr die Nutzung steu-
erlicher Vorteile im Wege der gemeinsamen Veranlagung herleiten l�sst. Eine ausdrÅck-
liche oder konkludente Vereinbarung ist also vorrangig.

Eine abweichende Aufteilung kann sich aber auch aus den gÅterrechtlichen Beziehungen
ergeben, wonach jeder der Ehepartner fÅr den Teil der Steuerschuld aufzukommen hat,
der auf seine EinkÅnfte entf�llt. Aber auch dieser Maßstab kann von einer anderweitigen
Bestimmung i.S.v. § 426 Abs. 1 S. 1 BGB Åberlagert sein, z.B. durch eine bisherige Hand-
habung im Lohnsteuerabzugsverfahren und die Wahl der Steuerklassen III und V, um mo-
natlich mehr bare Geldmittel zur gemeinsamen VerfÅgung zu haben. Dies gilt jedoch ggf.
nur fÅr die Zeit bis zur Trennung, weil nach Aufhebung der ehelichen Lebensgemein-
schaft grunds�tzlich kein Anlass mehr besteht, an einer frÅheren �bung festzuhalten.8

Hieraus folgt weiter, dass grunds�tzlich nicht die Zustimmung zur Zusammenveranlagung
davon abh�ngig gemacht werden darf, dass der Mehrbetrag, der nach der Steuerklasse V
im Vergleich zur Besteuerung bei getrennter Veranlagung bis zur Trennung geleistet wor-
den ist, als zus�tzliche steuerliche Belastung ersetzt wird. Etwas anderes gilt dann, wenn
die Eheleute sich eine RÅckforderung fÅr den Fall der Trennung vorbehalten haben. Mit
dem Scheitern der Ehe und der Trennung der Ehepartner ist von einer grundlegenden Ver-
�nderung der Verh�ltnisse auszugehen.9

Hier ist zu differenzieren:

Wird kein Trennungsunterhalt gezahlt, besteht z.B. fÅr den Ehepartner mit der ungÅns-
tigeren Steuerklasse kein Grund mehr, seine damit verbundenen Nachteile hinzunehmen.

Jeder Ehepartner hat vielmehr nach dem allgemeinen Grundsatz nur fÅr die Steuern auf-
zukommen, die auf sein Einkommen entfallen.

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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8 BGH FamRZ 2007, 1229, 1230.
9 BGH FamRZ 2006, 1178, 1180.
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Diese Grunds�tze gelten allerdings nicht, wenn Unterhalt gezahlt wird, weil der Zustim-
mungsverpflichtete am Gesamteinkommen, das auch durch Steuerzahlungen/-erstattun-
gen gepr�gt wird, partizipiert.

Hinweis

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass eine auszugleichende zus�tzliche
steuerliche Belastung generell erst nach dem Scheitern der Ehe und der Trennung der
Ehepartner vorliegen kann.

n Verpflichtung zum Nachteilsausgleich/Umfang des auszugleichenden
steuerlichen Nachteils

Wegen steuerlicher Nachteile kann die Zustimmung zur Zusammenveranlagung davon
abh�ngig gemacht werden, dass der Zustimmende so gestellt wird, als w�re fÅr die Zeit
nach der Trennung eine getrennte steuerliche Veranlagung durchgefÅhrt worden.

Der steuerliche Nachteil, der auszugleichen ist, richtet sich allerdings danach, ob fÅr die
Zeit nach der Trennung Ehegattenunterhalt gezahlt worden ist oder nicht.

Hat der Zustimmungsverpflichtete mit der ungÅnstigeren Steuerklasse an dem Gesamt-
einkommen durch den Trennungsunterhalt partizipiert, ist er keiner zus�tzlichen Belas-
tung ausgesetzt und kann grunds�tzlich keinen zus�tzlichen Nachteilsausgleich verlangen
und hiervon die Zustimmung abh�ngig machen.

Ist dagegen kein Trennungsunterhalt gezahlt worden, ist dem Zustimmungspflichtigen ein
Nachteil entstanden, den er durch eine getrennte Veranlagung h�tte vermeiden kÇnnen.

Er ist folglich so zu stellen, als w�re fÅr die Zeit nach der Trennung eine getrennte Ver-
anlagung durchgefÅhrt worden.10 Ein weitergehender Ausgleich kommt nicht in Be-
tracht.11 Nach Ansicht des BGH besteht fÅr den zustimmenden Ehepartner kein Anspruch
auf Teilhabe an der Steuerersparnis, sondern nur ein steuerlicher Nachteilausgleichs-
anspruch!

n Nachteil durch Verlust des Verlustausgleichs?

Ob sich aus den zuvor dargestellten Grunds�tzen zur Zustimmungserteilung zur Zusam-
menveranlagung auch die Berechtigung eines Ehepartners herleiten l�sst, die vom ande-
ren Ehepartner begehrte Zustimmung zur gemeinsamen Veranlagung auch dann zu ver-
weigern, wenn ihm durch die gemeinsame Veranlagung fÅr den Veranlagungszeitraum
keine steuerlichen Nachteile entstehen, ist noch nicht hÇchstrichterlich entschieden wor-
den. Dem Zustimmenden wird gegebenenfalls die Chance genommen, die von ihm im
Veranlagungszeitraum erwirtschafteten Verluste im Wege des Verlustvortrages gem�ß
§ 10b Abs. 2 EStG von etwaigen kÅnftigen Einnahmen in Abzug zu bringen. In seiner
Entscheidung vom 25.6.2003 hat der BGH dies als zweifelhaft angesehen, jedoch nicht
abschließend darÅber entschieden.12
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10 BGH FamRZ 2006, 1178, 1180.
11 BGH FamRZ 2007, 1229, 1230, 1231.
12 Vgl. BGH, Urt. v. 25.6.2003, FamRZ 2003, 1454 ff.
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n Zust�ndigkeit fÅr die PrÅfung, ob die steuerlichen Voraussetzungen der
Zusammenveranlagung vorliegen

Bei der Geltendmachung des Anspruchs auf Zusammenveranlagung obliegt es nicht den
ordentlichen Gerichten zu prÅfen, ob die steuerlichen Voraussetzungen fÅr eine Zusam-
menveranlagung vorliegen. Diese PrÅfung, ob beide Ehepartner unbeschr�nkt einkom-
mensteuerpflichtig sind und im Veranlagungszeitraum nicht dauernd getrennt gelebt ha-
ben, obliegt vielmehr allein den FinanzbehÇrden.

Hinweis

In einem Scheidungsverfahren zum Getrenntleben getroffene Feststellungen i.S.v.
§ 1565 BGB sind fÅr die steuerliche Beurteilung nicht unbedingt bindend.13

n Tatbestand des Getrenntlebens nach Ansicht des BGH

Ein dauerndes Getrenntleben ist nach Ansicht des Bundesgerichtshofs anzunehmen,
wenn die zum Wesen der Ehe gehÇrende Lebens- und Wirtschaftsgemeinschaft nach dem
Gesamtbild der Verh�ltnisse auf Dauer nicht mehr besteht. Dabei ist unter Lebens-
gemeinschaft die r�umliche, persÇnliche und geistige Gemeinschaft der Ehepartner und
unter Wirtschaftsgemeinschaft die gemeinsame Erledigung der die Ehegatten gemein-
sam berÅhrenden wirtschaftlichen Fragen ihres Zusammenlebens zu verstehen. Nach dem
BGH rechtfertigt nicht allein die bloße r�umliche Trennung der Ehepartner fÅr sich die
Annahme, sie lebten i.S.d. § 26 Abs. 1 S. 1 EStG dauernd voneinander getrennt. Wesentli-
che Bedeutung kommt seiner Ansicht nach vielmehr dem Gesichtspunkt zu, ob trotz an-
dauernder r�umlicher Trennung noch die eheliche Wirtschaftsgemeinschaft aufrecht er-
halten bleibt.14

In der Regel sind die Angaben der Ehepartner, sie lebten nicht dauernd getrennt, anzuer-
kennen, es sei denn, dass die �ußeren Umst�nde das Bestehen einer ehelichen Lebens-
und Wirtschaftsgemeinschaft fraglich erscheinen lassen.15

n Wiederherstellung der ehelichen Lebensgemeinschaft

Zur Wiederherstellung der ehelichen Lebensgemeinschaft im Sinne eines nicht dauernd
Getrenntlebens mÅssen die Eheleute nach einer dauernden Trennung erneut regelm�ßig
mindestens einen Monat im gemeinsamen Haushalt zusammenleben.16

c) Zusammenveranlagung im Insolvenzfall/Wahlrecht

Nach § 80 Abs. 1 InsO geht durch die ErÇffnung eines Insolvenzverfahrens das Recht des
Schuldners, das zur Insolvenzmasse gehÇrende VermÇgen zu verwalten und darÅber zu
verfÅgen, auf den Insolvenzverwalter Åber. Hinsichtlich des insolvenzfreien VermÇgens
verbleibt dem Schuldner das Verwaltungs- und VerfÅgungsrecht. Insolvenzfreies Ver-
mÇgen sind nicht-vermÇgensrechtliche Rechte, wie rein familienrechtliche AnsprÅche
oder sonstige hÇchstpersÇnliche, nicht Åbertragbare und somit nicht pf�ndbare Rechte,
z.B. Recht auf Ehescheidung, Vereinsmitgliedschaftsrechte. Da der von der Insolvenz be-
troffene Ehepartner als Insolvenzschuldner aber weiterhin steuerpflichtig bleibt, wird er
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13 BFH BStBl II 1986, 486.
14 BGH FamRZ 2005, 182.
15 Zum „richtigen“ Trennungszeitpunkt in familien- und steuerrechtlicher Hinsicht vgl. auch Meyer-GÇtz, FF

2008, 150 ff.
16 FG NÅrnberg, Urt. v. 7.3.2005, DStRE 2005, 93.
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durch den Insolvenzverwalter bzw. Treuh�nder bei der ErfÅllung seiner steuerlichen
Pflichten nach §§ 80 Abs. 1 InsO, 34 Abs. 3 AO vertreten. Auch geht mit der ErÇffnung
des Insolvenzverfahrens nach Ansicht der Finanzrechtsprechung das Veranlagungswahl-
recht nach § 26 Abs. 2 EStG auf den Insolvenzverwalter Åber.17 Bei dem Recht der Wahl-
rechtsausÅbung handelt es sich nach Ansicht der Rechtsprechung nicht um ein hÇchstper-
sÇnliches Recht, sondern um ein vermÇgensrechtliches Verwaltungsrecht. Hierbei ist kei-
ne Abgrenzung zwischen den EinkÅnften, die vor und nach der VerfahrenserÇffnung
erzielt worden sind, vorzunehmen.18

Eine gesonderte Festsetzung wird nicht vorgesehen und der Schuldner ist trotz der Insol-
venzerÇffnung einheitlich zu veranlagen.19

Hinweis

Dies gilt auch fÅr Veranlagungszeitr�ume, die bereits vor der InsolvenzerÇffnung lie-
gen.

�bt der Insolvenzverwalter das Wahlrecht nach § 26 Abs. 3 S. 2 EStG aus, kÇnnen, wenn
der Ehepartner des Schuldners eigene EinkÅnfte hat, diese mit den EinkÅnften des Insol-
venzschuldners bzw. mit den EinkÅnften der Insolvenzmasse gemeinsam der Besteuerung
zugefÅhrt werden.

Durch die Zusammenveranlagung wird ein Verlustausgleich zwischen den positiven und
negativen EinkÅnften des Schuldners und seines Ehepartners erreicht.

Nur wenn der Insolvenzverwalter ausdrÅcklich einer Zusammenveranlagung wider-
spricht, scheidet diese Veranlagungsart aus.

Hinweis

Hat der Insolvenzschuldner insolvenzfreie EinkÅnfte, wie z.B. bei EinkÅnften aus
nichtselbstst�ndiger T�tigkeit unter der Pf�ndungsfreigrenze des § 850c Abs. 1 ZPO,
ist auch der Schuldner berechtigt, einer Zusammenveranlagung zu widersprechen,
weil nach § 36 Abs. 1 InsO Gegenst�nde, die nicht der Zwangsvollstreckung unterlie-
gen, nicht, s.o., zur Insolvenzmasse gehÇren.

n Anspruch auf Zusammenveranlagung im Insolvenzfall?

Nach Ansicht des LG Dortmund20 kann der nicht von der Insolvenz betroffene Ehepartner
bei ErÇffnung des Insolvenzverfahrens nicht von dem Insolvenzverwalter bzw. Treuh�n-
der die Zustimmung zur gemeinsamen steuerlichen Veranlagung gegenÅber dem Finanz-
amt verlangen, ohne einen Nachteilsausgleich zur getrennten Veranlagung anzubieten.

Auch der BGH21 stellt zu dem zuvor genannten Urteil des LG Dortmund fest, dass sich
die Verpflichtung des Insolvenzverwalters ausschließlich nach den eherechtlichen An-
sprÅchen (§ 1353 BGB) richtet. Eine Zustimmung muss nur Zug um Zug gegen die
bindende Zusage erfolgen, dem nicht von der Insolvenz betroffenen Ehepartner die ge-
genÅber der getrennten Veranlagung entstehenden Nachteile auszugleichen.
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17 FG MÅnster, Beschluss v. 7.12.2006; ZInsO 2007, 383; ebenso sieht es der BGH in seinem Urt. v. 24.5.2007,
IX ZR 8/06, NJW 2007, 2556 ff.; NZI 2007, 455; FamRB 2007, 334 ff.

18 BFH ZIP 1994, 1286 ff.
19 Braun, InsO, a.a.O., § 39 Rn 29.
20 LG Dortmund ZInsO 2007, 110; ZVI 2007, 255.
21 BGH FamRB 2007, 334 ff.
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n Verzicht auf den Nachteilsausgleich im Insolvenzfall

Ob im Insolvenzfall ein Verzicht auf diesen Anspruch, auch konkludent, zul�ssig ist, wur-
de in dem vorgenannten Urteil nicht entschieden. Fraglich erscheint auch, wie der von
der Insolvenz nicht betroffene Ehepartner seinen Anspruch auf Nachteilsausgleich reali-
sieren soll. Ist er Insolvenzgl�ubiger i.S.v. § 38 InsO oder handelt es sich um eine Masse-
verbindlichkeit nach § 55 InsO? Dem nicht von der Insolvenz betroffenen Ehepartner
muss es deshalb freistehen, die getrennte Veranlagung zu w�hlen.

d) Rechtsweg zur Durchsetzung der Zusammenveranlagung

Der Anspruch des Ehepartners auf Zustimmung zu einer Zusammenveranlagung, ist vor
dem ordentlichen Gericht durchzusetzen (Achtung: �nderung im FamFG geplant!).

Die Klage auf Zustimmung zur Zusammenveranlagung betrifft keine Familiensache, son-
dern gehÇrt noch in die Zust�ndigkeit der ordentlichen Zivilgerichte gem�ß § 23 Abs. 1
Nr. 6 GVG.22

Entsprechendes gilt nach Ansicht des OLG Hamm auch fÅr eine Klage auf Schadenersatz
wegen Verweigerung der Zustimmung.23

Hinweis

Erfolgt die Wahl der Veranlagung nicht zu Protokoll beim Finanzamt, ist in der Ein-
kommensteuererkl�rung 2007 in Zeile 19 S. 1 durch Ankreuzen des entsprechenden
Feldes die Wahl zu treffen.

e) Getrennte Veranlagung, § 26a EStG

Nach § 26 Abs. 2 EStG erfolgt die getrennte Veranlagung, wenn einer der Ehepartner die
getrennte Veranlagung w�hlt! Dies gilt dann nicht, wenn der Ehepartner, der die getrennte
Veranlagung w�hlt, keine eigenen EinkÅnfte erzielt hat oder wenn seine EinkÅnfte so ge-
ring sind, dass keine Einkommensteuerfestsetzung stattfindet bzw. seine EinkÅnfte kei-
nem Steuerabzug zu unterwerfen sind (R 26 Abs. 3 EStR 2005).

Bei einer getrennten Veranlagung ist die Grundtabelle anzuwenden.

Die Steuern der Ehepartner werden in getrennten Steuerbescheiden festgesetzt.

Es tritt keine Gesamtschuldnerschaft der Ehepartner ein, wie dies bei der Zusammen-
veranlagung die Folge ist.

Hinweis

Erfolgt die Wahl nicht zu Protokoll beim Finanzamt, ist in der Einkommensteuerer-
kl�rung 2007 in Zeile 19 des Mantelbogens S. 1 durch Ankreuzen des entsprechenden
Feldes die Wahl zu treffen.
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22 U.a. OLG Naumburg FamRZ 2000, 165; BGH FamRZ 2005, 182.
23 Vgl. OLG Hamm FamRZ 1991, 1070.
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f) Besondere Veranlagung im Jahr der erneuten Eheschließung, § 26c
EStG

Nach § 26c EStG kann eine besondere Veranlagung bei erneuter Eheschließung erfolgen.
Sie wird durchgefÅhrt, wenn die vier oben genannten Voraussetzungen des § 26 Abs. 1
S. 1 EStG vorliegen und beide Ehepartner sie w�hlen.

Die Ehepartner werden bei der besonderen Veranlagung nach § 26c Abs. 1 S. 1 EStG so
behandelt, als h�tten sie die Ehe nie geschlossen. Sie werden – ebenso wie bei der ge-
trennten Veranlagung – wie zwei Einzelpersonen behandelt.

Grunds�tzlich wird in diesem Fall das Einkommen nach der Grundtabelle versteuert. Al-
lerdings kann bei Verwitweten und Geschiedenen ggf. die Splittingtabelle angewendet
werden (§ 32a Abs. 6 Nr. 2 EStG).

Hinweis

Es muss – ebenso wie bei den anderen Veranlagungsarten – stets geprÅft werden, wel-
che Veranlagungsart fÅr welchen Ehepartner am gÅnstigsten ist!

Beispiel

M war bis April 2006 mit F1 verheiratet. F1 ist am 12.5.2006 verstorben.

Am 8.11.2007 heiratet M die F2. Beide Eheleute w�hlen fÅr den Veranlagungszeit-
raum der Eheschließung, also 2007, die besondere Veranlagung.

LÇsung

M und F2 sind so zu behandeln, als ob sie die Ehe nie geschlossen h�tten (§ 26c
Abs. 1 S. 1 EStG).

Wie bei der getrennten Veranlagung werden sie wie zwei Einzelpersonen behandelt.

Im Gegensatz zur getrennten Veranlagung, bei der die Grundtabelle fÅr beide Einzel-
personen anzuwenden w�re, wird bei der besonderen Veranlagung das Einkommen
des M als ehemals verwitwete Person nach der Splittingtabelle (§ 32a Abs. 6 Nr. 1
EStG) und das Einkommen der F2 als ehemals ledige Person nach der Grundtabelle
versteuert.

Hinweis

Erfolgt die Wahl nicht zu Protokoll beim Finanzamt, ist in der Einkommensteuerer-
kl�rung 2007 in Zeile 19 des Mantelbogens S. 1 durch Ankreuzen des entsprechenden
Feldes die Wahl zu treffen.

IV. EinkÅnfte

1. Gewinn- und �berschusseinkÅnfte/Liebhaberei

Nach § 2 Abs. 2 EStG unterscheidet man zwischen GewinneinkÅnften und �berschussein-
kÅnften, d.h. dem �berschuss der Einnahmen Åber die Werbungskosten.

GewinneinkÅnfte sind:
n EinkÅnfte aus Land- und Forstwirtschaft nach § 13 EStG
n EinkÅnfte aus Gewerbebetrieb nach § 15 EStG
n EinkÅnfte aus selbstst�ndiger Arbeit nach § 18 EStG
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�berschusseinkÅnfte sind:
n EinkÅnfte aus nichtselbstst�ndiger Arbeit nach § 19 EStG
n EinkÅnfte aus KapitalvermÇgen nach § 20 EStG
n EinkÅnfte aus Vermietung und Verpachtung nach § 21 EStG
n Sonstige EinkÅnfte i.S.d. § 22 EStG

Man spricht von Verlust oder negativen EinkÅnften, wenn sich ein negativer Betrag er-
gibt.

n Liebhaberei

Beabsichtigen Steuerpflichtige langfristig keinen Gewinn bzw. keinen �berschuss zu er-
zielen, spricht man von Liebhaberei (Hobby).

Das Institut der Liebhaberei wird im Steuerrecht herangefÅhrt zur �berprÅfung der Frage,
ob negative EinkÅnfte mit positiven EinkÅnften verrechnet oder ausgeglichen werden
kÇnnen.

Diese Fragestellung ist natÅrlich auch im Unterhaltsrecht von Relevanz, weil steuerlich
nicht abzugsf�hige Verluste auch unterhaltsrechtlich keine Rolle spielen kÇnnen.

Der unterhaltsrechtliche Sachbearbeiter muss sich deshalb stets die Frage stellen, ob eine
steuerrechtliche Liebhaberei vorliegt.

Im Steuerrecht spricht man von Liebhaberei, wenn es an einer Einkunftserzielungsabsicht
fehlt, weil die entsprechenden T�tigkeiten h�ufig auch aus persÇnlicher Neigung (Hobby)
ausgeÅbt werden (subjektives Tatbestandsmerkmal). Neben dieser AusÅbung der T�tig-
keit aus persÇnlicher Neigung muss auch ein objektiver Umstand der mehrj�hrigen Ver-
lusterzielung vorliegen. Das Tatbestandsmerkmal der Gewinnerzielungsabsicht ist in § 15
Abs. 2 EStG normiert und ist ansonsten ungeschriebenes Tatbestandsmerkmal. Typische
Beispiele sind Flugzeuge, Yachten, Ferienh�user und die Jagd.

Rechtsfolge ist das Verbot der Verrechnung mit positiven EinkÅnften.

Beispiel

Ein Steuerberater hatte seine Beratungskanzlei an seine SÇhne Åbertragen und sich
nur Mandate „vorbehalten“, die erfahrungsgem�ß nicht zu Gewinnen fÅhrten.

LÇsung

Erzielt ein Steuerberater Åber einen l�ngeren Zeitraum Verluste und kann nach der
Art der BetriebsfÅhrung nicht davon ausgegangen werden, dass die Kanzlei aus der
Verlustzone herauskommt und nachtr�glich Gewinne erzielt, ist die T�tigkeit als Lieb-
haberei zu bewerten, mit der Folge, dass die Verluste steuerlich nicht anerkannt wer-
den.24

Beispiel

Ein Rechtsanwalt hat Åber 20 Jahre Verluste von Åber einer Million DM erzielt.

LÇsung

„Ein Rechtsanwalt betreibt auch dann seine Kanzlei in Gewinnerzielungsabsicht,
wenn er seit 20 Jahren nur Verluste in HÇhe von insgesamt einer Million DM erzielt.
Denn ein Unternehmen dieser Art ist regelm�ßig nicht dazu bestimmt und geeignet,
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der Befriedigung persÇnlicher Neigungen oder der Erlangung wirtschaftlicher Vorteile
außerhalb der Einkommenssph�re zu dienen“.25

Nach BFH ist die anwaltliche T�tigkeit also kein „VergnÅgen“!

Die Entscheidung ist im Hinblick auf das objektive Tatbestandsmerkmal der Liebhaberei
eindeutig falsch.

Hinweis

Was steuerrechtlich als Liebhaberei einzusch�tzen ist, kann mit positiven EinkÅnften
unterhaltsrechtlich selbstverst�ndlich nicht verrechnet werden. Ob eine Liebhaberei
vorliegt, ist einem ggf vorliegenden BetriebsprÅfungsbericht zu entnehmen. Unabh�n-
gig davon hat bei der Ermittlung des Unterhaltseinkommens eine autonome �berprÅ-
fung durch den Familienrechtler zu erfolgen.

Problematisch ist der Umfang des Prognosezeitraums (z.B. bei der Einkommensart
Vermietung und Verpachtung 30 Jahre). Bei der Einkunftsart Vermietung und Ver-
pachtung ist es zudem auch noch zul�ssig, den Mietzins fÅr Verwandte auf 50 % bis
75 % der ortsÅblichen Miete zu senken, was naturgem�ß leicht zu Verlusten fÅhren
kann. Bei negativer Prognose kann Teilentgeltlichkeit vorliegen.26 Bei der Einkunfts-
art Landwirtschaft und Forsten kann beispielsweise bei einer Aufforstung mit Eichen
erst mit der Abholzung und Nutzbarmachung nach ca. 100 Jahren mit positiven Ein-
kÅnften gerechnet werden.

2. Einnahmen

Der Einkommensteuer unterliegen nur die Einnahmen aus den sieben in § 2 EStG auf-
gefÅhrten Einkunftsarten.

Steuerbar sind folglich nur die Betriebseinnahmen und die Einnahmen im Sinne von
§ 8 EStG, soweit sie also den GewinneinkÅnften bzw. �berschusseinkÅnften zugeordnet
werden kÇnnen. Interessant ist, dass der Begriff der Betriebseinnahmen im EStG nicht
definiert ist.

Aus wirtschafts- und sozialpolitischen GrÅnden sind bestimmte steuerbare Einnahmen
nach § 3 EStG steuerfrei.

Diese sind z.B.:
n Leistungen aus Krankenversicherung, Pflegeversicherung und gesetzlicher Unfallver-

sicherung, wie z.B. auch Renten aus Berufsgenossenschaften (§ 3 Nr. 1a EStG)
n Mutterschaftsgeld nach dem Mutterschutzgesetz (§ 3 Nr. 1d EStG)
n Arbeitslosengeld, Kurzarbeitergeld, Teilarbeitslosengeld, Winterausfallgeld und Ar-

beitslosenhilfe (§ 3 Nr. 2 EStG)
n ZuschÅsse eines Tr�gers der gesetzlichen Rentenversicherung zu Aufwendungen eines

Rentners fÅr seine Krankenversicherung (§ 3 Nr. 14 EStG)
n ReisekostenvergÅtungen und dienstlich veranlasste UmzugskostenvergÅtungen an An-

gestellte im privaten Dienst und Bedienstete des Çffentlichen Dienstes, wenn be-
stimmte Pauschbetr�ge nicht Åberschritten werden (§ 3 Nr. 16 EStG)

n Aufwandsentsch�digungen fÅr nebenberufliche T�tigkeiten als �bungsleiter, Ausbil-
der, Erzieher oder eine vergleichbare nebenberufliche T�tigkeit zur FÇrderung ge-
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meinnÅtziger, mildt�tiger und kirchlicher Zwecke, soweit sie 2.100 EUR als Frei-
betrag im Jahr nicht Åberschreiten.

Hinweis

Eine steuerfreie Aufwandsentsch�digung gibt es auch fÅr Personen, die nebenberuf-
lich die Pflege alter, kranker und behinderter Menschen Åbernommen haben (§ 3
Nr. 26 EStG)

n Werkzeuggeld, d.h. Entsch�digungen fÅr die betriebliche Nutzung von Werkzeugen
eines Arbeitnehmers (§ 3 Nr. 30 EStG)

n unentgeltliche oder verbilligte SammelbefÇrderung eines Arbeitnehmers zwischen
seiner Wohnung und Arbeitsst�tte mit einem vom Arbeitgeber gestellten BefÇr-
derungsmittel (§ 3 Nr. 32 EStG)

n die H�lfte der Dividenden i.S.v. § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG (§ 3 Nr. 40d EStG)

Hinweis

Ab 2009 wird fÅr private Kapitalertr�ge das HalbeinkÅnfteverfahren abgeschafft.

n Vorteile eines Arbeitnehmers aus der privaten Nutzung von betrieblichen Personal-
computern und Telekommunikationsger�ten (§ 3 Nr. 45 EStG)

n Trinkgelder, die anl�sslich einer Arbeitsleistung dem Arbeitnehmer von Dritten frei-
willig und ohne dass ein Rechtsanspruch auf sie besteht, zu dem Betrag gegeben wer-
den, der fÅr diese Arbeitsleistung zu zahlen ist (§ 3 Nr. 51 EStG)

n Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz (§ 3 Nr. 58 EStG)
n Ausgaben des Arbeitgebers fÅr die Zukunftssicherung des Arbeitnehmers z.B. der Ar-

beitgeberanteil zur Sozialversicherung des Arbeitnehmers (§ 3 Nr. 62 EStG)
n Elterngeld nach dem Bundeselterngeldgesetz (§ 3 Nr. 67 EStG).27

3. Aufwand

a) Generelles

Die EinkÅnfte werden dadurch ermittelt, dass von den Betriebseinnahmen und Einnah-
men i.S.d. § 8 EStG bestimmte, mit diesen Einnahmen im wirtschaftlichen Zusammen-
hang stehende Ausgaben, abgezogen werden.

Man spricht von Betriebsausgaben, wenn diese Ausgaben mit den GewinneinkÅnften im
Zusammenhang stehen, anderenfalls bei den �berschusseinkÅnften von Werbungskos-
ten.

Hinweis

Bei der Ermittlung der EinkÅnfte dÅrfen Aufwendungen fÅr die allgemeine Lebens-
fÅhrung entsprechend § 12 EStG bei der Ermittlung der EinkÅnfte nicht abgezogen
werden (vgl Rn 66).

b) Betriebsausgaben

Aufwendungen, die durch den Betrieb veranlasst sind, nennt man Betriebsausgaben (§ 4
Abs. 4 EStG).

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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Nicht alle Betriebsausgaben dÅrfen bei der Ermittlung der EinkÅnfte BerÅcksichtigung
finden.

So sind z.B. folgende Betriebsausgaben nicht abziehbar:
n Aufwendungen fÅr Geschenke an Personen, die nicht Arbeitnehmer der Steuerpflich-

tigen sind.
n Hierunter fallen auch Geschenke an Gesch�ftsfreunde, es sei denn, die
n Anschaffungs- oder Herstellungskosten in einem Wirtschaftsjahr betragen weniger als

35,01 EUR sowie
n Aufwendungen fÅr die Bewirtung von Personen (§ 4 Abs. 5 Nr. 2 EStG)aus gesch�ftli-

chem Anlass, soweit sie 70 % der Aufwendungen Åbersteigen, die nach der allgemei-
nen Verkehrsauffassung als angemessen anzusehen sind.

n Zudem muss die HÇhe und die betriebliche Veranlassung nachgewiesen werden.
Hierzu mÅssen schriftliche Angaben gemacht werden, und zwar
– zum Tag,
– zum Ort,
– zum Teilnehmer,
– zum Anlass der Bewirtung sowie
– zur HÇhe der Aufwendung.
– Erfolgt die Bewirtung in einer Gastst�tte, genÅgt es, wenn Angaben zum Anlass

und zu den Teilnehmern der Bewirtung erfolgen.
– Hierbei ist der Kassenausdruck Åber die Bewirtung beizufÅgen.

Hinweis

Werden diese formalen Voraussetzungen nicht erfÅllt, sind die Aufwendungen steuer-
rechtlich und unterhaltsrechtlich nicht abzugsf�hig.

Weiterhin dÅrfen die folgenden Betriebsausgaben den Gewinn nicht mindern:
n Aufwendungen fÅr G�steh�user, wenn sie sich außerhalb des Ortes eines Betriebes be-

finden
n Aufwendungen fÅr Jagd oder Fischerei, fÅr Segel- oder Motoryachten sowie fÅr �hn-

liche Zwecke und die damit zusammenh�ngenden Bewirtungen
n Mehraufwendungen fÅr Verpflegung, wenn bestimmte Pauschbetr�ge Åberschritten

werden nach § 4 Abs. 5 S. 5 EStG (Abwesenheit von 24 Stunden = 24 EUR, Abwesen-
heit von mindestens 14 Stunden = 12 EUR, Abwesenheit von mindestens 8 Stunden =
6 EUR)

n Aufwendungen fÅr die Wege des Steuerpflichtigen zwischen Wohnung und Betriebs-
st�tte und fÅr Familienheimfahrten, wenn bestimmte Pauschbetr�ge Åberschritten wer-
den

n Aufwendungen fÅr ein h�usliches Arbeitszimmer sowie die Kosten der Ausstattung,
soweit das Arbeitszimmer nicht den Mittelpunkt der gesamten betrieblichen Bet�ti-
gung darstellt

n andere Aufwendungen, wenn sie die LebensfÅhrung des Steuerpflichtigen oder ande-
rer Personen berÅhren, wenn sie nach allgemeiner Verkehrsauffassung unangemessen
sind

n vom Gericht oder einer BehÇrde festgesetzte Geldbußen, Ordnungsgelder und Verwar-
nungsgelder

n Zinsen auf hinterzogene Steuern (§ 235 AO)
n Ausgleichszahlungen nach §§ 14, 17 und 18 KStG
n Schmier- und Bestechungsgelder sowohl im In- als auch im Ausland
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Hinweis

Ab 2008 sind die Gewerbesteuern und die darauf entfallenen Nebenleistungen kei-
ne Betriebsausgaben mehr (§ 4 Abs. 5a EStG).

n Aufwendungen fÅr Steuerpflichtige, die den Gewinn nach § 5a Abs. 1 EStG ermitteln.
n Zuschl�ge nach § 162 Abs. 4 AO (nicht vorgelegte oder nicht verwertbare Aufzeich-

nungen des Steuerpflichtigen).

c) Werbungskosten

Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung der Einnahmen sind Werbungs-
kosten nach § 9 Abs. 1 S. 1 EStG.

Folgende Voraussetzungen mÅssen erfÅllt sein:
n Die Kosten mÅssen zur Erzielung der Einnahmen gemacht werden, wobei Wer-

bungskosten bereits vorliegen kÇnnen, bevor entsprechende Einnahmen erzielt werden
(sog. vorweggenommene Werbungskosten)

und
n die Ausgaben mÅssen zur Sicherung der Einnahmen dienen bzw. zur Erhaltung der

Einnahmen get�tigt werden.

§ 9 EStG z�hlt beispielhaft folgende Aufwendungen auf:
n Schuldzinsen
n Steuern, sonstige Çffentliche Abgaben und Versicherungsbeitr�ge bei Grundbesitz
n Beitr�ge zu Berufst�nden und sonstigen Berufsverb�nden
n Aufwendungen fÅr Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsst�tte (Entfernungspau-

schale ab 21 Kilometern ab 2007)
n Mehraufwendungen, die notwendig sind z.B. bei doppelter HaushaltsfÅhrung
n Aufwendungen fÅr Arbeitsmittel
n Absetzungen fÅr Abnutzung (AfA) sowie Substanzverringerung
n Aufwendungen fÅr ein h�usliches Arbeitszimmer (dies muss ab 2007 den Mittelpunkt

der gesamten beruflichen Bet�tigung bilden, (§ 9 Abs. 5 i.V.m. § 4 Abs. 5 Nr. 6b EStG)

d) Aufwendungen fÅr die private LebensfÅhrung

Keine Betriebsausgaben bzw. Werbungskosten sind Aufwendungen fÅr die Lebens-
fÅhrung.

Hierzu z�hlen in der Regel:
n Aufwendungen fÅr die Ern�hrung
n Aufwendungen fÅr Kleidung
n Aufwendungen fÅr Wohnung
n Repr�sentationsaufwendungen
n Geldstrafen

Hinweis

Privataufwendungen sind steuerlich nur zu berÅcksichtigen, wenn sie im Gesetz aus-
drÅcklich als abzugsf�hig zugelassen werden. Sie stellen dann entweder Sonderaus-
gaben oder außergewÇhnliche Belastungen dar (siehe dort).

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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e) Abgrenzung der Aufwendungen der Lebenshaltungskosten von
Betriebsausgaben bzw. Werbungskosten

H�ufig kommt es zu sog. gemischten Aufwendungen. Diese sind teilweise betrieblich
und teilweise privat veranlasst. Lassen sie sich leicht und einwandfrei trennen, so stellen
sie entweder Betriebsausgaben oder Werbungskosten dar, es sei denn, sie sind von unter-
geordneter Bedeutung.

Bei nicht einwandfreier und leichter Trennung gehÇren die gesamten Betr�ge nach § 12
Nr. 1 EStG zu den nicht abzugsf�higen Ausgaben (R 12.2, S. 3 EStR 2005).

Hinweis

Kosten fÅr die Fahrten zwischen Wohnung und regelm�ßiger Arbeitsst�tte bzw.
Betriebsst�tte werden ab dem Veranlagungszeitraum 2007 grunds�tzlich dem pri-
vaten Bereich und somit den nicht abzugsf�higen Ausgaben zugeordnet (§ 12 EStG).
Eine Ausnahme sieht das Gesetz fÅr Fernpendler und bestimmte behinderte Personen
vor. Diese kÇnnen die Fahrtkosten wie Werbungskosten oder wie Betriebsausgaben
abziehen (§ 4 Abs. 5a und § 9 Abs. 2 EStG). Auch Steuerberaterkosten gehÇren ab
dem 1.1.2006 nicht mehr zu den Sonderausgaben. § 10 Abs. 1 Nr. 6 EStG ist somit
entfallen. Bei den Steuerberaterkosten handelt es sich um gemischte Aufwendungen,
die nur noch als Betriebsausgaben fÅr die Ermittlung der GewinneinkÅnfte oder als
Werbungskosten fÅr die Ermittlung der �berschusseinkÅnfte abgezogen werden kÇn-
nen. Somit sind Steuerberatungskosten, die z.B. fÅr das AusfÅllen bestimmter Steu-
ererkl�rungen (Einkommensteuermantelbogen, Erbschaftsteuererkl�rung) anfallen
oder Beratungen in Kinderfragen (z.B. AusfÅllen der Anlage Kinder) Aufwendungen
der LebensfÅhrung. Sie sind nicht mehr abziehbar. Nach einem BMF-Schreiben vom
21.12.2007,28 erfolgt aber aus VereinfachungsgrÅnden eine Zuordnung bei Aufwen-
dungen fÅr gemischte Steuerberaterkosten bis 100 EUR im Veranlagungszeitraum
zum betrieblichen Bereich.

V. Gewinn-/�berschussermittlungsmethoden

Drei Gewinnermittlungsmethoden werden im Einkommensteuergesetz unterschieden.

Das Einkommensteuergesetz kennt den
n BetriebsvermÇgensvergleich nach § 4 Abs. 1 EStG und § 5 EStG,
n die �berschussrechnung nach § 4 Abs. 3 EStG sowie
n die Gewinnermittlung nach Durchschnittss�tzen.

1. BetriebsvermÇgensvergleich

Nach § 4 Abs. 1 S. 1 EStG ist beim BetriebsvermÇgensvergleich der Gewinn
n der Unterschiedsbetrag zwischen dem BetriebsvermÇgen am Schluss des Wirtschafts-

jahres
+

n dem BetriebsvermÇgen am Schluss des vorangegangenen Wirtschaftsjahres
+

n dem Wert der Entnahmen und
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-
n dem Wert der Einlagen.

Beispiel

Gem�ß Bilanz zum 31.12.2007 betr�gt das BetriebsvermÇgen des Unterhaltschuldners
S, der Gewerbetreibender ist (Schlachtereibetrieb), 100.000 EUR und gem. der Bilanz
zum 31.12.2006 50.000 EUR.

W�hrend des Jahres 2007 hat S fÅr 5.000 EUR Waren (Wurst und Fleischwaren) ent-
nommen und in seinem Haushalt verbraucht.

Als Privateinlage zahlt er 10.000 EUR auf das betriebliche Bankkonto ein.

LÇsung

Der Gewinn von S durch BetriebsvermÇgensvergleich wird wie folgt ermittelt:

BetriebsvermÇgen (BV) am Schluss des Wirtschaftsjahres
(31.12.2007) 100.000 EUR
- BV am Schluss des vorangegangenen Wirtschaftsjahres
(31.12.2006) 50.000 EUR
= Unterschiedsbetrag 50.000 EUR
+ Entnahme 5.000 EUR
- Einlage - 10.000 EUR
= Gewinn aus Schlachterei (Gewerbebetrieb) 2007 45.000 EUR

Eine Pflicht zur Feststellung des BetriebsvermÇgensvergleichs ergibt sich aus handels-
rechtlichen und/oder steuerrechtlichen BuchfÅhrungsvorschriften.29

§ 141 AO regelt, dass gewerbliche Unternehmer sowie Land- und Forstwirte – die han-
delsrechtlich nicht verpflichtet sind, BÅcher zu fÅhren – JahresabschlÅsse erstellen mÅs-
sen, wenn
n ihre Ums�tze mehr als 500.000 EUR im Kalenderjahr

oder
n ihr Gewinn aus Gewerbebetrieb/Landwirtschaft und Forsten mehr als 50.000 EUR im

Wirtschaftsjahr

oder
n die selbstbewirtschafteten land- bzw forstwirtschaftlichen Fl�chen mit einem Wirt-

schaftswert von mehr als 25.000 EUR nach § 26 BewG

betragen.

Hinweis

Eine Ausnahme gilt bei selbstst�ndig T�tigen i.S.d. § 18 EStG, weil diese Personen
nicht buchfÅhrungspflichtig iSd § 140f EStG sind.

a) EinkÅnfte aus Land- und Forstwirtschaft (§ 13 EStG)

Unter Land- und Forstwirtschaft versteht man die planm�ßige Nutzung der natÅrlichen
Kr�fte des Bodens zur Erzeugung von Pflanzen und Tieren sowie der Verwertung der da-
durch selbst gewonnenen Erzeugnisse (R 15.5 Abs. 1 S. 1 EStR 2005).

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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Jeweils nach dem Gesamtbild der Verh�ltnisse ist zu entscheiden, ob eine land- oder
forstwirtschaftliche T�tigkeit des Steuerpflichtigen vorliegt.

n Unterscheidungsmerkmale

Folgende Arten der EinkÅnfte aus Land- und Forstwirtschaft sind nach

§ 13 Abs. 1 EStG zu unterscheiden:
n EinkÅnfte aus dem Betrieb von Landwirtschaft, Forsten, Weinbau, Gartenbau und aus

allen Betrieben, die Pflanzen und Pflanzenteile mit Hilfe der Naturkr�fte gewinnen
(§ 13 Abs. 1 Nr. 1 S. 1 EStG)

n EinkÅnfte aus Viehzucht und der Tierhaltung (§ 13 Abs. 1 Nr. 1 S. 2 EStG)
n EinkÅnfte aus der sonstigen land- und forstwirtschaftlichen Nutzung i.S.d. § 62 BewG,

wie z.B. Binnenfischerei, Teichwirtschaft, Fischzucht, Imkerei, Wandersch�ferei und
Saatzucht (§ 13 Abs. 1 Nr. 2 EStG)

n EinkÅnfte aus der Jagd (§ 13 Abs. 1 Nr. 3 EStG)

Nach § 13 Abs. 3 EStG wird bei der Ermittlung des Gesamtbetrags der EinkÅnfte unter
bestimmten Voraussetzungen ein Freibetrag von 670 EUR bzw. bei zusammen ver-
anlagten Ehepartnern 1.340 EUR berÅcksichtigt. Dieser Freibetrag ist nur dann abzu-
ziehen, wenn die „Summe der EinkÅnfte“ 30.700 EUR, bzw. bei zusammen veranlagten
Ehegatten 61.400 EUR nicht Åbersteigt (§ 13 Abs. 3 EStG).

Hinweis

EinkÅnfte aus Land- und Forstwirtschaft sind in der Einkommensteuererkl�rung 2007
in Zeile 31 des Mantelbogens einzutragen sowie in Anlage L + F.

b) EinkÅnfte aus Gewerbebetrieb (§ 15 EStG)

Hauptarten der EinkÅnfte aus Gewerbebetrieb sind Gewinne aus gewerblichen Einzel-
unternehmen nach § 15 Abs. 1 Nr. 1 EStG sowie Gewinne der Gesellschafter aus Per-
sonengesellschaften nach § 15 Abs. 1 Nr. 2 EStG.

Zu den Hauptarten der EinkÅnfte aus Gewerbebetrieb gehÇren auch die Gewinne aus ge-
werblichen Einzelunternehmen wie z.B. Handwerksbetriebe, Einzelhandelsbetriebe,
Großhandelsbetriebe, Industriebetriebe, Handelsvertreter oder Handelsmakler (§ 15
Abs. 1 Nr. 1 EStG).

Hinweis

Eine Zurechnung der EinkÅnfte erfolgt nicht bei der Unternehmung, sondern bei dem
Unternehmer bzw. Mitunternehmer als natÅrliche Person, fÅr dessen Rechnung und
Gefahr ein gewerbliches Unternehmen betrieben wird.

Zu den EinkÅnften aus Gewerbebetrieb gehÇren auch die EinkÅnfte aus Mitunternehmer-
schaft, wie die einer Personengesellschaft (§ 15 Abs. 1 Nr. 2 EStG).

Mitunternehmer ist hier, wer Gesellschafter einer Personengesellschaft ist und eine ge-
wisse unternehmerische Initiative entfalten kann und das unternehmerische Risiko tr�gt.
Die EinkÅnfte werden den einzelnen Mitunternehmern zugerechnet.30

Die Zurechnung erfolgt entsprechend dem Gesellschaftsvertrag, Gewinnverwendungs-
beschluss oder Gesetz.

51

V. Gewinn-/�berschussermittlungsmethoden B.

30 BFH BStBl II, 1993, 616.

75

76

77

78

79



Hinweis

Auch VergÅtungen, die der Gesellschafter fÅr die Gesellschaft fÅr seine T�tigkeit im
Dienste der Gesellschaft (Gehalt) oder die Hingabe von Darlehen (Zinsen) oder die
�berlassung von WirtschaftsgÅtern (Miete/Pacht) bezieht, gehÇren zu den EinkÅnften
aus Gewerbebetrieb und werden dem Gesellschafter zugerechnet.

aa) Sonderbetriebseinnahmen

Als Sonderbetriebseinnahmen bezeichnet man die neben den Gewinnanteilen zufließen-
den VergÅtungen. Diese Sonderbetriebseinnahmen werden ebenfalls den EinkÅnften aus
Gewerbebetrieb hinzugerechnet. Als Aufwand mindern sie zwar den Handelsbilanz-
gewinn der Gesellschaft, nicht aber den steuerlichen Gewinn.

Beispiel

A und B sind jeweils mit 50 % an der Up and Away KG beteiligt. Der Handelsbilanz-
gewinn wird nach dem Gesellschaftsvertrag in dem Verh�ltnis 1:1 verteilt.

Nach den handelsrechtlichen Vorschriften wird der Bilanzgewinn der KG ermittelt
und betr�gt 500.000 EUR fÅr das Kalenderjahr 2007.

A ist gleichzeitig als Gesch�ftsfÅhrer der KG t�tig und erh�lt fÅr seine T�tigkeit in
2007 einen Betrag in HÇhe von 60.000 EUR.

B hat der KG ein Darlehen in HÇhe von 150.000 EUR zur VerfÅgung gestellt, fÅr das
er im Jahr 2007 15.000 EUR Zinsen erhalten hat. Außerdem hat B der KG R�umlich-
keiten gegen Zahlung einer Jahresmiete von 30.000 EUR Åberlassen.

Gehalt sowie Zinsen und Miete von insgesamt 105.000 EUR haben den Handels-
bilanzgewinn gemindert.

LÇsung

A und B haben folgende EinkÅnfte aus Gewerbebetrieb:

Handelsbilanzgewinn 500.000 EUR
+ VergÅtung fÅr T�tigkeit 60.000 EUR
+ VergÅtung fÅr Hingabe eines Darlehens 15.000 EUR
+ VergÅtung fÅr �berlassung eines Hauses 30.000 EUR
= steuerlicher Gewinn (§ 15 Abs. 1 Nr. 2 EStG) 605.000 EUR

Gesellschafter Vorweggewinn Handelsbilanz
(1:1)

EinkÅnfte aus
Gewerbebetrieb

A 60.000 EUR 250.000 EUR 310.000 EUR
B 45.000 EUR 250.000 EUR 295.000 EUR

105.000 EUR 500.000 EUR 605.000 EUR

Hinweis

Mitunternehmer haben den auf sie entfallenden Gewinnanteil fÅr den Veranlagungs-
zeitraum zu versteuern, in dem sie den Gewinn erzielt haben.

Beispiel

A erh�lt seinen Gewinnanteil fÅr 2007 (Wirtschaftsjahr = Kalenderjahr) in 2008 aus-
gezahlt.

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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LÇsung

Weil der Gewinn im Veranlagungszeitraum 2007 erzielt worden ist, hat A seinen Ge-
winnanteil fÅr den Veranlagungszeitraum 2007 zu versteuern.

Bei abweichendem Wirtschaftsjahr wird der Gewinn bei Gewerbetreibenden in dem Ka-
lenderjahr bezogen, in dem das Wirtschaftsjahr endet (§ 4a Abs. 2 Nr. 2 EStG).

Beispiel

A ist Gesellschafter der X-OHG. Der Gewinnanteil fÅr das Wirtschaftsjahr 2006/2007
(1.4.2006 bis 31.3.2007) betr�gt 10.000 EUR.

LÇsung

Hier gilt, dass der Gewinn in HÇhe von 10.000 EUR fÅr A im Kalenderjahr 2007 als
bezogen gilt, weil das Wirtschaftsjahr auch 2007 endet.

bb) Atypisch/typisch stille Gesellschaft

Zu den EinkÅnften aus Gewerbebetrieb gehÇren weiterhin auch EinkÅnfte unechter
(atypischer) stiller Gesellschafter. Unechte stille Gesellschafter gelten deshalb als Mit-
unternehmer, weil sie nicht nur am Gesellschaftserfolg, sondern auch am Betriebsver-
mÇgen einschließlich der stillen Reserven und am Gesch�ftswert, d.h. Firmenwert, betei-
ligt sind.

Hinweis

Die EinkÅnfte unechter (atypischer) Gesellschafter werden den EinkÅnften aus Ge-
werbebetrieb, EinkÅnfte echter (typischer) stiller Gesellschafter den EinkÅnften aus
KapitalvermÇgen nach § 20 EStG zugeordnet.

Typische stille Gesellschafter sind n�mlich lediglich Kapitalgeber und somit am Er-
folg, d.h. Gewinn und ggf. auch am Verlust der Gesellschaft beteiligt, nicht jedoch am
BetriebsvermÇgen und am Gesch�ftswert (§§ 230 ff. HGB). Echte stille Gesellschafter
kÇnnen somit keine EinkÅnfte aus Gewerbebetrieb, sondern lediglich EinkÅnfte aus
KapitalvermÇgen erzielen.

Zu den EinkÅnften aus Gewerbebetrieb gehÇren weiterhin auch Gewinnanteile der Ge-
sellschafter einer GmbH & Co. KG. Die GmbH & Co. KG wird auch steuerlich als Per-
sonengesellschaft (KG) behandelt.

cc) Ver�ußerungsgewinne

Gewinne, die bei der Ver�ußerung eines Betriebes erzielt werden, gehÇren nach § 16
Abs. 1 S. 1 EStG ebenfalls zu den EinkÅnften aus Gewerbebetrieb, wobei sich die Ver-
�ußerung beziehen kann auf:
n den ganzen Gewerbebetrieb oder einen Teilbetrieb,
n einen Mitunternehmeranteil oder
n einen Anteil eines persÇnlich haftenden Gesellschafters an einer KGaA.

Hinweis

Die Aufgabe eines Betriebes wird nach § 16 Abs. 3 EStG der Ver�ußerung gleich-
gestellt.

Hierbei wird die Ver�ußerung bzw. die Aufgabe des Betriebes als letzte gewerbliche
Handlung des Unternehmers angesehen.
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Ver�ußerungsgewinne nach § 16 Abs. 2 EStG (auch fÅr Ver�ußerung von Anteilen an
Kapitalgesellschaften nach § 17 EStG) ermitteln sich wie folgt:

Ver�ußerungspreis
abzÅgl. Ver�ußerungskosten
abzÅgl. Wert des BetriebsvermÇgens/ReinvermÇgens (VermÇgen ./. Schulden)
= Ver�ußerungsgewinn

Beispiel

Der 60 Jahre alte A betreibt seit 40 Jahren in Hannover eine GemÅsegroßhandlung.

Er ver�ußert seinen Betrieb in 2007 im Ganzen fÅr 300.000 EUR. Er stellt gleichzeitig
seine gesamte gewerbliche T�tigkeit auf Dauer ein.

Zum Ver�ußerungszeitpunkt betrug der Wert des BetriebsvermÇgens (Aufgabebilanz)
90.000 EUR.

An Ver�ußerungskosten sind 10.000 EUR (Makler-, Notarkosten etc.) angefallen.

LÇsung

Der Ver�ußerungsgewinn fÅr A wird fÅr den Veranlagungszeitraum 2007 wie folgt er-
mittelt:

Ver�ußerungspreis 300.000 EUR
./. Ver�ußerungskosten 10.000 EUR
./. Wert des BetriebsvermÇgens 90.000 EUR
= Ver�ußerungsgewinn 200.000 EUR

Der Ver�ußerungsgewinn wird gem�ß § 34 EStG versteuert (vgl. unten „außerordentliche
EinkÅnfte und ihre Steuererm�ßigung“). Wenn der Steuerpflichtige das 55. Lebensjahr
vollendet hat oder dauernd erwerbsunf�hig im sozialrechtlichen Sinne ist, wird der Ver-
�ußerungsgewinn um einen Freibetrag von 45.000 EUR nach § 16 Abs. 4 S. 1, § 34
Abs. 3 EStG gemindert. Dieser Freibetrag ist nach § 16 Abs. 4 S. 2 EStG einem Steuer-
pflichtigen nur einmal zu gew�hren. Er erm�ßigt sich um den Betrag, um den der Ver-
�ußerungsgewinn 136.000 EUR als Grenzbetrag Åbersteigt (§ 16 Abs. 4 S. 3 EStG)

Hinweis

EinkÅnfte aus Gewerbebetrieb sind in der Einkommensteuererkl�rung 2007 in Zeile
32 des Mantelbogens der Einkommensteuererkl�rung einzutragen sowie in Anlage
GSE.

dd) Betriebsaufspaltung

Unterhaltsrelevanz

Zur Aufdeckung von stillen Reserven und somit zu Ver�ußerungsgewinnen kann es auch
kommen, wenn eine Betriebsaufspaltung durch eine Scheidungsfolgenvereinbarung been-
det wird. Auch stellt sich hier in besonderer Weise die Frage, wo die EinkÅnfte herstam-
men und insbesondere, ob Einkommensverlagerungen und unzul�ssige VermÇgensbil-
dung vorliegen.

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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Definition:

Eine Betriebsaufspaltung liegt dann vor, wenn wirtschaftlich einheitliche Unternehmen in
zwei der Rechtsform nach verschiedene Betriebe gegliedert werden,31 d.h. wenn ein wirt-
schaftlich einheitliches Unternehmen in eine Betriebsgesellschaft und in eine Besitzge-
sellschaft gegliedert ist.

Hierbei unterscheidet man zwischen einer echten und unechten Betriebsaufspaltung, wo-
bei steuerlich beide Arten gleich behandelt werden.

Grundlage zwischen dem Besitzunternehmen und dem Betriebsunternehmen bildet hier
meistens ein Pachtvertrag hinsichtlich der �berlassung der WirtschaftsgÅter, meistens
GrundstÅcke/Firmengeb�ude. Wenn die Åberlassenen WirtschaftsgÅter zu den wesentli-
chen Grundlagen der Betriebsgesellschaft gehÇren und eine enge personelle Verflech-
tung zwischen dem Besitz- und dem Betriebsunternehmen besteht, geht die �berlassung
Åber den Rahmen einer bloßen VermÇgensverwaltung hinaus. Es besteht eine sog. sachli-
che und personelle Verflechtung.

Die EinkÅnfte werden dann nicht mehr der Einkunftsart „Vermietung und Verpachtung“
nach § 21 EStG zugeordnet. Die EinkÅnfte sind vielmehr gewerblich.

Die Beurteilung aus steuerrechtlicher Sicht basiert darauf, dass die hinter dem Besitz-
und dem Betriebsunternehmen stehenden Personen einen einheitlichen gesch�ftlichen Be-
t�tigungswillen haben, der Åber das Betriebsunternehmen auf die AusÅbung einer ge-
werblichen Bet�tigung gerichtet ist.32

Eine Beteiligungsidentit�t ist nicht erforderlich,33 sondern Voraussetzung ist allein, dass
die Willensbildung bei beiden Unternehmen einheitlich ist und das Besitzunternehmen
dem Betriebsunternehmen zumindest eine wesentliche Betriebsgrundlage Åberl�sst.

Bei beiden Gesellschaften muss die gleiche Willensbildung mÇglich sein.34

Hierbei ist es auch nicht nÇtig, dass es sich bei der Betriebsgesellschaft um eine Kapital-
gesellschaft und bei dem Besitzunternehmen um ein Einzelunternehmen bzw. eine Per-
sonengesellschaft handelt.

Das Betriebsunternehmen kann auch eine Personengesellschaft oder ein Einzelunterneh-
men sein.

Ebenso ist eine Betriebsaufspaltung zwischen zwei Personengesellschaften mÇglich.

Im Gegensatz zur Mitunternehmerschaft sind bei einer Betriebsaufspaltung mindes-
tens zwei Unternehmen vorhanden!

Nach der aktuellen Rechtsprechung des BFH ist jedes GrundstÅck, das die r�umliche und
funktionale Grundlage fÅr die Gesch�ftst�tigkeit des Betriebsunternehmens bildet und es
ihr ermÇglicht, den Gesch�ftsbetrieb aufzunehmen und auszuÅben, eine wesentliche Be-
triebsgrundlage.35
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31 Vgl. BFH BStBl II, 1972, 63.
32 BFH BStBl II 1981, 39.
33 BFH BStBl II 1975, 266.
34 BFH BStBl II 1973, 447.
35 Vgl. BFH BStBl II 2002, 662 und 665; BFH/NV 2003, 1321.
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Eine wesentliche Betriebsgrundlage liegt somit vor, wenn das GrundstÅck nach dem
Gesamtbild der Verh�ltnisse zur Erreichung des Betriebszwecks erforderlich ist und be-
sonderes Gewicht fÅr die BetriebsfÅhrung hat. Es ist nicht mehr erforderlich, dass eine
besondere Gestaltung fÅr den jeweiligen Unternehmenszweck vorliegt (sog. branchenspe-
zifische Herrichtung und Ausgestaltung). Ohne Belang sind auch Maßst�be, die von au-
ßen ohne Bezug auf die Betriebsstruktur an das GrundstÅck angelegt werden. Es spielt
somit keine Rolle mehr, ob das GrundstÅck auch von anderen Unternehmen genutzt wer-
den kÇnnte oder ob ein ErsatzgrundstÅck gekauft oder angemietet werden kann bzw. ob
das GrundstÅck und die aufstehenden Baulichkeiten ursprÅnglich fÅr die Zwecke eines
anderen Betriebes genutzt und ohne nennenswerte Investitionen und Ver�nderungen in
den Dienst der Gesellschaft gestellt werden.36 Ebenfalls unerheblich ist, ob das Betriebs-
unternehmen von auch einem anderen gemieteten oder gekauften GrundstÅck aus h�tte
betrieben werden kÇnnen.

In Hinblick auf die personelle Verflechtung ist es nicht, wie bereits oben dargelegt, not-
wendig, dass an beiden Unternehmen die gleichen Beteiligungen derselben Person beste-
hen. Es reicht aus, wenn die Personen, die das Besitzunternehmen tats�chlich beherr-
schen, auch in der Lage sind, in dem Betriebsunternehmen ihren Willen durchzusetzen
oder umgekehrt.

Es reicht somit Beherrschungsidentit�t aus.37

Nach Ansicht des BFH38 genÅgt es, wenn eine Besitzpersonengesellschaft von ihrem
nicht mehrheitlich beteiligten alleinigen Gesellschaftergesch�ftsfÅhrer beherrscht wird.

Eine personelle Verflechtung liegt nur dann nicht vor, wenn die Beteiligungsverh�ltnisse
in Besitz und Betriebsunternehmen weit auseinander liegen, wie z.B. bei der Beteiligung
von 98 % zu 2 % und umgekehrt. Ebenso liegt keine Betriebsaufspaltung vor, wenn ein
Gesellschafter der Besitzgesellschaft auch gleichzeitig Gesellschafter der Betriebsgesell-
schaft ist und nach dem Gesellschaftsvertrag der Besitzgesellschaft fÅr alle Gesch�fte im
Zusammenhang mit den Åberlassenen Betriebsgrundlagen Einstimmigkeit herrschen
muss.39

Sind nun Ehepartner beteiligt, so galt nach frÅherer Rechtsprechung und Auffassung der
Finanzverwaltung, dass den Ehepartnern bei intakter Ehe ein einheitlicher gesch�ftlicher
Bet�tigungswille unterstellt wurde. FÅr die Ermittlung der Beherrschungsidentit�t wurden
die Anteile der Ehepartner zusammengerechnet. Diesem Rechtsgedanken widersprach
das Bundesverfassungsgericht.40 Nach Ansicht des BVerfG darf eine Addition der Anteile
nur dann noch erfolgen, wenn zus�tzliche konkrete Umst�nde dies nahe legen.

Nach dem sog. Wiesbadener Modell liegt dann keine Betriebsaufspaltung vor, wenn ein
Ehepartner nur am Besitzunternehmen und der andere Ehepartner nur am Betriebsunter-
nehmen beteiligt ist.41

Hinweis

Unabh�ngig von dem Hinweis, dass durch Scheidungsvereinbarungen vermieden wer-
den sollte, derartige Betriebsaufspaltungen „entstehen“ zu lassen, sollte ebenso ver-

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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36 BFH/NV 2003, 41.
37 Vgl. BFH GmbHR 2000, 575.
38 BFH DStR 2000,1431.
39 Vgl. BFH FR 1999, 596.
40 BVerfG BStBl II 1985, 475.
41 BFH BStBl II 1997, 28.
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mieden werden, durch derartige Vereinbarungen eine Betriebsaufspaltung zu beenden.
Hierdurch werden n�mlich die dortigen stillen Reserven aufgedeckt und der Besteue-
rung zugefÅhrt.42

Im Rahmen der Ehescheidung sollte deshalb darauf hingewirkt werden, dass sich die
Beteiligungsverh�ltnisse in der Besitz- und der Betriebsgesellschaft nicht �ndern.
MÇglich ist auch, dass der ausscheidende Ehepartner die Beteiligung sowohl an der
Besitz- als auch an der Betriebsgesellschaft auf den anderen Ehepartner Åbertr�gt. In
diesem Fall bleiben die Voraussetzungen der Betriebsaufspaltung, n�mlich die Beherr-
schungsidentit�t, in beiden Gesellschaften erhalten.

c) EinkÅnfte aus selbstst�ndiger Arbeit (§ 18 EStG)

Nach dem Einkommensteuergesetz werden in § 18 EStG beispielhaft T�tigkeiten auf-
gez�hlt, die unter die EinkÅnfte aus selbstst�ndiger Arbeit zu subsumieren sind.

Nach H 15.6 EStH mÅssen folgende Merkmale fÅr eine selbstst�ndige Arbeit vorliegen:
n Selbstst�ndigkeit
n Nachhaltigkeit
n Gewinnerzielungsabsicht
n Beteiligung am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr und

n persÇnlicher Arbeitseinsatz des Steuerpflichtigen

n Unterscheidungen:

Unterschieden wird nach EinkÅnften aus freiberuflicher T�tigkeit nach § 18 Abs. 1 Nr. 1
EStG sowie EinkÅnften aus sonstiger selbstst�ndiger Arbeit nach § 18 Abs. 1 Nr. 3
EStG.

Im Gegensatz zu den gewerblichen T�tigkeiten wird die selbstst�ndige Arbeit durch die
PersÇnlichkeit des den Beruf AusÅbenden gepr�gt (§ 18 Abs. 1 Nr. 1 EStG).

n Beispiele fÅr eine freiberufliche T�tigkeit:

n Selbstst�ndige, wissenschaftliche, kÅnstlerische, schriftstellerische, unterrichtende
oder erzieherische T�tigkeit

oder
n selbstst�ndige T�tigkeit bestimmter Berufsgruppen, der sog. Katalogberufe wie
n �rzte,

n Rechtsanw�lte und
n Steuerberater

oder
n selbstst�ndige T�tigkeiten, die den Katalogberufen �hnlich sind wie

n Hebammen,
n Heilmasseure und
n EDV-Berater.
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n Beispiele fÅr EinkÅnfte aus sonstiger selbstst�ndiger Arbeit (§ 18 Abs. 1 Nr. 3
EStG):

n Testamentsvollstrecker,
n VermÇgensverwalter und
n Aufsichtsratsmitglieder.

Zur Abgrenzung der selbstst�ndigen zur gewerblichen T�tigkeit wird auf H 15.6 EStH
verwiesen.

Hinweis

EinkÅnfte aus selbstst�ndiger Arbeit sind in der Einkommensteuererkl�rung 2007 in
Zeile 32 des Mantelbogens sowie in der Anlage E�R einzutragen.

2. Einnahmen-/�berschussrechnung (E�R) nach § 4 Abs. 3 EStG

Sind Steuerpflichtige nicht verpflichtet,
n BÅcher zu fÅhren und
n AbschlÅsse zu machen und
n leisten sie dies auch nicht freiwillig,

kÇnnen sie als Gewinn den �berschuss der Betriebseinnahmen Åber die Betriebsausgaben
ansetzen.

Beispiel

Unterhaltsschuldner S ist Facharzt fÅr Augenheilkunde und hat in seiner Praxis im
abgelaufenen Kalenderjahr 2007 Betriebseinnahmen in HÇhe von 300.000 EUR und
Betriebsausgaben in HÇhe von 100.000 EUR.

LÇsung

Der Gewinn durch �berschussrechnung nach § 4 Abs. 3 EStG ist wie folgt zu ermit-
teln:

Betriebseinnahmen 300.000 EUR
Betriebsausgaben -100.000 EUR
= Gewinn des S aus selbstst�ndiger Arbeit 200.000 EUR

3. Gewinnermittlungen nach Durchschnittss�tzen

Neben dem BetriebsvermÇgensvergleich und der Einnahmen-/�berschussrechnung kennt
das Einkommensteuergesetz noch die Gewinnermittlung nach Durchschnittss�tzen gem�ß
§ 13a EStG. Diese kommt allerdings nur bei Land- und Forstwirten in Betracht.

Die Land- und Forstwirte mÅssen den Gewinn entweder nach § 4 Abs. 1 oder nach § 4
Abs. 3 EStG ermitteln, wenn sie die Voraussetzungen nach § 13a EStG nicht erfÅllen.

4. Ermittlungszeitraum fÅr den Gewinn

Das Wirtschaftsjahr bzw. das Kalenderjahr bildet den Gewinnermittlungszeitraum, dh
also der Zeitraum, fÅr den regelm�ßig der Gewinn ermittelt wird. Er umfasst grunds�tz-
lich einen Zeitraum von 12 Monaten.

Bei ErÇffnung oder Aufgabe eines Betriebes darf dieser Zeitraum auch weniger als 12
Monate umfassen (§ 8b EStDV/Rumpfgesch�ftsjahr).

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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Hieraus folgt, dass das Wirtschaftsjahr nicht mit dem Kalenderjahr Åbereinstimmen
muss.

Hinweis

Das Wirtschaftsjahr bei Land- und Forstwirten umfasst grunds�tzlich den Zeitraum
vom 1. Juli bis 30. Juni und bei Gewerbetreibenden, die im Handelsregister eingetra-
gen sind, den Zeitraum, fÅr den sie regelm�ßig AbschlÅsse machen. Falls sie nicht im
Handelsregister eingetragen sind, ist das Kalenderjahr maßgeblich. Bei den �ber-
schusseinkÅnften ist Ermittlungszeitraum stets das Kalenderjahr. Abweichende Er-
mittlungszeitr�ume gibt es hier nicht!

§ 11 EStG regelt die zeitliche Zurechnung von Einnahmen- und Werbungskosten zu ei-
nem bestimmten Kalenderjahr. So gelten Einnahmen innerhalb eines Kalenderjahres als
bezogen, in dem sie dem Steuerpflichtigen zugeflossen sind (sog. Zuflussprinzip nach
§ 11 Abs. 1 S. 1 EStG). Einnahmen gelten dann als zugeflossen, wenn der Steuerpflichtige
wirtschaftlich Åber sie verfÅgen kann (Zahlung, Verrechnung bzw. Gutschrift). Bei einem
Scheck gilt die Entgegennahme als Zufluss (H 11 EStH fÅr Scheck, Scheckkarte).

n Ausnahmeregelung

Eine Ausnahmeregelung gilt fÅr wiederkehrende Einnahmen i.S.v. § 11 Abs. 1 S. 2 EStG.
Danach werden z.B. Zinsen und Mieten, die dem Steuerpflichtigen kurze Zeit vor Beginn
oder kurze Zeit nach Beendigung des Kalenderjahres zufließen, zu dem sie wirtschaftlich
gehÇren, in dem Kalenderjahr als bezogen angesehen, zu dem sie wirtschaftlich gehÇren
(sog. Zurechnungsprinzip). Kurze Zeit ist hier regelm�ßig ein Zeitraum bis zu 10 Tagen
(H 11, Allgemeines, EStH).

Beispiel

Der unterhalts- und steuerpflichtige HauseigentÅmer S zahlt den in 2007 f�lligen Ge-
b�udeversicherungsbeitrag bereits am 23.12.2006 bar.

LÇsung

Weil es sich um eine regelm�ßig wiederkehrende Ausgabe handelt, die kurz vor Be-
ginn des Kalenderjahres 2007, zu dem sie wirtschaftlich gehÇrt, abfließt, kann S die-
sen Versicherungsbeitrag in 2007 als Werbungskosten geltend machen.

VI. BuchfÅhrung/Erfassung und Dokumentation der
Gesch�ftsvorf�lle

1. Vorbemerkung, BuchfÅhrungs- und Aufzeichnungspflichten/Warum
muss der Familienrechtler etwas Åber betriebliches
Rechnungswesen wissen?

In HGB und AO finden sich Generalnormen, die generelle Vorschriften zur Rechnungs-
legung liefern und die die vom Gesetzgeber verfolgten Zwecke deutlich machen. Das
HGB stellt BuchfÅhrung und Jahresabschluss unter folgende Generalnormen:

FÅr Einzelkaufleute, Personenhandelsgesellschaften und Kapitalgesellschaften („alle
Kaufleute“) gilt:

§ 238 Abs. 1 S. 1 HGB/Generalnorm fÅr die BuchfÅhrung (inhaltsgleich §§ 140, 141
AO):
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„Jeder Kaufmann ist verpflichtet, BÅcher zu fÅhren und in diesen seine Handelsgesch�fte
und die Lage seines VermÇgens nach den Grunds�tzen ordnungsgem�ßer BuchfÅhrung
ersichtlich zu machen.“

§ 243 Abs. 1 HGB/§ 141Abs. 1, 2 AO/Generalnorm fÅr den Jahresabschluss

„Der Jahresabschluss ist nach den Grunds�tzen ordnungsgem�ßer BuchfÅhrung aufzustel-
len.“

§ 264 Abs. 2 S. 1 und 2 HGB/Generalnorm/Erg�nzung fÅr Kapitalgesellschaften und Per-
sonengesellschaften mit Haftungsbeschr�nkung:

„Der Jahresabschluss der Kapitalgesellschaft hat unter Beachtung der Grunds�tze ord-
nungsgem�ßer BuchfÅhrung ein den tats�chlichen Verh�ltnissen entsprechendes Bild der
VermÇgens-, Finanz- und Ertragslage zu vermitteln.

FÅhren besondere Umst�nde dazu, dass der Jahresabschluss ein den tats�chlichen Verh�lt-
nissen entsprechendes Bild i.S.d. S. 1 nicht vermittelt, so sind im Anhang zus�tzliche An-
gaben zu machen.“

Erg�nzt wird dies noch durch die Formvorschrift des § 243 Abs. 2 HGB, wonach der Jah-
resabschluss klar und Åbersichtlich sein muss.

Diese gesetzlichen Normen verlangen nach den Vorschriften des HGB und der AO also
eine besondere Form der Dokumentation, die nach gesonderten und speziellen Regeln er-
folgt und die sich von anderen Einkunftsarten, insbesondere den �berschusseinkunfts-
arten, ganz wesentlich unterscheidet.

Hinweis

Der Vortrag zum Rechnungswesen ist jeweiliger Parteivortrag, da es von der Prozess-
partei selbst oder mithilfe eines ErfÅllungsgehilfen erstellt wird.43

Der Familienrechtler muss sich mit Normen zur Regelung der BuchfÅhrungspflicht und
der Bilanzen befassen, wenn die relevanten Berufsgruppen betroffen sind. Er hat es in
diesen F�llen mit einem betrieblichen Rechnungswesen zu tun, das die Gesch�ftsvorf�lle
erfasst, speichert und betriebswirtschaftlich relevante Informationen Åber realisierte oder
geplante Gesch�ftsvorf�lle und -ergebnisse liefert.44 Die Kodifizierung der BuchfÅhrungs-
pflicht nach § 238 Abs. 1 HGB bzw §§ 140 ff. AO verdeutlicht, dass es dem Gesetzgeber
um eine Åbersichtliche, vollst�ndige und fÅr Dritte nachvollziehbare Aufzeichnung der
Gesch�ftsvorf�lle geht, damit im Rahmen des Jahresabschlusses eine zusammenh�ngende
Auskunft Åber die wirtschaftliche Lage des Unternehmens mÇglich wird. Diesen grund-
legenden Zweck der BuchfÅhrung subsumieren wir unter den Begriff der Dokumentati-
on.45

Neben dem oben genannten nach Handelsrecht verpflichteten Personenkreis regelt das
Steuerrecht Åber GrÇßenklassen, wer zur BuchfÅhrung verpflichtet ist in § 141 Abs. 1
AO:

n Ums�tze, einschließlich der steuerfreien Ums�tze, von mehr als 500.000 EUR im Ka-
lenderjahr (nach Bilanzrechtsmodernisierungsgesetz –BilMoG-)

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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43 BGH FamRZ 1985, 357, 359; BGH FuR 2004, 35, 37; so schon BGH FamRZ 1980, 770.
44 Baetge, Bilanzen, a.a.O, S. 1.
45 Baetge, Bilanzen, a.a.O, S. 97.
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n selbst erwirtschaftete land- und forstwirtschaftliche Fl�chen mit einem Wirtschafts-
wert i.S.d. § 46 Bewertungsgesetz von mehr als 25.000 EUR oder

n ein Gewinn aus Gewerbebetrieb von mehr als 50.000 EUR im Wirtschaftsjahr oder

n ein Gewinn aus Land- und Forstwirtschaft von mehr als 50.000 EUR im Kalender-
jahr

Hinweis

Wichtig fÅr den unterhaltsrechtlichen Auskunftsanspruch:

Neben der allgemeinen BuchfÅhrungspflicht ergibt sich aus Gesetzen und Verordnun-
gen noch eine Vielzahl von Aufzeichnungspflichten fÅr bestimmte Berufsgruppen.
VerstÇße gegen diese außersteuerlichen BuchfÅhrung- und Aufzeichnungspflichten
stehen den VerstÇßen gegen steuerliche BuchfÅhrung- und Aufzeichnungspflichten
gleich und kÇnnen nach § 162 Abs. 2 AO (Sch�tzung) und § 379 Abs. 1 AO (Verfol-
gung wegen Steuergef�hrdung) geahndet werden.

Zu den steuerlichen Aufzeichnungspflichten gehÇren fÅr gewerbliche Unternehmer die
Aufzeichnung des Wareneingangs (§ 143 AO) und die des Warenausgangs (§ 144 AO).

Gem�ß § 22 Abs. 1 UStG ist der Unternehmer i.S.d. Umsatzsteuerrechts verpflichtet, zur
Feststellung der Steuer und der Grundlagen ihrer Berechnungen, Aufzeichnungen zu ma-
chen.

Inhalt und Umfang der Aufzeichnungspflichten fÅr umsatzsteuerliche Zwecke ergeben
sich aus § 22 Abs. 2 UStG und den §§ 63 bis 68 UStDV.

Besondere Aufzeichnungspflichten fÅr Aufwendungen bestehen nach § 4 Abs. 7 EStG fÅr
die Einkommensteuerermittlung:

n § 4 Abs. 5 Nr. 1 EStG: fÅr bestimmte Geschenke

n § 4 Abs. 5 Nr. 2 EStG: fÅr bestimmte Bewirtungsaufwendungen

n § 4 Abs. 5 Nr. 3 EStG: fÅr bestimmte Einrichtungen, die der Bewirtung, Beherbergung
oder Unterhaltung dienen

n § 4 Abs. 5 Nr. 4 EStG fÅr Jagd oder Fischerei, fÅr Segel- oder Motoryachten sowie fÅr
�hnliche Zwecke und fÅr die hiermit zusammenh�ngenden Bewirtungen

n § 4 Abs. 5 Nr. 6b EStG: fÅr h�usliche Arbeitszimmer

n § 4 Abs. 5 Nr. 7 EStG: fÅr die LebensfÅhrung des Steuerpflichtigen oder anderer Per-
sonen, soweit sie nach allgemeiner Lebensauffassung als unangemessen anzusehen
sind

n §§ 4 Abs. 3, 5 EStG: nicht abnutzbare WirtschaftsgÅter des AnlagevermÇgens bei Ein-
nahme-/�berschussrechnung

n §§ 6 Abs. 2, 4 EStG: geringwertige WirtschaftsgÅter

n § 7a Abs. 8 EStG: WirtschaftsgÅter des BetriebsvermÇgens, fÅr die erhÇhte Abschrei-
bung bzw. Sonderabschreibung beansprucht werden.

Hinweis

Der unterhaltsrechtliche Auskunftsanspruch erstreckt sich zur Erfassung des Un-
terhaltseinkommens auf alle vorgenannten Dokumentationen. Bei der familienrecht-
lichen Fallbearbeitung mit Selbstst�ndigen/Gewerbetreibenden mÅssen die Grund-
zÅge der Regeln der Erfassung und Dokumentation des Handels- und des Steuerrechts
erkannt und beachtet werden, weil sonst eine Ermittlung des Unterhaltseinkommens
unmÇglich ist.
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2. BuchfÅhrungssysteme

Wer verpflichtet ist, BÅcher zu fÅhren, oder dieses freiwillig tut, unterliegt besonderen
Auskunfts- und Mitwirkungspflichten gegenÅber den FinanzbehÇrden (§§ 90 ff., 93, 97 ff.
AO).

Bei der BuchfÅhrung muss es sich um eine gesonderte Aufstellung und Dokumentation
der Gesch�ftsvorf�lle handeln, die sich aus Gesch�ftsbÅchern, Belegen bzw. Datentr�gern
ergibt.

Gem�ß § 238 Abs. 1 S. 1 HGB sind die Grunds�tze ordnungsgem�ßer BuchfÅhrung zu
beachten:
n jeder Gesch�ftsvorfall muss erfasst werden,
n jeder Gesch�ftsvorfall muss sachlich richtig aufgezeichnet werden,
n die Gesch�ftsvorf�lle mÅssen zeitgerecht in Grundaufzeichnungen dokumentiert wer-

den,
n die Gesch�ftsvorf�lle mÅssen durchg�ngig in der vorgesehenen Ordnung festgehalten

werden,
n �nderungen von Buchungen mÅssen so vorgenommen werden, dass die Ursprungs-

buchung erkennbar bleibt. EDV-Systeme dÅrfen nicht zulassen, dass eine ursprÅng-
liche Buchung gelÇscht wird. Eine Korrektur muss nur aufgrund einer �nderungs-
buchung zu erfolgen,

n alle BÅcher und sonstigen Unterlagen einschließlich der Belege sind geordnet und zu-
g�nglich w�hrend bestimmter Zeitr�ume aufzubewahren (§§ 146, 147 AO).

n Rechtsfolgen bei Verletzung der BuchfÅhrungspflichten:

Bei schweren VerstÇßen gegen diese Grunds�tze kann die BuchfÅhrung verworfen wer-
den und der Gewinn ganz oder teilweise nach § 287 ZPO bzw. § 162 AO gesch�tzt werden
(siehe auch Abschnitt „Gewinnsch�tzung“).

Kriterium ist dabei der § 238 Abs. 1 S. 2 HGB, wonach es einem sachverst�ndigen Dritten
in kÅrzester Zeit mÇglich sein muss, sich Åber das Rechnungswesen einen Eindruck zu
verschaffen. Ist das nicht mÇglich, kann zugesch�tzt werden.

Als Erscheinungsformen kennen wir die einfache und die doppelte BuchfÅhrung. Die ka-
meralistische BuchfÅhrung, die auf die Verrechnung von im Haushaltsplan vorgeschriebe-
nen Einnahmen und Ausgaben mit den tats�chlichen Einnahmen und Ausgaben abstellt,
wird auch in der Çffentlichen Verwaltung praktisch nicht mehr zur Anwendung gebracht.

a) Einfache BuchfÅhrung

Die einfache BuchfÅhrung ist dadurch gekennzeichnet, dass die einzelnen Gesch�ftsvor-
f�lle lediglich mit einer Buchung, d.h. ohne Gegenbuchung erfasst werden. In einer
Grundaufzeichnung (heute meist Excel-Tabelle) werden die Gesch�ftsvorf�lle in zeitli-
cher Reihenfolge meist differenziert nach Ertrags- und Aufwandsverbuchungen auf-
gezeichnet. Ein Kassenbuch dient der Dokumentation der Barvorg�nge. Die einfache
BuchfÅhrung ist in der Praxis lediglich fÅr Gewerbetreibende mit geringem Gesch�fts-
umfang von Bedeutung (Handwerkerbuchhaltung), da die Aussagekraft und KontrollmÇg-
lichkeiten Åber die gesch�ftlichen Vorg�nge in einem Unternehmen erheblich einge-
schr�nkt sind.46
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Hinweis

Gerade bei Selbstst�ndigen nach § 18 EStG besteht nach dem Steuerrecht aufgrund
der EinfÅhrung des Formulars „E�R“ die MÇglichkeit, wieder auf die einfache
BuchfÅhrung zurÅckzugreifen, weil das genannte Formular alle wesentlichen Infor-
mationen erfasst wie beispielsweise auch die fÅr die steuerliche Veranlagung oder fÅr
den Unterhaltsfall stets interessierenden Privatanteile, AfA etc. Die Finanzverwaltung
nimmt damit einen internen- bzw. externen Betriebsvergleich vor, der der elektroni-
schen Datenverarbeitung Åberlassen bleiben kann und nur bei Auff�lligkeiten eine
„individuelle Betreuung“ des Sachbearbeiters zur Folge hat. In den vorgenannten F�l-
len kann deshalb eine einfache BuchfÅhrung vorliegen ohne gesonderte Gewinner-
mittlung durch Einnahmen-/�berschussrechnung, da der gesetzlichen Verpflichtung
nach § 4 Abs. 3 EStG allein durch die Nutzung des Formulars „E�R“ genÅge getan
wird.

b) Doppelte BuchfÅhrung

Im Gegensatz zu der einfachen BuchfÅhrung werden durch die doppelte BuchfÅhrung die
Gesch�ftsvorf�lle nicht nur in zeitlicher, sondern auch in sachlicher Hinsicht gesondert
festgehalten. Jeder Gesch�ftsvorfall wird nach dem System der Doppik auf zwei Konten,
und zwar einmal im Soll und einmal im Haben, festgehalten. Dabei werden Bestands-
und Erfolgskonten gefÅhrt. Der Periodenerfolg ergibt sich sowohl aus der Bilanz als auch
aus der G&V-Rechnung. Die doppelte BuchfÅhrung stellt nunmehr das handelsrechtlich
allein zul�ssige BuchfÅhrungssystem dar, da jeder Kaufmann gem�ß § 242 HGB einen
mindestens aus Bilanz und G&V-Rechnung bestehenden Jahresabschluss aufzustellen
hat.

c) Kontenarten und Kontenrahmen

Von grÇßter Bedeutung sind zun�chst einmal die Sachkonten, in denen die Gesch�ftsvor-
f�lle des jeweiligen Gesch�ftsjahres verbucht werden. Dies geschieht getrennt nach Ver-
�nderung des Bestandes sowie nach Aufwand und Ertrag.

Daneben gibt es als weitere Untergliederungen die DebitorenbuchfÅhrung sowie die
KreditorenbuchfÅhrung, die eine weitere Untergliederung von Forderungen bzw. Ver-
bindlichkeiten des Unternehmens mit fÅnfstelligen Kontonummern vornehmen.

Die Sachkonten werden wie folgt in Bestands- und Erfolgskonten unterschieden:

Bestandskonten

Sachkonten

Aktiva Passiva

Bilanz

Erfolgskonten

Aufwand Ertrag

G&V
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Die in Aktiv-und Passivkonten unterteilten Bestandskonten zeigen das VermÇgen und
die Art der Finanzierung des Unternehmens. Sie mÅnden in der Bilanz, die stichtagsbezo-
gen ist.

Hinweis

Die Erfolgskonten stellen Unterkonten des Eigenkapitalkontos dar und sind unterglie-
dert in Aufwands- und Ertragskonten, die in einer Periode der Gewinnermittlung an-
fallen und deren Ergebnis sich aus ihrer Differenz zum Jahresende in Form eines Ge-
winns oder eines Verlustes zeigt. Dieses Ergebnis erhÇht oder reduziert das Eigen-
kapital.

Der sog. Kontenrahmen ist ein Organisations- und Gliederungsplan fÅr das Rechnungs-
wesen und dient dazu, die formelle Ordnungsm�ßigkeit der BuchfÅhrung zu gew�hrleis-
ten. Er ist nicht gesetzlich vorgeschrieben und folgt, wie auch die Datev-Kontenrahmen
(Sonderkontenrahmen), Åblicherweise folgenden Kontenklassen:

Datev SKR 03 Prozessgliederungsprinzip
Kontenklasse 0 Anlage- und Kapitalkonten
Kontenklasse 1 Finanz- und Privatkonten
Kontenklasse 2 Abgrenzungskonten
Kontenklasse 3 Wareneingangs- und Bestandskonten
Kontenklasse 4 betriebliche Aufwendungen
Kontenklasse 7 Best�nde an Erzeugnissen
Kontenklasse 8 ErlÇskonten
Kontenklasse 9 Vortragskonten
Datev SKR 04 Abschlussgliederungsprinzip
Kontenklasse 0–1 Aktiva
Kontenklasse 2–3 Passiva
Kontenklasse 4 betriebliche Ertr�ge
Kontenklasse 5 Materialaufwendungen sowie

Fremdleistungen
Kontenklasse 6 sonstiger betrieblicher Aufwand
Kontenklasse 7 sonstige Ertr�ge und Aufwendungen
Kontenklasse 9 Vortragskonten

d) Doppelte BuchfÅhrung nach Patioli-Erstellung und PrÅfung von
Verbuchungen und Buchungss�tzen

Unabh�ngig von dem Faktum, dass der Jahresabschluss nur Parteivortrag darstellt, zeigen
die Schlussbilanzwerte von den ErÇffnungsbilanzwerten ausgehend das Ergebnis der Ver-
buchungen Åber ein Gesch�ftsjahr, korrigiert um die Jahresabschlussverbuchungen.

Hinweis

Eine vorgelegte Gewinnermittlung besagt nicht, dass die darin zusammengefassten
Gesch�ftsvorf�lle, die im laufenden Gesch�ftsjahr angefallen sind, ordnungsgem�ß er-
fasst und verbucht worden sind. Eine lÅckenlose �berprÅfung des „Parteivortrags“ ist
also letztlich nur dann mÇglich, wenn die Gesch�ftsvorf�lle progressiv und retrograd
nachvollzogen werden kÇnnen. Der Gesch�ftsvorfall muss sich also vom Beleg bis
zum Jahresabschluss und umgekehrt nachvollziehen lassen.
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Der Familienrechtler muss daher Elementarkenntnisse der BuchfÅhrung haben, da die
PrÅfung des Rechnungswesens nur die umgekehrte Seite der Aufstellung ist. Die Elemen-
tarkenntnisse der BuchfÅhrung werden im Folgenden dargestellt.

Das angesprochene und oben schon dargestellte BuchfÅhrungssystem der doppelten
BuchfÅhrung wurde bereits im Jahre 1497 von dem ZisterziensermÇnch und Mathematik-
professor Patioli entwickelt und wird heute noch, auch von modernsten EDV-Systemen,
angewendet.

Es handelt sich um ein reines Erfassungs- und Dokumentationsystem, das ohne jegliche
Bewertung der Gesch�ftsvorf�lle auskommt. Es basiert auf nur sieben Regeln, wobei eine
rein formaler Natur ist, drei sich auf Bestandskonten (siehe ausfÅhrlich bei Aktiva und
Passiva zum BetriebsvermÇgensvergleich) und drei sich auf Erfolgskonten beziehen. Vo-
raussetzung fÅr das Verst�ndnis der folgenden Regeln ist das Wissen, was Bestandskonten
und Erfolgskonten sind.

Darstellungshinweis: „Links“ steht fÅr die Sollbuchung; „rechts“ steht fÅr die Ha-
benbuchung.

1 aktive Bestandskonten
Anfangsbestand steht links Endbestand steht rechts
Zugang steht links Abgang steht rechts
2 passive Bestandskonten
Abgang steht links Anfangsbestand steht rechts
Endbestand steht links Zugang steht rechts
3 Buchungss�tze (formale Regel)
erst Soll Konto, dann Haben Konto nennen
4 Aufwand
Aufwand wird links gebucht
5 Ertrag

Ertrag wird rechts gebucht
6 G&V
Aufwand wird links gebucht Ertrag rechts
(Zusammenfassung der Regeln 4 und 5)
7 Eigenkapital
Endbestand steht links Anfangsbestand steht rechts
Abgang steht links Zugang steht rechts

Beispiele

Gesch�ftsvorfall 1:

Eine Maschine im Wert von 100.000 EUR wird auf Ziel gekauft, also finanziert.

Es werden die Regeln 1 und 2 tangiert.

Der Zugang ist links beim aktiven Bestandskonto im Soll zu buchen, w�hrend der Zu-
gang beim passiven Bestandskonto, bei den Verbindlichkeiten rechts zu buchen ist.

Der Buchungssatz lautet dann:

„AnlagevermÇgen an Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen
100.000 EUR“

Gesch�ftsvorfall 2:

Ein Unternehmen hat eine Warenlieferung in HÇhe von 10.000 EUR netto, Rech-
nungsbetrag 11.900 EUR, vorgenommen.
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Die G&V-Konten haben keine Vortr�ge aus den Vorjahren, sondern zeigen ausschließ-
lich die Gesch�ftsvorf�lle der laufenden Periode.

Hier sind die Regeln 1 und 5 und auch die Regel 2 angesprochen, so dass der zusam-
mengesetzte Buchungssatz lautet:

„Forderungen (UmlaufvermÇgen/Forderungen aus Lieferungen und Leistungen,
10.000 G, und 1.900 G Vorsteuerforderung) 11.900 EUR an Ertr�ge 10.000 EUR und
an Umsatzsteuerverbindlichkeiten 1.900 EUR“47

VII. BetriebsvermÇgensvergleich

1. Begriff des BetriebsvermÇgens

Beim BetriebsvermÇgen/ReinvermÇgen nach § 4 Abs. 1 S. 1 EStG handelt es sich um den
Unterschiedsbetrag zwischen dem VermÇgen und den Schulden des Betriebs. Betriebsver-
mÇgen ist folglich das BetriebsreinvermÇgen, in der Bilanz ausgedrÅckt durch das „Ei-
genkapital“.

Beispiel

Folgende WirtschaftsgÅter werden durch eine Inventur festgestellt:

VermÇgen
Betriebs- und Gesch�ftsausstattung 50.000 EUR
Waren 30.000 EUR
Forderungen aus L+L 20.000 EUR
Kassenbestand 10.000 EUR 110.000 EUR
- Schulden
Verbindlichkeiten aus L+L 30.000 EUR
Bankverbindlichkeiten 20.000 EUR -50.000 EUR
= BetriebsvermÇgen 60.000 EUR

LÇsung

Der Betrieb verfÅgt Åber ein VermÇgen in HÇhe von 60.000 EUR.

Wenn die Schulden das VermÇgen Åbersteigen, spricht man auch von einem negativen
BetriebsvermÇgen.

Beispiel

VermÇgen 300.000 EUR
- Schulden -400.000 EUR
= negatives BetriebsvermÇgen -100.000 EUR

LÇsung

Der Betrieb hat Schulden in HÇhe von 100.000 EUR.
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n Gewinn nach § 4 Abs. 1 EStG

Der Gewinnbegriff nach § 4 Abs. 1 EStG definiert sich durch den Vergleich des Betriebs-
vermÇgens am Schluss des Wirtschaftsjahres mit dem am Schluss des vorangegangenen
Wirtschaftsjahres.

Beispiel

BetriebsvermÇgen am Schluss des Wirtschaftsjahres

per 31.12.2007 100.000 EUR
- BetriebsvermÇgen am Schluss des vorangegangenen
Wirtschaftsjahres per 31.12.2006

-50.000 EUR

Unterschiedsbetrag +50.000 EUR

Ist das BetriebsvermÇgen am Schluss des Wirtschaftsjahres niedriger als am Schluss des
vorangegangenen Wirtschaftsjahres, so ist der Unterschiedsbetrag negativ. Dieser Unter-
schiedsbetrag ist noch um die Entnahmen und Einlagen zu berichtigen, um den Gewinn
zu ermitteln.

n Entnahmen

Bei den Entnahmen, d.h. bei den Privatentnahmen, handelt es sich um alle Wirtschafts-
gÅter, die der Steuerpflichtige dem Betrieb fÅr sich, fÅr seinen Haushalt und fÅr andere
betriebsfremde Zwecke im Laufe des Wirtschaftsjahres entnommen hat.

n Einlagen

Im Gegensatz hierzu handelt es sich um Einlagen, d.h. Privateinlagen, wenn der Steuer-
pflichtige im Laufe des Wirtschaftsjahres aus seinem PrivatvermÇgen dem Betrieb Wirt-
schaftsgÅter, wie z.B. Bargeld zugefÅhrt hat (§ 4 Abs. 1 S. 2, S. 5 EStG).

Da der steuerliche Gewinn nur die VermÇgens�nderung im betrieblichen Bereich sein
kann, mÅssen folgerichtig VermÇgenserhÇhungen, die aus Einlagen resultieren, gekÅrzt
und andererseits VermÇgensminderungen, die durch Entnahmen entstanden sind, wieder
hinzugerechnet werden.

Beispiel

Das BetriebsvermÇgen eines Gewerbetreibenden betr�gt nach der Bilanz zum
31.12.2007 100.000 EUR und nach der Bilanz zum 31.12.2006 50.000 EUR.

Im Jahr 2007 hat der Steuerpflichtige fÅr 20.000 EUR Waren entnommen und von sei-
nem privaten Sparkonto 40.000 EUR abgehoben und damit Verbindlichkeiten des Be-
triebes beglichen.

LÇsung

Der Gewinn fÅr 2007 errechnet sich wie folgt:

BetriebsvermÇgen am Schluss des WJ 2007 100.000 EUR
- BetriebsvermÇgen am Schluss des WJ 2006 -50.000 EUR
= Unterschiedsbetrag +50.000 EUR
+ Entnahmen 2007 +20.000 EUR
- Einlagen 2007 -40.000 EUR
= Gewinn aus Gewerbebetrieb 2007 30.000 EUR
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2. BetriebsvermÇgensvergleich im Sinne von § 4 Abs. 1 EStG

Diese Gewinnermittlungsart kommt in der Regel nur fÅr Land- und Forstwirte, die buch-
fÅhrungspflichtig sind oder freiwillig BÅcher fÅhren sowie fÅr selbstst�ndig T�tige, die
freiwillig BÅcher fÅhren, in Betracht. Hierbei sind nur die einkommensteuerrechtlichen,
nicht jedoch die handelsrechtlichen Bewertungsvorschriften zu beachten.

FÅr Gewerbetreibende, die buchfÅhrungspflichtig sind oder freiwillig BÅcher fÅhren, gel-
ten die Gewinnermittlungsvorschriften des § 5 EStG zus�tzlich.

Diese sind buchfÅhrungspflichtig, wenn sie Kaufleute sind oder wenn eine der folgenden,
in § 141 AO genannten, Grenzen Åberschritten wird:
n Ums�tze von mehr als 500.000 EUR im Kalenderjahr (bis 2006: 350.000 EUR)

oder
n Gewinn aus Gewerbebetrieb von mehr als 50.000 EUR im Wirtschaftsjahr (bis 2007:

30.000 EUR)

Hinweis

Im Gegensatz zu der Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 EStG sind bei der Gewinner-
mittlung nach § 5 EStG nicht nur die einkommensteuerrechtlichen, sondern auch die
handelsrechtlichen Bewertungsvorschriften zu beachten. FÅr sie gelten z.B. bei der
Bewertung des UmlaufvermÇgens die Grunds�tze des Niederstwertprinzips sowie
die Grunds�tze der Maßgeblichkeit der Handelsbilanz fÅr die Steuerbilanz. Nach dem
Niederstwertprinzip mÅssen WirtschaftsgÅter des UmlaufvermÇgens aufgrund einer
dauernden Wertminderung mit dem niedrigeren BÇrsen- oder Marktpreis (Teilwert)
angesetzt werden (§ 253 Abs. 3 HGB; R 6.8, Abs. 1 S. 3 EStR 2005).

Beispiel

A ermittelt seinen Gewinn nach § 5 EStG.

Er hat Waren in HÇhe von 20.000 EUR angeschafft.

Am Bilanzstichtag betr�gt der Marktpreis (Teilwert) 10.000 EUR.

Die Wertminderung ist voraussichtlich von Dauer.

LÇsung

A muss die Waren mit dem niedrigeren Teilwert, dh gewinnreduzierend, von
10.000 EUR bilanzieren.

Er hat kein Wahlrecht!

a) Bilanzaufbau nach § 266 HGB

Aktiva Passiva
A. AnlagevermÇgen A. Eigenkapital

I. Immaterielle WirtschaftsgÅter I. Gezeichnetes Kapital
II. Sachanlagen II. KapitalrÅcklage
III. Finanzanlagen im AV III. GewinnrÅcklage

IV. Gewinn-/Verlustvortrag
V. JahresÅberschuss/Jahresfehlbetrag

B. UmlaufvermÇgen B. RÅckstellungen
I. Vorr�te
II. Forderungen
III. Wertpapiere im UV
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IV. Liquide Mittel
C. Aktive Rechnungsabgrenzungsposten C. Verbindlichkeiten

I. Verbindlichkeiten ggÅ Kreditinstituten
II. Verbindlichkeiten aus L&L
III. sonstige Verbindlichkeiten

D. Passive Rechnungsabgrenzungsposten

Die vorstehende Tabelle zeigt den Bilanzaufbau nach § 266 HGB in seinen wesentlichen
Elementen. Finanzanlagen/Wertpapiere kÇnnen beispielsweise im AnlagevermÇgen, aber
auch im UmlaufvermÇgen erscheinen. Auf die allgemeine Abgrenzung zwischen dem
AnlagevermÇgen und dem UmlaufvermÇgen und seinen hÇchst unterschiedlichen Formen
der Wertberichtigung wird auf die dortigen AusfÅhrungen verwiesen. Die einzelnen Posi-
tionen der Bilanz sowie deren Wertberichtigungen werden weiter unten detailliert dar-
gestellt.

Das hier dargestellte „Eigenkapital“ entspricht der Gliederung des Eigenkapitals einer
Kapitalgesellschaft. Ist das Eigenkapital aufgezehrt, kann es auf der Passivseite mit einem
Minuszeichen erscheinen (!) oder auf der Aktivseite an deren Ende, um in jedem Fall das
Wesen der Bilanz, aus dem italienischen Wort fÅr Waage abgeleitet, aufrecht zu erhalten.

Hinweis

Die Bilanz ist eine von statischen Gesichtspunkten gepr�gte Bestandsrechnung. Sie ist
perioden- und stichtagsbezogen und unter Beachtung der Grunds�tze ordnungsgem�-
ßer BuchfÅhrung zu erstellen. Eine Entwicklung der einzelnen Bestandskonten l�sst
sich nur aus dem Vergleich mehrerer Bilanzen ableiten (siehe auch unter „interner Be-
triebsvergleich“).

Auf der Aktivseite sind die VermÇgenswerte des Betriebes dargestellt. Die Passivseite
weist das Eigen- und Fremdkapital, das dem Betrieb von den Kapitalgebern zur Ver-
fÅgung gestellt worden ist, also die Finanzierung des Unternehmens, aus.

b) Methode der Gewinnermittlung nach §§ 4 Abs. 1, 5 EStG anhand
eines Beispiels

Im Folgenden wird die Wirkungsweise des BetriebsvermÇgensvergleichs anhand eines
einfachen Beispiels dargestellt. Da ohne Gewinn- und Verlustkonto gearbeitet wird, zeigt
dieses Beispiel die Wirkungsweise des BetriebsvermÇgensvergleichs in reinster Form.
Gleichzeitig macht es anschaulich deutlich, dass das Gewinn- und Verlustkonto nur ein
Unterkonto des Eigenkapitalkontos ist. Da in der Realit�t der Umfang der Gesch�ftsvor-
f�lle erheblich umfangreicher ist, bedarf der Ausweis in den einzelnen Sachkonten, aber
auch in der Gewinn- und Verlustrechnung einer weitergehenden Differenzierung, damit
das Rechnungswesen seiner Ausweis- und Dokumentationsfunktion nachkommen kann.

Beispiel zur Arbeitsweise des BetriebsvermÇgensvergleichs

Rechtsanwalt R. macht sich selbstst�ndig.

Da er auch Steuerberatung und BuchfÅhrung anbieten mÇchte, will er seine Gewinne
durch BetriebsvermÇgensvergleich ermitteln.

Er verfÅgt Åber ein Eigenkapital von 50.000 EUR und nimmt darÅber hinaus bei der
Bank einen Kredit in HÇhe von 150.000 EUR auf.

69

VII. BetriebsvermÇgensvergleich B.

137

138

139



LÇsung

Die ErÇffnungsbilanz von R sieht wie folgt aus:

Aktiva Passiva
Bank 200.000 EUR Eigenkapital 50.000 EUR

Darlehen 150.000 EUR
Bilanzsumme 200.000 EUR Bilanzsumme 200.000 EUR

Ferner

FÅr Inventar und BÅroger�te erh�lt er von einem Lieferanten eine Rechnung Åber
119.000 EUR brutto mit einem Zahlungsziel von drei Monaten.

LÇsung

Aktiva Passiva
AnlagevermÇgen 100.000 EUR Eigenkapital 50.000 EUR
Bank 200.000 EUR Darlehen 150.000 EUR
Vorsteuerforderung 19.000 EUR Verbindlichkeiten 119.000 EUR
Bilanzsumme 319.000 EUR Bilanzsumme 319.000 EUR

Bilanzierungstechnisch fÅhrt der Gesch�ftsvorfall zu einer sog. Bilanzverl�ngerung,
d.h. also zu einer ErhÇhung der Bilanzsumme.

WÅrde der Steuerpflichtige eine Einnahmen-/�berschussrechnung erstellen, wÅrde
bei diesem Gesch�ftsvorfall keinerlei Buchung erfolgen, da es am Geldfluss fehlt.

Das bilanzierende Unternehmen muss aber dem Realisationsprinzip folgen und bucht
den Gesch�ftsvorfall.

Dies gilt umgekehrt auch fÅr die Forderungsverbuchung.

Ferner

Nach zwei Monaten zahlt R per Bankanweisung die Rechnung des Lieferanten in
HÇhe von 119.000 EUR brutto.

Die Vorsteuer wird ihm durch die Umsatzsteuervoranmeldung erstattet, ohne dass er
zu diesem Zeitpunkt schon ErlÇse hat.

LÇsung

Aktiva Passiva
AnlagevermÇgen 100.000 EUR Eigenkapital 50.000 EUR
Bank 100.000 EUR Darlehen 150.000 EUR
Bilanzsumme 200.000 EUR Bilanzsumme 200.000 EUR

Hier liegt bilanztechnisch eine BilanzverkÅrzung durch eine Reduzierung der Bilanz-
summe vor.

Die Verbindlichkeit gegenÅber dem Lieferanten ist vollst�ndig, brutto, erloschen.

Zwischen Unternehmern im umsatzsteuerlichen Sinne stellt die Umsatzsteuer nur
eine durchlaufende Position dar. Bei Gesch�ftsvorf�llen im umsatzsteuerrechtlichen
Sinne zwischen Unternehmern zahlt niemand die Umsatzsteuer. Dies ist allein Auf-
gabe eines nichtunternehmerischen Endverbrauchers.

Ferner

Im Laufe des Gesch�ftsjahres kann R gegenÅber einem Mandanten eine Honorarrech-
nung in HÇhe von brutto 35.700 EUR stellen.

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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LÇsung

Aktiva Passiva

AnlagevermÇgen 100.000 EUR Eigenkapital 80.000 EUR
Bank 100.000 EUR Darlehen 150.000 EUR
Forderung 35.700 EUR Umsatzsteuerver-

bindlichkeit
5.700 EUR

Bilanzsumme 235.700 EUR Bilanzsumme 235.700 EUR

Auch hier wird der Gesch�ftsvorfall in einer Einnahmen-/�berschussrechnung nicht
gebucht, weil es am Geldfluss fehlt.

In diesem Beispiel zeigt sich die erfolgswirksame Buchung durch ErhÇhung des Ei-
genkapitals um netto 30.000 EUR.

Ausgewiesen wird aber auch eine Umsatzsteuerverbindlichkeit in HÇhe von 5.700 E
(Ausweis der Umsatzsteuer nach vereinbarten Entgelten!).

Ferner

Am Jahresende zahlt R 100.000 EUR an Bankverbindlichkeiten zurÅck.

Die AfA bel�uft sich auf 20 % des AnlagevermÇgens.

LÇsung

Aktiva Passiva
AnlagevermÇgen 80.000 EUR Eigenkapital 60.000 EUR
Forderung 35.700 EUR Darlehen 50.000 EUR

Umsatzsteuer 5.700 EUR
Bilanzsumme 115.700 EUR Bilanzsumme 115.700 EUR

Die vorstehende Bilanz ist die Abschlussbilanz des Gesch�ftsjahres zum 31.12.

Sie ist gleichzeitig auch ErÇffnungsbilanz fÅr das kommende Gesch�ftsjahr.

Das AnlagevermÇgen reduziert sich um 20.000 EUR durch die Abschreibung.

Auf der Passivseite reduziert sich das Eigenkapital aufgrund des AfA-Aufwandes in
gleicher HÇhe.

Die Tilgung der Darlehensverbindlichkeit ist erfolgsneutral und fÅhrt mit der AfA zu
einer BilanzverkÅrzung.

Das Ergebnis, der Gewinn, d.h. das zu versteuernde Einkommen aus dem Unterneh-
men bel�uft sich auf 60.000 EUR.

Ergebnis des Beispiels: Das Eigenkapital am Schluss des Gesch�ftsjahres mit
60.000 EUR abzÅglich 50.000 EUR Eigenkapital zu Beginn des Gesch�ftsjahres erge-
ben den Gewinn iHv 10.000 EUR.

Da die Forderung am 31.12. noch nicht ausgeglichen ist, wÅrde bei der Einnahmen-/
�berschussrechnung dieser Gesch�ftsvorfall erfolgswirksam noch nicht erscheinen.
Das Unternehmen h�tte dann einen Verlust in HÇhe der AfA von 20.000 EUR ge-
macht.

Die Bedeutung von erfolgswirksamen Verbuchungen bei einer Finanzbuchhaltung, bzw
bei einer Einnahmen-�berschussrechnung wird im n�chsten Abschnitt weiter beleuchtet.

71

VII. BetriebsvermÇgensvergleich B.

143

144



c) Erfolgswirksamkeit bei Bilanzierung versus
Einnahmen-/�berschussrechnung

Die im Abschnitt zuvor dargestellten erfolgswirksamen Buchungen sollen noch an einem
weiteren Beispiel verdeutlicht werden.

Hinweis

Dies ist auch fÅr die unterhaltsrechtliche Betrachtung von besonderer Bedeutung,
weil hierbei eine Ungleichbehandlung hingenommen wird.

Aus diesem Grund muss von jedem Unternehmer, der eine Einnahmen-/�ber-
schussrechnung erstellt, unterhaltsrechtlich eine Bilanz verlangt werden!

In dem folgenden Beispiel handelt es sich um ein holzverarbeitendes Unternehmen, wo-
bei bei einem Gewerbetreibenden allein wegen der GrÇßenklassen nach § 141 AO ent-
schieden wird, ob eine Finanzbuchhaltung (§§ 4 Abs. 1, 5 EStG) zu erstellen ist oder ob
eine Einnahmen-/�berschussrechnung (§ 4 Abs. 3 EStG) ausreicht.

Das Beispiel zeigt nur Erfolgsauswirkungen von Gesch�ftsvorf�llen.

Gesch�ftsvorfall §§ 4 Abs. 1, 5 EStG § 4 Abs. 3 EStG
Kauf von AnlagevermÇgen
Kauf von Holz/UmlaufvermÇgen -10.000 EUR
Holzverarbeitung zu Fenstern minus 20.000 EUR
Reduzierung des Lagerbestandes -5.000 EUR
Verkauf von Fenstern 40.000 EUR 40.000 EUR

-15.000 EUR
Abschreibung AnlagevermÇgen -10.000 EUR -10.000 EUR
Wertberichtigung -1.000 EUR
Gewinnauswirkung 29.000 EUR 20.000 EUR

Der Materialeinkauf ist nur bei der Einnahmen-/�berschussrechnung erfolgswirksam.

Die „Produktion auf Lager“ fÅhrt beim bilanzierenden Unternehmen zur Aktivierung
von teilfertigen Erzeugnissen im UmlaufvermÇgen (siehe dort).

Der aktivierte Betrag der teilfertigen Leistungen in HÇhe von 15.000 EUR ist bei der
Forderungsbuchung in Abzug zu bringen.

Auch zeigt das kleine Beispiel, dass die Wertberichtigung des Lagerbestandes durch
eine vorgenommene Teilwertabschreibung (siehe dort) nur bilanzierenden Unterneh-
men mÇglich ist.

Im Ergebnis bleibt festzuhalten, dass das bilanzierende Unternehmen zeitlich frÅher
und zudem einen hÇheren Gewinn ausweist.

Dies ist immer dann der Fall, wenn Wareneinkauf und Warenverkauf in einer Periode
nicht identisch sind.

Hinweis

Ein Korrekturposten bei der Bilanzierung ist die Verbuchung der Bestandsver�nderun-
gen aufgrund der Inventur, so dass auch unterhaltsrechtlich ordnungsgem�ße Inven-
turerstellung stets zu ÅberprÅfen ist. Dies ist insbesondere auch bei einem Wechsel
der Gewinnermittlungsart zu beachten.

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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3. Maßgeblichkeitsgrundsatz der Handelsbilanz fÅr die Steuerbilanz

Von dem Grundsatz der Maßgeblichkeit der Handelsbilanz fÅr die Steuerbilanz i.S.v. § 5
Abs. 1 S. 1 EStG spricht man, wenn bei der Gewinnermittlung nach § 5 EStG fÅr den An-
satz des BetriebsvermÇgens die Vorschriften des Handelsrechts maßgeblich sind.

4. BetriebsvermÇgen

Eine klare Abgrenzung zwischen den WirtschaftsgÅtern des BetriebsvermÇgens und den
WirtschaftsgÅtern des PrivatvermÇgens ist vorzunehmen, um die WirtschaftsgÅter in den
VermÇgensvergleich mit einzubeziehen.

Unterhaltsrechtlich werden hier die Weichen gestellt, um die betriebliche Veranlassung
von der Privatsph�re abzugrenzen.

Man unterscheidet innerhalb des BetriebsvermÇgens zwischen dem notwendigen Be-
triebsvermÇgen und dem gewillkÅrten BetriebsvermÇgen.

a) Notwendiges BetriebsvermÇgen

Nach R 4.2 Abs. 1 EStR 2005 gehÇren zum notwendigen BetriebsvermÇgen:
n WirtschaftsgÅter, die ausschließlich und unmittelbar fÅr eigene betriebliche Zwecke

genutzt werden oder dazu bestimmt sind

und
n WirtschaftsgÅter, die nicht GrundstÅcke oder GrundstÅcksteile sind und die zu mehr

als 50 % eigenbetrieblich genutzt werden.

Beispiel

Unternehmer A ist EigentÅmer mehrerer Fahrzeuge, die nur betrieblich genutzt wer-
den.

LÇsung

Die Fahrzeuge gehÇren zum notwendigen BetriebsvermÇgen, weil sie ausschließlich
und unmittelbar fÅr eigenbetriebliche Zwecke bestimmt sind und genutzt werden.

b) Notwendiges PrivatvermÇgen

Nach R 4.2 Abs. 1 EStR 2005 gehÇren zum notwendigen PrivatvermÇgen:
n WirtschaftsgÅter, die ausschließlich und unmittelbar fÅr private Zwecke genutzt wer-

den oder dazu bestimmt sind

und
n WirtschaftsgÅter, die nicht GrundstÅcke oder GrundstÅcksteile sind und die zu mehr

als 90 % privat genutzt werden.

Beispiel

Unternehmer A erwirbt ein Kraftfahrzeug, das er zu 96 % privat und zu 4 % betrieb-
lich nutzt.

LÇsung

Hier gehÇrt das Kraftfahrzeug im vollen Umfang zum notwendigen PrivatvermÇgen,
weil die private Nutzung mehr als 90 % betr�gt (R 4.2 Abs. 1 S. 5 EStR 2005).
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c) GewillkÅrtes BetriebsvermÇgen

Nach R 4.2 Abs. 1 EStR 2005 gehÇren zum gewillkÅrten BetriebsvermÇgen:

n WirtschaftsgÅter, die in einem gewissen objektiven Zusammenhang mit dem Betrieb
stehen und diesen zu fÇrdern bestimmt und geeignet sind

und

n WirtschaftsgÅter, die weder zum notwendigen BetriebsvermÇgen noch zum notwendi-
gen PrivatvermÇgen gehÇren, also mindestens 10 % aber hÇchstens 50 % betrieblich
genutzt werden.

Der Steuerpflichtige hat die Wahl, gewillkÅrtes BetriebsvermÇgen entweder dem Be-
triebsvermÇgen oder dem PrivatvermÇgen zuzuordnen.

Hinweis

Steuerpflichtige, die ihren Gewinn nach § 4 Abs. 1 oder § 5 EStG ermitteln, mÅssen
diese Zuordnung ausdrÅcklich in ihrer BuchfÅhrung kenntlich machen.

Beispiel

Unternehmer A, der seinen Gewinn nach § 5 EStG ermittelt, hat ein Kraftfahrzeug,
das er zu 45 % betrieblich und zu 55 % privat nutzt.

LÇsung

A kann dieses Fahrzeug als gewillkÅrtes BetriebsvermÇgen behandeln, da dieses we-
der zum notwendigen BetriebsvermÇgen noch zum notwendigen PrivatvermÇgen ge-
hÇrt und das Kraftfahrzeug zu 10 % bis 50 % (hier 45 %) betrieblich genutzt wird.

Teilt A das Kraftfahrzeug seinem BetriebsvermÇgen zu, muss er dies eindeutig in sei-
ner BuchfÅhrung durch Aktivierung zum Ausdruck bringen.

A kann hier nicht die 1 %-Regelung in Anspruch nehmen, weil das Kraftfahrzeug
nicht mehr als 50 % betrieblich genutzt wird (§ 6 Abs. 1 Nr. 4 S. 2 EStG).

Wird z.B. ein Geb�ude gemischt genutzt, ist jeder der unterschiedlich genutzten Geb�u-
deteile ein besonderes Wirtschaftsgut. Das Geb�ude steht insoweit in verschiedenen Nut-
zungs- und Funktionszusammenh�ngen (R 4.2 Abs. 4 S. 1 EStR 2005).

Beispiel

R ist EigentÅmer eines Gesch�fts- und Wohnhauses und betreibt im Erdgeschoss eine
Anwaltskanzlei.

Die erste Etage vermietet er an seine BÅrovorsteherin, die zweite Etage nutzt er zu
eigenen Wohnzwecken.

LÇsung

Das Erdgeschoss notwendiges BetriebsvermÇgen dar, w�hrend das zweite Ober-
geschoss notwendiges PrivatvermÇgen ist.

Das erste Obergeschoss ist gewillkÅrtes BetriebsvermÇgen, das R entweder seinem
BetriebsvermÇgen oder seinem PrivatvermÇgen zuordnen kann (R 4.2 Abs. 9 EStR
2005).

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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Hinweis

Eigenbetrieblich genutzte GrundstÅcksteile brauchen nicht als BetriebsvermÇgen be-
handelt werden, wenn der Wert nicht mehr als ein FÅnftel des gemeinen Wertes des
gesamten GrundstÅcks und nicht mehr als 20.500 EUR betr�gt (§ 8 EStDV).

5. Gewinnauswirkung und Bewertung im Steuer- und Familienrecht,
insb. Anschaffungs- und Herstellungskosten und AfA, §§ 5 bis 7k
EStG

a) Bewertungsgrunds�tze

Unterhaltsrelevanz

�nderungen in der Bewertung von WirtschaftsgÅtern (hier des AnlagevermÇgens) sind
erfolgswirksam und wirken sich damit auf das unterhaltsrechtliche Einkommen aus!

§ 252 HGB benennt folgende Bewertungsgrunds�tze:
n Grundsatz der Bilanzidentit�t
n Grundsatz der FortfÅhrung der Unternehmenst�tigkeit
n Grundsatz der Einzelbewertung
n Grundsatz der Vorsicht
n Grundsatz der periodengerechten Aufwands- und Ertragsabgrenzung
n Grundsatz der Stetigkeit der Bewertungsmethoden

Bei der Bewertung werden WirtschaftsgÅter der Bilanz einem bestimmen Euro-Betrag
zugeordnet. Um diesen Betrag ermitteln zu kÇnnen, werden Bewertungsmaßst�be benÇ-
tigt.

Folgende Bewertungsmaßst�be sind bilanzrechtlich zu unterscheiden:
Handelsrecht Steuerrecht
Anschaffungskosten Anschaffungskosten
Herstellungskosten Herstellungskosten
fortgefÅhrte AK/HK fortgefÅhrte AK/HK
BÇrsen- oder Marktpreis Teilwert
beizulegender Wert

Hinweis

Die Bewertungsvorschriften geben im Einzelnen vor, welche Bewertungsmaßst�be an-
zuwenden sind. Sie gelten allerdings nur fÅr die Bewertung des BetriebsvermÇgens.

b) Anschaffungs-und Herstellungskosten, § 255 HGB

Anschaffungskosten

Die Anschaffungskosten ergeben sich aus:

Kaufpreis (Anschaffungspreis)

+ Anschaffungsnebenkosten (ANK)

- Anschaffungspreisminderungen

= Anschaffungskosten (AK)

Anschaffungsnebenkosten sind Kosten, die neben dem Kaufpreis anfallen, z.B.
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bei GrundstÅcken:

n Maklerprovisionen netto

n VermessungsgebÅhren netto

n NotargebÅhren netto

n GrundbuchgebÅhren

n Grunderwerbsteuer (§ 11 GrEStG, 3,5 % des Kaufpreises)

Bei anderen VermÇgensgegenst�nden:

n Eingangsprovisionen netto

n Eingangsfrachten netto

n Anfuhr- und Abladekosten netto

n Transportversicherungen

n Montagekosten netto

Preisminderungen fÅr die Anschaffungskosten sind:

n Rabatte netto

n Skonti netto

n Boni netto

n Preisnachl�sse netto

Hinweis

Geldbeschaffungskosten wie Zinsen, Damnum, Wechseldiskont, die bei der Finanzie-
rung anfallen, sowie anrechenbare Vorsteuer fallen nicht unter die Anschaffungskos-
ten.

Beispiel

Unternehmer A kauft 2008 ein Wirtschaftsgut des beweglichen AnlagevermÇgens.

Der Verk�ufer V erteilt Rechnung wie folgt:

Wirtschaftsgut netto 100.000 EUR
+ 19 % Umsatzsteuer 19.000 EUR
Rechnungsbetrag 119.000 EUR

Ferner

A zahlt diese unter Abzug von 2 % Skonto.

FÅr Transportkosten erh�lt er von F folgende Rechnung:

Transportkosten netto 10.000 EUR
+ 19 % Umsatzsteuer 1.900 EUR
Rechnungsbetrag 11.900 EUR

Ferner

A bezahlt diese Rechnung ohne Abzug von Skonto.

LÇsung

Die Anschaffungskosten ermitteln sich wie folgt:

Kaufpreis netto 100.000 EUR
+ Anschaffungsnebenkosten 10.000 EUR
- Anschaffungspreisminderung netto (2 % v. 100.000 EUR) -2.000 EUR
Anschaffungskosten 108.000 EUR

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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Die Bewertung fÅr selbst hergestellte WirtschaftsgÅter richtet sich nach den Herstel-
lungskosten. Es handelt sich hierbei um WirtschaftsgÅter des VorratsvermÇgens, d.h. um
Erzeugnisse. Allerdings kÇnnen auch Geb�ude selbst hergestellte WirtschaftsgÅter sein.

n Herstellungskosten

Herstellungskosten sind Aufwendungen, die durch den Verbrauch von SachgÅtern und
die Inanspruchnahme von Diensten die Herstellung eines VermÇgensgegenstandes, seine
Erweiterung oder fÅr eine Åber den ursprÅnglichen Zustand hinaus gehende wesentliche
Verbesserung entstehen (§ 255 Abs. 2 HGB).

Zu den Herstellungskosten gehÇren handelsrechtlich mindestens nach § 255 Abs. 2 S. 2
HGB die

Materialeinzelkosten

+ Fertigungseinzelkosten

+ Sondereinzelkosten der Fertigung

= Wertuntergrenze der Herstellungskosten (HK)

Steuerrechtlich sind die Materialeinzelkosten, die Fertigungeinzelkosten, die Sonderein-
zelkosten der Fertigung sowie die Materialgemeinkosten und die Fertigungsgemeinkosten
in die zu aktivierenden Herstellungskosten einzubeziehen (R 6.3 EStR 2005).

Zu den Materialgemeinkosten und den Fertigungsgemeinkosten gehÇren nach R 6.3
Abs. 2 EStR 2005 z.B. Aufwendungen fÅr folgende Kostenstellen:
n Lagerhaltung, Transport und PrÅfung des Fertigungsmaterials
n Vorbereitung und Kontrolle der Fertigung
n Werkzeuglager
n Betriebsleitung, Raumkosten, Sachversicherungen
n Unfallstationen und UnfallverhÅtungseinrichtungen der Fertigungsst�tten
n LohnbÅro, soweit in ihm die LÇhne und Geh�lter der in der Fertigung t�tigen Arbeit-

nehmer abgerechnet werden

Hinweis

Nicht in die Herstellungskosten mÅssen allgemeine Verwaltungskosten wie z.B. Auf-
wendungen fÅr die Gesch�ftsleitung oder das Rechnungswesen eingerechnet werden.
Ferner dÅrfen nicht mit einbezogen werden die Vertriebskosten (§ 255 Abs. 2 S. 6
HGB). Ebenfalls nicht zu den Herstellungskosten gehÇren die Zinsen fÅr Fremdkapi-
tal. Eine Ausnahme gilt fÅr Zinsen fÅr Fremdkapital, das zur Finanzierung der Her-
stellung eines VermÇgensgegenstandes verwendet wird. Diese sind bei der Bewertung
hergestellter VermÇgensgegenst�nde anzusetzen, soweit sie auf den Zeitraum der Her-
stellung entfallen (§ 255 Abs. 3 HGB; R 6.3 Abs. 4 EStR 2005).

Die Ermittlung erfolgt Åber den Betriebsabrechnungsbogen (BAB), auf den ein unter-
haltsrechtlicher Auskunfts- und Beleganspruch besteht.

c) FortgefÅhrte Anschaffungs- oder Herstellungskosten

Nach § 7 EStG sind die fortgefÅhrten Anschaffungs- oder Herstellungskosten die um die
Absetzung fÅr Abnutzung (AfA) oder Substanzverringerung verminderten Anschaffungs-
bzw. Herstellungskosten.
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Beispiel

Anschaffungskosten 500.000 EUR
- AfA nach § 7 EStG - 125.000 EUR
= fortgefÅhrte Anschaffungskosten 375.000 EUR

d) Systematisierung der einzelnen WirtschaftsgÅter/VermÇgenswerte
in der Steuerbilanz

Zum Zweck der Bewertung werden Bilanzposten in § 266 HGB, § 6 EStG wie folgt ein-
geteilt:
1. Abnutzbare WirtschaftsgÅter des AnlagevermÇgens (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 EStG)

n Immaterielle WirtschaftsgÅter z.B. Gesch�fts- oder Firmenwert
n Geb�ude
n Maschinen
n Maschinelle Anlagen
n Kraftfahrzeuge
n Betriebs- und Gesch�ftsausstattung

2. andere als in § 6 Abs. 1 Nr. 1 EStG genannte WirtschaftsgÅter nach § 6 Abs. 1 Nr. 2
EStG wie
n Grund- und Boden
n Beteiligungen
n WirtschaftsgÅter des UmlaufvermÇgens
n Vorr�te (z.B. Waren)
n Forderungen aus Lieferungen und Leistungen
n Wertpapiere
n Kassenbestand
n Guthaben bei Kreditinstituten

3. Verbindlichkeiten (§ 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG)
n Verbindlichkeiten gegenÅber Kreditinstituten
n Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen
n Sonstige Verbindlichkeiten

n Wichtige Abgrenzungen fÅr die Bewertung:

WirtschaftsgÅter, die am Bilanzstichtag dazu bestimmt sind, dauernd dem Betrieb zu die-
nen, gehÇren zum AnlagevermÇgen (R 6.1 Abs. 1 S. 1 EStR 2005). DafÅr ist allein die
Zweckbestimmung von Bedeutung. Zum UmlaufvermÇgen teilt man WirtschaftsgÅter
ein, die zur Ver�ußerung, Verarbeitung oder zum Verbrauch angeschafft oder hergestellt
worden sind, z.B. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe (R 6.1 Abs. 2 EStR 2005).

Beispiel

Das Kfz des Rechtsanwalts R ist AnlagevermÇgen; die Gebrauchtwagen des Kfz-
H�ndlers sind UmlaufvermÇgen.

Diese Abgrenzung gilt nicht nur fÅr Sachanlagen, sondern auch fÅr immaterielle Wirt-
schaftsgÅter und Finanzanlagen.

e) Bewertung von abnutzbaren WirtschaftsgÅtern des
AnlagevermÇgens

Nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 EStG werden WirtschaftsgÅter des abnutzbaren AnlagevermÇgens
mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten oder dem an deren Stelle tretenden Wert

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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(beispielhaft dem Einlagewert), vermindert um bestimmte AbzÅge angesetzt. Erstreckt
sich die Nutzung von abnutzbaren WirtschaftsgÅtern erfahrungsgem�ß auf einen Zeit-
raum von mehr als einem Jahr, werden die Anschaffungs- oder Herstellungskosten auf
die betriebsgewÇhnliche Nutzungsdauer verteilt.

Hinweis

Der Teil der Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten (AHK), der auf ein Jahr entf�llt,
wird als AfA bezeichnet.

Hierbei werden AfA-Methoden angewendet, die nach § 7 EStG wie folgt zu unterschei-
den sind:

n AfA in gleichen Jahresbetr�gen (lineare AfA)

n bei Geb�uden und beweglichen AnlagegÅtern

n AfA in fallenden Jahresbetr�gen (degressive AfA)

n bei Geb�uden und beweglichen AnlagegÅtern

n AfA nach Maßgabe oder Leistungen (Leistungs-AfA)

n nur bei beweglichen AnlagegÅtern

n Absetzung fÅr außergewÇhnliche technische oder wirtschaftliche Abnutzung bei Ge-
b�uden und beweglichen AnlagegÅtern (AfaA =Absetzung fÅr außergewÇhnliche Ab-
setzung)

f) Teilwertabschreibung und ihre Bedeutung im Familienrecht

n Unterhaltsrelevanz

Gewinnreduzierend und damit fÅr die Einkommensermittlung von grÇßter Bedeutung ist
die Teilwertabschreibung, die von Familienrechtlern praktisch nicht beachtet wird und
mindestens dieselbe wirtschaftliche Bedeutung hat wie die AfA. Im Gegensatz zur AfA,
die nur fÅr das AnlagevermÇgen relevant ist, gilt die Teilwertabschreibung auch fÅr das
UmlaufvermÇgen. Gerade der in Anspruch genommene Unterhaltsschuldner wird ein In-
teresse haben, seine EinkÅnfte Åber dieses Institut zu reduzieren, was der allgemeinen Be-
obachtung durch den Familienrechtler –mangels Bekanntheit- entgeht, woraus ein Haf-
tungsrisiko resultiert.

n Teilwert

Was ist unter dem steuerrechtlichen Begriff des Teilwerts zu verstehen? Nach § 6 Abs. 1
Nr. 1 S. 3 EStG (gleichlautend § 10 BewG) ist der Teilwert der Betrag, den ein Erwerber
des ganzen Betriebes im Rahmen des Gesamtkaufpreises fÅr das einzelne Wirtschaftsgut
ansetzen wÅrde, wobei davon auszugehen ist, dass der Erwerber den Betrieb fortfÅhrt
(going concern-Prinzip). Die Funktion des Teilwerts ist ein Wertansatz anstelle des Wert-
ansatzes nach den Anschaffungskosten. Dieser Wertansatz der Steuerbilanz gleicht dem
sog. beizulegenden Wert der Handelsbilanz. Es muss aber eine voraussichtlich dauernde
Wertminderung vorliegen, d.h. ein voraussichtlich nachhaltiges Absinken des Wertes des
Wirtschaftsgutes unter den maßgeblichen Buchwert. Eine nur vorÅbergehende Wertmin-
derung reicht fÅr eine Teilwertabschreibung nicht aus.48
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n Ziel der Teilwertabschreibung

Unterbewertungen und damit einhergehend ein zu hoher Ausweis des VermÇgens oder
Gewinns sowie die Bildung ungerechtfertigter stiller Reserven sollen vermieden werden.

n Teilwertabschreibung im abnutzbaren AnlagevermÇgen

FÅr die WirtschaftsgÅter des abnutzbaren AnlagevermÇgens kann von einer voraussicht-
lich dauernden Wertminderung ausgegangen werden, wenn der Wert des jeweiligen Wirt-
schaftsguts am Bilanzstichtag mindestens fÅr eine halbe Restnutzungsdauer unter dem
planm�ßigen Restbuchwert liegt. Die verbleibende Nutzungsdauer ist fÅr Geb�ude nach
§ 7 Abs. 4 und 5 EStG, fÅr andere WirtschaftsgÅter grunds�tzlich nach den amtlichen
AfA-Tabellen zu bestimmen.49

Beispiel

Ein Unternehmen hat eine Maschine zu Anschaffungskosten von 100.000 EUR erwor-
ben.

Die Nutzungsdauer betr�gt zehn Jahre, die j�hrliche AfA betr�gt 10.000 EUR.

Im zweiten Jahr betr�gt der Teilwert beispielsweise wegen eines Schadensfalls nur
noch 30.000 EUR bei einer Restnutzungsdauer von acht Jahren.

LÇsung

Hier ist (auf einen Schlag!) gewinnreduzierend eine Teilwertabschreibung von
30.000 EUR zul�ssig.

Die Minderung ist voraussichtlich auch von Dauer, weil der Wert des Wirtschaftsgutes
zum Bilanzstichtag bei planm�ßiger Abschreibung erst nach fÅnf Jahren, d.h. erst
nach mehr als der H�lfte der Restnutzungsdauer, erreicht wird.50

Abwandlung des Beispiels

Der Teilwert betr�gt 50.000 EUR.

LÇsung

Eine Teilwertabschreibung in der HÇhe von 50.000 EUR ist nicht zul�ssig.

Die Minderung ist voraussichtlich nicht von Dauer, da der Wert des Wirtschaftsguts
zum Bilanzstichtag bei planm�ßiger Abschreibung schon nach drei Jahren und damit
frÅher als nach mehr als der H�lfte der Restnutzungsdauer erreicht wird.

Teilwertabschreibung bei nicht abnutzbarem AnlagevermÇgen

FÅr die WirtschaftsgÅter des nicht abnutzbaren AnlagevermÇgens ist grunds�tzlich darauf
abzustellen, ob die GrÅnde fÅr eine niedrigere Bewertung voraussichtlich anhalten wer-
den.

Kursschwankungen von bÇrsennotierten WirtschaftsgÅtern des AnlagevermÇgens stellen
eine nur vorÅbergehende Wertminderung dar und berechtigen deshalb nicht zum Ansatz
des niedrigeren Teilwertes.51
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49 BMF-Schreiben, a.a.O., Rn 6.
50 BMF-Schreiben, a.a.O., Rn 7, 8; weitergehend FG MÅnster, das die Teilwertabschreibung auch dann zul�sst,

wenn die Wertminderung durch Normal-AfA bei weniger als die H�lfte der Restnutzungsdauer erreicht wird,
EFG 2005, 683, siehe folgendes Beispiel.

51 BMF-Schreiben, a.a.O., Rn 11.
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Beispiel

Das Unternehmen hat Aktien einer Aktiengesellschaft zum Preis von 100 EUR/StÅck
erworben. Die Aktien sind als langfristige Kapitalanlage dazu bestimmt, dauernd dem
Unternehmen zu dienen. Der Kurs der Aktien schwankt nach der Anschaffung zwi-
schen 70 EUR und 100 EUR. Am Bilanzstichtag betr�gt der BÇrsenpreis 90 EUR.

LÇsung

Eine Teilwertabschreibung ist unzul�ssig.

Der durch die Kursschwankungen verursachte niedrigere BÇrsenpreis am Bilanzstich-
tag stellt eine nur vorÅbergehende Wertminderung dar.

Entgegen dieser Ansicht im BMF-Schreiben hat der BFH52 eine Teilwertabschreibung
nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 S. 2 EStG bei bÇrsennotierten Aktien angenommen, die als Fi-
nanzanlagen gehalten werden, wenn der BÇrsenwert zum Stichtag unter die Anschaf-
fungskosten gesunken ist und zum Zeitpunkt der Bilanzaufstellung keine konkreten
Anhaltspunkte fÅr eine alsbaldige Wertaufholung vorliegen (im Entscheidungsfall An-
schaffungskosten von Infineon-Aktien mit 44,50 EUR pro StÅck, Wert am Bilanzstich-
tag 22,70 EUR pro StÅck und Wert bei Aufstellung der Bilanz 26,00 EUR pro StÅck).

�berzeugend fÅhrte der BFH hier wÇrtlich aus:

„Spiegelt aber der aktuelle BÇrsenkurs die Einsch�tzung der Marktteilnehmer (auch)
Åber die kÅnftige Entwicklung des BÇrsenkurses wider, kann vom Bilanzierenden
nicht erwartet werden, dass er Åber bessere prognostische F�higkeiten verfÅgt als der
Markt. Der BÇrsenkurs ist dann nicht nur identisch mit dem jeweils beizulegenden
Wert, sondern er ist – mangels besserer ErkenntnismÇglichkeiten – als der dauerhafte
Wert der Bilanz zugrunde zulegen.“

Im konkreten Beispielsfall war eine Teilwertabschreibung auf 26 EUR mÇglich!

n Teilwertberichtigung im UmlaufvermÇgen

Die WirtschaftsgÅter des UmlaufvermÇgens sind nicht dazu bestimmt, dem Betrieb auf
Dauer zu dienen. Sie werden stattdessen regelm�ßig fÅr den Verkauf oder den Verbrauch
gehalten. Demgem�ß kommt dem Zeitpunkt der Verwendung oder Ver�ußerung fÅr die
Bestimmung einer voraussichtlich dauernden Wertminderung eine besondere Bedeutung
zu. H�lt die Minderung bis zum Zeitpunkt der Aufstellung der Bilanz oder dem voraus-
gegangenen Verkaufs- oder Verbrauchszeitpunkt an, so ist die Wertminderung voraus-
sichtlich von Dauer.53

Beispiel

Der Kaufmann/Unterhaltsschuldner hat eine Forderung aus einem Kredit im Nenn-
wert von 100.000 EUR an der Y-KG. Wegen unerwarteter Zahlungsausf�lle ist die
Y-KG im Laufe des Wirtschaftsjahres notleidend geworden.

Am Bilanzstichtag kann die Forderung deshalb nur in HÇhe von 20 % bedient werden.
Bis zum Zeitpunkt der Bilanzaufstellung stellt die Y-KG wider Erwarten eine Siche-
rung in HÇhe von 30 % der Forderung.
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52 BFH v. 26.9.2007, BFH/NV 2008, 432.
53 BMF-Schreiben, a.a.O, Rn 23.
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LÇsung

Am Bilanzstichtag ist eine Teilwertabschreibung auf die Forderung des Steuerpflichti-
gen in HÇhe von 80 % zul�ssig, da mit Åberwiegender Wahrscheinlichkeit nur mit ei-
nem Zahlungseingang von 20 % gerechnet werden konnte.

Zwar gewinnt die Forderung bis zum Zeitpunkt der Bilanzaufstellung durch die Ge-
stellung der Sicherheit nachtr�glich an Wert. Ein unerwartetes Ereignis dieser Art ist
jedoch keine zus�tzliche Erkenntnis.54

n Wertaufholungsgebot

Hat sich der Wert des Wirtschaftsgutes nach einer vorangegangenen Teilwertabschrei-
bung wieder erhÇht, so ist diese BetriebsvermÇgensmehrung bis zum Erreichen der Be-
wertungsobergrenze steuerlich (d.h. gewinnerhÇhend) zu erfassen. Dabei kommt es nicht
darauf an, ob die konkreten GrÅnde fÅr die vorherige Teilwertabschreibung weggefallen
sind. Auch eine ErhÇhung des Teilwerts aus anderen GrÅnden fÅhrt zu einer Korrektur
des Bilanzansatzes. Gleiches gilt selbstverst�ndlich auch, wenn die vorherige Teilwert-
abschreibung steuerlich nicht oder nicht vollst�ndig wirksam wurde.55

n Teilwertabschreibung versus VerlustrÅckstellung

Hinweis

Die Teilwertabschreibung ist durch die RÅckstellungen fÅr drohende Verluste nicht
ausgeschlossen, obwohl steuerrechtlich RÅckstellungen fÅr drohende Verluste nicht
gebildet werden dÅrfen (§ 5 Abs. 4a EStG). Dies schließt aber eine Teilwertabschrei-
bung z.B. bei unfertigen Bauten und unfertigen Erzeugnissen (Werkvertr�gen) nicht
aus.

Beispiel

Der Verlust aus einem Werklieferungsvertrag (Bauvorhaben) bel�uft sich bei einem
Abwicklungsfortschritt/Fertigungsgrad von 20 % auf 100.000 EUR bei bereits akti-
vierten Herstellungskosten von 40.000 EUR.

Bel�uft sich die Teilwertabschreibung auf 60.000 EUR oder 100.000 EUR?

Der BFH fÅhrt hierzu aus:

„Das Verbot der RÅckstellungen fÅr drohende Verluste begrenzt eine mÇgliche Teil-
wertabschreibung nicht. Die Teilwertabschreibung auf teilfertige Bauten auf fremdem
Grund und Boden ist nicht nur hinsichtlich des dem jeweiligen Stand der Fertigstel-
lung entsprechenden, auf die Bauten entfallenden Anteils der vereinbarten VergÅtung,
sondern hinsichtlich des gesamten Verlustes aus dem noch nicht abgewickelten Bau-
auftrag zul�ssig“.56

LÇsung

Das Unternehmen kann mithin in nicht zu beanstandender Weise eine Teilwert-
abschreibung in HÇhe des gesamten Verlustes von 100.000 EUR vornehmen.

Hinweis

Die Teilwertabschreibung im Anlage-, bzw. UmlaufvermÇgen in der Bilanz des Un-
ternehmens, ist aber insbesondere auch der Gewinn- und Verlustrechnung zu entneh-
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54 BMF-Schreiben, a.a.O, Rn 32, 33, 4, 23.
55 BMF-Schreiben, a.a.O, Rn 34.
56 BFH DStR 2005, 1975 ff.
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men. Sie bedarf naturgem�ß einer Dokumentation, weil den Steuerpflichtigen gegen-
Åber dem Finanzamt die Darlegungs- und Beweislast trifft.57 Wenn also bei der Er-
mittlung des Unterhaltseinkommens, bzw. des Gewinnes des Unternehmens des Un-
terhaltsschuldners, eine Teilwertabschreibung ersichtlich wird, muss diese bestritten
und die Vorlage der entsprechenden Dokumentationen gefordert werden.

g) AfA bei immateriellen WirtschaftsgÅtern

Als unkÇrperliche, d.h. immaterielle WirtschaftsgÅter kommen Rechte, rechts�hnliche
Werte und sonstige Vorteile in Betracht (R 5.5 Abs. 1 S. 1 EStR 2005). Hierunter f�llt
auch der Gesch�fts- oder Firmenwert, der wie folgt ermittelt wird:

Ermittlung des Gesch�fts-/Firmenwerts

Kaufpreis

./. BetriebsvermÇgen (VermÇgen ./. Schulden)

= Gesch�fts- oder Firmenwert

Nur der derivative, dh der abgeleitete und erworbene Firmenwert und nicht der origin�re
ist steuerlich mit den Anschaffungskosten zu aktivieren und linear abzuschreiben. Nach
Steuerrecht (§ 7 Abs. 1 S. 3 EStG) ist von einer betriebsgewÇhnlichen Nutzungsdauer
des Gesch�fts- oder Firmenwertes von 15 Jahren auszugehen. Nach Handelsrecht be-
steht ein Aktivierungswahlrecht nach § 255 Abs. 4 HGB. Danach kann der derivative Fir-
menwert mit mindestens einem Viertel pro Wirtschaftsjahr abgeschrieben werden.

Beispiel

A erwirbt am 3.1.2006 ein Unternehmen mit einem Firmenwert. Die Anschaffungs-
kosten hierfÅr betragen 150.000 EUR.

A will eine einheitliche Handels- und Steuerbilanz erstellen. Er passt sie handelsrecht-
lich an die steuerrechtliche 15-j�hrige Abschreibungsdauer an.

LÇsung

Die Abschreibung betr�gt folglich 10.000 EUR (100 % : 15 Jahre = 6,66 % von
150.000 EUR pro Wirtschaftsjahr).

Hinweis

Der bei einem Kauf einer freiberuflichen Praxis erworbene Praxiswert stellt keinen
Gesch�ftswert oder Firmenwert i.S.v. § 7 Abs. 1 S. 3 EStG dar. Dieser bezieht sich le-
diglich auf gewerbliche oder land- und forstwirtschaftliche Unternehmungen.

Die Abschreibungsdauer eines Praxiswertes, wegen seiner Personenbezogenheit, liegt
zwischen drei und fÅnf Jahren bei Ausscheiden des Praxisinhabers bzw sechs bis zehn
Jahren bei dessen fortgesetzter T�tigkeit.58

HÇchstrichterliche familienrechtliche Entscheidungen zur BerÅcksichtigung von AfA
bei immateriellen WirtschaftsgÅtern liegen nicht vor.
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57 BMF-Schreiben, a.a.O, Rn 2.
58 Beck’sches Steuerberaterhandbuch, a.a.O, B 218, H 7.1 EStH.
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h) AfA bei Geb�uden

aa) Lineare AfA

Die lineare AfA betr�gt:
n bei Wirtschaftsgeb�uden (Abschreibungsdauer 33 Jahre) 3 % (vor 2001: 4 %)
n bei allen anderen Geb�uden (Abschreibungsdauer 50 bzw. 40 Jahre)

a) die nach dem 31.12.1924 fertig gestellt worden sind 2 %
b) die vor dem 1.1.1925 fertig gestellt worden sind 2,5 %

Beispiel

A besitzt eine Halle, die zum BetriebsvermÇgen gehÇrt. Sie ist am 5.2.2004 errichtet
worden und stellt ein Wirtschaftsgeb�ude dar. Die Herstellungskosten haben
300.000 EUR betragen.

LÇsung

A kann j�hrlich 3 % von 300.000 EUR, mithin 9.000 EUR zur vollen Absetzung abzie-
hen.

Hinweis

Der Wert von Grund und Boden gehÇrt nicht zur Bemessungsgrundlage der Geb�ude-
AfA. Dieser unterliegt nicht der Abnutzung.

Beispiel

A hat 2006 ein bebautes GrundstÅck gekauft. Die Anschaffungskosten betragen
450.000 EUR. Von den Anschaffungskosten entfallen auf das Geb�ude, das 1952 fer-
tig gestellt worden ist, 350.000 EUR.

LÇsung

Hier kann A j�hrlich 2 % von 350.000 EUR = 7.000 EUR bis zur vollen Absetzung
abziehen.

Das Jahr der Anschaffung ist grunds�tzlich unmaßgeblich. Es kommt entscheidend
darauf an, wann das Geb�ude fertig gestellt worden ist. Dies ist hier das Jahr 1952.

Bei Anschaffung im Laufe eines Jahres kann die lineare Geb�ude-AfA fÅr das erste Jahr
nur zeitanteilig vorgenommen werden. Dementsprechend ist auch im Jahr der Ver�uße-
rung zu verfahren (R 7.4 Abs. 2 EStR 2005).

Hinweis

Die lineare Geb�ude-AfA richtet sich grunds�tzlich nach den Anschaffungs- und Her-
stellungskosten.

bb) Degressive AfA

Unter bestimmten Voraussetzungen kann der Steuerpflichtige auch die degressive AfA in
Form fallender Staffels�tze nach § 7 Abs. 5 EStG w�hlen (sog. staffeldegressive AfA).

Hierbei sind folgende AfA-Staffeln mit verschiedenen Abschreibungss�tzen nach dem
Herstellungsjahr (siehe in den folgenden Normen!) zu unterscheiden:
n Staffel 81 – § 7 Abs. 5 S. 1 Nr. 1 EStG
n Staffel 85 – § 7 Abs. 5 S. 1 Nr. 2 EStG
n Staffel 89 – § 7 Abs. 5 S. 1 Nr. 3a EStG
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n Staffel 96 – § 7 Abs. 5 S. 1 Nr. 3b EStG
n Staffel 04 – § 7 Abs. 5 S. 1 Nr. 3c EStG

Hinweis

Die Staffelbezeichnungen bezeichnen die Jahre, in denen diese Staffeln erstmals an-
wendbar waren. Eine Anwendung hÇherer oder niedrigerer Staffels�tze ist bei der de-
gressiven AfA nach § 7 Abs. 5 EStG ausgeschlossen (R 7.4 Abs. 6 EStR 2005). Die
degressive AfA ist im Jahr der Fertigstellung bzw. Herstellung oder Anschaffung mit
dem vollen Jahresbetrag abzuziehen, wenn das Geb�ude zur Erzielung von EinkÅnften
verwendet wird. Anderenfalls ist das Geb�ude zeitanteilig abzuschreiben (R 7.4 Abs. 2
S. 1 EStR 2005).

Ein Geb�ude ist fertig gestellt, wenn die wesentlichen Bauarbeiten abgeschlossen sind
und der Baufortschritt einen Bezug der Wohnung zul�sst. Noch nicht fertig gestellt ist ein
Geb�ude z.B. dann, wenn TÅren, BÇden und der Innenputz noch fehlen.59

Bemessungsgrundlage der AfA sind die Herstellungs- oder Anschaffungskosten des Ge-
b�udes

Staffel 04 ist beispielsweise anzuwenden, wenn
n das Geb�ude Wohnzwecken dient,
n der Bauantrag nach dem 31.12.2003 und vor dem 1.1.2006 gestellt worden ist

und
n die Anschaffung aufgrund eines nach dem 31.12.2003 und vor dem 1.1.2006 abge-

schlossenen Kaufvertrags erfolgte.

Folgende Betr�ge kÇnnen unter diesen Voraussetzungen abgezogen werden:
n In den ersten zehn Jahren jeweils 4 %,
n in den darauf folgenden acht Jahren jeweils 2,5 %,
n in den darauf folgenden 32 Jahren jeweils 1,25 %.

Beispiel

A ließ 2007 ein MietgrundstÅck bauen.

Den Bauantrag hierfÅr stellte er 2005. Die Baut�tigkeit endete 2007, und ab 2008
wurde das Geb�ude zu Wohnzwecken vermietet.

Die Anschaffungskosten des Grund und Bodens betrugen 200.000 EUR, die Herstel-
lungskosten des Geb�udes 1.400.000 EUR.

LÇsung

A kann das Geb�ude fÅr 2007 noch mit 4 % und den vollen Jahresbetrag von
56.000 EUR (4 % von 1.400.000 EUR) degressiv abschreiben, weil der Bauantrag
nach dem 31.12.2003 und vor dem 1.1.2006 gestellt worden ist.

Ferner wird das Geb�ude zur Erzielung von EinkÅnften verwendet (R 7.4 Abs. 2 EStR
2005).

Hinweis

FÅr Mietwohngeb�ude, die degressiv nach § 7 Abs. 5 S. 3c EStG abgeschrieben wer-
den, entf�llt ab dem Veranlagungszeitraum 2006 die AbschreibungsmÇglichkeit, so-
weit es sich um Neuf�lle handelt. Da die Wohnraumversorgung in Deutschland inzwi-
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schen Åber Bedarf liegt, entf�llt diese Steuersubvention fÅr Neuf�lle ab 2006. Es gilt
jetzt nur noch der vereinheitlichte Abschreibungssatz von 2 %, der dem tats�chlichen
Wertverlust entspricht.

cc) Geb�udeabschreibung im Familienrecht

Der BGH hat in seiner Åberkommenen Rechtsprechung eine AfA fÅr Wohngeb�ude fÅr
unterhaltsrechtlich unbeachtlich erachtet, weil hier – unter BerÅcksichtigung der Markt-
entwicklung – ein tats�chlicher Werteverzehr nicht zu beobachten sei.60

Dabei darf nicht verkannt werden, dass die genannte Entscheidung zur Einkunftsart „Ver-
mietung und Verpachtung“ bei einem Einfamilienhaus ergangen ist. Zu jener Zeit konnte
der BGH argumentieren, der tats�chliche Substanzverlust werde durch einen steigenden
Verkehrswert von Immobilien stets aufgefangen.61 So wurde von der Literatur schon stets
zu Recht eingewandt, dass sowohl der Substanzverlust als auch der Erhaltungsaufwand
nicht g�nzlich außer acht bleiben dÅrften. HierfÅr mÅssen RÅcklagen gebildet werden.62

Weiter wird man noch differenzieren mÅssen,
n ob das Objekt eigen genutzt oder vermietet ist,
n ob es sich um ein Einfamilienhaus oder ein Mehrfamilienhaus handelt und insbeson-

dere
n wie sich die Lage des Geb�udes auf die Marktpreisentwicklung auswirkt.

Dies gilt insbesondere auch bei gewerblicher Nutzung von Geb�uden. Man wird also im
Einzelfall zu differenzieren haben.

Liegen negative EinkÅnfte vor, ist zun�chst weiter zu ÅberprÅfen, ob diese nicht auf steu-
erlichen Sonderabschreibungen beruhen, so dass sie ohnehin zu eliminieren w�ren.63 Zu-
dem wird die Frage zu prÅfen sein, ob nicht VermÇgensbildung zum Nachteil des Unter-
haltsberechtigten vorliegt. Auch die obergerichtliche Rechtsprechung scheint sich einig
zu sein, dass die unterhaltsrechtliche BerÅcksichtigung von steuerlicher AfA fÅr Geb�u-
deabschreibungen ausscheidet.64

Die Literatur vertritt – die Rechtsprechung des BGH aufgreifend – teilweise die Ansicht,
Abschreibungen fÅr Geb�udeabnutzung berÅhren, ebenso wie Tilgungsbetr�ge, das unter-
haltsrechtlich maßgebliche Einkommen nicht.65

Diese Rechtsprechung hat der BGH66 pr�zisiert und seine �ltere Rechtsprechung einge-
schr�nkt. In dieser Entscheidung will der BGH Abschreibungen bei der Einkommens-
ermittlung nur dann unberÅcksichtigt lassen, wenn es gleichwohl bei negativen EinkÅnf-
ten aus Vermietung und Verpachtung verbleibt. Damit gibt es auch keine MÇglichkeit,
durch NichtberÅcksichtigung der Abschreibungen zu geringeren, negativen EinkÅnften zu
gelangen mit der Folge, dass ein Teil der auf die negativen EinkÅnfte entfallenden Steuer-
vorteile dem Unterhaltsberechtigten zugute kommen.
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60 Vgl. BGH NJW 1984, 303 = FamRZ 1984, 39, 41.
61 SchÅrmann, FamRB 2006,S. 187.
62 Strohal, a.a.O, Rn 261; SchÅrmann, a.a.O, S.187, Laws, Steuerliche Unterlagen im Unterhaltsrecht, 2. Auf-

lage, 265; Kuckenburg, Der Selbstst�ndige im familienrechtlichen Verfahren, S.146.
63 Kuckenburg, a.a.O, S.147.
64 Vgl. statt vieler die RechtsprechungsÅbersicht in Gottwaldt, Einkommenskorrektur durch AfA?, FPR 2003,

419, 421.
65 Vgl. auch Wendl/Staudigl/Gerhard, a.a.O., § 1 Rn 300, 301.
66 BGH FuR 2005, 361 ff. mit Praktikerhinweis von Soyka.
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Der BGH hebt weiter darauf ab, dass die Abschreibungen im Zusammenhang mit den
Zinszahlungen gesehen werden mÅssen und darauf beruhende negative EinkÅnfte ins-
gesamt unberÅcksichtigt zu bleiben haben, wobei in diesem Fall auch die gesamten Steu-
ervorteile dem Unterhaltspflichtigen zugute kommen.

Dies soll aber nur dann gelten, wenn durch die NichtberÅcksichtigung der Abschreibun-
gen aus Verlusten aus Vermietung und Verpachtung positive Mieteinnahmen werden. In
diesem Falle sind die positiven Einnahmen als Einkommen zu berÅcksichtigen, ohne dass
eine fiktive Steuerberechnung durchzufÅhren ist.

In der Entscheidung wird auch nochmals der Unterschied zwischen notwendigen Erhal-
tungsmaßnahmen und Wert steigernden Aufwendungen deutlich gemacht. W�hrend not-
wendige Erhaltungsmaßnahmen unterhaltsrechtlich zu berÅcksichtigen sind, braucht sich
der Unterhaltsberechtigte wertsteigernden Maßnahmen nicht entgegenhalten zu lassen, da
es sich bei derartigen Aufwendungen um einseitige VermÇgensbildung handelt.

n Daraus ergibt sich folgende PrÅfungsfolge:

Beruhen die Verluste aus Vermietung und Verpachtung ausschließlich auf der Abschrei-
bung, sind diese in FortfÅhrung der bisherigen Rechtsprechung unbeachtlich. Daraus l�sst
sich umgekehrt schließen, dass bei positiven EinkÅnften die AfA abzugsf�hig sein dÅrfte.
Dabei bleibt aber zu differenzieren, ob es sich um notwendigen Erhaltungsaufwand oder
um wertsteigernde Verbesserungen nach obigen Grunds�tzen handelt. Bleiben auch im
Falle der NichtberÅcksichtigung der Abschreibungen Verluste Åbrig, die auf Zinsleistun-
gen beruhen, dÅrfen diese wegen einseitiger VermÇgensbildung dem Unterhaltsberechtig-
ten nicht entgegengehalten werden. Er ist so zu stellen, als ob die vermÇgensbildenden
Aufwendungen nicht stattfinden.

In diesem Kontext vertreten wir mit SchÅrmann die Ansicht, dass bei NichtberÅcksichti-
gung der Abschreibungen und Zinsen von Geb�uden im Gegenzuge allein die Tilgungs-
leistung bei Bedarfspr�gung als Ausgabe abgesetzt werden kann.67

i) AfA bei beweglichen AnlagegÅtern

aa) Lineare AfA

Die Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten (AHK) werden bei der linearen AfA auf be-
wegliche AnlagegÅter gleichm�ßig auf die Zeit der betriebsgewÇhnlichen Nutzungsdauer
verteilt (§ 7 Abs. 1 EStG).

Indem man die Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten durch die Anzahl der Jahre der
betriebsgewÇhnlichen Nutzungsdauer dividiert, erh�lt man die j�hrlichen linearen AfA-
Betr�ge wie folgt:

Lineare AfA = AHK : Nutzungsdauer

Beispiel

Die Anschaffungskosten einer Produktionsmaschine betragen 60.000 EUR.
Die betriebsgewÇhnliche Nutzungsdauer betr�gt zehn Jahre.
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LÇsung

J�hrlicher linearer AfA-Betrag = 60.000 EUR : zehn Jahre = 6.000 EUR

Dividiert man die Zahl 100 durch die Anzahl der Jahre der betriebsgewÇhnlichen Nut-
zungsdauer, so ergibt dies den linearen AfA-Satz:

Linearer AfA-Satz (%) = 100 : Nutzungsdauer

Der lineare AfA-Satz im vorgenannten Beispiel ermittelt sich wie folgt:

Linearer AfA-Satz (%) = 100 : 10 = 10%

Hinweis

Bei allen abnutzbaren WirtschaftsgÅtern und bei allen Einkunftsarten kann die lineare
AfA zur Anwendung gelangen. Sie beginnt bei der Anschaffung mit dem Zeitpunkt
der Lieferung und bei der Herstellung mit dem Zeitpunkt der Fertigstellung (R 7.4
Abs. 1 EStR 2005).

Wird ein Anlagegut im Laufe eines Wirtschaftsjahres angeschafft oder hergestellt, ist die
AfA in diesem Wirtschaftsjahr zeitanteilig (pro-rata-temporis) anzusetzen. Sie wird auch
entsprechend beim Ausscheiden eines Anlagegutes im Laufe eines Wirtschaftsjahres be-
rechnet (R 7.4 Abs. 2 S. 1 EStR 2005 sowie R 7.4 Abs. 8 EStR 2005).

Beispiel

Kaufmann K erwirbt am 1.3.2006 eine Maschine mit Anschaffungskosten von
15.000 EUR, dessen betriebsgewÇhnliche Nutzungsdauer fÅnf Jahre betr�gt.

LÇsung

Nach der Pro-Rata-Temporis-Regel ermittelt sich die AfA wie folgt:

Jahresbetrag der AfA (EUR) 15.000 EUR : 5 = 3.000 EUR

Zeitanteiliger AfA-Betrag 3.000 EUR : 12 Monate = 250 EUR x 10 Monate =
2.500 EUR

bb) Degressive AfA

Im Gegensatz zur linearen AfA werden bei der degressiven AfA die Betr�ge von Jahr zu
Jahr niedriger (§ 7 Abs. 2 EStG). Die j�hrlichen Absetzungsbetr�ge werden nach einem
gleich bleibenden Prozentsatz vom jeweiligen Buch- bzw. Restwert bemessen.

Beispiel

Die Anschaffungskosten fÅr eine Maschine betragen 15.000 EUR am 31.12.2006.

Der degressive AfA-Satz betr�gt 30 %.

LÇsung

Die j�hrlichen Absetzungsbetr�ge werden wie folgt ermittelt:

Anschaffungskosten 15.000 EUR
- AfA 1. Jahr: 30 % von 15.000 EUR 4.500 EUR
Restbuchwert nach dem 1. Jahr 10.500 EUR
- AfA 2. Jahr: 30 % von 10.500 EUR 3.150 EUR
Restbuchwert nach dem 2. Jahr 7.350 EUR
- AfA 3. Jahr: 30 % von 7.350 EUR 2.205 EUR
Restbuchwert nach dem 3. Jahr 5.145 EUR
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Hierbei darf der anzuwendende Prozentsatz bei beweglichen WirtschaftsgÅtern des Anla-
gevermÇgens, die nach dem 31.12.2005 und vor dem 1.1.2008, also 2006 und 2007 ange-
schafft oder hergestellt worden sind, hÇchstens das dreifache des linearen AfA-Satzes be-
tragen und 30 % nicht Åbersteigen (§ 7 Abs. 2 S. 3 EStG).

Hinweis

Die Unternehmenssteuerreform schafft die degressive AfA fÅr WirtschaftsgÅter, die
ab dem 1.1.2008 angeschafft worden sind, ab. FÅr WirtschaftsgÅter, die nach dem
1.1.2001 und vor dem 1.1.2006 angeschafft oder hergestellt worden sind, gilt der de-
gressive AfA-Satz von 20 % und fÅr 2006 und 2007 in HÇhe von 30 %. Nur bei ab-
nutzbaren beweglichen WirtschaftsgÅtern des AnlagevermÇgens und nur im Rahmen
der Gewinnermittlung, also nicht bei den �berschusseinkÅnften, kann die degressive
AfA nach § 7 Abs. 2 EStG zur Anwendung gelangen. Eine Zul�ssigkeit ist auch nur
dann gegeben, wenn die betreffenden AnlagegÅter in ein besonderes, laufend zu fÅh-
rendes Verzeichnis aufgenommen werden, aus dem die Grundlagen der Berechnung
ersichtlich sind. Wenn sich die Angaben aus der BuchfÅhrung ergeben, kann auf ein
gesondertes Verzeichnis verzichtet werden (§ 7 Abs. 2 S. 3 und § 7a Abs. 8 EStG). Ab
dem Wirtschaftsjahr 2004 hat eine monatsgenaue Abschreibung zu erfolgen.

cc) Wechsel der AfA-Methoden

Nach § 7 Abs. 3 EStG, fÅr bis zum 31.12.2007 angeschaffte WirtschaftsgÅter, ist ein
�bergang von der degressiven AfA zur linearen AfA generell mÇglich. Hierbei ist der
Restbuchwert auf die noch verbleibende Restnutzungsdauer gleichm�ßig zu verteilen und
wird wie folgt hinsichtlich des sich hieraus ergebenden linearen AfA-Betrages berechnet:

Linearer AfA-Betrag (EUR) = Restbuchwert : Restnutzungsdauer

Beispiel

Unternehmer A schafft sich 2006 ein Wirtschaftsgut des beweglichen Anlagever-
mÇgens fÅr 60.000 EUR netto an.

Die tats�chliche Nutzungsdauer betr�gt zehn Jahre.

A nimmt eine 30%ige degressive Abschreibung auf sieben Jahre vor.

LÇsung

Im 8. Jahr (2013) betr�gt die AfA bei degressiver AfA:

30 % von 1.482 EUR = 445 EUR

Beim �bergang zur linearen AfA:

1.482 EUR : drei Jahre Restnutzungsdauer = 494 EUR

Hinweis

Es empfiehlt sich ein Wechsel zur linearen AfA bei einem degressiven Abschrei-
bungssatz von 30 %, wenn die Restnutzungsdauer kleiner oder gleich drei Jahre be-
tr�gt.

dd) Leistungsabschreibung

Leistungsabschreibung kann anstatt der linearen AfA nach § 7 Abs. 1 S. 6 EStG z.B. fÅr
bewegliche GÅter, beispielsweise Fahrzeuge wie Flugzeuge, Kraftfahrzeuge, Transport-
kraftfahrzeuge nach Maßgabe des nachgewiesenen Umfangs der auf die einzelnen Wirt-
schaftsjahre entfallenden Leistungen vorgenommen werden.
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Beispiel

Ein LKW wird fÅr 300.000 EUR mit einer voraussichtlichen Gesamtleistung von
300.000 km angeschafft.

LÇsung

Die AfA betr�gt bei einer Gesamtleistung des Kraftfahrzeugs im Jahr der Abschrei-
bung von 100.000 km 33,33 %, also 100.000 EUR, und bei 50.000 km 16,66 %,
50.000 EUR.

Wenn der BGH fÅr die Anerkennung der AfA einen tats�chlichen Werteverzehr verlangt,
stellt gerade die Leistungsabschreibung ein unterhaltsrechtlich anerkennungswÅrdiges
Institut dar. Rechtsprechung ist hierzu bisher nicht erfolgt.

ee) Sonder-AfA, insb. AfA nach § 7g EStG

Neben der linearen und degressiven AfA kÇnnen Steuerpflichtige ab dem 1.1.1988 bei
Vorliegen bestimmter Voraussetzungen im Jahr der Anschaffung oder Herstellung und in
den vier folgenden Jahren eine Sonderabschreibung bis zu 20 % der Anschaffungs- oder
Herstellungskosten vornehmen (§ 7g Abs. 1 und 2 EStG). Hierbei kÇnnen sie w�hlen, ob
die Abschreibung von 20 % bereits im Jahr der Anschaffung oder Herstellung voll bean-
sprucht wird oder auf fÅnf Jahre im Rahmen des BegÅnstigungszeitraumes gleichm�ßig
oder ungleichm�ßig verteilt werden soll.

(1) Voraussetzungen

n Das ertragsteuerliche BetriebsvermÇgen des Gewerbebetriebes oder des der selbst-
st�ndigen Arbeit dienenden Betriebes, zu dessen AnlagevermÇgen das Wirtschaftsgut
gehÇrt, betr�gt zum Schluss des der Anschaffung oder Herstellung des Wirtschafts-
gutes vorangegangenen Wirtschaftsjahres nicht mehr als 204.517 EUR, wobei diese
Voraussetzung fÅr Betriebe gilt, die den Gewinn nach § 4 Abs. 3 EStG ermitteln.

n Der Einheitswert des Betriebes der Land- und Forstwirtschaft, zu dessen Anlagever-
mÇgen das Wirtschaftsgut gehÇrt, betr�gt zum Zeitpunkt der Anschaffung oder Her-
stellung des Wirtschaftsgutes nicht mehr als 122.710 EUR.

n Das neue Wirtschaftsgut verbleibt mindestens ein Jahr nach seiner Anschaffung oder
Herstellung in einer inl�ndischen Betriebsst�tte dieses Betriebes und

n wird im Jahr der Inanspruchnahme im Betrieb des Steuerpflichtigen ausschließlich
oder fast ausschließlich, d.h. zu mindestens 90 % betrieblich genutzt und

n es ist eine RÅcklage nach den Abs. 3 bis 7 des § 7g EStG gebildet worden.

Hinweis

Dies gilt nicht bei ExistenzgrÅndern fÅr das Wirtschaftsjahr der BetriebserÇffnung.

Die Sonderabschreibung nach § 7g EStG kann nur in Anspruch genommen werden, wenn
zuvor eine RÅcklage in Form einer Ansparabschreibung gebildet worden ist. Eine RÅck-
lagenbildung ist im Jahr der Anschaffung oder Herstellung des Wirtschaftsgutes nicht
mÇglich. Die Abschreibungen nach § 7g EStG kÇnnen neben der linearen oder degressi-
ven AfA vorgenommen werden (§ 7g Abs. 1 EStG).

Bemessungsgrundlage sind im ersten Jahr die Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten
des Wirtschaftsguts. Die Bemessungsgrundlage vom zweiten Jahr an ist davon abh�ngig,
ob neben der Sonderabschreibung die lineare oder degressive AfA vorgenommen wird.
Ist im Zeitpunkt der Einreichung der Bilanz der zweij�hrige Investitionszeitraum bereits
abgelaufen, ist eine Investition nicht mehr durchfÅhrbar. In diesem Fall kann eine Anspar-
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abschreibung nicht mehr zur Finanzierung eines Wirtschaftsgutes verwendet werden.68

Die AuflÇsung der AnsparrÅcklagen nach § 7g Abs. 3 EStG kÇnnen nur zum Ende, nicht
aber w�hrend eines Wirtschaftsjahres aufgelÇst werden.69

Hinweis

Ab 2008 ist § 7g EStG neu gefasst worden (vgl. A).

(2) Sonderabschreibung und lineare AfA

Wird eine lineare AfA neben der Sonderabschreibung nach § 7g EStG vorgenommen,
kommt es darauf an, ob der fÅnfj�hrige BegÅnstigungszeitraum Åber- oder unterschritten
wird. Betr�gt die Nutzungsdauer eines Wirtschaftsgutes mehr als sechs Jahre, �ndern sich
erstmalig die Bemessungsgrundlagen und der AfA-Satz vom 6. Jahr an. Die lineare AfA
bemisst sich nach Ablauf des fÅnfj�hrigen BegÅnstigungszeitraumes nach dem Restwert
und der Restnutzungsdauer.

Beispiel

Ein Unternehmen hat 2007 ein Wirtschaftsgut des beweglichen AnlagevermÇgens mit
100.000 EUR angeschafft.

Dieses hat eine Nutzungsdauer von zehn Jahren.

Die Voraussetzungen des § 7g EStG sind erfÅllt und Gesch�ftsfÅhrung w�hlt die Ver-
teilung auf den fÅnfj�hrigen BegÅnstigungszeitraum wie folgt:

2007: 10 % von 100.000 EUR = 10.000 EUR
2008: 5 % von 100.000 EUR = 5.000 EUR
2009: 5 % von 100.000 EUR = 5.000 EUR
2010: 0 % von 100.000 EUR = 0 EUR
2011: 0 % von 100.000 EUR = 0 EUR
insgesamt 20 % von 100.000 EUR = 20.000 EUR

LÇsung

Die AfA wird im fÅnfj�hrigen BegÅnstigungszeitraum wie folgt vorgenommen:

AK 2007 100.0000 EUR
lineare AfA (10 % von 100.000 EUR) 10.000 EUR
1. Jahr: Sonder-AfA (10 % von 100.000 EUR) 10.000 EUR
Restwert 31.12.2007 80.000 EUR
lineare AfA (10 % von 100.000 EUR) 10.000EUR
2. Jahr: Sonder-AfA (5 % von 100.000 EUR) 5.000 EUR
Restwert 31.12.2008 65.000 EUR
lineare AfA (10 % von 100.000 EUR) 10.000 EUR
3. Jahr: Sonder-AfA (5 % von 100.000 EUR) 5.000 EUR
Restwert 31.12.2009 50.000 EUR
lineare AfA (10 % von 100.000 EUR) 10.000 EUR
4. Jahr: Sonder-AfA (0 % von 100.000 EUR) 0 EUR
Restwert 31.12.2010 40.000 EUR
lineare AfA (10 % von 100.000 EUR) 10.000 EUR
5. Jahr: Sonder-AfA (0 % von 100.000 EUR) 0 EUR
Restwert 31.12.2011 30.000 EUR
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(3) Sonderabschreibungen und degressive AfA

Wird neben der Sonderabschreibung nach § 7g EStG die degressive AfA vorgenommen,
kommt es nicht darauf an, ob der fÅnfj�hrige BegÅnstigungszeitraum Åber- oder unter-
schritten wird. Die Abschreibungsdauer verkÅrzt sich nicht, weil die degressive AfA – im
Gegensatz zur linearen AfA – vom jeweiligen Restwert, d.h. Buchwert, berechnet wird.
FÅr diesen Fall wird die Sonderabschreibung auch neben der degressiven AfA von den
Anschaffungs- oder Herstellungskosten entsprechend § 7g EStG vorgenommen.

Beispiel

Sachverhalt wie vorstehend, nur mit degressiver Abschreibung.

100 : 10 = 10 (lineare AfA) x 3 = 30 %, aber (HÇchstbetrag nach § 7g Abs. 2 S. 3
EStG, Fassung 2006, 2007) = 25 %)!

LÇsung

Entsprechend entwickelt sich die AfA im kÅnftigen BegÅnstigungszeitraum wie folgt:

AK 2007 100.000 EUR
degressive AfA (25 % von 100.000 EUR) 25.000 EUR

1. Jahr Sonder-AfA (10 % von 100.000 EUR) 10.000 EUR
Restwert 31.12.2007 65.000 EUR
degressive AfA (25 % von 65.000 EUR) 16.250 EUR

2. Jahr Sonder-AfA (5 % von 100.000 EUR) 5.000 EUR
Restwert 31.12.2008 43.750 EUR
degressive AfA (25 % von 43.750 EUR) 10.938 EUR

3. Jahr Sonder-AfA (5 % von 100.000 EUR) 5.000 EUR
Restwert 31.12.2009 27.812 EUR
degressive AfA (25 % von 27.812 EUR) 6.953 EUR

4. Jahr Sonder-AfA (0 % von 100.000 EUR) 0 EUR
Restwert 31.12.2010 20.859 EUR
degressive AfA (25 % von 20.859 EUR) 5.215 EUR

5. Jahr Sonder-AfA (0 % von 100.000 EUR) 0 EUR
Restwert 31.12.2011 15.644 EUR

Die degressive AfA bemisst sich nach Ablauf des fÅnfj�hrigen BegÅnstigungszeitrau-
mes nach dem Restwert und der Restnutzungsdauer.

In den folgenden Jahren wird fÅr die degressive AfA der entsprechende AfA-Satz

(100 : 5 x 3 = 60 %, hÇchstens 30 %)

auf den jeweiligen Restwert angewandt.

Im 6. Jahr stellt sich dies wie folgt dar:

degressive AfA (30 % von 15.644 EUR) 4.693 EUR
Restwert 31.12.2012 10.951 EUR
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(4) Ansparabschreibung nach § 7g EStG (vgl. „Sonderposten mit
RÅcklageanteil“)

Kleinere und mittlere Betriebe i.S.d. § 7g Abs. 2 Nr. 1 EStG kÇnnen seit 1995 eine sog.
Ansparabschreibung vornehmen (§ 7g Abs. 3 bis Abs. 8 EStG; vgl Rn 234 ff., 285 ff.). Da-
mit erhalten bilanzierende kleinere und mittlere Betriebe die MÇglichkeit, fÅr neue be-
wegliche WirtschaftsgÅter des AnlagevermÇgens, die sie voraussichtlich in den n�chsten
zwei Jahren anschaffen oder herstellen wollen, eine gewinnmindernde RÅcklage zu bil-
den.

Hinweis

Ebenfalls in Anspruch nehmen kÇnnen diese Ansparabschreibung kleine und mitt-
lere Betriebe, die ihren Gewinn nach § 4 Abs. 3 EStG ermitteln. Die Ansparabschrei-
bung erfolgt hier durch Ansatz einer fiktiven Betriebsausgabe (§ 7g Abs. 6 EStG).

Zu berÅcksichtigen ist, dass die RÅcklage 40 % der Anschaffungs- bzw. Herstellungskos-
ten des begÅnstigten Wirtschaftsgutes nicht Åbersteigt und sie nicht mehr als
154.000 EUR betr�gt (§ 7g Abs. 3 EStG).

Hinweis

Der HÇchstbetrag erhÇht sich fÅr ExistenzgrÅnder fÅr den GrÅndungszeitraum von
sechs Jahren auf 307.000 EUR (§ 7g Abs. 7 EStG).

Kleinere und mittlere Betriebe Åben mit der RÅcklagenbildung ein steuerliches Wahlrecht
aus. Eine RÅcklage in der Steuerbilanz darf nur ausgewiesen werden bei bilanzierenden
Betrieben, wenn sie auch in der Handelsbilanz einen entsprechenden Posten ausweisen
(umgekehrter Maßgeblichkeitsgrundsatz). In diesen F�llen ist ein Sonderposten mit RÅck-
lageanteil in der Handelsbilanz nach § 247 Abs. 3 HGB zu bilden.

Hinweis

In der Bilanz ist der Sonderposten mit RÅcklageanteil auf der Passivseite vor den
RÅckstellungen auszuweisen (§ 273 HGB). In der BuchfÅhrung mÅssen Bildung und
AuflÇsung der RÅcklage verfolgt werden kÇnnen (§ 7g Abs. 3 Nr. 3 EStG). Der Ge-
winn wird durch die Bildung der RÅcklage gemindert, die AuflÇsung wirkt gewinner-
hÇhend.

Beispiel

A erfÅllt die Voraussetzungen des § 7g EStG und ist vorsteuerabzugsberechtigt. Er
plant 2007 die Anschaffung einer dringend fÅr den Betrieb benÇtigten Maschine fÅr
das Jahr 2009.

Der voraussichtliche Kaufpreis betr�gt 238.000 EUR (200.000 EUR + 19 % USt).

Die Nutzungsdauer betr�gt fÅnf Jahre.

LÇsung

In 2007 bildet A eine RÅcklage von 80.000 EUR (40 % von 200.000 EUR).

Diese RÅcklage mindert den Gewinn des Jahres 2007 um 80.000 EUR.

Hinweis

Im Gegensatz zur Sonderabschreibung nach § 7g Abs. 1 und 2 EStG ist es fÅr die Bil-
dung der RÅcklage ohne Bedeutung, wie hoch der private Nutzungsanteil ist. FÅr die
RÅcklage gelten die Voraussetzungen des § 7g Abs. 2 Nr. 2 EStG, d.h. die verbleiben-
de Frist und der Grad der betrieblichen Nutzung, nicht. Auch der geplante Erwerb ei-
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nes neuen betrieblichen Kraftfahrzeuges, das voraussichtlich zu 50 % privat genutzt
wird, ist somit rÅcklagef�hig.

Nach § 7g Abs. 4 EStG ist die RÅcklage in HÇhe von 40 % der Anschaffungs- bzw. Her-
stellungskosten gewinnerhÇhend aufzulÇsen, sobald fÅr das begÅnstigte Wirtschaftsgut
Abschreibungen vorgenommen werden kÇnnen. Wenn Steuerpflichtige ihren Gewinn
nach § 4 Abs. 3 EStG ermitteln, tritt an Stelle der RÅcklageauflÇsung eine „Betriebsein-
nahme“. Diese wird also fingiert.

Die RÅcklage ist zwangsweise am Ende des zweiten auf ihre Bildung folgenden Wirt-
schaftsjahres (Investitionszeitraum) gewinnerhÇhend aufzulÇsen, wenn die geplante In-
vestition sp�ter nicht durchgefÅhrt wird. Es ist dann ein Gewinnzuschlag vorzuneh-
men, soweit die AuflÇsung einer RÅcklage nicht auf § 7g Abs. 4 S. 1 EStG beruht.

Hinweis

ExistenzgrÅnder brauchen keinen Gewinnzuschlag vornehmen (§ 7g Abs. 7 EStG).

FÅr jedes volle Wirtschaftsjahr, in dem die RÅcklage bestanden hat, betr�gt der Gewinn-
zuschlag 6 % des Betrages, zu dem die RÅcklage nicht nach § 7g Abs. 4 S. 1 EStG auf-
gelÇst wird (§ 7g Abs. 5 EStG). Bei der Ermittlung des steuerlichen Gewinns ist der Ge-
winnzuschlag außerhalb der BuchfÅhrung dem in der handelsrechtlichen Gewinn- und
Verlustrechnung ausgewiesenen Gewinn hinzuzurechnen. Eine BuchfÅhrung fÅr den Ge-
winnzuschlag entf�llt jedoch.

Hinweis

Ab 2008 ist § 7g EStG neu gefasst worden (vgl. A).

j) AfA und Sonder-AfA im Familienrecht (bewegliche WirtschaftsgÅter)

Die Abschreibung ist ein immer wiederkehrendes und uraltes Problem in Unterhalts-
rechtstreitigkeiten und allen Beteiligten an derartigen Verfahren bestens bekannt. Die un-
terhaltsrechtlichen Leitlinien befassen sich mit der Fragestellung. Dem ist zun�chst ein-
mal vorauszuschicken, dass grunds�tzlich dem Unternehmer ein betriebswirtschaftliches
Ermessen einzur�umen ist, welche Investitionen er Åberhaupt vornimmt.70 �ber die Ab-
schreibungen, aber auch Åber die Zinsen fÅr die Investition kommt es zun�chst zu Aus-
gaben und erst zu einem sp�teren Zeitpunkt zu Einnahmen fÅr das Unternehmen. Diese
Einnahmen fÅhren dann allerdings auch zu hÇherem Einkommen, die die Leistungsf�hig-
keit des Unterhaltsschuldners erhÇhen. DarÅber hinaus kann eine RÅcklagenbildung fÅr
sp�tere Investitionen erforderlich sein, die die Liquidit�t des Unternehmens erhÇht und
damit die Fremdfinanzierungskosten reduziert. Auch insoweit ist dem Gedanken der Voll-
ausschÅttung der Gewinne, wie sie das Unterhaltsrecht regelm�ßig annimmt, entgegen-
zutreten. Verfahrensbevollm�chtigte des Unternehmers mÅssen hier aber dezidiert die
Notwendigkeit dieser Investitionen vortragen. Eine unterhaltsrechtliche �berprÅfung von
Investitionen soll nur dann geboten sein, wenn eine erhebliche Ver�nderung des Investiti-
onsverhaltens vorliegt oder die Investitionen privaten Interessen dienen oder ein Mangel-
fall vorliegt.71 Eine allgemeine AngemessenheitsÅberprÅfung wird zu Recht abgelehnt.
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aa) Unterhaltsrechtsprechung zur AfA (bewegliche WirtschaftsgÅter)

Der BGH hat in seinem Urteil aus dem Jahre 198072 grundlegend zur AfA festgestellt,
dass dem durch das steuerliche Institut der Abschreibung pauschal berÅcksichtigten Ver-
schleiß von Gegenst�nden des AnlagevermÇgens entspreche oft keine tats�chliche Wert-
minderung in HÇhe des steuerlich anerkennungsf�higen Betrages, erst recht keine ent-
sprechende Minderung des Einkommens.

Pr�zisiert wird diese Rechtsprechung aber durch das richtungweisende Urteil vom
19.2.2003.73

Der BGH h�lt dort an der Werteverzehrthese fest, vertritt aber nun die Auffassung, dass
zur linearen Abschreibung die von der Finanzverwaltung herausgegebenen AfA-Tabellen
regelm�ßig den tats�chlichen Werteverzehr wiedergeben.

Diese Auffassung lÇst aber nicht alle Probleme im Zusammenhang mit der AfA, nicht
einmal die der linearen AfA. Dabei ist zun�chst einmal zu beachten, dass der BGH sich
ausschließlich mit der linearen Abschreibung befasst. Die Anwendung der degressiven
AfA, die bis zum Jahresabschluss 2007 noch mÇglich ist, wird nicht ausdrÅcklich aus-
geschlossen.

Hinweis

Anw�lte, die den unternehmerischen Unterhaltsschuldner vertreten, sollten in derarti-
gen F�llen die GrÅnde fÅr die Anwendungen der degressiven AfA vortragen.

Es ist zun�chst mit dem allgemeinen Erfahrungssatz zu argumentieren, dass der Wertever-
fall von WirtschaftsgÅtern in den ersten Nutzungsjahren hÇher ist als in den folgenden.

Dies gilt insbesondere fÅr WirtschaftsgÅter, die einem schnellen technischen Wandel un-
terliegen, beispielsweise wie bei EDV mit ZubehÇr oder auch der Mode unterliegenden
WirtschaftsgÅtern. Schon die Inbetriebnahme derartiger technischer WirtschaftsgÅter
fÅhrt zu einem erheblichen Werteverzehr zu Beginn der Nutzung. Auch die oben schon
dargestellte und in F�llen messbaren Werteverzehres außerordentlich sinnvolle und dem
tats�chlichen Werteverzehr entsprechende Leistungsabschreibung ist keineswegs aus-
geschlossen.

Auch hier bedarf es detaillierten Vortrags.

Die Rechtsprechung des BGH74 fÅhrt zu zwei Folgeproblemen, die in den n�chsten Ab-
schnitten behandelt werden.

bb) Spezial-AfA-Tabellen fÅr besondere Wirtschaftszweige

Der BGH hat ausschließlich von der Abschreibungstabelle von allgemein verwendbaren
WirtschaftsgÅtern gesprochen. Dabei bleibt unberÅcksichtigt, dass diverse Branchen Åber
sog. „AfA Tabellen fÅr Wirtschaftszweige“, also Spezial-AfA-Tabellen, verfÅgen. Der-
artige AfA Tabellen sind im Internet unter Bundesfinanzministerium.de auffindbar.
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Als Beispiele seien hier die folgenden Branchen ohne Anspruch auf Vollst�ndigkeit ge-
nannt:
n Abfallentsorgung- und Recyclingwirtschaft,
n Baugewerbe, Beton- und Fertigteileindustrie,
n Binnenfischerei, Teichwirtschaft, Fischzucht und fischwirtschaftliche Dienstleistun-

gen,
n Brauereien und M�lzereien,
n Brot- und Backwarenindustrie, Herstellung von TiefkÅhl- und sonstigen Kombinati-

onsbackwaren,
n Chemische Industrie sowie Chemiereinigung, W�schereien und F�rbereien,
n Druckereien- und Verlagsunternehmen,
n Eisen- und Metallwarenindustrie sowie Eisen- und Stahlgießereien,
n feinmechanische und optische Industrie,
n Fernmeldedienste,
n Fleischwarenindustrie, Fleischer und SchlachthÇfe,
n Gartenbau mit Landschafts- und Sportplatzbau,
n Gastgewerbe,
n Gesundheitswesen, insbesondere �rzte,
n Getr�nkehandel und -industrie,
n Hochsee- und KÅstenschifferei,
n holzverarbeitende Industrie,
n Kies-, Sand-, MÇrtel- und Transportbetonindustrie,
n Landwirtschaft und Tierzucht,
n Maler- und Lackiererhandwerk,
n Molkereien,
n MÅhlen,
n Natursteinindustrie,
n Obst- und GemÅseverarbeitungsindustrie,
n Papier und Pappe verarbeitende Industrie,
n Personen- und GÅterbefÇrderung,
n S�ge- und Holzverarbeitung,
n Schiffbau,
n Schrott- und Abbruchwirtschaft,
n Sektkellereien,
n SÅßwarenindustrie,
n Textilveredelung,
n Vulkanisierbetriebe,
n Waren- und Kaufh�user,
n Weinbau und Weinhandel,
n Zahntechniker.

In diesen Spezial-AfA-Tabellen werden die Besonderheiten der Branche berÅcksichtigt
mit den gerade in dieser spezifischen Branche genutzten WirtschaftsgÅtern. Der Ab-
schreibungszeitraum in diesen Spezial-AfA-Tabellen ist auf Grund hÇherer Abnutzung re-
gelm�ßig kÅrzer als in der Tabelle fÅr allgemein verwendbare WirtschaftsgÅter. Dies gilt
insbesondere fÅr WirtschaftsgÅter, die sich in der Tabelle der allgemein verwendbaren
WirtschaftsgÅter nicht finden lassen.

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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Auch diese Spezial-AfA-Tabellen dÅrften der langj�hrigen Erfahrung und den Erfah-
rungswerten der Finanzverwaltung entsprechen, so dass auch diese Tabellen den ange-
messenen Werteverzehr unterhaltsrechtlich repr�sentieren.75 Auch unterhaltsrechtlich
dÅrften die Abschreibungss�tze und ihre Dauer dem tats�chlichen Werteverzehr entspre-
chen. Sollte es gleichwohl einmal zu stillen Reserven (Differenz zwischen Buchwert und
Teilwert/„Verkehrswert“) gekommen sein, partizipiert der Unterhaltsgl�ubiger an der
Aufdeckung derselben im Zeitpunkt der Ver�ußerung des Wirtschaftsguts. Dies setzt aber
einen mÇglichst langen Betrachtungszeitraum fÅr die Ermittlung des Unterhaltseinkom-
mens voraus, um diese Aufdeckung der stillen Reserven zu erfassen. Auch der BGH76

fÅhrt hierzu aus, dass bei ordnungsgem�ßer ErlÇserfassung eine etwaig ÅberhÇhte Abset-
zung ausgeglichen wird, so dass die unterhaltsrechtliche Leistungsf�higkeit bei der Be-
rÅcksichtigung mehrerer Jahre richtig wiedergegeben wird.

Da die amtliche AfA-Tabelle fÅr allgemein verwendbare WirtschaftsgÅter oftmals eine
Abschreibungsdauer fÅr WirtschaftsgÅter von fÅnf Jahren zugrunde legt, sollte dieses
auch der MindestanknÅpfungszeitraum fÅr die Auskunftserteilung und die Unterhalts-
berechnung sein.

cc) Fiktive Abschreibungsliste

Wenn der BGH in seiner oben genannten Entscheidung die amtlichen AfA-Tabellen kon-
sequent zur Anwendung bringt, fÅhrt das im Fall einer steuerlich korrekt vorgenommenen
Sonderabschreibung darÅber hinaus dazu, dass zu unterhaltsrechtlichen Zwecken eine fik-
tive AfA Liste nach der amtlichen AfA Tabelle fÅr allgemein verwendbare Wirtschafts-
gÅter vorzunehmen ist.

Beispiel

tats�chliche AfA fiktive AfA
Jahr 00 AHK 100000 100000
Jahr 01 Normal-AfA 20000 20000
Jahr 01 Sonder-AfA 20000
Buchwert 31.12.01 60000 80000
Jahr 02 Normal-AfA 20000 20000
Buchwert 31.12.02 40000 60000
Jahr 03 Normal-AfA 20000 20000
Buchwert 31.12.03 20000 40000
Jahr 04 Normal-AfA 19999 20000
Buchwert 31.12.04 1 20000

Erl�uterung:

Die mittlere Spalte zeigt die Abschreibung unter BerÅcksichtigung einer Sonder-AfA
(denkbar w�re aber auch jede andere unterhaltsrechtliche Korrektur, z.B. wegen Åber-
hÇhter linearer AfA oder degressiver AfA).

Die fiktive Abschreibung in der rechten Spalte macht die Auswirkungen der fiktiven
unterhaltsrechtlichen AfA-Ermittlung deutlich.

In diesem einfachen Beispiel gibt es erfolgswirksame Auswirkungen auf das Unter-
haltseinkommen in den Jahren 01 und 05, in dem im letzten Jahr noch ein Abschrei-

97

VII. BetriebsvermÇgensvergleich B.
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bungsvolumen von 19.000 EUR vorhanden ist bzw ein buchhalterischer Erinnerungs-
wert von 1 EUR verbleibt

Eine fiktive Steuerberechnung will der BGH nicht vornehmen, da er auf die real ange-
fallenen Steuern, dem In-Prinzip folgend, abhebt.

dd) Ansparabschreibung im Unterhaltsrecht

Bei Ansparabschreibungen nach § 7g EStG (vgl Rn 217, 285) gilt nach der BGH-
Rechtsprechung:

Die Entscheidung des BGH vom 02.06.2004 bezieht sich auf den Fall, dass w�hrend des
unterhaltsrelevanten Zeitraumes Ansparabschreibungen zwar gewinnreduzierend gebil-
det, jedoch nicht aufgelÇst worden waren und keine entsprechenden Investitionen vor-
genommen wurden.

Dann soll neben der Eliminierung der Ansparabschreibung/gewinnerhÇhende unterhalts-
rechtliche Hinzurechnung dem Unternehmen der steuerliche Vorteil verbleiben, sodass
eine fiktive Steuerberechnung vorzunehmen ist.77 Dies dient betriebwirtschaftlich der Li-
quidit�t des Unternehmens.

Daraus folgt:

Der steuerliche Gewinn, gewinnreduziert durch die Ansparabschreibung, wird um diesel-
be unterhaltsrechtlich erhÇht und um die fiktive Steuerersparnis reduziert.

Damit hat sich der BGH zur ausschließlichen Bildung der Ansparabschreibung im Be-
trachtungszeitraum ge�ußert, nicht jedoch zum umgekehrten Fall der ausschließlichen
AuflÇsung.

In der Literatur wird, wenn die Ansparabschreibung im Betrachtungszeitraum nicht gebil-
det, sondern aufgelÇst wird (umgekehrter Fall zum BGH), die Auffassung vertreten, eine
Korrektur des Gewinns sei dann nicht angezeigt.78

In der Praxis werden aber im Betrachtungszeitraum darÅber hinaus meist Bildung und
AuflÇsung in unterschiedlicher HÇhe vom Unternehmen vorgenommen. Auch dieser Fall
ist vom BGH bislang nicht entschieden.

Hierzu deutet der BGH allerdings unter II, 2b an, auch hier eine vollst�ndige Eliminie-
rung der Ansparabschreibung vornehmen zu wollen, indem er einen l�nger als dreij�h-
rigen Betrachtungszeitraum, n�mlich 5 Jahre, empfiehlt.

Dies entspricht uE einer konsequenten Anwendung der Rechtsprechung des BGH zum
tats�chlichen Werteverzehr von steuerrechtlicher Abschreibung!

Hieraus folgt, dass die Entscheidung des BGH keine Einzelfallentscheidung fÅr die aus-
schließliche Bildung der Ansparabschreibung darstellt.

Es ist daher stets eine Eliminierung der Ansparabschreibung mit fiktiver Steuerbe-
rechnung vorzunehmen außer im Fall der vollst�ndigen Bildung und AuflÇsung im
Betrachtungszeitraum.

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?

98

B.

77 BGH FamRZ 2004, 1177 ff.
78 GÇtsche, Die AnsparrÅcklage nach § 7g EStG, ZFE 2006, 55 ff., (58).

234



ee) Geringwertige WirtschaftsgÅter im Steuer- und im Familienrecht

Nach der Regelung des § 6 Abs. 2 EStG kÇnnen (Wahlrecht!) die sog. geringwertigen
WirtschaftsgÅter (GWG) im Jahr der Anschaffung in voller HÇhe als Betriebsausgaben
abgesetzt werden, wenn der Wert des Wirtschaftsgutes 410 EUR (netto) nicht Åbersteigt
und es sich um selbstst�ndig nutzbare WirtschaftsgÅter des AnlagevermÇgens handelt.

Dies soll der Arbeitserleichterung des Steuerpflichtigen und der Selbstfinanzierung des
Unternehmens dienen.

Insoweit ist durch das Unternehmensteuerreformgesetz 2008 eine erhebliche �nderung
eingetreten. (Die im Folgenden dargestellte Regelung dÅrfte im Wesentlichen der Gegen-
finanzierung der Herabsetzung der KÇrperschaftsteuer von 25 % auf 15 % dienen.)

Neu ist, dass nunmehr der Steuerpflichtige verpflichtet ist, die betreffenden Kosten fÅr
geringwertige WirtschaftsgÅter sofort als Betriebsausgaben geltend zu machen. Es besteht
kein Wahlrecht mehr. Allerdings sind die Anschaffungs- und Herstellungskosten bei den
GewinneinkÅnften von 410 EUR auf 150 EUR gesenkt worden. Das Gesetz stellt im �bri-
gen in seiner Neufassung des § 6 Abs. 2 EStG ausdrÅcklich klar, dass diese Regelung
auch fÅr die Einnahmen-/�berschussrechnung gilt. Neben den GWG gibt es im neuen
Recht sog. SammelpostengÅter (mittelwertige WirtschaftsgÅter) nach § 6 Abs. 2a EStG.
Diese „mittelwertigen“ WirtschaftsgÅter sind in den Sammelposten einzustellen. Unab-
h�ngig von der tats�chlichen Nutzungsdauer der WirtschaftsgÅter ist der Sammelposten
„jahrgangsbezogen“ im Wirtschaftsjahr der Bildung und in den folgenden vier Wirt-
schaftsjahren mit jeweils 1/5 gewinnmindernd aufzulÇsen. Die Wertgrenze liegt zwischen
150,01 EUR bis 1.000 EUR netto.

In der Literatur hat sich hierzu beispielsweise das IDW79 bedenklich ge�ußert, da durch
die Bildung des Sammelpostens der Grundsatz der Einzelbewertung und der Grundsatz
des Verbotes des Ausweises nicht mehr vorhandener WirtschaftsgÅter verletzt werden. Es
wird deshalb verlangt, dass die WirtschaftsgÅter nur untergeordnete Bedeutung haben
und dass eine Wesentlichkeitsgrenze beachtet werden mÅsse. Das IDW sagt allerdings
nicht, wo die Wesentlichkeitsgrenze liegen soll. U.E. kann hier das Argument aus § 240
Abs. 3 HGB zur Festwertbewertung (vgl Rn 244) herangezogen werden, nachdem die
dort zusammengefassten WirtschaftsgÅter nicht mehr als 10 % des SachanlagevermÇgens
sowie der Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe ausmachen dÅrfen.

Diese Neuregelung (Unternehmenssteuerreform 2008) ist erstmals auf Wirtschafts-
gÅter anzuwenden, die nach dem 31.12.2007 angeschafft werden.

Bei �berschusseinkÅnften, wie z.B. EinkÅnften aus Vermietung und Verpachtung ver-
bleibt es bei der bisherigen Regelung, wonach Anschaffungs- und Herstellungskosten bis
410 EUR als Werbungskosten abgesetzt werden kÇnnen (§ 9 Abs. 1 Nr. 7 EStG).

(Die Grenze von 410 EUR gilt auch fÅr die Investitionszulage weiterhin nach § 2 Abs. 1
S. 2 InvZulG.)

Hinweis

Steuerrechtlich handelt es sich um eine Vereinfachungsregelung, die schon wegen der
Sofortabschreibung einem tats�chlichen Werteverzehr nicht entsprechen kann.
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Es wird deshalb teilweise auch im Familienrecht die Ansicht vertreten, dass die GWG
gem�ß dem tats�chlichen Werteverzehr fiktiv linear abzuschreiben sind.80 Die herr-
schende Meinung81 erkennt die Abschreibung geringwertiger WirtschaftsgÅter auch
im Unterhaltsrecht an, es sei denn, diese Anschaffungskosten liegen ohne betriebli-
chen Anlass weit Åber denen frÅherer Jahre.

Dies dÅrfte nun umso mehr gelten, nach dem die Regelung im Unternehmensteuerge-
setz 2008 erheblich restriktiver ist.

DarÅber hinaus wird eine „fiktive Abschreibung“ �hnlich der Rechtsprechung des
BGH zur fiktiven AfA Tabelle82 Åber fÅnf Jahre bei �berschreiten der Wertgrenze von
150 EUR vorgenommen. Auf die Dokumentation der sofort abgeschriebenen Wirt-
schaftsgÅter und der Åber fÅnf Jahre abzuschreibenden WirtschaftsgÅter des Sammel-
postens besteht ein Auskunftsanspruch, da anderenfalls die in der Literatur geforderte
AngemessenheitsÅberprÅfung nicht stattfinden kann.

6. Gewinnauswirkungen und Bewertung aktiver Bilanzposten im
Unterhaltsrecht

a) Vorbemerkungen zu den Aktiva

Die Darstellung beginnt systematisch mit den Aktiva, den VermÇgensgegenst�nden des
Unternehmens.

b) Nicht abnutzbares AnlagevermÇgen

WirtschaftsgÅter des AnlagevermÇgens, die nicht der AfA unterliegen, wie z.B.
n Grund und Boden,
n Beteiligungen und
n andere Finanzanlagen

sind im Regelfall mit den Anschaffungskosten anzusetzen (§ 6 Abs. 1 Nr. 2 EStG).

Wenn aufgrund voraussichtlich dauernder Wertminderung der Teilwert niedriger ist, mÅs-
sen buchfÅhrende Gewerbetreibende den niedrigeren Teilwert ansetzen (§ 253 Abs. 2
HGB i.V.m. § 5 Abs. 1 S. 1 EStG, siehe oben unter Rn 177 ff.; „Teilwertabschreibung“).

Ist wegen einer vorÅbergehenden Wertminderung zul�ssigerweise in der Handelsbilanz
eine außerplanm�ßige Abschreibung vorgenommen worden, darf dies in der Steuerbilanz
(verlangt eine dauernde Wertminderung) als Teilwertabschreibung nicht erfolgen. Bei zu-
l�ssigerweise vorgenommener Teilwertabschreibung ist der Steuerpflichtige seit dem Ver-
anlagungszeitraum 1999 bei Wertaufholung verpflichtet, das Wirtschaftsgut in der nach-
folgenden Bilanz wieder mit den nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 S. 1 EStG ergebenden Wert (in der
Regel mit den Anschaffungskosten) anzusetzen. Hierbei ergibt sich die Zuschreibungs-
pflicht aus dem Wertaufholungsgebot.

Beispiel

Der buchfÅhrende Gewerbetreibende A hat 2004 ein unbebautes GrundstÅck fÅr
400.000 EUR erworben. Dies gehÇrt zum BetriebsvermÇgen.

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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Ende 2005 betr�gt der Teilwert dieses GrundstÅcks aufgrund einer voraussichtlich
dauernden Wertminderung 380.000 EUR.

Diesen Wert hat A in seiner Handels- und Steuerbilanz angesetzt.

Ende 2006 betr�gt der Teilwert des GrundstÅckes 410.000 EUR.

LÇsung

Hier ist A verpflichtet, das GrundstÅck zum 31.12.2006 und in den Folgejahren mit
den historischen Anschaffungskosten von 400.000 EUR zu bilanzieren (als Zuschrei-
bungspflicht).

Hinweis

Hiervon kann nur abgesehen werden, wenn A nachweist, dass der Teilwert tats�chlich
niedriger ist.

Ihn trifft die Feststellungslast (§ 6 Abs. 1 Nr. 2 S. 3 i.V.m. § 6 Abs. 1 Nr. 1 S. 4 EStG).

c) UmlaufvermÇgen und seine Bewertung

Unterhaltsrelevanz

Eine ge�nderte Bewertung eines Wirtschaftsgutes (hier des UmlaufvermÇgens) ist er-
folgswirksam mit daraus resultierender Auswirkung auf das Unterhaltseinkommen!

aa) Abgrenzung zum AnlagevermÇgen und Grundsatz der Bewertung

W�hrend das AnlagevermÇgen dem Unternehmen dauerhaft zur betrieblichen Leistungs-
erstellung dient, kÇnnen die VermÇgensgegenst�nde des UmlaufvermÇgens nur einmal ih-
rem Zweck entsprechend eingesetzt werden. Diese VermÇgensgegenst�nde werden ver-
braucht, bzw. ver�ußert oder, z.B. bei Forderungen, in liquide Form ÅberfÅhrt.

Vier wesentliche Gruppen werden dabei unterschieden:
n Vorr�te
n Forderungen
n Wertpapiere
n liquide Mittel/Zahlungsmittel

Die Bewertung im Vergleich zum AnlagevermÇgen weist zwei wesentliche Unterschiede
auf:
n keine planm�ßigen Abschreibungen/AfA,
n aber Teilwertabschreibung und GÅltigkeit des strengen Niederstwertprinzips.

WirtschaftsgÅter des UmlaufvermÇgens sind generell mit den Anschaffungskosten oder
Herstellungskosten anzusetzen.

Steuerpflichtige mÅssen handelsrechtlich den niedrigeren Teilwert ansetzen, auch wenn
die Wertminderung nicht von Dauer ist (§ 253 Abs. 3 HGB/vgl. oben Stichwort „Teilwert-
abschreibung“, Rn 177 ff.).

Beispiel

A ermittelt seinen Gewinn nach § 5 EStG. Er hat Waren mit Anschaffungskosten in
HÇhe von 100.000 EUR gekauft. Der Teilwert betr�gt am Bilanzstichtag vorÅber-
gehend 90.000 EUR.
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LÇsung

Hier muss A in seiner Handelsbilanz den niedrigeren Teilwert von 90.000 EUR anset-
zen, weil das strenge Niederstwertprinzip gilt.

Steuerrechtlich ist seit dem Veranlagungszeitraum 1999 eine Teilwertabschreibung
nur noch unter der Bedingung zul�ssig, dass die Wertminderung voraussichtlich dau-
ernd ist, was im Beispiel nicht der Fall ist.

W�re der niedrigere Teilwert dauerhaft 90.000 EUR, so h�tte A fÅr diesen Fall sowohl
in der Handels- als auch in der Steuerbilanz diesen Wert anzusetzen (§ 253 Abs. 3
HGB i.V.m. § 5 Abs. 1 S. 1 EStG).

Steuerrechtlich wie unterhaltsrechtlich kann man natÅrlich Åber die unbestimmten
Rechtsbegriffe vorÅbergehender und dauerhafter Wertminderung trefflich streiten.

bb) Vorr�te und deren Bewertung in den Formen der Einzelbewertung und
der Gruppenbewertung durch
Festwertverfahren/Durchschnittsmethode/Verbrauchsfolgeverfahren

Als Vorr�te eines Unternehmens werden alle auf Lager, in Arbeit oder auch unterwegs
befindlichen VermÇgensgegenst�nde des UmlaufvermÇgens erfasst, die fÅr die Leistungs-
erstellung oder als Erzeugnisse, Leistungen oder Waren fÅr die Ver�ußerung vorgesehen
sind.

�blicherweise werden diese untergliedert in:
n Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe
n unfertige Erzeugnisse
n unfertige Leistungen
n fertige Erzeugnisse und Waren
n geleistete Anzahlungen.

n Unterhaltsrelevanz

Hinweis

Die ErhÇhung dieser Position (Aktivierung) oder die Reduzierung dieser Positionen
durch Wertberichtigung sind erfolgswirksam und haben damit unmittelbar Einfluss
auf das Unterhaltseinkommen.

Die Vorr�te sind oft „Spielwiese“ fÅr Einkommensmanipulationen!

Das Gegenkonto des entsprechenden aktiven Bestandskontos ist also stets ein erfolgs-
wirksames Konto aus der Gewinn-und Verlustrechnung.

Die im Folgenden erl�uterten Verfahren der Gruppenbewertung sind zudem, von der „fa-
milienrechtlichen �ffentlichkeit“ im Wesentlichen unbemerkt, durch den BGH83 auch fÅr
das Unterhaltsrecht „abgesegnet“ worden.

FÅr die Bewertung gilt grunds�tzlich das Prinzip der Einzelbewertung, d.h. fÅr fremd be-
zogene Gegenst�nde sind die Anschaffungskosten maßgebend. Da die individuelle Er-
mittlung der Anschaffungskosten gleichartiger Gegenst�nde des VorratsvermÇgens h�ufig
daran scheitert, weil die Zu- und Abg�nge der VermÇgensgegenst�nde nicht einzeln ver-
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folgt werden kÇnnen, hat der Gesetzgeber unter bestimmten Voraussetzungen die Durch-
brechung des Prinzips der Einzelbewertung zugelassen und eine Gruppenbewertung
gestattet, die eine Sammelbewertung und damit eine nicht individuelle Bewertung dar-
stellt (§ 240 Abs. 3 HGB; R 5.4 Abs. 3 und 4 EStR 2005).

Die Kriterien der mÇglichen Gruppenbildung finden sich handelsrechtlich in § 240 Abs. 4
HGB, wonach gleichartige VermÇgensgegenst�nde des VorratsvermÇgens sowie andere
gleichartige oder ann�hernd gleichwertige bewegliche VermÇgensgegenst�nde zu einer
Gruppe zusammengefasst werden dÅrfen.

Beispiele:
n Bestecke und HandtÅcher in einem Hotel;
n Bierf�sser einer Brauerei aus Holz, Metall oder Kunststoff

Folgende Verfahren kommen in Betracht:
n Festbewertung
n Durchschnittsmethode
n Verbrauchsfolgefiktionen

Nach der Festbewertung kÇnnen VermÇgensgegenst�nde mit einem festen Wert bewertet
werden, wenn sie die folgenden Voraussetzungen erfÅllen:
n weitgehend gleich bleibende HÇhe des Bestandes,
n weitgehend gleich bleibender Wert des Bestandes,
n weitgehend gleich bleibende Zusammensetzung des Bestandes,
n nachrangige Bedeutung des Bestandes.

Teilweise wird gefordert, der Gesamtwert des Ansatzes mit Festwerten dÅrfe im Verh�lt-
nis zur Bilanzsumme 5 %;84 bzw.10 %85 betragen.

Beispiele fÅr Anwendungsgebiete fÅr Festwerte:86

n kleine Bauger�te,
n Bestecke in gastronomischen Betrieben,
n Brennstoffvorr�te,
n BÅromÇbel,
n Ersatzteile,
n FeuerlÇschger�te,
n GerÅst- und Schalungsteile,
n H�mmer,
n Hotelgeschirr, -einrichtung, -w�sche,
n Kantinenvorr�te,
n Kleinger�te und Materialien,
n Laboreinrichtungen,
n Modelle,
n RebstÇcke im Weinbau,
n S�gebl�tter,
n Schaufeln,
n Schreibmaschinen,
n Tische und StÅhle,
n Treibriemen,
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n Verbrauchsstoff,
n Werkzeuge,
n Zangen und Ger�te.

Hinweis

In der familienrechtlichen Fallbearbeitung ist die Dokumentation der Ermittlung, d.h.
die Berechnung der Festbewertung, zu verlangen. DarÅber hinaus hat regelm�ßig (alle
drei Jahre) eine kÇrperlichen Bestandsaufnahme/Inventur stattzufinden (R 5.4 EStR
2005).

Bei der Durchschnittsmethode wird in der einfachsten Form der gewogene Durch-
schnittswert ermittelt, indem aus dem Anfangsbestand und den Zug�ngen j�hrlich ein ge-
wogener Durchschnittsbetrag der Anschaffungskosten gebildet wird. Mit diesem Betrag
ist der Endbestand zu bewerten.87

Verbrauchsfolgefiktionen kÇnnen gem�ß § 256 HGB (auch im Entwurf BilMoG) fÅr
gleichartige VermÇgensgegenst�nde des VorratsvermÇgens gew�hlt werden.

Nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 a EStG, R 6.9 EStR 2005 ist nur die Lifo-Methode anerkannt (Lifo
= last in – first out), bei der unterstellt wird, dass die zuletzt angeschafften oder her-
gestellten Vorr�te zuerst ver�ußert und verbraucht werden und dass sich der Endbestand
aus den zuerst erworbenen oder hergestellten VermÇgensgegenst�nden zusammensetzt.
Die am Bilanzstichtag vorhandenen Best�nde werden mit den Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten der letzten Lagerzug�nge bewertet. Ist der Endbestand mengenm�ßig grÇ-
ßer als die zuerst erworbene oder hergestellte Menge, dann ist die zus�tzliche Menge mit
dem Betrag der n�chsten Lieferung zu bewerten.

cc) Unfertige Erzeugnisse, unfertige Leistungen

n Unterhaltsrelevanz

Um die unterhaltsrechtliche Leistungsf�higkeit zu reduzieren, kann der Unterhaltsschuld-
ner/Unternehmer bei langfristiger Fertigung, aber auch durch eine „Produktion auf Hal-
de“, und Leistungserstellung den Aufwand in der Gewinn-und Verlustrechnung buchen,
ohne dass er schon die Gewinnrealisierung ausweist.

Beispiel

Bauunternehmer B hat keine teilfertigen Erzeugnisse in seiner Bilanz 2007 ausgewie-
sen, obwohl dieses rechtlich nach VOB geboten ist.

n Definition

Zu den unfertigen Erzeugnissen gehÇren alle Vorr�te, durch deren Be- oder Verarbeitung
bereits Aufwendungen, insbesondere Materialaufwendungen und FertigungslÇhne, ent-
standen sind, denen aber die Verkaufsfertigkeit noch fehlt. Die Palette der unfertigen Er-
zeugnisse kann außerordentlich breit sein, da z.B. Material mit dem ersten Bearbeitungs-
schritt bereits zu einem unfertigen Erzeugnis wird und bis zum Abschluss des letzten Be-
arbeitungsschritts ein unfertiges Erzeugnis bleibt. Dazu gehÇren auch Produkte, die erst
durch den Lagerungsprozess Verkaufsf�higkeit erlangen, wie z.B. K�se, bestimmte Weine
und Spirituosen. Bei Dienstleistungsunternehmen tritt an die Stelle der unfertigen Erzeug-
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nisse der Begriff der unfertigen Leistungen. Insbesondere bei Großauftr�gen, bei Mon-
tagen bei Kunden, haben sie besondere Bedeutung.

Es erfolgt eine Einzelbewertung zu Herstellungskosten. Sie stellen Aufwendungen dar,
die durch den Verbrauch von GÅtern und die Inanspruchnahme von Diensten fÅr die Her-
stellung, die Erweiterung oder eine wesentliche Verbesserung eines VermÇgensgegenstan-
des entstanden sind (§ 255 Abs. 2 HGB; R 6.3 EStR 2005).

Um einmal, auch fÅr den Familienrechtler, deutlich zu machen, was davon alles umfasst
ist oder umfasst sein kann, sei die Ermittlung nach dem Steuerrecht dargestellt:

Materialeinzelposten

plus Fertigungseinzelkosten

plus Sonderkosten der Fertigung

plus notwendige Materialgemeinkosten

plus notwendige Fertigungsgemeinkosten

plus Werteverzehr des AnlagevermÇgens

gleich Wertuntergrenze nach R 6.3 EStR 2005

plus allgemeine Verwaltungskosten

plus Aufwendungen fÅr soziale Einrichtungen und betriebliche Altersversorgung

plus Fremdkapitalzinsen des Fertigungsbereichs

plus Gewerbesteuer

gleich Wertobergrenze Steuerrecht

Eine Ableitung des Wertes ist aber auch retrograd vom Verkaufswert wie folgt mÇglich:

voraussichtlicher VerkaufserlÇs

minus bis zum Verkauf erwartete Aufwendungen

minus erwartete ErlÇsschm�lerungen

gleich vom Verkaufswert abgeleiteter Wert

Hinweis

In der familienrechtlichen Fallbearbeitung ist die Dokumentation Åber die Ermittlung
der teilfertigen Erzeugnisse/Leistungen nach obiger Struktur im Zuge der Auskunfts-
erteilung zu verlangen.

Diese muss den mengenm�ßigen Nachweis erbringen von
Fertigungsmaterial,
FertigungslÇhnen,
Fertigungszeiten bei zu erbringenden Dienstleistungen und
Sondereinzelkosten der Fertigung.

Bei langfristigen Fertigungen und natÅrlich auch Produktionen auf Halde kommt der Be-
stimmung des Zeitpunkts der Gewinnrealisierung (im unterhaltsrechtlichen Betrachtungs-
zeitraum!) besonders große Bedeutung zu. Das Bilanzrecht hat hierzu eine einheitliche
Betrachtung bisher nicht gefunden. Die herrschende Meinung ist nach wie vor der Auf-
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fassung, dass ein Gewinn durch starre Einhaltung des Realisationsprinzips erst mit der
endgÅltigen Abnahme des Gesamtprojekts oder Gewerks eines endgÅltig abrechenbaren
Teilprojekts ausgewiesen werden darf. Zunehmend an Bedeutung gewinnt die von der in-
ternationalen Rechnungslegung beeinflusste Auffassung, wonach eine Teilgewinnrealisie-
rung gem�ß dem Projektfortschritt bereits w�hrend der Herstellungsphase zul�ssig ist.88

dd) Fertige Erzeugnisse und Waren/Geleistete Anzahlungen

Als fertige Erzeugnisse werden Vorr�te ausgewiesen, deren Herstellung abgeschlossen ist
und die verkaufs- und versandfertig sind.

Sie werden wie die unfertigen Erzeugnisse bewertet.

Geleistete Anzahlungen sind Vorauszahlungen an Dritte fÅr noch zu erbringende Liefe-
rungen und Leistungen.

ee) Forderungen und sonstige VermÇgensgegenst�nde, deren Bewertung
und Berichtigung, insbesondere Forderungen aus Lieferung und
Leistung

Forderungen aus Lieferung- und Leistungen sind AnsprÅche aus zweiseitigen Vertr�-
gen,
n die im Rahmen der normalen Gesch�ftst�tigkeit des Unternehmens geschlossen wer-

den (Lieferung-, Werk-, Dienstleistungsvertr�ge etc.) und
n deren ErfÅllung durch das bilanzierende Unternehmen bereits erfolgte, w�hrend die

Leistung des Schuldners (Zahlung des Entgelts) noch aussteht.

Damit korrespondiert die Position Forderungen aus Lieferungen und Leistungen
mit den als UmsatzerlÇsen ausgewiesenen Ertr�gen.

Die Forderung entsteht mit dem Zeitpunkt, in dem die Lieferung oder Leistung erbracht
wird und die Gefahr des zuf�lligen Untergangs oder der zuf�lligen Verschlechterung der
gelieferten Ware auf den K�ufer, bzw. Auftraggeber Åbergegangen ist.

Forderungen dÅrfen nicht mit Verbindlichkeiten saldiert werden (§ 246 Abs. 2 HGB; Sal-
dierungsverbot).

Sie sind mit den Anschaffungskosten, d.h.
n mit ihrem Nennwert
n nach Abzug von Rabatten, Umsatzpr�mien oder sonstigen Preisnachl�ssen

zu bilanzieren.

Es gilt der Grundsatz der Einzelbewertung gem�ß § 252 Abs. 1 Nr. 3 HGB.

Zweifelhafte Forderungen sind mit ihrem wahrscheinlich eingehenden Wert zu bilanzie-
ren und uneinbringliche Forderungen sind vollst�ndig abzuschreiben.

Neben dieser Einzelbewertung kann auch eine Pauschalbewertung durchgefÅhrt werden,
z.B. bei einer großen Anzahl von beitragsm�ßig geringen Forderungen.

Pauschalwertberichtigungen sind aufgrund von Erfahrungen in der Vergangenheit zul�s-
sig.
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Hinweis

FÅr den Fall von Einzelwertberichtigungen sind fÅr diese die Dokumentation und der
Nachweis zu verlangen. Pauschalwertberichtigungen, die den Vorjahren entsprechen,
dÅrften regelm�ßig nicht zu beanstanden sein. Die PrÅfung des Nachweises erfolgt
auf Basis des Entstehungsgrundes, der Konditionen und der Besicherung des Ver-
mÇgensgegenstandes „Forderung“.

Gesondert auszuweisen sind
n Forderungen gegen verbundene Unternehmen,
n Forderungen gegen Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverh�ltnis besteht und
n Forderungen an Gesellschafter.

Diese sind wie alle Verrechnungspreise auf die Frage hin zu ÅberprÅfen, ob sie einem
Fremdvergleich standhalten.

Letztlich sind hier noch die sonstigen VermÇgensgegenst�nde zu nennen, wie beispiels-
weise Darlehen fÅr GehaltsvorschÅsse, Kautionen, SteuererstattungsansprÅche, Schadens-
ersatzansprÅchen etc.

ff) Wertpapiere

Wenn die Wertpapiere nicht dauernd dem Unternehmen dienen, sind sie im Umlaufver-
mÇgen auszuweisen. Hierzu gehÇren auch Anteile an verbundenen Unternehmen, eigene
Anteile und sonstige Wertpapiere. Ihre Bewertung folgt dem strengen Niederstwertprin-
zip, so dass auch vorÅbergehende Wertminderungen durch eine außerplanm�ßige Ab-
schreibung berÅcksichtigt werden mÅssen. Die GrÅnde fÅr eine derartige Wertberichti-
gung sind durch Vorlage der entsprechenden Dokumentation darzulegen.89

gg) Liquide Mittel

Unter diesem Posten fasst das HGB beispielsweise Kassenbest�nde und Bankguthaben,
VermÇgensgegenst�nde hÇchster Liquidit�t zusammen. Die Bewertung erfolgt grunds�tz-
lich nach dem Nennwert/Nominalprinzip. Schwierigkeiten kÇnnen besonders Best�nde
an ausl�ndischen W�hrungen machen. Diese sind grunds�tzlich mit den Anschaffungs-
kosten zu bewerten und im Fall von Wertminderungen nach dem Niederstwertprinzip aus-
zuweisen (vgl Rn 177 ff.).

hh) Aktive Rechnungsabgrenzungsposten/RAP

Nach § 250 Abs. 1 HGB sind als Rechnungsabgrenzungsposten auf der Aktivseite alle
Ausgaben vor dem Abschlussstichtag auszuweisen, soweit sie Aufwand fÅr eine bestimm-
te Zeit nach diesem Tag darstellen. Sie sind ein klassisches Instrument der perioden-
gerechten Gewinnermittlung, wie die Beispiele zeigen:

Beispiel

Ein Unternehmen schließt eine Haftpflichtversicherung fÅr ein Kfz im Oktober 2007
ab. Im November erfolgt die Beitragsrechnung und Zahlung Åber 1000 EUR fÅr die
Zeit fÅr November 2007 bis Oktober 2008, also fÅr 12 Kalendermonate.
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LÇsung

Nur die Versicherungspr�mie fÅr die ersten zwei Monate, den November und den De-
zember 2007, stellt periodengerecht zurechenbaren Aufwand fÅr 2007 dar.

Buchungssatz : Versicherungsaufwand an Bank 200 EUR.

Die restlichen 800 EUR, die im Jahr 2007 schon gezahlt werden, stellen Aufwand fÅr
das Jahr 2008 dar und sind in den Aktiven Rechnungsabgrenzungsposten zu erfassen.

Buchungssatz: RAP an Bank 800 EUR.

Weitere Beispiele fÅr Rechnungsabgrenzungsposten:

Vorauszahlungen von Miete/Pacht, Beitr�gen, Zinsen und Honoraren, GebÅhren, Lager-
kosten, ZuschÅssen, Disagio/Damnum.

ii) Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag

Ist das Eigenkapital durch Verluste (bei Personenhandelsgesellschaften u.a. auch durch
Entnahmen) aufgebraucht und ergibt sich ein �berschuss der Passivposten Åber die Ak-
tivposten, ist dieser Betrag als letzter Posten der Bilanz auf der Aktivseite bei Kapitalge-
sellschaften unter der Bezeichnung „nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag“ aus-
zuweisen (§ 268 Abs. 3 HGB). Dieser aktivische Ausweis stellt eine Ausnahme von dem
Grundsatz dar, das Eigenkapital des Unternehmens geschlossen auf der Passivseite der
Bilanz darzustellen. Dadurch wird aber verhindert, dass Betr�ge mit negativen Vorzei-
chen in der Bilanz aufgenommen werden mÅssen (dies wird gelegentlich aber so gehand-
habt!).

Dieser ausgewiesene Fehlbetrag stellt natÅrlich trotz des aktivischen Ausweises keinen
VermÇgensgegenstand dar! Es handelt sich vielmehr um eine rechnerische bilanzausglei-
chende KorrekturgrÇße.

Bei Personengesellschaften und Einzelunternehmen ist der Ausweis des negativen Kapi-
tals nicht explizit geregelt; ein entsprechender Ausweis empfiehlt sich aber.

7. Gewinnauswirkung und Bewertung passiver Bilanzposten im
Unterhaltsrecht

Die Passivseite der Bilanz (Passiva) gibt die HÇhe der in der Vergangenheit zur VerfÅgung
gestellten finanziellen und sachlichen Mittel und deren Herkunft an, ohne dass diese den
gegenw�rtigen liquiden Mitteln entsprechen mÅssen.90

Nach der Art der Finanzierung unterscheidet die Betriebwirtschaftslehre zwischen zeit-
lich begrenztem Fremdkapital (Schulden) von unternehmensexternen Personen, wie z.B.
Darlehen, sowie dem Eigenkapital (ReinvermÇgen), dass von den Unternehmenseignern
z.T. ohne zeitliche Begrenzung zur VerfÅgung gestellt wird.

a) Eigenkapital

Trotz der Vorschriften der §§ 272, 266 Abs. 3 HGB wird das Eigenkapital im Gesetz nicht
definiert und gehÇrt zu den unbestimmten Rechtsbegriffen. Eigenkapital kann weder als
VermÇgensgegenstand noch als Schuld gem�ß § 246 Abs. 1 HGB aufgefasst werden und
ist prim�r eine WertgrÇße. Das Eigenkapital stellt den Saldo aus den angesetzten und be-
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werteten VermÇgensgegenst�nden, Schulden, Sonderposten mit RÅcklageanteil und Rech-
nungsabgrenzungsposten dar. Die Eigenkapitalbasis des Einzelunternehmers ist durch
sein GesamtvermÇgen begrenzt.

Bei Personengesellschaften weisen die Kapitalkonten die Beteiligung der einzelnen Ge-
sellschafter aus, die die jeweils geleistete Einlage zuzÅglich der weiteren Einlagen und
Gewinne, abzÅglich der Verluste und der Entnahmen aufzeigen. Danach ist bei Personen-
gesellschaften und Einzelunternehmen das Kapital variabel, w�hrend bei Kapitalgesell-
schaften das Kapital, das die Haftung beschr�nkt, stets zum Nennwert passiviert ist.
Mehrbetr�ge an Kapital werden hier in KapitalrÅcklagen (z.B. Zuzahlungen der Gesell-
schafter in das Eigenkapital und insbesondere gesetzlich RÅcklage, grunds�tzlich 5 % des
JahresÅberschusses nach § 150 Abs. 2 AktG) bzw. GewinnrÅcklagen gebucht (§ 272
Abs. 2 und 3 HGB).

Als GewinnrÅcklagen dÅrfen nur Betr�ge ausgewiesen werden, die im Gesch�ftsjahr oder
in einem frÅheren Gesch�ftsjahr aus dem Jahresergebnis gebildet worden sind. Dazu ge-
hÇren aus dem Ergebnis zu bildende gesetzliche oder auf Gesellschaftsvertrag oder Sat-
zung beruhende RÅcklagen und andere GewinnrÅcklagen (§ 272 Abs. 3 HGB). Die Positi-
on „JahresÅberschuss und Jahresfehlbetrag“ ist im Gegensatz zum Gewinn-/Verlustvor-
trag das Ergebnis der jeweiligen aktuellen Periode. Zu unterscheiden ist noch
„Bilanzgewinn/Bilanzverlust“ (§ 268 Abs. 1 HGB), der sich aus dem JahresÅberschuss/
Jahresfehlbetrag zuzÅglich/abzÅglich Gewinnvortrag/Verlustvortrag abzÅglich/zuzÅglich
Ergebnisverwendung errechnet.

Hinweis

Bei KÇrperschaften gilt Folgendes:

Es findet eine sog. Feststellung des Jahresabschlusses statt. Weiter fassen die Gesell-
schafter den Gewinnverwendungsbeschluss. Dies geschieht durch formelle BeschlÅsse
(§ 172, 173 AktG, § 42a Abs. 2 GmbHG). Ein nicht festgestellter Jahresabschluss ist
unwirksam und damit nichtig.

Es kann kein Zweifel bestehen, dass die Vorlage dieser BeschlÅsse fÅr jedes Ge-
sch�ftsjahr verlangt werden muss, um das Unterhaltseinkommen zu ermitteln
(Achtung Haftungfalle).

Die Auskunftsverpflichtung gilt also fÅr beide BeschlÅsse: Gewinnfeststellungs-
beschluss und Gewinnverwendungsbeschluss des jeweiligen Gesch�ftsjahres. Die
Gewinnverwendung muss n�mlich keinesfalls mit der HÇhe der Beteiligung an der
Gesellschaft korrespondieren.

aa) Entnahmen und Einlagen und deren Bewertung

Entnahmen und Einlagen stellen alle WirtschaftsgÅter dar (Barentnahmen und Bareinla-
gen, Waren, Erzeugnisse, Nutzungen und Leistungen), die ein Unternehmer dem Betrieb
fÅr sich, fÅr seinen Haushalt oder fÅr andere betriebsfremde Zwecke im Laufe des Wirt-
schaftsjahres entnimmt oder einlegt (vgl. § 4 Abs. 1 S. 2 EStG).

Beispiele
1. Geld: Entnahme aus der Gesch�ftskasse, Abhebung und �berweisungen von be-

trieblichen Bankkonten zur Tilgung einer privaten Schuld oder Zahlung privater
Verbindlichkeiten

2. Gegenst�nde/Sachentnahmen: Entnahme von Werkstoffen, Handelswaren oder
Gegenst�nden des AnlagevermÇgens fÅr den privaten Gebrauch oder Verbrauch,
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z.B. T�tigkeit der im Arbeitsverh�ltnis des Unternehmens stehenden Putzfrau im
Haushalt des Unternehmers.

n Exkurs

Pauschbetr�ge fÅr unentgeltliche Wertabgaben/Sachentnahmen

Das Steuerrecht kennt zur Vermeidung individueller Ermittlung Pauschbetr�ge fÅr un-
entgeltliche Wertabgaben/Sachentnahmen fÅr bestimmte Gewerbezweige wie:

B�ckereien (1170 EUR), Fleischereien (1539 EUR), Gast- und Speisewirtschaften (bei
kalten Speisen 1847 EUR und bei warmen und kalten Speisen 2844 EUR), Getr�nkeein-
zelhandel (332 EUR), Caf� und Konditoreien (1465 EUR), Milchwaren und Eier etc.
(530 EUR), Nahrungs- und Genussmittel (1588 EUR) sowie Obst-, GemÅse-, SÅdfrÅchte-
und Kartoffeleinzelhandel (431 EUR).91

Dabei wird zus�tzlich nach erm�ßigtem und vollem Umsatzsteuersatz differenziert.

Der Gesamtbetrag z.B. fÅr eine B�ckerei bel�uft sich pro Person und Jahr auf 1170 EUR,
wobei fÅr Kinder zwischen zwei und zwÇlf Jahren der h�lftige Wert angenommen wird.

Hinweis

Diese Pauschbetr�ge sind wegen ihrer HÇhe und Praktikabilit�t auch unterhaltsrecht-
lich zwanglos zu Åbernehmen, da auch der BGH92 auf pauschalisierte �berlegungen
des Steuerrechts bei der Bewertung des UmlaufvermÇgens und nicht zuletzt auch bei
der AfA im AnlagevermÇgen zurÅckgreift.

Die Position ist im Rechungswesen bei den Privatanteilen auszuweisen und zuzurech-
nen.

Weitere Beispiele fÅr Sachentnahmen
1. Nutzungen: Gegenst�nde des BetriebsvermÇgens werden gelegentlich fÅr private

Zwecke genutzt.
2. Leistungen: Inanspruchnahme von Dienstleistungen des Unternehmens

Hinweis

Entnahmen und Einlagen beeinflussen nicht den Gewinn, sind also erfolgsneutral (§ 4
Abs. 1 S. 1 EStG). Sie stellen VermÇgensentzug bzw. VermÇgensmehrung dar.

Aus diesem Grund ist es Steuerberatern vÇllig unerfindlich, weshalb Privatentnahmen
AnknÅpfungspunkt fÅr das Unterhaltseinkommen sein kÇnnen.

Hinweis

Schuldzinsenabzugsverbot nach § 4 Abs. 4a EStG

Die Regelung bestimmt, dass die betrieblich veranlassten Schuldzinsen, pauschal in
HÇhe von 6 % der �berentnahme des Wirtschaftsjahrs, zu nicht abziehbaren Betriebs-
ausgaben umqualifiziert werden (sog. Hinzurechnungsbetrag).

Der sich dabei ergebende Betrag, hÇchstens jedoch der um 2050 EUR verminderte
Betrag der im Wirtschaftsjahr anfallenden Schuldzinsen, ist nach § 4 Abs. 4a S. 4
EStG dem Gewinn hinzuzurechnen (sog. HÇchstbetrag).
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Beispiel

Berechnung der �berentnahmen:

Einlagen 15.000 EUR
minus Entnahmen 25.000 EUR
EntnahmeÅberschuss 10.000 EUR
Jahresverlust 5.000 EUR
�berentnahmen 10.000 EUR
Ermittlung des Hinzurechnungsbetrages 10.000 EUR
hiervon 6 % 600 EUR
Verprobung des HÇchstbetrages
tats�chlich gezahlte Zinsen 10.000 EUR
abzÅglich KÅrzungsbetrag -2.050 EUR
HÇchstbetrag 7.950 EUR

Der Hinzurechnungsbetrag von 600 EUR Åbersteigt den HÇchstbetrag
von 7.950 EUR nicht.

600 EUR sind dem Gewinn zuzurechnen.

Abwandlung

�berentnahmen, durch Entnahme eines GrundstÅcks, i.H.v. 200.000 EUR

Ermittlung des Hinzurechnungsbetrages 200.000 EUR
hiervon 6 % 12.000 EUR
Verprobung des HÇchstbetrages
tats�chlich gezahlte Zinsen 10.000 EUR
abzÅglich KÅrzungsbetrag -2.050 EUR
HÇchstbetrag 7.950 EUR

Der Hinzurechnungsbetrag Åbersteigt den HÇchstbetrag!

7.950 EUR sind dem Gewinn zuzurechnen.93

Hinweis

Diese Einschr�nkung des Betriebsausgabenabzugs ist auch fÅr unterhaltsrechtliche
Zwecke heranzuziehen, insbesondere, wenn die Privatentnahmen AnknÅpfungspunkt
fÅr das Unterhaltseinkommen sind. Folglich ist ein unterhaltsrechtlicher Anspruch auf
den Beleg (Berechnungsblatt) gegeben.

n Bewertung der Entnahmen

Grunds�tzlich sind Entnahmen mit dem Teilwert anzusetzen (§ 6 Abs. 1 Nr. 4 S. 1 EStG).

Bei Geldentnahmen entspricht der Teilwert dem Nennwert des Geldbetrages und bei Sa-
chentnahmen sind – bis auf Ausnahmen – diese mit dem Teilwert zu bewerten, wenn die-
ser Åber den Anschaffungs- oder Herstellungskosten liegt. Der Teilwert bei Nutzungsent-
nahmen entspricht grunds�tzlich den anteiligen, auf die Nutzungsentnahme entfallenden
Kosten.

Teilwert bei Leistungsentnahmen sind die Selbstkosten, die auf die entnommene Leistung
entfallen. Die Entnahme ist umsatzsteuerpflichtig.
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Beispiel

A benutzt den zu seinem BetriebsvermÇgen gehÇrenden neuen PKW lt. Fahrtenbuch
zu 30 % fÅr private Fahrten.

Folgende betriebliche Kosten sind entstanden:

Benzin 2.100 EUR
Reparaturen 800 EUR
Steuern und Versicherungen 800 EUR
AfA 1.250 EUR
gesamt 4.950 EUR

LÇsung

Als Entnahme muss A 1.485 EUR (30 % von 4.950 EUR) ansetzen.

Die Einlagen sind grunds�tzlich mit dem Teilwert im Zeitpunkt ihrer ZufÅhrung anzuset-
zen (§ 6 Abs. 1 Nr. 5 S. 1 EStG). Die Einlage ist hÇchstens mit den Anschaffungskosten
oder Herstellungskosten zu bewerten, wenn das Wirtschaftsgut innerhalb der letzten drei
Jahre vor dem Zeitpunkt der ZufÅhrung privat angeschafft oder hergestellt worden ist.
Unterliegen WirtschaftsgÅter der Abnutzung, sind die Anschaffungs- bzw. Herstellungs-
kosten um die AfA zu kÅrzen, die auf die Zeit vor ihrer Einlage entfallen (§ 6 Abs. 1 Nr. 5
S. 2 EStG).

Beispiel

A erwirbt zum 4.1.2007 privat ein Fahrzeug fÅr 100.000 EUR plus 19.000 EUR Um-
satzsteuer, mithin 119.000 EUR.

Er legt dieses Kraftfahrzeug am 3.1.2008 in den Betrieb ein. Die betriebsgewÇhnliche
Nutzungsdauer betr�gt sechs Jahre. Sonderabschreibungen bzw. erhÇhte Absetzungen
sind nicht vorgenommen worden.

LÇsung

Das Kraftfahrzeug ist hier mit fortgefÅhrten Anschaffungskosten wie folgt anzuset-
zen:

Anschaffungskosten 4.1.2007 (brutto) 119.000 EUR
- AfA: 16,66 % von 119.000 EUR fÅr 2005 -22.610 EUR
= fortgefÅhrte AK am 3.1.2008 96.390 EUR

FÅr bestimmte Einlagen ist die Bemessungsgrundlage neu geregelt worden. So sieht
Satz 5 des § 7 Abs. 1 EStG vor, dass bei WirtschaftsgÅtern, die nach einer Verwendung
zur Erzielung von �berschusseinkÅnften in ein BetriebsvermÇgen eingelegt worden sind,
die Anschaffungs- oder Herstellungskosten nicht nur um die AfA, sondern auch um die
Sonderabschreibung oder erhÇhte Absetzung zu mindern sind, die bis zum Zeitpunkt der
Einlage vorgenommen worden sind.

bb) Verlustverrechnungsverbot nach § 15a EStG

Die einem Kommanditisten zuzurechnenden Anteile am Verlust dÅrfen nicht mit anderen
EinkÅnften ausgeglichen oder nach § 10d EStG abgezogen werden, soweit ein negatives
Kapitalkonto entsteht oder sich erhÇht (§ 15a EStG). D.h., die Verluste, insbesondere ei-
ner KG, kÇnnen weder mit EinkÅnften aus Gewerbebetrieb noch mit anderen EinkÅnften
aus anderen Einkunftsarten ausgeglichen werden. Der nicht ausgeglichene Verlust kann
dann im sp�teren Wirtschaftsjahr mit Gewinnen aus dieser Beteiligung verrechnet wer-
den. Scheidet ein Kommanditist mit derartigen Verlusten und negativ gewordenem Kapi-
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talkonto aus der KG aus oder wird in einem solchen Fall die Gesellschaft aufgelÇst, ist
der nicht vom Kommanditisten auszugleichende Betrag als begÅnstigter Ver�ußerungs-
gewinn i.S.d. § 16 EStG anzusehen. Nur bei unentgeltlicher �bertragung ist die Regelung
nicht anwendbar (§ 52 Abs. 33, S. 3, 4 EStG).

cc) Verluste aus Steuerstundungsmodellen, § 15b EStG

Nach § 15b EStG kÇnnen Verluste im Zusammenhang mit einem Steuerstundungsmodell
weder mit EinkÅnften aus Gewerbebetrieb noch mit EinkÅnften aus anderen Einkunfts-
arten ausgeglichen werden und sind auch nicht nach § 10d EStG abzuziehen. Ein Steuer-
stundungsmodell liegt vor, wenn aufgrund einer modellhaften Gestaltung steuerlicher
Vorteile in Form negativer EinkÅnfte erzielt werden sollen. Dies ist der Fall, wenn auf-
grund eines vorgefertigten Konzepts zumindest in der Anfangsphase der Investitionen die
MÇglichkeit geboten werden soll, Verluste mit Åbrigen EinkÅnften zu verrechnen (vgl.
Rn 531, 547).

b) Sonderposten mit RÅcklageanteil (vgl. auch „Ansparabschreibung“,
Rn 217, 234, 285)

Hinweis

zur Unterhaltsrelevanz:

In der Bilanz auf der Passivseite findet sich bei einem Unterhaltsschuldner erstmalig
ein sog. Sonderposten mit RÅcklageanteil in HÇhe von 50.000 EUR. In der Gewinn-
und Verlustrechnung wird bei sonstigen betrieblichen Aufwendungen ebenfalls ein
Betrag mit dem Buchungstext „Ansparabschreibung“ von 50.000 EUR gebucht. (Bei
einer Einnahmen-/�berschussrechnung w�re ebenfalls eine Buchung auf dem Konto
„sonstige betriebliche Aufwendungen“ in gleicher HÇhe erfolgt.)

Beispiel fÅr Bildung einer Ansparabschreibung z.B. fÅr 2006

Umsatz 200.000 EUR
Aufwand 100.000 EUR
Sonstige betriebliche Aufwendungen 50.000 EUR
Gewinn 50.000 EUR

In den sbA und nicht ausdrÅcklich ausgewiesen finden sich die 50.000 EUR fÅr die
Bildung der Ansparabschreibung, die das steuerliche Einkommen reduzieren!

Beispiel fÅr AuflÇsung einer Ansparabschreibung z.B.2007 (zur Vereinfachung ohne
Zinsen)

Umsatz 200.000 EUR
Sonstige betriebliche Ertr�ge 50.000 EUR
Aufwand 100.000 EUR
Gewinn 150.000 EUR

Der steuerliche Gewinn ist deshalb um 50.000 EUR hÇher durch die sonstigen betrieb-
lichen Ertr�ge, in denen sich die AuflÇsung der Ansparabschreibung findet.

Durch die Bildung von Sonderposten mit RÅcklageanteil werden die Dotierungsbetr�ge
bis zum Zeitpunkt der AuflÇsung des Sonderpostens der Ertragsbesteuerung entzogen. Im
Zeitpunkt der AuflÇsung des Sonderpostens unterliegen die AuflÇsungsbetr�ge der Er-
tragsbesteuerung. Aus diesem Grunde stellen diese Posten einen Mischposten aus Eigen-
und Fremdkapital dar, der sowohl RÅcklagen- als auch RÅckstellungscharakter tr�gt. Als
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Sonderposten mit RÅcklageanteil kÇnnen von allen Kaufleuten steuerfreie RÅcklagen und
steuerrechtliche Abschreibungen (§ 254 HGB) eingestellt werden.

Praxisrelevante unversteuerte RÅcklagen sind zurzeit:
n RÅcklage fÅr Ver�ußerungsgewinne, § 6b EStG,
n RÅcklage fÅr ZuschÅsse, R 6.5 EStR,
n RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung, R 6.6 EStR 2005,
n RÅcklage nach § 7g EStG (Ansparabschreibung),
n RÅcklage nach § 6 Abs. 1 Umwandlungssteuergesetz.

Zu den auslaufenden Anwendungsf�llen z�hlen die
n RÅcklage nach dem Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002,
n EuroumstellungsrÅcklage nach § 6d S. 3 EStG.

n Fiskalische Zielsetzung

Zum Zwecke der Steuerstundung erlaubt das Steuerrecht Abschreibungen auf Ver-
mÇgensgegenst�nde des Anlage- und des UmlaufvermÇgens Åber das handelsrechtlich ge-
botene hinaus. Grunds�tzlich ist der Sonderposten nach Maßgabe des Steuerrechts auf-
zulÇsen (§ 247 Abs. 3 HGB). Eine vorzeitige AuflÇsung ist ebenfalls mÇglich und im
Handels- und Steuerrecht abzubilden. Ertr�ge aus der AuflÇsung des Sonderpostens mit
RÅcklageanteil sind in dem Posten „Sonstige betriebliche Ertr�ge“ sowie Einstellungen in
den Posten „Sonstige betriebliche Aufwendungen“ der G&V gesondert auszuweisen oder
im Anhang anzugeben. Letzteres gilt insbesondere fÅr Kapitalgesellschaften und KapCo-
Gesellschaften. Zuweilen wird die AuflÇsung aber auch mit negativem Vorzeichen in den
„sonstigen betrieblichen Aufwendungen“ ausgewiesen! Aufwendungen mit negativem
Vorzeichen stellen Ertr�ge dar!

[Nach dem BilMoGRef-E wird zukÅnftig eine Bildung von Sonderposten mit RÅcklage-
anteil nach der Aufhebung der Vorschriften der §§ 247 Abs. 3 und 273 HGB in der Han-
delsbilanz nicht mehr zul�ssig sein. Wahlrechte kÇnnen dann ebenfalls nach der vorgese-
henen Aufhebung des § 5 Abs. 1 S. 2 EStG damit unabh�ngig von der Behandlung im
handelsrechtlichen Jahresabschluss ausgeÅbt werden, mit der Folge, dass der Sonderpos-
ten mit RÅcklageanteil in der Bilanz nicht mehr erkennbar sein wird, so dass der An-
spruch auf Auskunft und Belegvorlage der steuerlichen Dokumentation bestehen wird.]

aa) RÅcklage nach § 6b EStG fÅr die �bertragung stiller Reserven bei
Ver�ußerung bestimmter AnlagegÅter

Unterhaltsrelevanz

Ver�ußerungsgewinne durch Aufdeckung stiller Reserven sind Bestandteil des steuer-
rechtlichen Gewinns und damit auch des unterhaltsrechtlich relevanten Einkommens.94

Diese mÅssen aber wegen § 6b EStG nicht ausgewiesen werden und kÇnnen deshalb das
Unterhaltseinkommen erheblich reduzieren.

Deckt ein Unternehmen bei der Ver�ußerung von bestimmten AnlagegÅtern stille Reser-
ven auf, kÇnnen diese Gewinne steuerneutral auf Investitionsobjekte Åbertragen werden.

Dies geschieht durch eine zeitlich befristete und begÅnstigte RÅcklage.

Im § 6b Abs. 1 EStG sind enumerativ die begÅnstigten WirtschaftsgÅter aufgez�hlt:
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n Grund und Boden (im engeren Sinne)
n Aufwuchs auf Grund und Boden mit dem dazugehÇrigen Grund und Boden, wenn der

Aufwuchs zu einem land- und forstwirtschaftlichen Betrieb gehÇrt, wie der Aufwuchs
aller Nutzpflanzen, beispielsweise Holz, Obstb�ume, RebstÇcke etc.

n Geb�ude
n Binnenschiffe.

Beispiel

Landwirt L ver�ußert eine landwirtschaftliche Nutzfl�che mit Aufwuchs fÅr
100.000 EUR, die einen Buchwert von 30.000 EUR hat. Der Ver�ußerungsgewinn
wÅrde also 70.000 EUR betragen, den er erfolgsneutral nach § 6b EStG und damit im
Sonderposten mit RÅcklageanteil ausweist.

Das Unterhaltseinkommen ist demnach um 70.000 EUR zu erhÇhen.

Ver�ußerung ist die entgeltliche �bertragung des wirtschaftlichen Eigentums an einem
Wirtschaftsgut.

Ver�ußerungsgewinn i.S.d. Vorschrift ist der Betrag, um den der Ver�ußerungspreis
nach Abzug der Ver�ußerungskosten den Buchwert Åbersteigt. Die �bertragung von die-
sen Ver�ußerungsgewinnen ist auf die im Wirtschaftsjahr der Ver�ußerung oder im ver-
gangenen Wirtschaftsjahr angeschafften und hergestellten WirtschaftsgÅter mÇglich. Er-
folgt die �bertragung des Ver�ußerungsgewinnes nicht im Jahr der Ver�ußerung, so kann
eine den steuerlichen Gewinn mindernde RÅcklage gebildet werden, wenn folgende Vo-
raussetzungen erfÅllt sind:
n Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 oder § 5 EStG,
n das Wirtschaftsgut muss bei der Ver�ußerung mindestens sechs Jahre ununterbrochen

im AnlagevermÇgen einer inl�ndischen Betriebsst�tte gewesen sein,
n die neu angeschafften oder hergestellten WirtschaftsgÅter mÅssen zum Anlagever-

mÇgen einer inl�ndischen Betriebsst�tte gehÇren,
n die Ver�ußerungsgewinne mÅssen bei der Gewinnermittlung des im Inland steuer-

pflichtigen Gewinns außer Ansatz bleiben und
n ausreichende Dokumentation muss sich im Rechnungswesen finden.

Die RÅcklage kann in den folgenden vier Wirtschaftsjahren ganz oder teilweise auf in
diesen beiden Wirtschaftsjahren angeschafften oder hergestellten AnlagegÅtern Åbertra-
gen werden. Die Frist verl�ngert sich bei neu hergestellten Geb�uden auf sechs Jahre,
wenn mit der Herstellung vor Ablauf des vierten auf die Bildung der RÅcklage folgenden
Wirtschaftsjahres begonnen worden ist (§ 6b Abs. 3 S. 3 EStG). Soweit die RÅcklage in-
nerhalb der Frist von vier bis sechs Jahren nicht auf andere WirtschaftsgÅter Åbertragen
werden konnte, ist sie am Schluss des vierten bzw. sechsten auf ihre Bildung folgenden
Wirtschaftsjahres gewinnerhÇhend unter 6 %iger Verzinsung aufzulÇsen (§ 6b Abs. 7
EStG).

bb) Sonderposten fÅr Investitionszulagen und -zuschÅsse zum
AnlagevermÇgen (R 6.5 EStR 2005)

Beispiel fÅr Unterhaltsrelevanz

Die Unterhaltsschuldner-GmbH schafft ein Wirtschaftsgut an mit Anschaffungskosten
in HÇhe von 100.000 EUR.

Die lineare AfA betr�gt 10.000 EUR.
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Das Unternehmen hat einen Zuschuss bzw eine Investitionszulage in HÇhe von
12.500 EUR erhalten.

Der Ausweis dieses Zuschusses kann erfolgsneutral oder erfolgswirksam erfolgen!95

Gem�ß R 6.5 EStR ist ein Zuschuss ein VermÇgensvorteil, den der Zuschussgeber zur
FÇrderung eines zumindest auch in seinem Interesse liegenden Zweck dem Zuschussemp-
f�nger zuwendet. Dieser Zuschuss kann aus Çffentlichen oder privaten Mitteln stammen.

Der Unternehmer hat ein Wahlrecht.

Er kann den Zuschuss als Betriebseinnahmen, bei Investitionszulagen steuerfrei, anset-
zen.

In diesem Fall werden die Anschaffungs- oder Herstellungskosten des betreffenden Wirt-
schaftsgutes durch die ZuschÅsse nicht berÅhrt.

LÇsung

Der Ausweis im Rechnungswesen bei vorgenannter Vorgehensweise:

Sonstige steuerfreie Betriebseinnahmen 12.500 EUR
AHK 87.500 EUR
AfA 8.750 EUR

Die ZuschÅsse kÇnnen demgegenÅber erfolgsneutral unmittelbar in einem passivischen
Sonderposten eingestellt werden. In diesem Fall werden die Anschaffungs- bzw. Herstel-
lungskosten des Wirtschaftsgutes ungekÅrzt ausgewiesen und der passivische Sonderpos-
ten parallel Åber die Nutzungsdauer des Wirtschaftsgutes aufgelÇst.96

LÇsung

Der Ausweis im Rechnungswesen bei vorgenannter Vorgehensweise:

AHK 100.000 EUR
AfA 10.000 EUR
passivischer Sonderposten mit RÅcklageanteil 12.500 EUR,

der parallel Åber die Nutzungsdauer des Wirtschaftsgutes aufzulÇsen ist.

Familienrechtlich muss erkannt werden, in welcher Form der Unternehmer und Unter-
haltsverpflichtete das Wahlrecht ausgeÅbt hat. Der BGH97 will konsequenterweise grund-
s�tzlich die Investitionszulage unberÅcksichtigt lassen, da sie keinen Einfluss auf die
Leistungsf�higkeit hat. Gleichwohl will der BGH bei der erfolgsneutralen Verbuchung
die Auswirkung Åber die AfA korrigieren, weil die Zulage mittelbar auch die unterhalts-
rechtliche Leistungsf�higkeit des Steuerpflichtigen herabsetze. Die einkommensmindern-
de Wirkung ist deshalb durch die NichtberÅcksichtigung der entsprechenden AfA aus-
zugleichen, womit die Gew�hrung der Investitionszulage zu Zwecken des Unterhalts-
rechts auf die Dauer der Abschreibung das mit ihr angeschaffte Wirtschaftsgut verteilt.
Die AfA Korrektur bel�uft sich im obigen Beispiel auf 1250 EUR j�hrlich. Erfolgt die
Verbuchung des Zuschusses erfolgswirksam, haben unterhaltsrechtliche Korrekturen mit-
hin nicht stattzufinden.
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cc) RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung, R 6.6 EStR 2005

Unterhaltsrelevanz

Insbesondere bei gesteigerter Leistungsverpflichtung nach § 1603 BGB stellt sich immer
wieder die Frage nach der Aufdeckung stiller Reserven.

Beispiel

Die Fertigungshalle der Unterhaltsschuldner-GmbH hat einen Buchwert von
100.000 EUR.

Das Geb�ude brennt ab und die Versicherung zahlt eine Entsch�digung in HÇhe von
250.000 EUR. Was geschieht mit der aufgedeckten stillen Reserve in HÇhe von
150.000 EUR?

BuchfÅhrende Land- und Forstwirte, Gewerbetreibende und selbstst�ndig T�tige, die ih-
ren Gewinn durch VermÇgensvergleich ermitteln, kÇnnen unter bestimmten Vorausset-
zungen eine Gewinnverwirklichung aus der Aufdeckung stiller Reserven durch �bertra-
gung dieser stillen Reserven auf ein Ersatzwirtschaftsgut vermeiden.

Voraussetzung ist hierfÅr R 6.6 EStR 2005:
n unfreiwilliges Ausscheiden eines Wirtschaftsgutes des Anlage- oder Umlaufver-

mÇgens aus dem BetriebsvermÇgen infolge hÇherer Gewalt oder zur Vermeidung ei-
nes behÇrdlichen Eingriffs, wobei ein Ausscheiden gegen Entsch�digung zur Auf-
deckung stiller Reserven fÅhren muss

n Anschaffung oder Herstellung eines funktionsgleichen Wirtschaftsguts (Ersatzwirt-
schaftsguts) innerhalb einer bestimmten Frist

n das Ersatzwirtschaftsgut erfÅllt dieselbe oder eine entsprechende Aufgabe wie das
ausscheidende Wirtschaftsgut

n BerÅcksichtigung stiller Reserven auch im handelsrechtlichen Jahresabschluss

In diesen F�llen kÇnnen die aufgedeckten stillen Reserven (Entsch�digung abzÅglich
Buchwert des ausgeschiedenen Wirtschaftsgutes) auf ein funktionsgleiches Wirtschafts-
gut Åbertragen werden. Eine Entsch�digung (Brandentsch�digung, Enteignungsentsch�di-
gung, Zwangsver�ußerungserlÇs) liegt nur vor, soweit sie fÅr das ausgeschiedene Wirt-
schaftsgut als solches geleistet worden ist. Entsch�digungen fÅr Folgesch�den (z.B. Auf-
r�umkosten, Umzugskosten) sind bei der Ermittlung der stillen Reserven nicht zu
berÅcksichtigen.

Der Gewinn kann in eine steuerfreie „RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung“ eingestellt wer-
den, wenn eine Ersatzbeschaffung geplant ist. Im Zeitpunkt der Ersatzbeschaffung ist die
RÅcklage aufzulÇsen und das Ersatzwirtschaftsgut mit den Anschaffungs- bzw. Herstel-
lungskosten abzÅglich des Betrags der aufgelÇsten RÅcklage zu aktivieren. Der sich dann
ermittelnde Betrag ist Bemessungsgrundlage fÅr die AfA. Ist die Ersatzbeschaffung nicht
ernsthaft geplant und zu erwarten, ist die RÅcklage aufzulÇsen und voll zu versteuern.
Die RÅcklage ist ebenfalls gewinnerhÇhend aufzulÇsen, wenn bis zum Schluss des ersten,
bei einem GrundstÅck oder Geb�ude am Schluss des zweiten, auf ihre Bildung folgenden
Jahres ein Ersatzwirtschaftsgut weder angeschafft noch hergestellt oder bestellt worden
ist (Die Frist kann verl�ngert werden, R 6.6 Abs. 4 S. 4 EStR 2005). �hnlich verfahren
dÅrfen Einnahme-/�berschussrechner, die aber keinen Sonderposten bilden kÇnnen. Die
durch eine Entsch�digungsleistung offen gelegte stille Reserve wird in der Weise auf das
Ersatzwirtschaftsgut Åbertragen, dass sie im Wirtschaftsjahr der Ersatzbeschaffung von
den Anschaffung- und Herstellungskosten des Ersatzwirtschaftsguts sofort abgesetzt
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wird. Der verbleibende Restbetrag ist auf die Nutzungsdauer des Ersatzwirtschaftsguts zu
verteilen.

n Unterhaltsrelevanz

Unterhaltsrechtlich kann also der Ertrag aus Aufdeckung einer stillen Reserve, der ein-
kommensrelevant ist, in einem Sonderposten mit RÅcklageanteil ohne Gewinnauswirkung
„geparkt“ werden.

dd) Sonderabschreibungen und Ansparabschreibungen zur
FÇrderung kleiner und mittlerer Betriebe nach § 7g Abs. 3 EStG
(vgl. Rn 217 ff., 234 ff.)

Unterhaltsrelevanz

Beispiel

Der Gewinn eines Unternehmens bel�uft sich im Jahre 2005 auf 100.000 EUR, wobei
80.000 EUR aus einer AuflÇsung einer Ansparabschreibung herrÅhren. Im Jahre 2006
bel�uft sich der Gewinn auf 90.000 EUR mit einem hierin enthaltenen Anteil einer
aufgelÇsten Ansparabschreibung von 50.000 EUR.

Im Jahre 2004 belief sich der durch eine Ansparabschreibung in HÇhe von
30.000 EUR reduzierte Gewinn auf 60.000 EUR.

Die bisher in § 7g EStG kodifizierte Ansparabschreibung konnte durch Bildung einer
RÅcklage gewinnmindernd passiviert werden. Durch das Gesetz zur Unternehmenssteuer-
reform 2008 wurde die Ansparabschreibung durch einen Investitionsabzugbetrag (vgl. A)
ersetzt, der nicht mehr durch Bildung einer RÅcklage, sondern durch außerbilanziellen
Abzug den Gewinn mindert.

Hinweis

Bei Anwendung des neuen § 7g EStG erfolgt der Ausweis nicht mehr im Sonderpos-
ten mit RÅcklageanteil, sondern außerbilanziell in der Ertragsteuererkl�rung mit un-
terhaltsrechtlichem Anspruch auf Vorlage der entsprechenden Unterlagen/Dokumen-
tation!

Die Neuregelung stellt einen erheblichen Nachteil gegenÅber der bisherigen Regelung
dar, weil nicht mehr bei ausbleibender Investition am Ende des Investitionszeitraums
eine gewinnerhÇhende Verzinsung eintritt; vielmehr fÅhrt die RÅckg�ngigmachung zu
einer GewinnerhÇhung in HÇhe des Abzugsbetrages im Wirtschaftsjahr des Abzugs
mit einer Verzinsung nach § 233a AO. Dies macht eine Neuveranlagung der relevan-
ten Jahre erforderlich!

Die nach bisherigem Recht gebildeten Ansparabschreibungen werden nach den alten
Regeln aufgelÇst.

Der BGH98 hat konsequent entschieden, dass eine Ansparabschreibung einem tats�ch-
lichen Werteverzehr nicht entsprechen kann, so dass die Position unterhaltsrechtlich un-
berÅcksichtigt bleiben muss.

In Konsequenz zu dieser �berlegung verlangt der BGH in der genannten Entscheidung
eine fiktive Steuerberechnung (vgl. ausfÅhrlich Rn 217).
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LÇsung des Beispielfalles

Die AuflÇsung und Bildung von Ansparabschreibungen im obigen Beispiel sind unter
fiktiver Neuberechnung der Ertragsteuern zu eliminieren.

ee) ErhÇhte Abschreibungen bei Geb�uden in Sanierungsgebieten und
st�dtebaulichen Entwicklungsbereichen nach § 7h EStG

Unterhaltsrelevanz

Beispiel

In einer Bilanz werden Herstellungskosten fÅr eine Modernisierungsmaßnahme an ei-
nem Geb�ude in einem Sanierungsgebiet (auch bei der Einkunftsart Vermietung und
Verpachtung mÇglich) in HÇhe von 100.000 EUR in einen Sonderposten mit RÅck-
lageanteil eingestellt.

Der Steuerpflichtige kann von den durch ZuschÅsse aus Sanierungs- oder Entwicklungs-
fÇrdermitteln nicht gedeckten Herstellungskosten, die fÅr Modernisierungs- und Instand-
haltungsmaßnahmen i.S.d. § 177 Bundesbaugesetz aufgewendet worden sind, anstelle der
Abschreibung nach § 7 Abs. 4 oder 5 EStG im Jahre der Herstellung und in den neun fol-
genden Jahren jeweils Abschreibungen bis zu 10 % vornehmen. FÅr Maßnahmen dieser
Art, die nach dem 31.12.2003 begonnen worden sind, betragen die erhÇhten Abschreibun-
gen in den ersten acht Jahren 9 % und in den darauf folgenden vier Jahren 7 % der Her-
stellungskosten.

LÇsung des Beispielfalles

Im Ausgangsbeispiel sind die j�hrlich vorgenommenen erhÇhten Abschreibungen,
weil sie nicht einem tats�chlichen Werteverzehr entsprechen, zu eliminieren.

ff) ErhÇhte Absetzung bei Baudenkmalen nach § 7i EStG

Das im Vorabschnitt genannte, inklusive der HÇhe der Abschreibungss�tze, gilt auch fÅr
im Inland belegende Geb�ude, die nach landesrechtlichen Vorschriften als Baudenkmal
anerkannt sind.

gg) RÅcklage nach § 6 Abs. 1 Umwandlungssteuergesetz

Unterhaltsrelevanz

Beispiel

Bei der AuflÇsung von Forderungen und Verbindlichkeiten zwischen verbundenen
Unternehmen im Zuge einer Umwandlung und VermÇgensÅbergang von einer Kapi-
talgesellschaft auf eine Personengesellschaft entsteht ein Gewinn in HÇhe von
20.000 EUR.

ErhÇht sich der Gewinn im Falle eines VermÇgensÅbergangs von einer Kapitalgesell-
schaft auf eine Personengesellschaft dadurch, dass Forderungen und Verbindlichkeiten
zwischen den beteiligten Rechtstr�gern erlÇschen oder RÅckstellungen aufzulÇsen sind,
so darf die Personengesellschaft insoweit eine den steuerlichen Gewinn mindernde RÅck-
lage bilden, die in den der Bildung folgenden drei Wirtschaftsjahren zu mindestens je ei-
nem Drittel gewinnerhÇhend aufzulÇsen ist.

Zweifelsohne handelt es sich hier unterhaltsrechtlich um einen Gewinn, der dem Unter-
haltseinkommen zuzurechnen ist.
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c) RÅckstellungen

Unterhaltsrelevanz

RÅckstellungen sind erfolgswirksam und reduzieren den Gewinn, so dass sie stets der un-
terhaltsrechtlichen �berprÅfung zu unterliegen haben.

aa) Allgemeines zu RÅckstellungen

Begriff

Weder im Handels- noch im Steuerrecht findet sich eine Definition fÅr RÅckstellungen.

§ 249 HGB regelt ausschließlich die Zwecke der RÅckstellungen. Sie stellen eine passivi-
sche Außenverpflichtung des Unternehmens dar; betriebswirtschaftlich sind sie Fremd-
kapital.

Inhaltlich kÇnnen die RÅckstellungen definiert werden als:
n Passivposten fÅr VermÇgensminderungen oder AufwandÅberschÅsse, die Aufwand

vergangener Rechnungsperioden darstellen,
n durch kÅnftige Handlungen der Unternehmung (Zahlungen, Dienstleistungen oder Ei-

gentumsÅbertragungen an Sachen und Rechten) entstehen,
n nicht den Bilanzansatz bestimmte Aktivposten korrigieren und
n sich nicht eindeutig, aber hinreichend genau quantifizieren lassen.

n Katalog nach § 249 Abs. 1 HGB

Nach § 249 Abs. 1 Nr. 1 S. 1 und 2 HGB sind RÅckstellungen zu bilden (Passivierungs-
pflicht, steuerliches Passivierungsgebot) fÅr:
n ungewisse Verbindlichkeiten;
n drohende Verluste aus schwebenden Gesch�ften;
n unterlassene Aufwendungen fÅr Instandhaltung, die im folgenden Gesch�ftsjahr inner-

halb von drei Monaten, oder fÅr Abraumbeseitigung, die im folgenden Gesch�ftsjahr
nachgeholt werden;

n fÅr Gew�hrleistungen, die ohne rechtliche Verpflichtung erbracht werden.

Die handelsrechtlichen Wahlrechte nach § 249 Abs. 1 S. 3 und Abs. 2 HGB bedeuten steu-
errechtlich ein Passivierungsverbot, so dass sie natÅrlich auch konsequenterweise unter-
haltsrechtlich irrelevant sind. FÅr andere als die genannten Zwecke dÅrfen RÅckstellun-
gen nicht gebildet werden (§ 249 Abs. 3 HGB). Konkret bedeutet dieses, dass insbesonde-
re keine RÅckstellungen gebildet werden dÅrfen fÅr Selbstversicherung, Schadensaus-
gleich und das allgemeine Unternehmerwagnis sowie fÅr kÅnftige Ausgaben, die An-
schaffungs- oder Herstellungskosten darstellen.

n Zeitpunkt der RÅckstellungsbildung

RÅckstellungen – beispielsweise fÅr ungewisse Verbindlichkeiten – sind zu bilden, wenn
n eine rechtliche Verpflichtung gegenÅber Dritten besteht, deren HÇhe ungewiss ist

oder
n die hinreichende Wahrscheinlichkeit besteht, dass eine rechtliche Verpflichtung ge-

genÅber einem Dritten zukÅnftig entsteht

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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und
n mit einer Inanspruchnahme ernsthaft zu rechnen ist.99

n Bewertung von RÅckstellungen

RÅckstellungen sind in der Handelsbilanz nach § 253 Abs. 1, S. 2 HGB mit dem Betrag
anzusetzen, der nach vernÅnftiger kaufm�nnischer Beurteilung notwendig ist. Grunds�tz-
lich ist hier der voraussichtliche ErfÅllungsbetrag anzusetzen. Der sich zwangsl�ufig er-
gebende Beurteilungsspielraum des Bilanzierenden muss fÅr den Einzelfall objektiviert
und von sachverst�ndigen Dritten nachvollzogen werden kÇnnen. Nach dem weiter gel-
tenden Grundsatz der Vorsicht (§ 252 Abs. 1 Nr. 4 HGB) stellt der Bilanzierende den Be-
trag ein, den das Unternehmen zur Deckung der Aufwendungen voraussichtlich benÇ-
tigt.100

Hinweis

HierfÅr hat das Unternehmen eine Dokumentation zu erstellen, auf die sich der unter-
haltsrechtliche Auskunfts- und Beleganspruch erstreckt.

Weiter gilt fÅr die Bewertung von RÅckstellungen in der Steuerbilanz nach § 6 Abs. 1
Nr. 3a, Buchstabe e EStG, dass Geld- und SachleistungsrÅckstellungen mit einer Laufzeit
von mehr als 12 Monaten mit einem Zinssatz von 5,5 % abzuzinsen sind.

Nach der vorgenannten Vorschrift kennt das Steuerrecht die folgenden Bewertungs-
regeln:
n BerÅcksichtigung der Wahrscheinlichkeit der Inanspruchnahme bei gleichartigen Ver-

pflichtungen aufgrund von Erfahrungen der Vergangenheit (§ 6 Abs. 1 Nr. 3a Buchsta-
be a EStG);

n Bewertung von Sachleistungsverpflichtungen nach den Einzelkosten und angemesse-
nen Teilen der notwendigen Gemeinkosten (§ 6 Abs. 1 Nr. 3a Buchstabe b EStG);

n bewertungsmindernde BerÅcksichtigung kÅnftiger Vorteile, soweit sie nicht als Forde-
rungen zu aktivieren sind (§ 6 Abs. 1 Nr. 3a Buchstabe c EStG);

n zeitanteilige Ansammlung von RÅckstellungen, fÅr deren Entstehung der laufende Be-
trieb urs�chlich ist, insbesondere bei Kernkraftwerken (§ 6 Abs. 1 Nr. 3a Buchstabe d
EStG);

n Abzinsung von Verpflichtungen, die in Geld- oder Sachleistungen zu erfÅllen sind
(§ 6 Abs. 1 Nr. 3a Buchstabe e EStG).

Nach den Grunds�tzen der „Wertaufhellung“ sind auch Preis- und Kostensteigerungen
in die Bewertung der RÅckstellungen einzubeziehen,101 wenn es sich um Ereignisse han-
delt, die nach dem Bilanzstichtag aufgrund besserer Erkenntnisse gegenÅber dem Bilanz-
stichtag eintreten.

Die Bildung von RÅckstellungen hat grunds�tzlich zulasten der entsprechenden Auf-
wandsart zu erfolgen.

Die Inanspruchnahme der RÅckstellung berÅhrt dann die sp�tere Gewinn- und Verlust-
rechnung nicht mehr.
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RÅckstellungen sind j�hrlich darauf zu untersuchen, ob und in welchem Umfang sie fÅr
den ursprÅnglich gebildeten Zweck noch erforderlich sind.

Ist dieser entfallen, ist die RÅckstellung erfolgswirksam aufzulÇsen.

bb) PensionsrÅckstellungen

Beispiel fÅr Unterhaltsrelevanz

Der Ehemann ist Unterhaltsschuldner und Alleingesellschafter der M-GmbH, die ein-
tr�gliche Gewinne erwirtschaftet und j�hrlich eine PensionsrÅckstellung von
20.000 EUR erfolgswirksam passiviert, so dass der Gewinn j�hrlich um diesen Betrag
niedriger ausf�llt.

Es handelt sich damit generell um eine fÅr die Ermittlung des Unterhaltseinkom-
mens hÇchst bedeutende Position.

Das Handelsrecht sieht nach § 249 Abs. 1 HGB eine generelle Passivierungspflicht fÅr
PensionsrÅckstellungen als ungewisse Verbindlichkeit vor. Sie kÇnnen dem Grunde nach
auf Einzelvertrag (Pensionszusage), Gesamtzusage (Pension- oder Versorgungsordnung),
Tarifvertrag oder einer Besoldungsordnung beruhen. Ob eine rechtsverbindliche Ver-
pflichtung vorliegt, ist nach arbeitsrechtlichen Grunds�tzen zu beurteilen. Die Pensions-
verpflichtungen kÇnnen auch durch Gesetz (z.B. Beamtenversorgungsschutz), betriebli-
che �bung oder Gleichbehandlung (§ 1b BetrAVG) rechtlich entstehen. Widerrufsvor-
behalte (auch bedingte) fÅhren erst bei entsprechender Konkretisierung zu einem Wegfall
der PensionsrÅckstellungen in der Handelsbilanz.102

Ist eine RÅckdeckungsversicherung fÅr die Pensionszusage abgeschlossen, so ist der fÅr
diese RÅckdeckungsversicherung zu aktivierende Betrag auf der Aktivseite unter den
sonstigen VermÇgensgegenst�nden auszuweisen. Eine Saldierung mit Pensionsverpflich-
tungen auch bei Kongruenz ist unzul�ssig.103 Nach BFH104 sind AnsprÅche aus einer
RÅckdeckungsversicherung in HÇhe der verzinslichen Ansammlung geleisteter Sparantei-
le der Versicherungspr�mien einschließlich Guthaben aus �berschussbeteiligungen zu ak-
tivieren. Der Wert des Aktivpostens darf den Buchwert der Pensionsverpflichtung nicht
Åbersteigen.

Das Steuerrecht verlangt eine Passivierungspflicht fÅr Neuzusagen.

Da zum Zeitpunkt der Bilanzerstellung unklar ist, wann und in welcher HÇhe das Unter-
nehmen Versorgungszahlungen leisten muss, hat eine Bewertung der Pensionsverpflich-
tungen nach versicherungsmathematischen Grunds�tzen zu erfolgen. Hierbei wird –
wie bei jeder Barwertberechnung eine Abzinsung – vorgenommen. FÅr jede zukÅnftige
Zahlung wird dabei die Wahrscheinlichkeit ihres Eintretens berÅcksichtigt.

Die Wahrscheinlichkeit wird Tabellenwerten entnommen, die auf aktuellen statistischen
Erhebungen beruhen mÅssen. Zurzeit werden hierfÅr die Richttafeln 2005G von Klaus
Heubeck fÅr die Bewertung von Pensionsverpflichtungen in Deutschland herangezogen.

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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Voraussetzungen fÅr eine rechtsverbindliche Pensionszusage nach dem Steuerrecht (§ 6a
Abs. 1 Nr. 1 EStG)sind:
n Die schriftlich zu erteilende Pensionszusage muss eindeutige Angaben zu Art, Form,

Voraussetzungen und HÇhe der in Aussicht gestellten kÅnftigen Leistungen enthalten
(§ 6a Abs. 1 Nr. 3 EStG).

n Angaben fÅr die finanzmathematische Ermittlung der Versorgungsverpflichtungen
(z.B. Rechnungszinsfuß und biometrische Ausscheidewahrscheinlichkeiten) sind
ebenfalls schriftlich festzulegen, sofern es zur eindeutigen Ermittlung der HÇhe der in
Aussicht gestellten Leistung erforderlich ist.105

n Eine Pensionszusage im Beschluss einer Gesellschafterversammlung ohne Mitteilung
an den BegÅnstigten ist unwirksam und stellt keine schriftliche Zusage i.S.d. § 6a
Abs. 1 Nr. 3 EStG dar.

n Weiter dÅrfen Pensionszusagen steuerrechtlich nicht gebildet werden, wenn die Pensi-
onsleistung von kÅnftigen gewinnabh�ngigen BezÅgen abh�ngt (§ 6a Abs. 1 Nr. 2 1.
HS EStG).

n Auch eine Regelung, wonach die Versorgungszusagen mit dem Teilwert abgefunden
werden kÇnnen, fÅhrt zur Steuersch�dlichkeit.

n Die Versorgungszusage darf keinen Vorbehalt enthalten, der den Arbeitgeber jederzeit
berechtigt, den Anspruch nach freiem Belieben zu kassieren.

Hinweis

Unterhaltsrechtlich besteht ein Auskunfts- und Beleganspruch auf die schriftlich er-
teilte Pensionszusage, die finanzmathematische Ermittlung mit Rechnungszinsfuß
und biometrischen Ausscheidewahrscheinlichkeiten zur �berprÅfung der vorgenann-
ten steuerrechtlich restriktiven Regelungen.

Die Bewertung erfolgt nach dem Teilwert.

n PensionsrÅckstellung nach § 6a EStG fÅr Gesellschafter-Gesch�ftsfÅhrer von
Kapitalgesellschaften

Diese dÅrfen gebildet werden, wenn ein steuerlich anerkanntes Arbeitsverh�ltnis besteht.
Dabei ist zu beachten, dass keine verdeckte GewinnausschÅttung (vGA) vorliegt, die an-
zunehmen ist, wenn der Gesch�ftsfÅhrer die Pension nicht mehr erdienen kann. Die Er-
dienbarkeit setzt voraus, dass vom Zeitpunkt der Zusage an das Arbeitsverh�ltnis noch
eine gewisse Mindestdauer hat, was nach einem allgemeinen Drittvergleich zu beurteilen
ist.106

Der BFH hat dabei drei Zeitgrenzen fÅr Zusagen an beherrschende Gesellschafter-Ge-
sch�ftsfÅhrer entwickelt:
1. Das Arbeitsverh�ltnis muss bei Erteilung der Zusage mindestens zwei bis drei Jahre

bestanden haben.107

2. Ein beherrschender Gesellschafter-Gesch�ftsfÅhrer muss die Pensionszusage grund-
s�tzlich mindestens zehn Jahre vor seinem vertraglich vorgesehenen Pensionierungs-
alter erhalten haben. Unbeachtlich ist, wie lange er vorher im Unternehmen t�tig
war.108
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3. Nicht beherrschende Gesellschafter-Gesch�ftsfÅhrer mÅssen mindestens zwÇlf Jahre
vor ihrem Pensionierungsalter fÅr das Unternehmen t�tig gewesen sein und die Zusage
muss mindestens drei Jahre vor diesem Zeitpunkt erteilt worden sein.109

4. Als Pensionierungsalter darf hÇchstens ein Alter von 70 vereinbart worden sein.110

Die Frage der verdeckten GewinnausschÅttung (vGA) ist im �brigen nach den Krite-
rien

Ernsthaftigkeit der Zusage (Indiz ist der Abschluss einer RÅckdeckungsversicherung),

Angemessenheit der Zusage (diese ist gegeben, wenn ein nicht beteiligter Gesch�ftsfÅhrer
in der Gesellschaft oder in vergleichbaren Unternehmen eine entsprechende Gesamtver-
gÅtung erh�lt111 und die Pensionszusage 75 % der fiktiven angemessenen GesamtbezÅge
nicht Åberschreitet),

Verbot der Nachzahlung,

Verbot des Selbstkontrahierens und der Finanzierbarkeit

zu beantworten.

Finanzierbarkeit ist gegeben, wenn die kÅnftige Ertragslage des Unternehmens die Pen-
sionszahlungen ermÇglicht.112 Hieran fehlt es, wenn der Ansatz des Barwerts der kÅnfti-
gen Pensionsleistungen im Zusagezeitpunkt zu einer �berschuldung fÅhrte, obwohl die
Aktiva mit den Teilwerten angesetzt werden.113

Ehegattenpensionszusagen (gilt auch fÅr Lebensgef�hrten), die im Rahmen von steuer-
lich anzuerkennen Arbeitsverh�ltnissen (vgl. R 4.8 EStR) erteilt werden, berechtigen zur
Bildung von PensionsrÅckstellungen.

Hieran sind strenge Anforderungen zu stellen, wobei die Finanzverwaltung Anerken-
nungsgrunds�tze postuliert.114

Voraussetzungen sind danach, dass
n eine ernstliche gewollte, klar und eindeutig vereinbarte Verpflichtung vorliegt,
n die Zusage dem Grunde nach angemessen ist und
n der Arbeitgeber-Ehegatte auch tats�chlich mit der Inanspruchnahme aus der gegebe-

nen Pensionszusage rechnen muss.

Auch Einzelunternehmen und Personengesellschaften kÇnnen Ehegatten eine Pensions-
zusage erteilen. Gleichzeitige Zusage von Witwenversorgung fÅhrt zur NichtberÅcksichti-
gung der RÅckstellung. Steuersch�dlich ist auch eine PensionsrÅckstellung ohne weiteren
Arbeitslohn.

n Unterhaltsrelevanz

Das Unterhaltsrecht braucht hier keine eigenen Bewertungskriterien zu entwickeln.
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Es kann auf die restriktiven Abgrenzungskriterien des Steuerrechts verwiesen werden, die
oben im Einzelnen dargelegt worden sind. Zur �berprÅfung der Rechtm�ßigkeit der Pen-
sionsrÅckstellungen besteht eine familienrechtliche Auskunfts- und Belegpflicht bezÅg-
lich aller Dokumentationen und Urkunden, die eine �berprÅfung der Rechtm�ßigkeit
nach Steuerrecht mÇglich machen wie beispielsweise arbeitsvertragliche Vereinbarung,
Erteilung der Pensionszusage, finanzmathematische und biometrische Berechnung, Dar-
legung und Belege zur Erdienbarkeit und Ernsthaftigkeit der Zusage und deren Angemes-
senheit.

cc) SteuerrÅckstellungen

Unterhaltsrelevanz

Gewinnreduzierende SteuerrÅckstellungen finden sich praktisch in jeder Bilanz und mÅs-
sen unterhaltsrechtlich auf ihre Angemessenheit ÅberprÅft werden.

In diesen Positionen sind als ungewisse Verbindlichkeiten diejenigen Steuern und Abga-
ben einzustellen, die bis zum Ende des Gesch�ftsjahres wirtschaftlich oder rechtlich ent-
standen sind und am Bilanzstichtag wahrscheinlich geschuldet werden.

Sie kommen nur fÅr diejenigen Steuerarten in Betracht, fÅr welche das Unternehmen
selbst Steuersubjekt ist (also nicht die Einkommensteuer des Einzelunternehmers).

Veranlagte Steuern sind dort nicht auszuweisen sondern unter den „sonstigen Verbindlich-
keiten“ mit dem Vermerk „davon aus Steuern“.

Auch fÅr Steuern aufgrund einer durchgefÅhrten BetriebsprÅfung kann eine RÅckstellung
gebildet werden.

Die Berechnung der SteuerrÅckstellungen erfolgt grunds�tzlich nach den steuerlichen
Vorschriften. Wesentliche Anwendungsf�lle betreffen die KÇrperschaftsteuer und die Ge-
werbeertragsteuer. Die GewerbesteuerrÅckstellung konnte bisher n�herungsweise mit 5/6
des Betrages der Gewerbesteuer angesetzt werden, die sich ohne BerÅcksichtigung der
Gewerbesteuer als Betriebsausgabe ergeben wÅrde. Durch die Unternehmenssteuerreform
gilt fÅr die Veranlagungszeitr�ume ab 2008 dieses nicht mehr, da die Gewerbesteuer und
deren Nebenleistungen keine abziehbaren Betriebsausgaben mehr sind.

dd) Sonstige RÅckstellungen, insbesondere fÅr ungewisse
Verbindlichkeiten und AufwandsrÅckstellungen

Unterhaltsrelevanz

Wie alle RÅckstellungen reduzieren auch diese den steuerlichen Gewinn und damit das
Unterhaltseinkommen.

Unter den „sonstigen RÅckstellungen“ sind alle diejenigen RÅckstellungen zu erfassen,
fÅr welche kein gesonderter Ausweis vorgeschrieben ist.

Nach § 249 HGB handelt es sich dabei um die folgenden Posten:
n VerbindlichkeitsrÅckstellungen mit RÅckstellungen fÅr ungewisse Verbindlichkeiten

und RÅckstellungen fÅr Gew�hrleistungen, die ohne rechtliche Verpflichtung erbracht
werden,

n RÅckstellungen fÅr drohende Verluste aus schwebenden Gesch�ften (DrohverlustrÅck-
stellungen),
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n AufwandsrÅckstellungen mit RÅckstellungen fÅr im Gesch�ftsjahr unterlassene Auf-
wendungen fÅr Instandhaltung und Abraumbeseitigung und sonstige AufwandsrÅck-
stellungen.

Grunds�tzlich besteht eine Passivierungspflicht, auch fÅr unterlassene Aufwendungen fÅr
Instandhaltung, soweit sie innerhalb von drei Monaten nachgeholt werden; fÅr sonstige
Instandhaltungsaufwendungen gilt ein Passivierungswahlrecht und damit ein steuerliches
Passivierungsverbot.

n RÅckstellungen fÅr ungewisse Verbindlichkeiten

VerbindlichkeitsrÅckstellungen sind zu passivieren
n fÅr Verpflichtungen gegenÅber Dritten (Außenverpflichtung),
n die sicher oder wahrscheinlich be- oder entstehen (Ungewissheit) und
n die rechtlich bzw. wirtschaftlich zum Abschlussstichtag verursacht sind.

Die Außenverpflichtung besteht bei zivilrechtlicher Verpflichtung, schuldrechtlicher oder
dinglicher Art oder aber auch bei Çffentlich-rechtlichen Verpflichtungen, wenn diese am
Bilanzstichtag bereits entstanden sind.115 Auch bei faktischer Außenverpflichtung bei-
spielsweise bei Kulanzleistungen kann eine derartige RÅckstellung gebildet werden,
wenn sich der Kaufmann dieser Verpflichtung nicht entziehen kann. Die Ungewissheit
der Schulden bezieht sich auf deren HÇhe und/oder das Bestehen oder Entstehen.

Nach § 5 Abs. 1 EStG gelten die handelsrechtlichen Vorschriften auch fÅr die Steuer-
bilanz.

Eingeschr�nkt wird dieser Grundsatz durch § 5 Abs. 3 EStG fÅr RÅckstellungen fÅr Pa-
tentverletzungen, § 5 Abs. 4 EStG fÅr RÅckstellungen fÅr Jubil�umszuwendungen, § 5
Abs. 4a EStG fÅr DrohverlustrÅckstellungen, § 5 Abs. 4b EStG fÅr Anschaffungskosten,
Entsorgungsverpflichtungen radioaktiver Reststoffe sowie durch die Bewertungsvor-
schriften in § 6 Abs. 1 Nr. 3a EStG.

Unterhaltsrechtlich akzeptabel kÇnnen nur die RÅckstellungen fÅr ungewisse Verbindlich-
keiten sein, die den Regeln des Steuerrechts entsprechen.

RÅckstellungen fÅr Gew�hrleistungen, die ohne rechtliche Verpflichtung erbracht wer-
den:

Hierunter fallen sog. Garantieverpflichtungen, fÅr die eine rechtliche Verpflichtung nicht
besteht, sog. faktische Verpflichtungen und freiwillige Kulanzleistungen.

Die Bewertung erfolgt aufgrund einer Sch�tzung im Vergleich zu Garantieaufwand der
Vorjahre. FÅr gleichartige, regelm�ßig wiederkehrende Gew�hrleistungsrisiken kommt
die Bildung einer SammelrÅckstellung in Betracht (H 5.7 Abs. 4 EStH). Das Passivie-
rungsverbot setzt nach Rechtsprechung des BFH116 das Vorliegen einer sittlichen oder
wirtschaftlichen Verpflichtung voraus, der sich der Unternehmer nicht entziehen kann.

Auch hier braucht das Unterhaltsrecht eigene Regeln nicht zu entwickeln; anzuerkennen
sind die sonstigen RÅckstellungen, die auch das Steuerrecht, das restriktiver als das Han-
delsrecht ist, akzeptiert.
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ee) ABC der sonstigen RÅckstellungen

n Abbruch
von Geb�uden und Geb�udeteilen aufgrund vertraglicher oder Çffentlich-rechtlicher
Verpflichtung

n Abfindungen
nur bei bestehenden vertraglichen Verpflichtungen117

n Abrechnungskosten
beispielsweise fÅr den Bauunternehmer nach § 14 VOB/B

n Altersteilzeit
aufgrund gesetzlicher Regelung des Altersteilzeitgesetzes

n Altlastensanierung
aufgrund zivilrechtlicher oder Çffentlich-rechtlicher Verpflichtung, aber nur bei hin-
reichender Konkretisierung

n Anpassungsverpflichtungen
aufgrund des Bundesimmissionsschutzgesetzes erforderliche NachrÅstung von geneh-
migungspflichtigen Anlagen

n Anschaffungs-und Herstellungskosten
dÅrfen nach § 5 Abs. 4b S. 1 EStG nicht in die RÅckstellung eingestellt werden

n Arbeitnehmer/Ausbildungskosten
bei AnsprÅchen aus Arbeitsverh�ltnissen beispielsweise wegen Abfindungen aus dem
Arbeitsverh�ltnis

n Aufbewahrung von Gesch�ftsunterlagen
mit den dazu kÅnftigen Kosten kann eine RÅckstellung rechtfertigen

n Aufgabe des Betriebes
erlaubt nicht die Bildung einer RÅckstellung fÅr nachtr�gliche Betriebsausgaben118

n AufsichtsratsvergÅtung
n Ausgleichsanspruch der Handelsvertreter nach § 89b HGB
n Beihilfe

bei Verpflichtungen gegenÅber ehemaligen Mitarbeitern bei Krankheit etc.119

n Berufsgenossenschaftsbeitr�ge
n BetriebsprÅfungskosten und BetriebsprÅfungsrisiko

sind nach H 5.7 Abs. 3 EStH rÅckstellungsf�hig
n Bonusverpflichtungen
n BuchfÅhrungsarbeiten

ein „Klassiker“ der RÅckstellungen (vgl. § 249 Abs. 1 HGB; H 5.7 Abs. 3 EStH)
n BÅrgschaftsÅbernahme

bei drohender Inanspruchnahme aus der BÅrgschaft
n Deputate

fÅr Sachleistungen in Form von Kohle, Getr�nke etc.
n Devisentermin- und Devisenoptionsgesch�fte

bei daraus drohenden Verlusten
n Emissionsrechte

fÅr die Verpflichtung zur Abgabe von Emissionsrechten gem�ß § 6 Abs. 1 des Geset-
zes Åber den Handel mit Berechtigungen zur Emission von Treibhausgasen
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n Entsorgung
beispielsweise fÅr RÅcknahme und Entsorgung von Verpackungen nach der Ver-
packungsverordnung, gebrauchten Ger�ten und Materialien (Elektronikschrott und
AltÇl)

n Garantieverpflichtungen (Gew�hrleistung)
in Form von Einzel-, Pauschal- oder Mischbewertungsverfahren unter BerÅcksichti-
gung der durchschnittlichen Inanspruchnahme in der Vergangenheit

n Gesch�ftsverlegungsrisiken
erst bei tats�chlicher Umsetzung des Verlegungsentschlusses

n Gewinnbeteiligungzusagen, Gratifikationen, Tantiemen
n Grundsteuer
n Haftpflichtverbindlichkeiten, insbesondere Produkthaftpflichtrisiken, wobei die Inan-

spruchnahme ernsthaft drohen muss
n Heimfallverpflichtung

fÅr die Verpflichtung, entsch�digungslos oder teilweise entsch�digungslos ein auf
fremdem GrundstÅck errichtetes Geb�ude zu Åbereignen

n Jahresabschlusskosten
n Jubil�umszuwendungen

nach Steuerrecht eingeschr�nkt nur dann, wenn die Zusage rechtsverbindlich, unwi-
derruflich und vorbehaltlos erteilt worden ist

n Konzernhaftung
fÅr ungewisse Verbindlichkeiten bei Vorliegen eines qualifiziert faktischen Konzerns

n KÅndigungsschutz
nicht fÅr die Abfindungszahlung nach KÅndigungsschutzgesetz; nur fÅr weitere Lohn-
zahlungen120

n Kulanzleistungen
wenn sich der Kaufmann dieser Verpflichtung nicht entziehen kann, siehe oben
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall

n Lohnsteuer,
wenn wegen hinterzogener Lohnsteuer ein Haftungsbescheid droht

n Mutterschutz
n Pachterneuerungsverpflichtungen

bei schuldrechtlicher Verpflichtung bei Verpachtung des Unternehmens im Ganzen
zur Substanzerhaltung

n Patent- und Markenzeichenverletzungen
bei ernsthaft drohender Inanspruchnahme

n Prozesskosten und Strafverteidigerkosten
FÅr Prozesskosten ist eine ProzesskostenrÅckstellung zu bilden, nicht fÅr Strafvertei-
digerkosten, da sie keine Betriebsausgaben sein kÇnnen.

n Rekultivierungskosten
insbesondere aufgrund behÇrdlicher Anordnung wegen der Verpflichtung, den ur-
sprÅnglichen landschaftsm�ßigen Zustand wiederherzustellen

n Schadensersatzverpflichtungen,
wenn mit einiger Wahrscheinlichkeit mit Inanspruchnahme gerechnet werden muss

n Sozialpl�ne
n Stilllegung, Rekultivierung und Nachsorge von Deponien
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n Substanzerhaltung
wegen gestiegener Wiederbeschaffungskosten darf keine RÅckstellung gebildet wer-
den121

n Urlaubsverpflichtungen
errechnen sich aus der Entgeltverpflichtung des Unternehmens fÅr noch nicht genom-
mene UrlaubsansprÅche der Mitarbeiter;
hierfÅr ist eine Dokumentation zu erstellen, auf die unterhaltsrechtlich ein Anspruch
auf Vorlage besteht.

n Wechselobligo
fÅr das Ausfallrisiko von Wechseln

n Weihnachtsgeld
bei rechtlicher Verpflichtung

n Zinsen auf Steuernachforderungen
bei hinreichender Wahrscheinlichkeit der Inanspruchnahme

n Zinszahlungen

n Unterhaltsrelevanz

Bei den genannten RÅckstellungen braucht das Unterhaltsrecht eigene Regelungen nicht
zu entwickeln.

Soweit RÅckstellungen nach Steuerrecht gebildet werden dÅrfen, bezieht sich der unter-
haltsrechtliche Auskunfts- und Beleganspruch, soweit eine Darlegung durch den Unter-
nehmer Åberhaupt erfolgt ist, selbstverst�ndlich auf
n die Dokumentation der Ermittlung sowie
n eingehender BegrÅndung der Bildung der RÅckstellung dem Grunde nach

nebst den dazugehÇrenden Urkunden.

d) Verbindlichkeiten

Unterhaltsrelevanz

Unterhaltsrechtlich spielen die Verbindlichkeiten zun�chst einmal mittelbar Åber die Ver-
zinsung eine Rolle. Weiter ist insbesondere die Abgrenzung zwischen betrieblichen Ver-
bindlichkeiten und Privatschulden von Bedeutung.

RÅckstellungen sind dem Grund und der HÇhe nach ungewiss, w�hrend Verbindlichkeiten
sich durch einen Zwang zur Leistung, eindeutige Quantifizierbarkeit dieser Leistung und
eine wirtschaftliche Belastung fÅr den Leistenden auszeichnen. Da im Jahresabschluss
nach § 246 Abs. 1 HGB alle Schulden aufzunehmen sind, sind Verbindlichkeiten passivie-
rungspflichtig. Nach § 246 Abs. 2 HGB besteht ein Saldierungsverbot mit Forderungen,
es sei denn, es besteht eine Aufrechnungslage nach § 387 BGB. Nach § 253 Abs. 1 S. 2
HGB sind Verbindlichkeiten handelsrechtlich mit ihrem RÅckzahlungsbetrag anzusetzen.
Nach § 253 Abs. 1 S. 2 HGB sind Rentenverpflichtungen mit ihrem Barwert zu passivie-
ren. In der Steuerbilanz sind die Verbindlichkeiten nach § 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG unter sinn-
gem�ßer Anwendung von § 6 Abs. 1 Nr. 2 EStG anzusetzen, d.h. die Verbindlichkeiten
sind mit den Anschaffungskosten oder dem hÇheren Teilwert zu bewerten. Unverzinsliche
Verbindlichkeiten, die nicht auf einer Anzahlung oder Vorauszahlung beruhen, sind mit
einem Zinssatz von 5,5 % abzuzinsen, wenn deren Laufzeit nicht weniger als 12 Monate
betr�gt (§ 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG).
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n Abgrenzung betrieblicher Verbindlichkeiten und Privatschulden

Eine Kapitalgesellschaft hat kein PrivatvermÇgen, so dass s�mtliche Verpflichtungen, die
das Unternehmen selbstst�ndig eingeht, zu passivieren sind. Bei Einzelunternehmen und
Personengesellschaften ist entscheidendes Abgrenzungskriterium die betriebliche Ver-
anlassung. Diese ist dann gegeben, wenn der auslÇsende Vorgang einen tats�chlichen
oder wirtschaftlichen Zusammenhang mit dem Betrieb aufweist. Dies ist insbesondere
der Fall, wenn die Verbindlichkeiten fÅr die Anschaffung von WirtschaftsgÅtern des Be-
triebsvermÇgens, deren Erneuerung oder Verbesserung, der AblÇsung von Betriebsschul-
den oder der ZufÅhrung liquider Mittel in Zusammenhang stehen. Bei sog. �berentnah-
men nach § 4 Abs. 4a EStG sind die Schuldzinsen nicht abzugsf�hig, wenn die Entnah-
men die Summe des Gewinns und der Einlagen des Wirtschaftsjahres Åbersteigen. Dies
kann aber durch vorÅbergehende Einlagen vor Jahresende kompensiert werden im (§ 4
Abs. 4a EStG; vgl. mit Beispiel unter Rn 266 ff.)

e) Passive Rechnungsabgrenzungsposten/Passive RAP

Nach § 250 Abs. 2 HGB sind Entnahmen vor dem Abschlussstichtag periodisch abzugren-
zen, so weit sie Ertr�ge fÅr eine bestimmte Zeit nach diesem Tag darstellen. Hier sind
aber nur transitorische Passiva auszuweisen; antizipative Passiva sind als Verbindlichkei-
ten oder RÅckstellung zu bilanzieren (vgl. Beispiel unter Rn 260: das Versicherungsunter-
nehmen bucht hier die Versicherungspr�mie fÅr die 10 Monate des Jahres 2008 als passi-
ven RAP).

8. Bilanzberichtigung und Bilanz�nderung, § 4 Abs. 2 S. 1, 2 EStG

a) Bilanzberichtigung

Nur unter bestimmten Voraussetzungen darf eine beim Finanzamt eingereichte Bilanz be-
richtigt werden.

Eine Bilanzberichtigung ist zul�ssig, wenn ein unrichtiger Bilanzansatz durch einen rich-
tigen Bilanzansatz korrigiert wird.122

Hinweis

Eine Berichtigung muss erfolgen, falls durch den unrichtigen Bilanzansatz eine Ver-
kÅrzung von Steuern erfolgt (§ 153 Abs. 1 Nr. 1 AO).

Eine Bilanzberichtigung nach Bestandskraft eines Steuerbescheides ist nur mÇglich,
wenn die Veranlagung nach den Vorschriften der AO noch ge�ndert werden kann. Dies ist
insbesondere im Zusammenhang mit einer AußenprÅfung nach § 173 AO oder bei einer
Steuerfestsetzung unter dem Vorbehalt der NachprÅfung nach § 164 AO mÇglich.

b) Bilanz�nderung

Eine Bilanz�nderung ergibt sich, wenn ein zul�ssiger Bilanzansatz durch einen anderen
zul�ssigen Bilanzansatz ersetzt wird.

Eine Bilanz�nderung ist unter der Voraussetzung des § 4 Abs. 2 S. 2 EStG zul�ssig, d.h.
wenn sie Auswirkungen auf den Gewinn hat.
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Hinweis

Auch nach Einreichung der Bilanz bei dem Finanzamt kann eine �nderung erfolgen,
soweit sie den Grunds�tzen ordnungsgem�ßer BuchfÅhrung unter Befolgung des Ein-
kommensteuergesetzes nicht entspricht oder wenn sie in einem engen zeitlichen und
sachlichen Zusammenhang mit einer �nderung nach § 4 Abs. 2 S. 1 EStG steht, und
zwar soweit die Auswirkungen der �nderung auf den Gewinn reicht.123

9. Sonderbilanzen/Erg�nzungsbilanzen/Umwandlungen

a) Sonderbilanzen/SonderbetriebsvermÇgen

Unterhaltsrelevanz

Das Beispiel in dem noch folgenden Abschnitt (Rn 335 ff.) zum Umwandlungs- und Um-
wandlungssteuerrecht und zu Wertans�tzen in ErÇffnungsbilanzen wird deutlich machen,
dass neben den j�hrlich zu erstellenden Bilanzen auch andere Bilanztypen wie Sonder-
bilanzen und Erg�nzungsbilanzen, die wegen handelsrechtlicher und steuerlicher Erfor-
derlichkeiten erstellt werden, unmittelbaren Einfluss auf das steuerliche Ergebnis und da-
mit mittelbar auf das Unterhaltseinkommen haben.

Das Handels- und Gesellschaftsrecht kennt außer den j�hrlich zu erstellenden Jahres-
abschlÅssen auch Sonderbilanzen, die bei besonderen außerordentlichen Anl�ssen zu er-
stellen sind.

Hierzu z�hlen beispielsweise:
n ErÇffnungsbilanzen (z.B. auch bei Neu- und UmgrÅndungen),
n Bilanzen bei nomineller KapitalerhÇhung (z.B. § 209 Abs. 2 AktG),
n Sanierungs-, Kapitalherabsetzungsbilanzen (z.B. §§ 222 ff. AktG, 58 GmbHG),
n Umwandlungs- und Verschmelzungsbilanzen (§ 17 Abs. 2 UmwG),
n Liquidations- bzw. Abwicklungsbilanzen (z.B. §§ 154 HGB, 270 AktG, 71 GmbHG,

89 GenG),
n Insolvenzordnungsbilanzen (z.B. § 153 InsO)
n Aufgabebilanz (§§ 18 Abs. 3, 16 EStG).

Das Steuerrecht verlangt die Aufstellung von sog. Sonderbilanzen bei bestimmten Sach-
verhalten im Bereich der Mitunternehmerschaft.

Dort sind fÅr einzelne Mitunternehmer zu erfassen
n aktive und passive WirtschaftsgÅter des SonderbetriebsvermÇgens,
n SondervergÅtungen i.S.v. § 15 Abs. 1 Nr. 2 EStG, die der Gesellschafter fÅr seine T�-

tigkeit im Dienst der Gesellschaft oder fÅr die Hingabe von Darlehen oder fÅr die
�berlassung von WirtschaftsgÅtern bezieht bzw. auf einem schuldrechtlichen Vertrag
beruhen,

n sonstige Sonderbetriebseinnahmen und Sonderbetriebsausgaben,
n Gewinne/Verluste aus dem Verkauf des Mitunternehmeranteils.

Sonderbilanzen werden nach den Regeln des BetriebsvermÇgensvergleichs nach § 4
Abs. 1, 5 EStG erstellt.
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FÅr die Bewertung der WirtschaftsgÅter gelten die Regeln des § 6 Abs. 1 Nr. 4, Nr. 5 EStG
fÅr die �bertragung von SonderbetriebsvermÇgen in das GesamthandsvermÇgen und um-
gekehrt.

Was ist SonderbetriebsvermÇgen?

Bei einer Mitunternehmerschaft wird zwischen dem BetriebsvermÇgen der Gesamthand
und dem SonderbetriebsvermÇgen der einzelnen Gesellschafter unterschieden.

Zum SonderbetriebsvermÇgen gehÇren die WirtschaftsgÅter, die in der VerfÅgungsmacht
einzelner Gesellschafter stehen.

Dabei bezeichnet das notwendige SonderbetriebsvermÇgen I die WirtschaftsgÅter, die
der Gesellschafter der Gesellschaft zur Nutzung Åberl�sst, und die dem Betrieb der Per-
sonengesellschaft unmittelbar dienen.

Das SonderbetriebsvermÇgen II umfasst solche WirtschaftsgÅter, die unmittelbar zur
BegrÅndung oder St�rkung der Beteiligung des Gesellschafters an der Gesellschaft einge-
setzt werden wie z.B. Darlehen, die der Finanzierung der Beteiligung an der Mitunterneh-
merschaft dienen.124

Das SonderbetriebsvermÇgen wird in einer Sonderbilanz und einer dazugehÇrigen Ge-
winn- und Verlustrechnung erfasst.

In dieser Gewinn-und Verlustrechnung befinden sich die sog. Sonderbetriebseinnahmen
beziehungsweise Sonderbetriebsausgaben. Hierunter werden persÇnlich vereinbarte
Betr�ge bzw. persÇnlich getragene Aufwendungen definiert, die wirtschaftlich durch die
Unternehmerstellung veranlasst sind.

n Unterhaltsrelevanz

Sie gehen in die besondere Gewinnermittlung des Mitunternehmers ein und erhÇhen be-
ziehungsweise mindern die gewerblichen EinkÅnfte des Mitunternehmers und sind damit
unterhaltsrelevant!

Bei der �berlassung eines Geb�udes sind dies z.B. die Mieteinnahmen, die AfA sowie
die Aufwendungen fÅr Instandhaltungen, Grundsteuer etc.

Hinweis

Ist der Mitgesellschafter, der SonderbetriebsvermÇgen der Personengesellschaft zur
VerfÅgung stellt, der Unterhaltsschuldner, kann sein Unterhaltseinkommen nur beur-
teilt werden, wenn die vorgenannten Informationsquellen, auf die infolgedessen ein
Auskunfts- und Beleganspruch bestehen muss, vorliegen und in die Berechnung mit-
einbezogen werden kÇnnen.

b) Erg�nzungsbilanzen

n Unterhaltsrelevanz

Ist der Mitunternehmer einer Personengesellschaft mit abweichenden Werten an Wirt-
schaftsgÅtern der Personengesellschaft beteiligt, kann sein Unterhaltseinkommen nur
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dann beurteilt werden, wenn das Ergebnis der nach dem BetriebsvermÇgensvergleich zu
erstellenden Erg�nzungsbilanzen mit einbezogen wird.

Die Wertans�tze der aus der Handelsbilanz abgeleiteten Steuerbilanz, erg�nzt um die Kor-
rekturen der Erg�nzungsbilanz, ergeben insgesamt die steuerlichen Wertans�tze fÅr die
jeweiligen WirtschaftsgÅter. Das steuerliche Ergebnis der Mitunternehmerschaft ergibt
sich aus der Summe der Ergebnisse der aus der Handelsbilanz abgeleiteten Steuerbilanz,
der Erg�nzungs- und der Sonderbilanzen. Das in der Erg�nzungsbilanz ausgewiesene Ka-
pital eines Mitgesellschafters ist Bestandteil des Kapitalkontos und beeinflusst demnach
das Verlustausgleichs- und -abzugspotenzial.125

Der Begriff „Erg�nzungsbilanz“ wird im Bilanzsteuerrecht verwendet, ohne dass das Ge-
setz diesen Begriff, außer in der Vorschrift des § 24 Abs. 2, 3 UmwStG, verwendet.

Die nicht definierten Erg�nzungsbilanzen sind in vier F�llen aufzustellen:

n bei Gesellschaftereintritt in eine Personengesellschaft, wobei der eintretende Gesell-
schafter Aufwendungen t�tigt, die nicht mit dem Nominalbetrag des einger�umten
Kapitalkontos Åbereinstimmen,

n bei Einbringung eines Betriebes nach § 24 UmwStG (vgl. Beispiel unter Rn 342)

n bei �bertragung einzelner WirtschaftsgÅter zwischen Gesellschafter und Gesellschaft
nach § 6 Abs. 5 S. 3 – 5 EStG,

n bei Inanspruchnahme personenbezogener SteuervergÅnstigungen durch eine Per-
sonengesellschaft fÅr einzelne Gesellschafter (z.B. §§ 6b, 7d, 7k EStG).

Hinweis

Erg�nzungsbilanzen sind damit auf den Bereich der Personengesellschaften (Mit-
unternehmerschaften) beschr�nkt. Sie enthalten Wertkorrekturen zu den Betr�gen, die
in der Steuerbilanz der Mitunternehmerschaft fÅr die gesamth�nderisch gebundenen
WirtschaftsgÅter angesetzt sind. Die im Vorabschnitt erl�uterten Sonderbilanzen un-
terscheiden sich von den Erg�nzungsbilanzen dadurch, dass es sich hierbei um Åber-
lassene WirtschaftsgÅter und Leistungen handelt, die nicht zum Gesamthandsver-
mÇgen der Personengesellschaft gehÇren. Die Erg�nzungsbilanz ist dann aufzustellen,
wenn die Anschaffungskosten eines in eine Mitunternehmerschaft eintretenden Ge-
sellschafters nicht mit dem Nominalbetrag des Kapitalkontos Åbereinstimmen (Erg�n-
zungsbilanz bei Gesellschaftereintritt).

Beispiel

Unterhaltsschuldner U tritt in eine Personengesellschaft ein und erh�lt einen Anteil
am Kapital mit einem Nominalwert von 10.000 EUR. Als Gegenleistung Åbertr�gt er,
das sind seine Anschaffungskosten, ein einzelnes Wirtschaftsgut, z.B. eine Maschine,
mit Teilwert von 25.000 EUR auf die Personengesellschaft (vgl. auch Beispiel unter
Rn 342).

LÇsung

Die Anschaffungskosten sind also hÇher als der Nominalwert des Gesellschaftsanteils,
so dass fÅr U eine positive Erg�nzungsbilanz zu erstellen ist.

Die Gesellschaft hat Anschaffungskosten fÅr die Maschine von 10.000 EUR, was die
Bemessungsgrundlage fÅr ihre Abschreibung dargestellt, w�hrend in der Erg�nzungs-
bilanz der U von 15.000 EUR abschreibt.
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Sind die Anschaffungskosten des eintretenden Gesellschafters geringer als das einge-
r�umte Kapitalkonto, so ist der Minderbetrag in einer negativen Erg�nzungsbilanz zu
erfassen.

Die Wertans�tze in den Erg�nzungsbilanzen sind in den Folgejahren nach der Maßgabe
der fÅr die jeweiligen WirtschaftsgÅter geltenden Bewertungsvorschriften fortgefÅhrt
(z.B. Abschreibung).

c) Umwandlungen

n Unterhaltsrelevanz

Besonders das Umwandlungsrecht und das Umwandlungssteuerrecht gehÇren zu den
schwierigsten Materien des Steuerrechts. Die Beurteilung ist deshalb fÅr den steuerrecht-
lichen Laien außerordentlich schwierig und damit haftungstr�chtig. Dabei kÇnnen diese
Rechtsinstitute gerade deshalb angewandt werden, um VermÇgens- und Einkommensver-
lagerungen zu bewirken. Dies fÅhrt zu einem immensen Haftungsrisiko fÅr den Famili-
enrechtler (vgl. zum besonderen Haftungsrisiko auch die Betriebsaufspaltung unter
Rn 90 ff.).

Die Umwandlung von Unternehmen ist in hohem Maße von steuerlichen Aspekten beein-
flusst. Relevant ist aus Sicht der beteiligten Unternehmen und ihrer Anteilseigner ins-
besondere, welche steuerlichen Folgen der Umwandlungsakt selbst auslÇst und wie sich
die Umwandlung auf die zukÅnftige steuerliche Belastung von laufenden EinkÅnften so-
wie potentielle entgeltliche oder unentgeltliche �bertragungsvorg�nge auswirkt.

Das Umwandlungsgesetz regelt dabei die vier Umwandlungsarten der Verschmelzung,
Spaltung (mit den Unterformen der Aufspaltung, Abspaltung und Ausgliederung), Ver-
mÇgensÅbertragung und Formwechsel.

Das Umwandlungssteuergesetz behandelt wesentliche, aber keineswegs alle sich daraus
ergebenden Umwandlungen (z.B. nicht den Formwechsel einer Kapitalgesellschaft in
eine andere Form einer Kapitalgesellschaft). Die folgende Darstellung kann nur eine
�bersicht geben. Wenn eine der folgenden Umwandlungsarten vorliegt, ist besondere an-
waltliche Vorsicht geboten.

Umwandlungsarten

Die Darstellung der Umwandlungsarten wird deutlich machen, in welchen Ausgestaltun-
gen Umwandlungen im weitesten Sinne vorkommen kÇnnen.

Wenn derartige Fallgestaltungen auftauchen, sollte der Familienrechtler einen versierten
Steuerrechtler unverzÅglich hinzuziehen.

Formwechsel

Hierunter versteht man den Wechsel der Rechtsform eines Unternehmens in eine andere
Rechtsform.

Das Gesetz (§§ 190 bis 304 UmwG) geht dabei von Identit�t des Rechtstr�gers aus.

Verschmelzung

Bei der Verschmelzung (§§ 2 bis 122 UmwG) handelt es sich um eine �bertragung des
gesamten VermÇgens eines Rechtstr�gers auf einen anderen, schon bestehenden Rechts-
tr�ger (Verschmelzung durch Aufnahme) oder zweier oder mehrerer Rechtstr�ger auf ei-
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nen durch die Verschmelzung neu gegrÅndeten Rechtstr�ger (Verschmelzung durch Neu-
grÅndung).

Spaltung

Bei der Aufspaltung nach § 123 Abs. 1 UmwG Åbertr�gt der spaltende Rechtstr�ger sein
gesamtes VermÇgen auf mindestens zwei Rechtstr�ger und geht anschließend selbst unter
(AuflÇsung ohne Abwicklung).

Bei der Abspaltung nach § 123 Abs. 2 UmwG werden dagegen grunds�tzlich nur Teile im
VermÇgen des spaltenden Rechtstr�gers (unter Umst�nden sogar nur ein einzelnes Wirt-
schaftsgut) auf einen anderen Rechtstr�ger Åbertragen; der spaltende Rechtstr�ger bleibt
zivilrechtlich erhalten.

Bei der Ausgliederung nach § 123 Abs. 3 UmwG Åbertr�gt der spaltende Rechtstr�ger,
wie bei der Abspaltung, nur einen Teil seines VermÇgens auf einen anderen Rechtstr�ger
und bleibt selbst zivilrechtlich bestehen.

Bei allen drei Spaltungsarten kÇnnen der oder die Åbernehmenden Rechtstr�ger bereits
vor der Spaltung bestehen (Spaltung zur Aufnahme) oder durch die Spaltung erst entste-
hen (Spaltung zur NeugrÅndung).

VermÇgensÅbertragung

Hier wird ein BetriebsvermÇgen in eine Personengesellschaft eingebracht. Dabei ist die
privilegierende Norm des § 24 UmwStG nur dann anwendbar, wenn das in die Personen-
gesellschaft eingebrachte VermÇgen ein Betrieb, Teilbetrieb oder eine Mitunternehmer-
schaft ist. Die Einbringung von EinzelwirtschaftsgÅtern ist dagegen nicht begÅnstigt. Die
�bertragung einzelner WirtschaftsgÅter zwischen Mitunternehmern und Mitunternehmer-
schaften ist in § 6 Abs. 5 S. 3 bis 6 EStG geregelt (vgl. unten stehendes Beispiel Rn 342 f.)

Anwachsung

Anwachsung bedeutet, dass der gesamth�nderische Anteil eines Personengesellschafters
am GesamthandsvermÇgen nach seinem Ausscheiden aus der Gesellschaft ohne besonde-
ren �bertragungsakt von Rechts wegen anteilig auf seine verbleibenden Mitgesellschafter
Åbergeht (§ 738 Abs. 1 S. 1 BGB).

Die Bedeutung des Umwandlungsrechts, insbesondere auch fÅr die familienrechtliche
Fallbearbeitung, soll das folgende Beispiel erl�utern:

Beispiel

Rechtsanwalt A, bisher Einzelunternehmer, nimmt Rechtsanw�ltin B als Gesellschaf-
terin auf.

Damit entsteht eine GbR. Das BetriebsvermÇgen des A hat einen Buchwert von
50.000 EUR.

Nach der Vereinbarung der Parteien im Gesellschaftsvertrag gehen beide von einem
Verkehrswert dieses Anteils in HÇhe von 150.000 EUR aus; der Teilwert des Anteils
des A betr�gt also 150.000 EUR.

In der Vereinbarung gehen beide weiter davon aus, dass beide h�lftig an der Gesell-
schaft beteiligt sein sollen, w�hrend die B eine Einlage von 150.000 EUR erbringt.
Also keine direkte Zahlung von B an A!

Der A soll seiner Ehefrau Unterhalt zahlen und fragt nach einer mÇglichst gÅnstigen
steuerlichen Gestaltung, die die Zahllast gegenÅber der Ehefrau reduziert.
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LÇsung

Wie h�ufig im Umwandlungssteuerrecht hat A ein Wahlrecht nach § 24 UmwStG.

Die Bilanzierung und damit die steuerliche Auswirkung folgen strikt der gesell-
schaftsvertraglichen Regelung.

Daraus folgt ein unterhaltsrechtlicher Auskunfts- und Beleganspruch auf Vor-
lage des Gesellschaftsvertrages, weil aus der ErÇffnungsbilanz die steuerliche
Gestaltung nicht erkennbar ist, vgl. ErÇffnungsbilanz unten unter Rn 343.

Die steuerliche Gestaltung muss sich also im Gesellschaftsvertrag wieder finden, da
das Steuerrecht dem Zivilrecht hier uneingeschr�nkt folgt.

Entspricht die Bilanzierung also nicht dem Zivilrecht, wird die Finanzverwaltung ri-
goros die Bilanzen �ndern und die zivilrechtlichen Regelung konsequent zur Anwen-
dung bringen.

Dem Unterhaltsschuldner, Rechtsanwalt A, ist die LÇsungsmÇglichkeit 1 zu empfeh-
len.

LÇsungsmÇglichkeit 1

ErÇffnungsbilanz der GbR

(bei AuflÇsung oder auch NichtauflÇsung der stillen Reserven!)

eingebrachtes EU 150 Kapital A 150
Geldeinlage B 150 Kapital B 150
Bilanzsumme 300 300

Es liegt eine Einbringung des Betriebes des A in eine neue Personengesellschaft ge-
gen Einr�umung einer Stellung als Mitunternehmer i.S.d. § 24 UmwStG vor.

Durch den Teilwertansatz hat der A alle stillen Reserven realisiert und damit einen
Ver�ußerungsgewinn von 100.000 EUR erzielt.

Auf die H�lfte des Ver�ußerungsgewinns (§ 24 Abs. 3 S. 3 UmwStG i.V.m. § 18 Abs. 3
und § 16 Abs. 2 S. 3 EStG) von 100.000 EUR ist § 34 EStG (vgl. Beispiel fÅr § 34
EStG Rn 695 ff.) anzuwenden.

Neben diesem zu versteuernden Ver�ußerungsgewinn hat der A natÅrlich auch seinen
laufenden Gewinn aus der GbR zu versteuern. Alle diese Steuern sind in konsequenter
Anwendung des In-Prinzips zum Abzug zu bringen und reduzieren die Zahllast ge-
genÅber der Ehefrau.

Nicht zu Ende gedacht w�re dabei die �berlegung, das Geld fÅr die Steuern mÅsse er
so oder so aufwenden.

Der Ver�ußerungsgewinn aus der Aufdeckung der stillen Reserve seines Einzelunter-
nehmens ist in jedem Fall der Ver�ußerung oder �bertragung zu versteuern.

Geschieht das aber sp�ter, tr�gt er diese Steuerlast allein; w�hrend er jetzt die Ehefrau
an dieser Steuerlast „beteiligen“ kann.

(FÅr die Gesellschaft und damit fÅr den Mitgesellschafter ist natÅrlich ein hÇheres Ab-
schreibungspotenzial des Firmenwerts durch Aufdeckung der stillen Reserven des ur-
sprÅnglichen Einzelunternehmens zur Gewinnminderung von Interesse.)

Soll die Versteuerung des Ver�ußerungsgewinns vermieden werden, kann A zu-
s�tzlich zu obiger ErÇffnungsbilanz eine negative Erg�nzungsbilanz aufstellen:

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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Negative Erg�nzungsbilanz A

Minder-Kapital A 100 Korrekturposten fÅr
eingebrachtes Wirt-
schaftsgut

100

(Die Erg�nzungsbilanz ist unter Rn 332 erl�utert.)

Mit Aufstellung der negativen Erg�nzungsbilanz hat A das Einzelunternehmen zum
Buchwert in die GbR eingebracht (Ansatz Gesamthandsbilanz 150 minus negative
Wertkorrektur aus Erg�nzungsbilanz 100). Die Gewinnrealisierung fÅr A scheidet des-
halb aus.

Werden in der Bilanz der GbR die eingebrachten WirtschaftsgÅter j�hrlich mit 10 %
gleich 15.000 EUR abgeschrieben, so sind in der Erg�nzungsbilanz die stillen Reser-
ven entsprechend mit 10 % gleich 10.000 EUR gewinnerhÇhend aufzulÇsen.126

Das Unterhaltseinkommen kann deshalb nur beurteilt werden, wenn die negative Er-
g�nzungsbilanz mit G&V mit dem ausgewiesenen Gewinn von 10.000 EUR vorliegt.

LÇsungsmÇglichkeit 2

Der Ausweis bei BuchwertfortfÅhrung kann aber auch wie folgt aussehen:

ErÇffnungsbilanz der GbR

(bei nicht vollst�ndiger AuflÇsung der stillen Reserven)

eingebrachtes EU 50 Kapital A 100
Geldeinlage B 150 Kapital B 100
Bilanzsumme 200 200

Positive Erg�nzungsbilanz der B

erworbene stille Reserven 50 Mehrkapital 50

Die B hat tats�chlich 150.000 EUR aufgewandt, w�hrend ihr Kapitalkonto nur
100.000 EUR ausweist. Deshalb hat sie die positive Erg�nzungsbilanz zu erstellen.

A verliert in dieser Variante ohne gesondertes Entgelt die H�lfte seiner stillen Reser-
ven!

Bei einer j�hrlichen Abschreibung von 10 % gleich 5.000 EUR in der Bilanz der GbR
ist in der Erg�nzungsbilanz der B eine j�hrliche Abschreibung von weiteren
5.000 EUR vorzunehmen.

LÇsungsmÇglichkeit 3 bei Ansatz eines Zwischenwertes

Die eingebrachten WirtschaftsgÅter sind unter BerÅcksichtigung der Erg�nzungs-
bilanz der B mit 100.000 EUR, also mit einem Zwischenwert angesetzt worden.

A hat B die H�lfte der stillen Reserven verkauft, den auf ihn selbst anfallenden Anteil
aber nicht aufgedeckt! Er hat einen Ver�ußerungsgewinn von 50.000 EUR realisiert,
den er durch eine negative Erg�nzungsbilanz, die ein Spiegelbild der Erg�nzungs-
bilanz der B. ist, neutralisieren kann:

negative Erg�nzungsbilanz des A

Kapital A 50 ver�ußerte stille
Reserven

50
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(ErÇffnungsbilanz und positive Erg�nzungsbilanz der B wie vor; A lÇst periodisch die
stillen Reserven mit 10 % also 5.000 EUR auf; B schreibt in gleicher HÇhe ab!)

Das Beispiel macht auch deutlich, dass die Gesellschafter wegen divergierender Inte-
ressen betreffend der Zuordnung der stillen Reserven und Abschreibungsmodalit�ten
im Einbringungsvertrag eine Regelung treffen mÅssen.

Hinweis

Zur Ermittlung der UnterhaltseinkÅnfte muss in diesen F�llen die Erg�nzungsbilanz
mit dazugehÇriger Gewinn- und Verlustrechnung verlangt werden, da andernfalls nur
der laufende Gewinn aus der GbR unterhaltsrechtlich aufgedeckt wÅrde.

Auf die Erg�nzungsbilanzen und die dazugehÇrigen Gewinn- und Verlustrechnungen
besteht ein unterhaltsrechtlicher Auskunfts- und Beleganspruch!

Dies gilt auch fÅr die fortzuentwickelnden Erg�nzungsbilanzen der Folgejahre.

Hinweis

Verzichtet der Einbringende auf die Neutralisierung des Ver�ußerungsgewinns durch
Aufstellung von negativen Erg�nzungsbilanzen, hat er den Ver�ußerungsgewinn zu
versteuern.

Dies geschieht nach den oben genannten Vorschriften. Im letztgenannten Fall betr�gt
der Ver�ußerungsgewinn 50.000 EUR. § 34 EStG kommt nicht in Betracht, weil nicht
alle stillen Reserven aufgedeckt worden sind. Auch Personengesellschaften mit
E�R (also auch Freiberufler nach § 18 EStG, wie u.a. Rechtsanw�lte und �rzte!) kÇn-
nen sich der Erg�nzungsbilanzen zur AusÅbung ihres Bewertungswahlrechts bedie-
nen.127

10. Gewinn- und Verlustrechnung

Im Gegensatz zur Bilanz, in der die am Bilanzstichtag vorhandenen VermÇgensgegen-
st�nde und Schulden ausgewiesen werden, wobei das Zustandekommen des Jahresergeb-
nisses und unter Umst�nden auch seine HÇhe nicht ersichtlich werden, gibt die Gewinn-
und Verlustrechnung als Zeitraumrechnung Auskunft Åber Art und HÇhe der Erfolgsquel-
len. Die Gewinn- und Verlustrechnung bildet nach § 242 Abs. 3 HGB zusammen mit der
Bilanz den Jahresabschluss. Bei Kapitalgesellschaften besteht der Jahresabschluss darÅ-
ber hinaus aus dem „Anhang“ gem�ß der §§ 284, 264 HGB.

Im Folgenden braucht nicht mehr auf jede einzelne Position der Gewinn-und Verlustrech-
nung eingegangen werden, weil vieles schon im Kontext zur Bilanz (siehe oben) erÇrtert
wurde.

Die Erfolgswirksamkeit von RÅckstellungen beispielsweise fÅhrt im Zuge der doppelten
BuchfÅhrung natÅrlich auch zu einem Ansprechen von Aufwandskonten.

Im Zusammenhang mit Forderungen wurde die Erfolgswirksamkeit durch Auswirkung
auf die UmsatzerlÇse erkl�rt.

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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Unterhaltsrelevanz

Alle Positionen der Gewinn- und Verlustrechnung haben unmittelbar Einfluss auf den
ausgewiesenen Gewinn des Unternehmens und sind damit auch BasisgrÇße des Unter-
haltseinkommens.

a) ErlÇse

Zu den ErlÇsen gehÇren:

n ErlÇse (im engeren Sinne)

n ErlÇse aus Schadensersatz

n ErlÇse aus RÅckstellungsauflÇsungen

n ErlÇse aus gebuchten Privatanteilen

n ErlÇse aus Zuschreibungen

n ErlÇse aus AuflÇsung von Pauschalwertberichtigungen auf Forderungen

n ErlÇse aus abgeschriebenen Forderungen

n ErlÇse aus der AuflÇsung von Sonderposten mit RÅcklageanteil/Ansparabschreibung

n InvestitionszuschÅsse.

Hinweis

Außer den ErlÇsen im engeren Sinne sind die anderen nicht regelm�ßig und zwingend
wiederkehrend. Auch beim „GegenstÅck“, den außerordentlichen Aufwendungen,
wird deshalb die Ansicht vertreten, derartige Aufwandpositionen seien -wie entspre-
chende ErlÇspositionen- im Zuge einer Zukunftsprognose zu eliminieren.128

Diese Meinung ist abzulehnen, weil alle ErlÇse und Aufwendungen auf die Ertrags-
kraft des Unternehmens schließen lassen.129

In folgenden Bilanzpositionen werden unterhaltsrechtlich bedeutsame Auswirkungen auf
die ErlÇse dargestellt:

Anlage und UmlaufvermÇgen Rn 172 ff., 238 ff.
Verkauf von AnlagevermÇgen Rn 280 ff., 694 ff.

Hinweis

Aufdeckung stiller Reserven:
Ver�ußerungspreis
abzÅglich Ver�ußerungskosten
abzÅglich Buchwert
gleich Ver�ußerungsgewinn/Aufdeckung stiller Reserven

Bestandsver�nderungen, auch durch (Pauschal-) Wertberichtigungen Rn 244 ff.
Aktivierung teilfertiger Leistungen/Erzeugnisse Rn 250 ff.
Ertr�ge aus AuflÇsungen von Sonderposten mit RÅcklageanteil, z.B.
§ 7g EStG

Rn 217, 234, 285

Sachentnahmen und andere unentgeltliche Wertabgaben Rn 266 ff.
ErlÇse aus RÅckstellungsauflÇsungen Rn 291 ff.
ErlÇse aus Zuschreibungen/Wertaufholung Rn 177 ff.
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b) Wareneinkauf/Materialaufwand

Vgl. Rn 244 ff. zur Bewertung des VorratsvermÇgens!

Bei dieser Position handelt es sich um einen besonderen Erfolgsindikator eines Unterneh-
mens, wobei die �berprÅfung in der Relation zum Umsatz durch den internen bzw. exter-
nen Betriebsvergleich (C Rn 32 ff., 34 ff.) erfolgen kann.

Hinweis

Derartige �berlegungen in Form eines externen Betriebsvergleichs fordert der BGH130

in seiner Rechtsprechung auch vom anwaltlichen Berater, indem in der genannten
Entscheidung Åber das Instrument des externen Betriebsvergleichs eine Korrektur der
Aufwandsposition „Personalkosten“ erfolgt.

Beispiel

Regelm�ßig kauft der Unternehmer U Waren mit einem Wert von j�hrlich
100.000 EUR ein.

Im letzten Jahr des unterhaltsrechtlich relevanten Betrachtungszeitraumes kauft er
Waren im Wert von 250.000 EUR, die er im ersten Jahr nach dem unterhaltsrechtlich
relevanten Betrachtungszeitraum in einem Ausverkauf ver�ußert oder ver�ußern will.

Die Manipulation des Ergebnisses wird offenkundig durch den Vergleich der HÇhe
des Wareneinkaufs in den verschiedenen Jahren, ohne dass es zur tats�chlichen Ver-
�ußerung der WirtschaftsgÅter des UmlaufvermÇgens ausweislich der Gewinn- und
Verlustrechnungen gekommen sein muss.

c) Personalaufwand

Vgl. Rn 317 ff. zu Verbindlichkeiten.

Hierzu gehÇren LÇhne, Geh�lter und Aufwendungen fÅr Sozialabgaben.

Diese Aufwandsposition ist gerade bei personalintensiven Unternehmen von besonderer
Bedeutung. Auch hier ist stets das Instrument des internen Betriebsvergleichs (C
Rn 32 ff.) heranzufÅhren, d.h., wie hoch waren die Personalkosten in den verschiedenen
zu beurteilenden Jahren im Verh�ltnis zum Umsatz. NatÅrlich ist auch hier der externe
Betriebsvergleich (C Rn 34 ff.) schon wegen der Rechtsprechung des BGH131 zur Anwen-
dung zu bringen, um Haftungsrisiken zu vermeiden. In der genannten Entscheidung hatte
der BGH tats�chlich vorhandene Personalkosten Åber die HeranfÅhrung des externen Be-
triebsvergleichs, also mit Åblicherweise entstehenden Personalkosten vergleichbarer Un-
ternehmen, erheblich zugunsten des Unterhaltgl�ubigers fiktiv herabgesetzt.

Bei Gesch�ftsfÅhrer-Gesellschaftern ist stets die Angemessenheit der Gesch�ftsfÅhrerver-
gÅtung zu beachten, deren �berprÅfung nach Kriterien des Steuerrechts erfolgt.132
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Zu beachten sind auch stets ordnungsgem�ße Erfassung und BerÅcksichtigung der Lohn-
steuer bei SachbezÅgen, insbesondere der Gestellung von Kraftfahrzeugen133 oder sons-
tige unentgeltliche Zuwendungen wie beispielsweise Deputate.

Ehegattenarbeitsverh�ltnisse sind ebenfalls nach allgemeinen Kriterien des Steuerrechts
zu ÅberprÅfen:

schriftliche Vereinbarung,

tats�chliche DurchfÅhrung gem�ß der schriftlichen Vereinbarung,

h�lt das Ehegattenarbeitsverh�ltnis dem Fremdvergleich stand.134

Zur �berprÅfung der Personalaufwendungen muss als Dokumentation das Jahres-
lohnjournal im Zuge des Auskunfts- und Beleganspruchs verlangt werden.

d) Abschreibungsaufwand

Vgl. ausfÅhrlich unter Rn 176 ff., 227 ff.

e) Aufwand fÅr Wertberichtigungen/Verluste aus Abg�ngen des
Anlage- bzw. UmlaufvermÇgens

Vgl. ausfÅhrlich unter Rn 177 ff.

f) Aufwand fÅr Bildung der Sonderposten mit RÅcklageanteil, insb.
§ 7g EStG

Vgl. Rn 217 ff., 234 ff., 285 ff.

g) Aufwand fÅr Bildung von RÅckstellungen

Vgl. Rn 291 ff.

h) sonstige betriebliche Aufwendungen

aa) Kraftfahrzeugkosten

Vgl. auch unter Rn 394 ff.

Hier ist zun�chst zu ÅberprÅfen, ob in der BuchfÅhrung ordnungsgem�ß eine Abgrenzung
zur privaten Veranlassung erfolgt. Beim Unternehmer geschieht dieses Åber die 1 % Rege-
lung und beim Arbeitnehmer erfolgt entsprechender Ausweis Åber die Gehaltsabrechnung
bei den nichtselbstst�ndigen EinkÅnften.

n Unterhaltsrelevanz

Regelm�ßig kÇnnen die steuerlichen Regeln auch als unterhaltstauglich angesehen wer-
den, weil diese restriktiv sind. Eine KÅrzung dÅrfte nur dann in Betracht kommen, wenn
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ein unangemessen teures Fahrzeug mit entsprechend hohen Betriebsausgaben benutzt
wird.

bb) Bewirtungs-, Reisekosten und Geschenke

Nach § 4 Abs. 5 Nr. 2 EStG sind Bewirtungsaufwendungen nur noch mit 70 % als Be-
triebsausgaben zu berÅcksichtigen, wenn sie angemessen und ihre betriebliche Veranlas-
sung durch Angabe des Bewirtungsanlasses und der bewirteten Personen nachgewiesen
wird.

n Unterhaltsrelevanz

Auf die steuerrechtlich erforderliche Dokumentation/Nachweis besteht ein unterhalts-
rechtlicher Auskunfts- und Beleganspruch. Wenn diese Position einmal von besonderer
Bedeutung ist, muss sich eine unterhaltsrechtliche AngemessenheitsÅberprÅfung an-
schließen.

Bei Reisekosten ist ebenfalls zu beachten, dass eine private Veranlassung nicht vorliegt.

Wie Åblich ist zu ÅberprÅfen, welche Ergebnisse der interne bzw. der externe Betriebsver-
gleich zeigen.

Nach § 4 Abs. 5 Nr. 1 EStG dÅrfen Aufwendungen fÅr Geschenke an Personen, die nicht
Arbeitnehmer des Steuerpflichtigen sind, den Gewinn nicht mindern, es sei denn, der
Wert der Zuwendung Åbersteigt pro Empf�nger 35 EUR nicht.

n Unterhaltsrelevanz

Auch hier muss bei entsprechender Bedeutung unterhaltsrechtlich die Vorlage des steuer-
lichen Nachweises mit Beleg, Bewirtungsanlass und der Nennung der bewirteten Per-
sonen verlangt werden.

cc) Mieten/Pachten, Leasing, Disagio

Wie bei den Vorpositionen hat eine �berprÅfung nach der Angemessenheit der HÇhe der
Aufwendungen zu erfolgen. Dies gilt insbesondere dann, wenn die Vertr�ge mit nahe ste-
henden Personen geschlossen worden sind, weil die allgemeinen PrÅfungskriterien des
Steuerrechts, insbesondere der Fremdvergleich, heranzuziehen sind.

Bei Leasing und Disagio ist zu beachten, dass eine ordnungsgem�ße Jahresabgrenzung
Åber die aktiven Rechnungsabgrenzungsposten zu erfolgen hat (da die RAP bei der Ein-
nahmen-�berschuss-Rechnung nicht vorkommen, kann dort der sofortige Abzug eines
Disagios zu erheblicher Ergebnisbeeinflussung fÅhren!).

dd) Telefonkosten

Hierbei ist in erster Linie darauf zu achten, ob die Privatanteile ordnungsgem�ß bei den
unentgeltlichen Wertabgaben erfasst wurden.

n Unterhaltsrelevanz

Denkbar sind auch unterhaltsrechtliche Angemessenheitserw�gungen.

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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ee) Zinsaufwendungen

Vgl. Rn 265 ff., 270 ff.

Bei Zinsaufwendungen ist die betriebliche Veranlassung zu ÅberprÅfen.

Immer wieder aufzufinden sind die sog. Mehrkontenmodelle, mit denen versucht wird,
private Verbindlichkeiten in gesch�ftliche Verbindlichkeiten „umzuwandeln“.

Der Gesetzgeber hat dem in § 4 Abs. 4a EStG mit den Regeln zu den �berentnahmen nor-
mativ entgegengewirkt.

ff) Vorsteuer/Umsatzsteuer/sonstige betriebliche Steuern

Vorsteuer und Umsatzsteuer sind grunds�tzlich erfolgsneutral. Auswirkungen kÇnnen
sich dann ergeben, wenn im letzten Monat des Gesch�ftsjahres eine erhebliche Umsatz-
steuerzahllast entsteht und die Vorsteuer diese nur eingeschr�nkt korrigieren kann.

Hinweis

Bei den monatlichen oder quartalsm�ßigen Umsatzsteuervoranmeldungen braucht im
�brigen nur die Umsatzsteuer aber nicht zwingend die Vorsteuer gezogen werden,
was in der Jahresumsatzsteuererkl�rung nachgeholt werden kann. Dies hat natÅrlich
erheblichen Einfluss auf das Unterhaltseinkommen!

Bei den betrieblichen Steuern wird bei Einzelunternehmen und gewerblichen Personenge-
sellschaften die Gewerbesteuer erfasst. Ertragsteuer findet sich hier nicht.

gg) Sonstiger betrieblicher Aufwand/weitere Aufwandspositionen

Wegen der nun schon mehrfach genannten Rechtsprechung des BGH135 bedarf jede Auf-
wandsposition der �berprÅfung und muss deshalb anwaltlicher Vorsicht folgend notfalls
bestritten werden. Auff�lligkeiten macht dabei der interne Betriebsvergleich deutlich
(vgl. unter C Rn 32 ff. und Arbeitshilfe E 5).

11. Anhang, Lagebericht und AbschlussprÅfung

Bei den Kapitalgesellschaften ist der Anhang Bestandteil des Jahresabschlusses nach
§ 264 HGB.

Hinweis

Fehlt dieser, ist der unvollst�ndige Jahresabschluss nichtig! Der Unterhaltsschuldner
tr�gt also keine steuerliche Gewinnermittlung vor.

Im Anhang sind nach den §§ 284 ff. HGB alle Angaben aufzunehmen, die zu den einzel-
nen Positionen der Bilanz oder der G&V vorgeschrieben oder die im Anhang zu machen
sind, weil sie in AusÅbung eines Wahlrechts erforderlich sind (vgl. ausfÅhrlichen Katalog
in § 284 Abs. 2 und 285 HGB).

DarÅber hinaus soll der Lagebericht nach § 289 HGB den Gesch�ftsverlauf und die Lage
der Kapitalgesellschaft dokumentieren.

143

VII. BetriebsvermÇgensvergleich B.

135 BGH FamRZ 2006, 387 ff.

372

373

374

375

376

377

378

379



Der Jahresabschluss und der Lagebericht von Kapitalgesellschaften, die nicht kleine nach
§ 267 Abs. 1 HGB sind, haben den Jahresabschluss durch einen AbschlussprÅfer prÅfen
zu lassen.

Hinweis

Der unterhaltsrechtliche Auskunfts- und Beleganspruch erstreckt sich auf diese PrÅ-
fungsberichte, da sie eine Auseinandersetzung mit allen relevanten Positionen des Un-
terhaltseinkommens enthalten.

Zur Offenlegung von JahresabschlÅssen nach § 325 HGB wird auf D Rn 18 ff. verwiesen.

VIII. Gewinnermittlung ohne BetriebsvermÇgensvergleich,
insb. E�R

Man unterscheidet zwischen der Einnahmen-/�berschussrechnung nach § 4 Abs. 3 EStG
und der Gewinnermittlung nach Durchschnittss�tzen gem�ß § 13a EStG (vgl. zur �ber-
prÅfung einzelner Positionen der E�R auch unter Rn 100 f.).

1. Einnahmen-/�berschussrechnung/E�R nach § 4 Abs. 3 EStG

Hierbei handelt es sich um eine vereinfachte Art der Gewinnermittlung, die grunds�tzlich
nach dem Zu- und Abflussprinzip des § 11 EStG bestimmt wird, d.h. durch Zu- und Ab-
fluss von Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben. Der Steuererkl�rung ist der amtlich
vorgeschriebene Vordruck „E�R“ beizufÅgen (§ 60 Abs. 4 EStDV). Das Formular dient
dem Finanzamt zur EDV-gestÅtzten Vornahme eines internen bzw. externen Betriebsver-
gleichs. Betragen die Betriebseinnahmen weniger als 17.500 EUR, wird auch nicht bean-
standet, wenn anstelle dieses Vordrucks der Steuererkl�rung eine formlose Gewinnermitt-
lung beigefÅgt wird.136 (Dies kÇnnte durch Vorlage einer „einfachen BuchfÅhrung“ – vgl.
Rn 116 f.- in Form einer Excel-Tabelle erfolgen!)

a) Berechtigte Steuerpflichtige der E�R

Steuerpflichtige kÇnnen als Gewinn den �berschuss der Betriebseinnahmen Åber die Be-
triebsausgaben ansetzen, wenn sie nicht aufgrund gesetzlicher Vorschriften verpflichtet
sind, BÅcher zu fÅhren und regelm�ßig AbschlÅsse zu machen und auch freiwillig keine
BÅcher fÅhren und keine AbschlÅsse machen und ihren Gewinn auch nicht nach Durch-
schnittss�tzen nach § 13a EStG ermitteln. Die Gewinnermittlungsart nach § 4 Abs. 3
EStG kommt besonders fÅr kleine Gewerbetreibende, wie z.B. Handwerker und Einzel-
h�ndler sowie fÅr freiberuflich T�tige nach § 18 EStG wie z.B. Steuerberater, �rzte,
Rechtsanw�lte und Notare in Betracht.

Bei gewerblichen Unternehmern sowie Land- und Forstwirten regelt § 141 AO, wer zur
Bilanzierung verpflichtet bzw. zur Erstellung einer Einnahmen-/�berschussrechnung be-
rechtigt ist.

Land- und Forstwirte, die weder zur BuchfÅhrung verpflichtet sind, noch die Vorausset-
zungen des § 13a Abs. 1 S. 1 Nr. 2 bis 4 EStG erfÅllen, kÇnnen den Gewinn entweder
nach § 4 Abs. 1 EStG oder nach § 4 Abs. 3 EStG ermitteln (R 13.5 Abs. 1 S. 2 EStR 2005).

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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Voraussetzung fÅr die Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 3 EStG ist, dass der Steuerpflichti-
ge seine Betriebseinnahmen und seine Betriebsausgaben aufzeichnet. Fehlen derartige
Aufzeichnungen, muss der Gewinn nach den Grunds�tzen des § 4 Abs. 1 EStG gesch�tzt
werden (R 13.5 Abs. 1 S. 2 EStR 2005).

b) Betriebseinnahmen bei E�R

In Anlehnung an den Begriff Einnahmen nach § 8 Abs. 1 EStG sind Betriebseinnahmen
alle GÅter, die in Geld oder Geldwert bestehen und dem Steuerpflichtigen im Rahmen der
Einkunftsarten EinkÅnfte aus Land- und Forstwirtschaft, aus Gewerbebetrieb und selbst-
st�ndiger Arbeit zufließen.

Betriebseinnahmen sind z.B.

n Einnahmen aus der Ver�ußerung von WirtschaftsgÅtern des UmlaufvermÇgens, wie
z.B. von Waren und Erzeugnissen,

n Einnahmen aus der Ver�ußerung von WirtschaftsgÅtern des abnutzbaren Anlagever-
mÇgens, wie z.B. eines Pkw, von BÅroeinrichtungsgegenst�nden usw. (hierbei wird
der empfangene Geldwert, d.h. die Einnahme voll als Betriebseinnahme angesetzt und
der noch vorhandene Restbuchwert als Betriebsausgabe abgesetzt.)

n Einnahmen aus der Ver�ußerung von WirtschaftsgÅtern des nicht abnutzbaren Anlage-
vermÇgens, wie z.B. von Grund und Boden, Beteiligungen usw. (hierbei wird der
empfangene Gegenwert, d.h. die Einnahme voll als Betriebseinnahme an- und die frÅ-
heren Anschaffungskosten dagegen als Betriebsausgaben abgesetzt.)

n Einnahmen aus freiberuflicher T�tigkeit

n vereinnahmte Umsatzsteuer

n private Sachentnahmen, wie z.B. Entnahmen von Waren fÅr private Zwecke; diese
sind nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 EStG mit dem Teilwert anzusetzen

n private Nutzungsentnahmen, wie z.B. die Benutzung des betrieblichen Pkw fÅr private
Zwecke. Hiermit werden frÅhere Betriebsausgaben berichtigt: Nutzungsentnahmen
sind mit dem Teilwert anzusetzen, d.h. mit den anteiligen tats�chlichen Ausgaben.
HierfÅr stehen dem Steuerpflichtigen fÅr die Ermittlung der Ausgaben drei Methoden
zur Wahl, n�mlich: die 1%-Regelung, die Fahrtenbuch-Regelung und die Sch�tzung.

n Umsatzsteuer auf Privatnutzung von gemischt genutzten Fahrzeugen (Die Umsatz-
steuer auf Ums�tze, die Entnahmen sind, darf sich nicht gewinnmindernd auswirken,
§ 12 Nr. 3 EStG.)

n vereinnahmte Zinsen, wie z.B. Zinsen aus einer Darlehensforderung

n VorschÅsse, Teil- und Abschlagzahlungen im Zeitpunkt des Zuflusses

n Sach- und Geldgeschenke, mit RÅcksicht auf die gesch�ftliche Beziehung

Keine Betriebseinnahmen sind:

n Geldbetr�ge, die dem Betrieb durch die Aufnahme von Darlehen zufließen,

n Geldbetr�ge als durchlaufende Posten, d.h. die im Namen und fÅr Rechnung eines an-
deren vereinnahmt werden. (Hierbei ist die Unsatzsteuer kein durchlaufender Posten
und deshalb als Betriebseinnahme zu deklarieren.)

n Geldeinlagen des Steuerpflichtigen

n Åbliche Aufmerksamkeiten im Gesch�ftsleben, wie z.B. fÅr Blumen, Pralinen, BÅcher
bis 40 EUR netto (Freigrenze).
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c) Betriebsausgaben bei E�R

Betriebsausgaben sind Aufwendungen, die durch den Betrieb veranlasst sind. Sie umfas-
sen grunds�tzlich alle Ausgaben eines Betriebes, ohne RÅcksicht darauf, ob sie im Ver-
anlagungszeitraum aufgewandt werden oder nicht.

Beispiele fÅr Betriebsausgaben bei E�R

Betriebsausgaben nach § 4 Abs. 3 EStG sind z.B.:
n Ausgaben fÅr die Anschaffung von WirtschaftsgÅtern des UmlaufvermÇgens
n Ausgaben fÅr die Anschaffung von geringwertigen WirtschaftsgÅtern
n AfA-Betr�ge fÅr WirtschaftsgÅter des abnutzbaren AnlagevermÇgens ab dem Zeit-

punkt der Anschaffung
n Restbuchwerte der verkauften WirtschaftsgÅter des abnutzbaren AnlagevermÇgens
n gezahlte Zinsen
n private Sacheinlagen
n verausgabte Umsatzsteuerbetr�ge
n VorschÅsse, Teil- und Abschlagszahlungen zum Zeitpunkt des Abschlusses (es sei

denn, es handelt sich um WirtschaftsgÅter des AnlagevermÇgens)
n BearbeitungsgebÅhren (Damnum, Disagio)

Beispiele fÅr nicht anzuerkennende Betriebsausgaben bei der E�R

Keine Betriebsausgaben und somit nicht sofort abzugsf�hig sind z.B.:
n Ausgaben fÅr die Anschaffung von nicht abnutzbaren WirtschaftsgÅtern im Jahr der

Anschaffung. Die Absetzung als Betriebsausgabe erfolgt unabh�ngig von der Zuord-
nung zum Anlage- bzw. UmlaufvermÇgen erst im Zeitpunkt der Ver�ußerung oder
Entnahme

n Ausgabe fÅr die Anschaffung von WirtschaftsgÅtern des abnutzbaren Anlagever-
mÇgens im Jahr der Anschaffung, es sei denn, es handelt sich um ein geringwertiges
Wirtschaftsgut. Als Betriebsausgabe sind nur die j�hrlichen AfA-Betr�ge anzusetzen.

n Ausgaben fÅr nicht abziehbare Vorsteuerbetr�ge nach § 15 Abs. 1a UStG
n Geldbetr�ge, die zur Tilgung von Darlehen geleistet werden
n uneinbringliche Forderungen
n Verluste, z.B. durch Diebstahl, Unterschlagung oder Schwund von Waren
n Geldstrafen
n Geldentnahmen
n VorschÅsse
n Teil- und Abschlagzahlungen zum Zeitpunkt des Abflusses bei WirtschaftsgÅtern des

AnlagevermÇgens

d) Abzugsverbot von Aufwendungen nach § 4 Abs. 5 EStG bei der E�R

Auch bei der Gewinnermittlung durch Einnahmen-/�berschussrechnung ist das Abzugs-
verbot des § 4 Abs. 5 EStG zu beachten.

Demzufolge gehÇren zu den nicht abzugsf�higen Betriebsausgaben:
n Aufwendungen fÅr Geschenke an Nichtarbeitnehmer, es sei denn, es handelt sich um

Werbegeschenke bis zu 25 EUR netto pro Person und pro Jahr
n 30 % der als angemessen anzusehenden Bewirtungsaufwendungen und die unange-

messenen Bewirtungsaufwendungen
n Mehraufwendungen (§ 4 Abs. 5 Nr. 5 EStG) fÅr Verpflegung, soweit die Pauschbetr�ge

Åberschritten werden

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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von 24 Std 24 EUR
von 14–24 Std 12 EUR
von 8–14 Std 6 EUR

n Aufwendungen fÅr Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsst�tte, soweit bestimmte
Pauschbetr�ge Åberschritten werden

n Schmiergelder und Bestechungsgelder

e) Durchbrechung des Zu- und Abflussprinzips insbesondere durch
AfA und nicht abnutzbare WirtschaftsgÅter des AnlagevermÇgens
und bestimmte WirtschaftsgÅter des UmlaufvermÇgens

Das Zu- und Abflussprinzip wird grunds�tzlich durch § 11 EStG geregelt.

Ver�nderungen der Best�nde an Vorr�ten, Forderungen, Verbindlichkeiten und RAP be-
rÅhren nicht das Ergebnis. Die Systematik der E�R l�sst auch keine Wertberichtigungen
und RÅckstellungen zu.

Zur Vermeidung willkÅrlicher „Ausschl�ge“ der Besteuerung wird die AfA wie im Be-
triebsvermÇgensvergleich ohne Zahlungsfluss gebucht. DafÅr ist ein besonderes laufendes
Verzeichnis zu fÅhren, das auch die WirtschaftsgÅter des AnlagevermÇgens und des Um-
laufvermÇgens i.S.d. § 4 Abs. 3 S. 4 EStG, d.h. die Anschaffungs- und Herstellungskosten
fÅr nicht abnutzbare WirtschaftsgÅter des AnlagevermÇgens, fÅr Anteile an Kapitalgesell-
schaften, fÅr Wertpapiere und vergleichbar verbriefte Forderungen und Rechte, fÅr Grund
und Boden sowie Geb�ude des UmlaufvermÇgens, umfassen muss, § 4 Abs. 3 S. 5 EStG.
(Die in § 4 Abs. 3 S. 4 EStG genannten WirtschaftsgÅter sind im �brigen erst im Zeit-
punkt des Zuflusses des Ver�ußerungserlÇses oder bei Entnahme im Zeitpunkt der Ent-
nahme als Betriebsausgaben zu berÅcksichtigen!)

Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten abnutzbarer AnlagegÅter, wie z.B. fÅr einen
Pkw, sind als AfA auf die Nutzungsdauer der AnlagegÅter zu verteilen, sofern es sich
nicht um geringwertige WirtschaftsgÅter, sog. GWG, handelt.

Beispiel

Der zur Vorsteuer berechtigte A hat am 19.4.2006 ein Fahrzeug fÅr 20.000 EUR plus
3.200 EUR Umsatzsteuer (damals noch 16 %), mithin 23.200 EUR gekauft und be-
zahlt.

Der Pkw wird betrieblich genutzt und die betriebsgewÇhnliche Nutzungsdauer betr�gt
sechs Jahre. A will einen mÇglichst niedrigen Gewinn ausweisen.

LÇsung

Hier kann A in 2006 die bezahlte Vorsteuer von 3.200 EUR als Betriebsausgabe anset-
zen.

Von den 20.000 EUR Anschaffungskosten kann er nur den AfA-Betrag von
4.500 EUR (30 % degressive AfA von 20.000 EUR = 6.000 EUR x 9/12 = 4.500 EUR)
als Betriebsausgabe absetzen.

Hinweis

Anschaffungskosten nicht abnutzbarer WirtschaftsgÅter wie z.B. fÅr Grund- und Bo-
den oder Wertpapiere sind erst im Zeitpunkt der Ver�ußerung oder Entnahme der
WirtschaftsgÅter als Betriebsausgaben zu berÅcksichtigen (§ 4 Abs. 3 S. 4 EStG).
WirtschaftsgÅter des AnlagevermÇgens und WirtschaftsgÅter des UmlaufvermÇgens
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i.S.d. § 4 Abs. 3 S. 4 EStG mÅssen bei der Anschaffung oder Herstellung in laufend zu
fÅhrende Verzeichnisse aufgenommen werden (§ 4 Abs. 3 S. 5 EStG).

n Unterhaltsrelevanz

Auf dieses Verzeichnis (zum UmlaufvermÇgen!) nach § 4 Abs. 3 S. 5 EStG er-
streckt sich naturgem�ß der unterhaltsrechtliche Auskunfts- und Beleganspruch!

f) Kraftfahrzeugnutzung nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 EStG

Auch hier ist die Regelung des § 6 Abs. 1 Nr. 4 S. 2 EStG zu beachten, wonach die ertrag-
steuerliche Behandlung der Nutzung von betrieblichen Kraftfahrzeugen fÅr Privatfahrten
und fÅr Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsst�tte seit dem 1.1.2006 neu geregelt
worden ist (gilt auch bei Bilanzierung).

aa) 1 %-Regelung fÅr Privatanteile der Kfz-Nutzung

Danach kann abweichend von der Kostenaufteilung mit Hilfe eines Fahrtenbuches der
private Nutzungsanteil von Kraftfahrzeugen, vereinfacht nach der sog. 1 %-Regelung vor-
genommen werden. Voraussetzung ist, dass das Fahrzeug zu mehr als 50 % betrieblich
genutzt wird und damit zum notwendigen BetriebsvermÇgen gehÇrt (§ 6 Abs. 1 Nr. 4 S. 2
EStG; R 31 Abs. 9 Nr. 1 LStR).

Zur 1 %-Regelung gilt Folgendes:

Die private Nutzung eines betrieblichen Pkw ist nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 S. 2 EStG fÅr jeden
Kalendermonat mit 1 % des inl�ndischen Brutto-Listenpreises anzusetzen, wobei Listen-
preis die auf volle 100 EUR abgerundete unverbindliche Preisempfehlung des Herstellers
fÅr das genutzte Fahrzeug im Zeitpunkt seiner Erstzulassung zuzÅglich der Kosten fÅr
(auch nachtr�glich eingebaute) Sonderausstattungen und der Umsatzsteuer ist. Hierbei
spielt es keine Rolle, ob das Fahrzeug gebraucht erworben oder geleast wird.

Ein Autotelefon einschließlich Fernsprecheinrichtung bleibt außer Ansatz!

Hinweis

Der Unterhaltsgl�ubiger hat gegen den Unterhaltsschuldner einen Auskunfts- und Be-
leganspruch hinsichtlich vorstehender Positionen. �ber die individuellen Merkmale
des KFZ kann nur der Unterhaltsschuldner Auskunft erteilen.

Beispiel

Rechtsanwalt R besitzt einen Pkw, der notwendiges BetriebsvermÇgen ist. R hat das
Fahrzeug 2006 fÅr 58.000 EUR (50.000 EUR + 8.000 EUR damalige USt) gekauft.
Zum Zeitpunkt der Erstzulassung hat das Fahrzeug einen Bruttolistenpreis in HÇhe
von 65.115 EUR.

LÇsung

R pauschaliert den privaten Nutzungsanteil des Wagens zul�ssigerweise nach der
1 %-Regelung fÅr 2006 wie folgt:

Brutto-Listenpreis 65.115 EUR
abgerundet auf volle 100 EUR 65.100 EUR
davon 1 % = Privatanteil fÅr 1 Monat 651 EUR
Privatanteil fÅr ein Jahr (651 EUR x 12) 7.812 EUR

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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bb) Fahrtenbuchmethode

Die private Nutzung kann auch nach der Fahrtenbuchmethode gem�ß § 6 Abs. 1 Nr. 4 S. 4
EStG ermittelt werden. Die Differenz zwischen den tats�chlichen Aufwendungen lt. Fahr-
tenbuch fÅr Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsst�tte und dem abzugsf�higen Betrag
lt. Entfernungspauschale wird als nicht abzugsf�hige Betriebsausgabe berÅcksichtigt (§ 9
Abs. 1 Nr. 4 EStG).

Beispiel

Fall wie zuvor, Rechtsanwalt R nutzt den Pkw an 30 Tagen im Monat fÅr Fahrten zwi-
schen Wohnung und Kanzlei, die 18,4 km entfernt liegt:

Die tats�chlichen Aufwendungen lt. Fahrtenbuch fÅr die Fahrten zwischen Wohnung
und Betriebsst�tte betragen 3.100 EUR im Kalenderjahr 2006.

LÇsung

FÅr 2006 werden die nicht abzugsf�higen Betriebsausgaben wie folgt ermittelt:

Tats�chliche Aufwendungen lt. Fahrtenbuch in 2006 3.100 EUR
abzugsf�higer Betrag lt. Entfernungspauschale:
30 Arbeitstage x 18 km x 0,30 EUR x 12 Monate -1.944 EUR
= Differenz nicht abzugsf�hige Betriebsausgaben fÅr 2006 1.156 EUR

2. E�R und BetriebsvermÇgensvergleich/systematische Abgrenzung

n Im Gegensatz zum BetriebsvermÇgensvergleich, wonach grunds�tzlich die Wert�nde-
rungen des BetriebsvermÇgens erfasst werden, berÅcksichtigt die Gewinnermittlung
nach § 4 Abs. 3 EStG nur die Betriebseinnahmen und die Betriebsausgaben. Aller-
dings sind auch hier die Vorschriften Åber die AfA zu beachten.

n Auch Gewinnermittler nach § 4 Abs. 3 EStG haben BetriebsvermÇgen, das allerdings
nicht unmittelbar in Erscheinung tritt. Wert�nderungen, z.B. des Teilwertes, bleiben
ohne Einfluss auf den Gewinn. Eine Teilwertabschreibung ist also nicht mÇglich.

n Beim BetriebsvermÇgensvergleich werden Kreditverk�ufe bereits im Zeitpunkt der
Lieferung gewinnwirksam erfasst, w�hrend sie bei der Einnahmen-/�berschussrech-
nung erst zum Zeitpunkt der Bezahlung gewinnwirksam werden.

n Beim BetriebsvermÇgensvergleich wirken sich Krediteink�ufe regelm�ßig im Zeit-
punkt des Verkaufs erfolgswirksam aus, w�hrend sie bei der Einnahmen-/�berschuss-
rechnung erst im Zeitpunkt der Bezahlung der Lieferrechnung gewinnwirksam wer-
den.

n Betriebsausgaben fÅr Waren, die am Ende eines Jahres noch als Bestand vorhanden
sind, mindern nicht den Gewinn beim BetriebsvermÇgensvergleich, w�hrend sie bei
der Einnahmen-/�berschussrechnung den Gewinn mindern.

n Beim BetriebsvermÇgensvergleich beeinflussen Umsatzsteuereinnahmen und Umsatz-
steuerausgaben grunds�tzlich nicht den Gewinn, w�hrend sie sich gewinn�ndernd bei
der Einnahmen-/�berschussrechnung auswirken.

n Grunds�tzlich werden periodengerechte Erfolgsabgrenzungen in der Einnahmen-/
�berschussrechnung nicht berÅcksichtigt. Diese Art der Gewinnermittlung kennt kei-
ne Rechnungsabgrenzungsposten und keine RÅckstellungen.

Zur zeitlichen Komponente der Erfolgswirksamkeit/Gewinnauswirkung der Gesch�fts-
vorf�llen bei BetriebsvermÇgensvergleich und E�R vgl. Beispiel unter Rn 147.
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Hinweis

Das Ergebnis zeigt eine unterhaltsrechtliche Ungleichbehandlung bei der Ermittlung
des Einkommens. Zur periodengerechten Gewinnermittlung in einem bestimmten un-
terhaltsrechtlichen Betrachtungszeitraum mÅsste deshalb bei allen vorgelegten Ein-
nahmen-/�berschussrechnungen die Vorlage von Bilanzen, dann sogleich eine Unter-
haltsbilanz, verlangt werden!

3. GestaltungsmÇglichkeiten bei E�R

Obwohl der Bilanzierende beispielsweise Åber die Wertans�tze und die Wertberichtigun-
gen grÇßere GestaltungsmÇglichkeiten hat, stehen diese aber auch bei der E�R zur Ver-
fÅgung.

Unterhaltsrelevanz

Hierin liegt natÅrlich auch ein unterhaltsrechtliches Manipulationspotenzial.

Damit hat auch der Unterhaltsschuldner bei der E�R „GestaltungsmÇglichkeiten“.

Dabei ist zun�chst einmal zum Verst�ndnis nochmals auf die Durchbrechung des Zu-
und Abflussprinzips hinzuweisen, obwohl die E�R grunds�tzlich eine Ist-Rechnung ge-
m�ß § 11 EStG ist.

n Durchlaufende Posten sind nicht zu berÅcksichtigen.

n Darlehensaufnahme und Darlehenshingabe finden ebenso wie die Tilgung keine Be-
rÅcksichtigung. Bei Fremdw�hrungsdarlehen eintretende Kurs�nderungen werden je-
doch bei (Teil)Tilgung erfolgswirksam.

n Die Vorschriften der AfA, ohne die MÇglichkeit der Teilwertabschreibung, sind zu be-
folgen, wie auch die Regeln der GWG.

n § 4 Abs. 3 S. 4 EStG regelt entgegen dem Abflussprinzip: die Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten fÅr nicht abnutzbare WirtschaftsgÅter des AnlagevermÇgens, fÅr An-
teile an Kapitalgesellschaften, fÅr Wertpapiere und vergleichbare nicht verbriefte For-
derungen und Rechte, fÅr Grund und Boden sowie Geb�ude des UmlaufvermÇgens
sind erst im Zeitpunkt des Zuflusses des Ver�ußerungserlÇses oder bei Entnahme im
Zeitpunkt der Entnahme als Betriebsausgaben zu berÅcksichtigen.

n Steuerfreie RÅcklagen kÇnnen nicht gebildet werden.

n Regelm�ßig wiederkehrende Einnahmen oder Ausgaben (§ 11 Abs. 2 S. 2 EStG), die
kurze Zeit vor oder nach dem Jahr der wirtschaftlichen ZugehÇrigkeit gezahlt werden,
sind im Jahr der wirtschaftlichen ZugehÇrigkeit zu erfassen.

Vorteile der E�R:
n einfache und kostengÅnstige ErstellungsmÇglichkeit

n Liquidationsvorteile, da Gewinn nicht bereits im Zeitpunkt der Realisation, sondern
erst beim Zufluss der Betriebseinnahmen zu versteuern ist (Steuerungs- und da-
durch Vor- oder NachverlagerungsmÇglichkeiten).

Nachteile der E�R:
n Schwankungen von Einnahmen und Ausgaben werden mangels Periodisierung von

Ertr�gen und Aufwendungen nicht verteilt.

n Der Steuerpflichtige kann keine RÅckstellungen oder Teilwertabschreibung vorneh-
men (z.B. RÅckstellungen fÅr Pensionsverpflichtung).

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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GestaltungsmÇglichkeiten:
1. Wahl der Gewinnermittlungsart

Freiberufler oder Gewerbetreibende, die die GrÇßenklassen des § 141 AO nicht Åber-
schreiten, kÇnnen w�hlen, welche Gewinnermittlungsart sie anwenden wollen.

2. Nachtr�gliche �nderung der Gewinnermittlungsart
Ein nachtr�glicher Wechsel von der E�R zum BetriebsvermÇgensvergleich ist nicht
mehr zul�ssig, wenn der Steuerpflichtige nicht zu Beginn des Gewinnermittlungszeit-
raums eine ErÇffnungsbilanz erstellt.137 Dies ist konsequent, weil die ErÇffnungs-
bilanz den Anfangsbestand des BetriebsvermÇgens ausweist und damit die Grundlage
der Buchungen fÅr die folgenden Wirtschaftsjahre bildet.

3. Gewinnverlagerung durch Ausnutzung der Steuerprogression

Dies geschieht durch Verlagerung des Zu- und Abflusses von Einnahmen und Ausgaben.

n Unterhaltsrelevanz

In der unterhaltsrechtlichen Fallbearbeitung sollte deshalb bei den Verbuchungen um das
Jahresende herum geprÅft werden, ob und welche Einnahmen ins Folgejahr verlagert und
welche Ausgaben vorgezogen worden sind.
4. Ausgaben fÅr NutzungsÅberlassung

Werden Ausgaben fÅr eine NutzungsÅberlassung von mehr als fÅnf Jahren im Voraus
(!) geleistet, sind sie nach § 11 Abs. 2 S. 3 EStG insgesamt auf den Zeitraum gleich-
zeitig zu verteilen, fÅr den die Vorauszahlung geleistet wird. Werden also beispiels-
weise Erbbauzinsen, Miet- und Pachtentgelte fÅr die Nutzung von GrundstÅcken von
weniger als fÅnf Jahren im Voraus geleistet, ist diese steuerlich wirksam!

So kÇnnen erheblich Gewinne reduziert werden.

Beispiel

Das Unternehmen erwirtschaftet einen Gewinn von 20.000 EUR. Dabei wurden fÅr
vier Jahre im Voraus Erbbauzinsen in HÇhe von 16.000 EUR geleistet, die den Gewinn
reduziert haben.

LÇsung

12.000 EUR sind dem Unterhaltseinkommen zuzurechnen (pro Jahr 4000 EUR x 3
Jahre).

Grunds�tzlich sind Vereinbarungen Åber Vorauszahlungen nicht unwirksam nach § 42 S. 1
AO.138 Danach liegt ein Missbrauch von rechtlichen GestaltungsmÇglichkeiten nur dann
vor, wenn eine rechtliche Gestaltung gew�hlt wird, die zur Erreichung des erstrebten
Ziels unangemessen ist, der Steuerminderung dienen soll und durch wirtschaftliche und
sonst beachtliche GrÅnde nicht zu rechtfertigen ist.

Also nur in Ausnahmef�llen kann von einem steuerrechtlichen Gestaltungsmissbrauch ge-
sprochen werden (bei der unterhaltsrechtlichen Fallbearbeitung kann man sich deshalb
nicht einmal auf eine steuerliche BetriebsprÅfung, wie sonst, verlassen), weil dies der Ge-
setzgeber bei der Regelung nach § 4 Abs. 3 EStG billigend in Kauf genommen hat.139 Da-
durch ergeben sich fÅr den Steuerpflichtigen und Unterhaltsschuldner GestaltungsmÇg-
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137 BFH v. 19.10.2005, XI R 4/04, www.bundesfinanzhof.de.
138 BFH BStBl II 1996, 59.
139 BFH BStBl II 1986, 284; so schon der Große Senat des BFH im BStBl III 1966, 144.
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lichkeiten durch das bewusste HerbeifÅhren eines Zuflusses oder Abflusses, unabh�ngig
von der wirtschaftlichen Verursachung.

GewillkÅrtes BetriebsvermÇgen bei der E�R

Die Bildung gewillkÅrten BetriebsvermÇgens (betriebliche Nutzung von mehr als 10 %
bis 50 % des Wirtschaftsgutes) ist nach BFH140 rechtlich mÇglich.

Beispiele
n gemischt genutzte Kraftfahrzeuge mit geringfÅgig betrieblichem Anteil,

n zu gewerblichen Zwecken vermietete Geb�ude,
n verlusttr�chtige Wertpapiere

Bei den Kraftfahrzeugen gilt die Faustregel, je geringer der betriebliche Anteil der
Nutzung ist, desto eher lohnt sich der Ausweis als gewillkÅrtes BetriebsvermÇgen.

Dem ist der Gesetzgeber in der Neuregelung im § 6 Abs. 1 Nr. 4 S. 2 EStG entgegengetre-
ten, indem er ab dem 1.1.2006 die Besteuerung der privaten Nutzung von betrieblichen
Kraftfahrzeugen auf einen betrieblichen Nutzungsanteil von mehr als 50 % beschr�nkt.

Auch GrundstÅcke kÇnnen als gewillkÅrtes BetriebsvermÇgen mit den Abschreibungs-
mÇglichkeiten beispielsweise von 3 % nach § 7 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 EStG abgeschrieben wer-
den, soweit sie nicht zu Wohnzwecken dienen. Allerdings mÅssen die nominellen und tat-
s�chlichen Wertsteigerungen unabh�ngig von der zehnj�hrigen Haltepflicht nach § 23
EStG versteuert werden. Die Zweckm�ßigkeit eines Ausweises als BetriebsvermÇgen
h�ngt also davon ab, ob zukÅnftig Wertsteigerungen zu erwarten sind. �hnliches gilt bei
dem Ausweis von Wertpapieren als gewillkÅrtes BetriebsvermÇgen, wenn diese risiko-
behaftet sind. Dabei ist die Rechtsprechung des BFH141 zu beachten, weil dieser in der
Vergangenheit „Geldgesch�fte“ von Freiberuflern wie die Gew�hrung von Darlehen, die
�bernahme einer BÅrgschaft oder die Beteiligung einer Kapitalgesellschaft generell als
berufsfremde Vorg�nge angesehen hat, die den Gewinn nicht mindern dÅrfen.

Das allgemein zu § 7g EStG ausgefÅhrte, insbesondere die gesetzlichen Neuregelungen,
gelten auch fÅr die E�R.

Hinweis
1. Steuerpflichtige, die durch E�R ihren Gewinn ermitteln, kÇnnen durch gezielte

Einnahmen- und Ausgabenpolitik die Progressionswirkung der Einkommensteuer
nutzen und das Unterhaltseinkommen beeinflussen. Dem steht § 42 AO grunds�tz-
lich nicht entgegen.

2. Die Wahl der Gewinnermittlungsart ist zu Beginn des Gewinnermittlungszeit-
raums auszuÅben und kann nicht nachtr�glich ge�ndert werden.

3. Es besteht die MÇglichkeit der Bildung gewillkÅrten BetriebsvermÇgens (nach
geltender Rechtslage bei einer betrieblichen Nutzung von mehr als 50 %). Bei der
Abw�gungsentscheidung, ob das Wirtschaftsgut als gewillkÅrtes Betriebsver-
mÇgen auszuweisen ist oder nicht, sind zukÅnftig auflaufende stille Reserven zu
berÅcksichtigen. Der Ausweis ist rÅckwirkend nicht mÇglich.

4. Einnahmen-/�berschussrechner haben, wie Bilanzierende, die MÇglichkeit, eine
AnsparrÅcklage nach § 7g EStG zu bilden.

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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140 BStBl II 2004, 985, dem auch die Finanzverwaltung folgt in BMF-Schreiben v. 17.11.2004, BStBl I 2004,
1064.

141 BFH, Urt. v. 9.10.1986, IV R 57/83, www.bundesfinanzhof.de.
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5. Vorauszahlungen auf Aufwendungen im laufenden Gesch�ftsjahr fÅr weniger als
fÅnf Jahre im Voraus sind steuerrechtlich gewinnmindernd zu berÅcksichtigen.

4. Gewinnermittlung nach Durchschnittss�tzen

Diese Gewinnermittlungsart kommt nur bei EinkÅnften aus Land- und Forstwirtschaft
i.S.v. § 13a EStG in Frage.

Land- und Forstwirte, die nicht aufgrund gesetzlicher Vorschriften verpflichtet sind, BÅ-
cher zu fÅhren und regelm�ßig AbschlÅsse zu machen, kÇnnen, wenn ihr Betrieb Åber
eine in § 13a EStG genau beschriebene GrÇße nicht hinaus geht, ihren Gewinn als Durch-
schnittssatzgewinn ermitteln. Dieser ist nach § 13a Abs. 3 EStG die Summe aus dem
Grundbetrag, den Zuschl�gen fÅr Sondernutzung und den nach § 13a Abs. 6 EStG geson-
dert zu ermittelten Gewinnen und den vereinnahmten Miet- und Pachtzinsen. Wenn bei-
spielsweise der Grundbetrag bei der landwirtschaftlichen Nutzung sich nach einem pau-
schalisierten Hektarwert ermittelt, hat dieses mit der Ermittlung tats�chlicher Gewinne
nicht zu tun. Der nach Durchschnittss�tzen ermittelte Gewinn hat mit den realen Verh�lt-
nissen nichts gemein.

Hinweis

FÅr unterhaltsrechtliche Zwecke ist diese Gewinnermittlung deshalb vÇllig unbrauch-
bar, so dass der Unterhaltsschuldner zur ErfÅllung seiner Darlegungs- und Beweislast
fÅr unterhaltsrechtliche Zwecke eine Einnahmen-/�berschussrechnung erstellen
muss.142

IX. Thesaurierte Gewinne im Familienrecht

Unterhaltsrelevanz

Unterhaltsschuldner S beruft sich fÅr sein unterhaltsrelevantes Einkommen nicht auf den
Gewinn der GmbH, an der er beteiligt ist.

Sein Einkommen hieraus sei Null, da keine Gewinne ausgeschÅttet worden seien.

Zu dieser Problematik gibt es in Literatur und Rechtsprechung nur wenige Abhandlun-
gen, wobei Fischer-Winkelmann LÇsungsansatzpunkte aufzeigt.143

Fischer-Winkelmann differenziert zun�chst zwischen beherrschenden und nicht beherr-
schenden Gesellschaftern als unterhaltsrechtlichen Ansatz und orientiert sich dabei am
Steuerrecht, das ebenfalls eine Differenzierung zwischen beherrschenden und nicht be-
herrschenden Gesellschaftern kennt. Danach gilt der Gesellschafter dann als beherr-
schend, wenn ihm die absolute Mehrheit der Stimmrechte bei der Gesellschaft zusteht,
was in der Regel eine Beteiligung von mehr als 50 % voraussetzt. Entgegen Nickl,144 der
von einer wesentlichen Beteiligung bei 75 % ausgeht, orientiert sich Fischer-Winkelmann
an der 50 %-Grenze. Bei mehr als 50 % liegt eindeutig ein beherrschender Gesellschafter
vor.145
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142 Wendl/Staudigl/Kemper, a.a.O, § 1 Rn 201.
143 Vgl. Fischer-Winkelmann/Maier, EinkÅnfte aus der Beteiligung an einer Personen- oder Kapitalgesellschaft

unter unterhaltsrechtlicher Perspektive, FamRZ 1996, 1391 ff., im Folgenden Fischer-Winkelmann, a.a.O. zi-
tiert, sowie Kuckenburg, Der Selbstst�ndige im familienrechtlichen Verfahren, S. 110 ff.

144 FamRZ 1988, 132 ff.
145 Vgl. Fischer-Winkelmann, a.a.O., S. 1392.
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Fischer-Winkelmann differenziert sodann weiter zwischen Personengesellschaften und
KÇrperschaften.146

Er147 bezieht sich zur Argumentation auf eine Entscheidung des BGH,148 wonach von ei-
nem Gesellschaftergesch�ftsfÅhrer die Vorlage von Bilanzen nebst Gewinn- und Verlust-
rechnungen der GmbH im Rahmen des Beleganspruchs nach § 1605 Abs. 1 S. 2 BGB ver-
langt werden kann. Dabei ist er nicht berechtigt, sich auf die Belange der GmbH oder
anderer Beteiligter zu berufen.

Hinweis

Das Interesse der Unterhaltsgl�ubiger Åberwiegt dem Interesse an Geheimhaltung der
Unternehmensinhaber149 was sich auch aus Analogie zu § 385 Nr. 3 ZPO ergibt.

Der BGH hat nicht explizit zur Frage Stellung genommen, ob die thesaurierten Gewinne
dem unterhaltsrechtlich relevanten Einkommen zuzurechnen sind, insbesondere zeigt die
Entscheidung nicht auf, in welchem Umfang der Unterhaltsverpflichtete an der Gesell-
schaft beteiligt war.

Die Entscheidung des BGH macht aber deutlich, dass eine Beschr�nkung auf ausgeschÅt-
tete Gewinne nicht hinzunehmen ist. Der Auskunftsanspruch kann n�mlich nur dann ge-
geben sein, wenn auch auf thesaurierte Gewinne ein Unterhaltsanspruch besteht. Ande-
renfalls reichte es aus, GewinnverwendungsbeschlÅsse und Einkommensteuererkl�rungen
vorzulegen.

Hinweis

Hieraus folgt, dass die thesaurierten Gewinne danach grunds�tzlich voll umf�nglich
dem Unterhaltseinkommen zuzurechnen sind, was auch mit dem Gleichbehandlungs-
gedanken zu anderen Gewerbetreibenden zu erkl�ren ist. So wird auch beim Einzel-
unternehmer, der seinen Gewinn nach einer E�R nach § 4 Abs. 3 EStG erstellt,
zwanglos auch der Gewinn als unterhaltsrechtliche Grundlage angenommen. Er kann
beispielsweise keine RÅcklagen, RÅckstellungen etc. bilden, auch wenn dies einer
vernÅnftigen, kaufm�nnischen Beurteilung entsprechen wÅrde. Beim Mehrheits-
gesellschafter ist somit auch der thesaurierte Gewinn vollinhaltlich den EinkÅnften
zuzurechnen. Dies gilt insbesondere dann, wenn es sich um einen Alleingesellschafter
bei einer GmbH handelt.150

Grunds�tzlich ist daher von einer entsprechenden Zurechnung der thesaurierten Gewinne
in HÇhe dieses Prozentsatzes auszugehen.

Die korrigierten Jahreserfolge sind abzustimmen mit den tats�chlich vorgenommenen
AusschÅttungen, um Doppelzahlungen zu vermeiden.

Weitere EinkÅnfte beim Mehrheitsgesellschafter ergeben sich auch aus der VergÅtung als
Gesch�ftsfÅhrer der GmbH. Diese sind unterhaltsrechtlich als steuerliche Einnahmen
beim Unterhaltseinkommen zu berÅcksichtigen.

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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146 Fischer-Winkelmann, a.a.O., S. 1393 ff.
147 A.a.O., 1396.
148 BGH FamRZ 1982, 68 f.
149 Vgl. BGH, a.a.O., Rn 15 mHa Analogie zu Auskunft des Pflichtteilsberechtigten nach § 2314 BGB und des

Ehegatten bei Beendigung des GÅterstandes gem�ß § 1379 Abs. 1 BGB.
150 Vgl. Fischer-Winkelmann, a.a.O., S. 1397.
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Zudem pl�diert Fischer-Winkelmann fÅr eine Berechnung der fiktiven Einkommensteu-
er.151

Fischer-Winkelmann weist auch zu Recht darauf hin, dass beim Mehrheitsgesellschafter
und beim Ehegattenunterhalt die Pr�gung der ehelichen Lebensverh�ltnisse heranzuzie-
hen ist. Hierbei relativiert sich das Problem dann, wenn VermÇgensbildung beim Zuge-
winnausgleich eine Rolle spielt.152

1. Thesaurierung von Gewinnen bei Einzelunternehmen

„Klassisch“ wird die genannte Problematik der thesaurierten Gewinne bei Personen- und
Kapitalgesellschaften diskutiert und nicht bei Einzelunternehmen.

Hierbei wird offenbar vÇllig unkritisch unterhaltsrechtlich mit einer Fiktion gearbeitet,
dass die Gewinne uneingeschr�nkt dem Unternehmer zur persÇnlichen LebensfÅhrung
(unter BerÅcksichtigung von Vorsorgeaufwendungen und Steuern) zur VerfÅgung stehen.
Dieser Gedanke l�sst natÅrlich vÇllig betriebswirtschaftliche �berlegungen beiseite, wo-
nach der Unternehmer z.B. die Liquidit�t des Unternehmens aufrecht zu erhalten hat.153

So gehen z.B. die Abschreibungss�tze neben ihrer AnknÅpfung an die Anschaffungs- und
Herstellungskosten von der Fiktion aus, dass eine Wiederbeschaffung des Anlagegutes zu
gleichen Preisen mÇglich ist. Dies ist dann aber regelm�ßig nicht der Fall, wenn langlebi-
ge WirtschaftsgÅter vorhanden sind, die Åber 25 Jahre abgeschrieben werden.

FÅr diesen Fall mÅssen betriebwirtschaftlich RÅcklagen geschaffen werden, um die-
sen Finanzbedarf zu decken, was auch Unabh�ngigkeit von Fremdfinanzierung mit
entsprechender Zinsbelastung bedeutet.

Beispiel

Ein S�gereibetrieb hatte vor mehr als 25 Jahren eine S�gemaschine angeschafft, die
mit dem Erinnerungswert von 1 EUR in den BÅchern gefÅhrt wird.

Technische Neuerungen fÅhren dazu, dass bei Anschaffung einer neuen Maschine
Personal eingespart werden kann, indem diese computergesteuert wird und zudem
eine weitaus hÇhere Arbeitsleistung hat als das Vorg�ngermodell.

LÇsung

Die Anschaffungskosten belaufen sich nicht mehr auf historische 100.000 DM, son-
dern nunmehr auf 250.000 EUR!

Die Abschreibung und der Zufluss der Abschreibungsgegenwerte kann die Neu-
anschaffung nicht finanzieren.

Hinweis

In derartigen F�llen sollte vorgetragen werden, dass ein Finanzierungsbedarf zu de-
cken ist, der aus eigenen RÅcklagen stammen kann. Unabh�ngig von der Frage, ob
das Unternehmen Åberhaupt ein derartiges Wirtschaftsgut zu 100 % finanzieren kann,
also Åber die nÇtige KreditwÅrdigkeit verfÅgt, gibt es noch einen anderen Aspekt.
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151 Vgl. Fischer-Winkelmann, a.a.O., FamRZ 1993, 880 ff., Kuckenburg, a.a.O, S. 114 und 115.
152 Vgl. Kuckenburg, a.a.O, S. 115.
153 So auch der BGH FamRZ 2004, 1177 ff.
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Die Eigenfinanzierung entlastet von Fremdfinanzierung und damit von Zinsen, die
zwar auch steuerlich entlastend wirken, allerdings auch das Unterhaltseinkommen des
Unterhaltsverpflichteten reduziert.154

Arbeitet der Einzelunternehmer mit viel Fremdkapital, sind zwar seine Zinsen Betriebs-
ausgaben im steuerrechtlichen Sinn und beeinflussen mithin das steuerliche Ergebnis.
DemgegenÅber hat er aber aufgrund der Zahlungsverpflichtung gegenÅber der Bank
selbstverst�ndlich auch regelm�ßig Tilgung zu leisten, die in der G&V nicht erfasst und
dokumentiert ist. Diese mÅssen aber auch aus den liquiden Mitteln, aus dem steuerlichen
Gewinn, erbracht werden. Um es deutlich zu machen:

Auch diese Liquidit�t ist sicherzustellen, ohne dass dieses sich auf den Gewinn des
Unternehmens auswirkt und die Leistungsf�higkeit des Unternehmers reduziert.

Hinweis

Der Parteivertreter des Unternehmers sollte deshalb in Hinblick auf diesen Aspekt de-
tailliert und substantiiert vortragen. Damit soll erreicht werden, dass nicht alle steuer-
rechtlich ermittelten Gewinne zur BegrÅndung fÅr dessen Leistungsf�higkeit heran-
gezogen werden.

Die vorgenannten Gedanken machen aber die grunds�tzliche Problematik deutlich, dass
auch bei Einzelunternehmen nicht zwanglos vom Gewinn, der nach steuerrechtlichen
Vorschriften ermittelt worden ist, ausgegangen werden kann, ohne dass hier unterhalts-
rechtliche �berlegungen angestellt werden.

DarÅber hinaus ist zu bedenken, dass der Gewinn betriebswirtschaftlich betrachtet folgen-
de GrÇßen pr�sentiert:

n Kalkulatorischer Unternehmerlohn

n Ausgleich fÅr das unternehmerische Risiko

n Verzinsung des eingesetzten Eigenkapitals

Argumente aus der Rechtsprechung zur BegrÅndung einer Thesaurierung:

n Der BGH erkennt die Notwendigkeit der Aufrechterhaltung der Liquidit�t eines Un-
ternehmens in seiner Rechtsprechung zu § 7g EStG.155

n Der BGH stellt im Zusammenhang mit unterhaltsrechtlicher Anpassung von Betriebs-
aufwendungen (Personalkosten) betriebswirtschaftliche �berlegungen mit der Metho-
de des externen Betriebvergleichs an.156

n Der BGH geht bei der Unternehmensbewertung im Kontext zur Doppelverwertung
auch von einer Aufsplittung des kalkulatorischen Unternehmerlohns aus und sieht im
Bestandteil des individuellen kalkulatorischen Unternehmerlohns einen ablÇsbaren
Teil des Gewinnes.157

Damit ist die Anwendung betriebwirtschaftlicher Grunds�tze im Unterhaltsrecht rezepti-
bel, weil betriebwirtschaftliche Prinzipien erst dann rechtsverbindlich werden, wenn der
Gesetzgeber oder die Rechtsprechung sie sich zu eigen gemacht haben und sie damit in
der objektiven Rechtsordnung – wie hier erkennbar – zum Ausdruck gekommen sind.158

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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154 Vgl. hierzu auch MÅnch, Unterhaltsbilanz und Steuerbilanz, FamRB 2007, 150, 151.
155 BGH FamRZ 2004, 1177.
156 BGH FamRZ 2006, 387 ff.; OLG Frankfurt FamRZ 2007, 404 ff.
157 BGH FuR 2008, 295 ff. = FamRZ 2008, 761 ff. mit Anm. Kuckenburg, in FuR 2008, 270 ff.
158 Eibelsh�user, Wirtschaftliche Betrachtungsweise im Steuerrecht, DStR 2002, 1426 ff.
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2. Thesaurierung von Gewinnen bei Gesellschaften

Die Problematik der Behandlung von thesaurierten Gewinnen in Unternehmen und deren
Auswirkung auf das Unterhaltseinkommen wird offenkundig, wenn bei Personen- und
Kapitalgesellschaften die folgenden �berlegungen angestellt werden:

1. Beispiel

Der unterhaltsverpflichtete Unternehmer U ist an einer GbR neben anderen neun Ge-
sellschaftern zu 10 % beteiligt. Da die Gesellschaft einen erheblichen Investitions-
bedarf hat, ist bereits im Gesellschaftsvertrag geregelt, dass die Entnahmen der Mit-
gesellschafter nur 50 % des Gewinnanteils betragen dÅrfen. Die anderen 50 % sind in
eine RÅcklage per Gesellschaftsvertrag einzustellen.

2. Beispiel

Der gesch�ftsfÅhrende Gesellschafter einer Ein-Mann-GmbH erwirtschaftet j�hrlich
100.000 EUR Gewinn und beruft sich ausschließlich zur Ermittlung seines Unterhalts-
einkommens auf seine angemessenen EinkÅnfte als Gesch�ftsfÅhrer. Die Gewinne
werden gem�ß Satzung zur H�lfte in die KapitalrÅcklage eingestellt. BezÅglich der
anderen H�lfte wird bei der Feststellung des Jahresabschlusses ebenfalls eine RÅck-
stellung in die KapitalrÅcklage beschlossen.

3. Beispiel

VerkÅrzter Sachverhalt der BGH-Entscheidung:159

Gesellschafter M bezieht sich auf seine nichtselbstst�ndigen EinkÅnfte als Gesell-
schafter der M-GmbH und verweigert weitere Auskunftserteilung mit Hinweis auf
das Geheimhaltungsinteresse der Mitgesellschafter und Gewinne seien nicht aus-
geschÅttet worden.

Derartige Fallkonstellationen sind dem familienrechtlich arbeitenden Praktiker vertraut.
Gleichwohl finden sich hierzu wenig systematisierende Darstellungen. Dies soll in Anleh-
nung an das schon vorgestellte Konzept von Fischer-Winkelmann/Maier geschehen.160

Die elementare Frage bei der Thesaurierung von Gewinnen lautet:

Wie ist eine rechtliche Gleichbehandlung von Inhabern von Einzelunternehmen und
Beteiligten an Personen- und Kapitalgesellschaften herzustellen?

Es geht um die erforderliche parit�tische Behandlung von Einzelunternehmen, beherr-
schenden Gesellschaftern einer Personengesellschaft und beherrschenden Gesellschaftern
von Kapitalgesellschaften.161

Die grunds�tzlich vorzunehmende unterhaltsrechtliche Differenzierung dÅrfte von der
Fragestellung ausgehen, ob ein beherrschender oder nicht beherrschender Gesellschafter
vorliegt.

Dies ist keinesfalls im steuerrechtlichen Sinne gemeint, wobei die Frage, wann das Steu-
errecht von beherrschenden Unternehmern ausgeht, eines der steuerrechtlichen „Spiel-
wiese“ der Politik ist. Vielmehr geht es um die tats�chliche Frage, wann der Beteiligte am
Unternehmen auf die AusschÅttungspolitik Einfluss nehmen kann. Dies bedeutet dann
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159 BGH, FamRZ 1982, 681 ff.
160 Vgl. Fischer-Winkelmann/Maier, FamRZ 1996, 1391 ff.
161 Vgl. OLG Celle FuR 2001, 509, 511.

425

426



konsequenter Weise auch, dass die HÇhe der Beteiligung am Gewinn, die nicht identisch
mit der Gewinnbeteiligung sein muss, im Vordergrund steht.

Hinweis

Wenn es sich um Personen- und Kapitalgesellschaften handelt, sind stets alle Gesell-
schaftsvertr�ge und deren Ab�nderungen im Auskunfts- und Belegverfahren zu
verlangen, da die HÇhe der Beteiligung nachvollzogen werden muss und zudem, wie
oben ausgefÅhrt, Gewinnbeteiligung und Beteiligung am Unternehmen keineswegs
identisch sein mÅssen.

Insbesondere kann es Minderheitsgesellschafter mit zus�tzlichen Stimmrechten fÅr
Gewinnverteilung/Vorzugsdividenden und/oder anderen Sonderrechten wie z.B. Ent-
scheidung fÅr Investitionst�tigkeit, Zustimmung zur Ver�ußerung von Gesellschafts-
anteilen an Dritte geben. Dies ist typisch fÅr Rechte, die insbesondere Altgesellschaf-
ter in Familienunternehmen sich ausbedingen.

Diese Gesichtspunkte werden in der praktischen Fallbearbeitung meist nicht beachtet und
nicht der notwendigen Kontrolle mit erheblichem Haftungsrisiko des Parteivertreters des
Anspruchsberechtigten unterzogen.

Grunds�tzlich und zur groben Orientierung kann aber von einer Beherrschung ausgegan-
gen werden, wenn die Beteiligung Åber 50 % liegt.162 Ob diese Differenzierung allerdings
tauglich ist, zeigt sich bei der Anwendung steuerlicher Kriterien. Im Falle von Ver�uße-
rungsgewinnen nach § 17 EStG, Ver�ußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaften, als
laufender Gewinn ist eine „wesentliche Beteiligung“ schon bei 1 % gegeben. Vor 2002
waren dies immerhin 10 % und bis zum 31.12.1998 25 %.163

NatÅrlich sind „Beherrschung“ und „wesentliche Beteiligung“ keine parit�tischen Begrif-
fe; andererseits machen sie die Problematik der Fragestellung der thesaurierten Gewinne
nochmals deutlich. Die unterhaltsrechtliche Bewertung muss deshalb anders erfolgen als
bei der steuerlichen Fragestellung. Kriterium fÅr die Beherrschung kann dabei auch der
Einfluss auf die unternehmerischen Entscheidungen, wie z.B. auf Investitionst�tigkeit
und damit auf die Abschreibung und die Zinsbelastungen des Unternehmens sein.164

Die weitere Differenzierung erfolgt danach, ob es sich um eine Personen- oder eine Kapi-
talgesellschaft handelt.

a) Thesaurierte Gewinne in der Personengesellschaft

Bei der Personengesellschaft ist zun�chst von der einheitlichen und gesonderten Gewinn-
feststellung auszugehen, also wieder ein Beleg, der aus dem Steuerrecht stammt.165

Das Auskunfts- und Belegbegehren muss sich auch auf die Erkl�rungen und die Beschei-
de der einheitlichen und gesonderten Gewinnfeststellung des Unternehmens beziehen.
Die steuerlich ermittelten Gewinne aus Gewerbebetrieb oder selbstst�ndiger T�tigkeit
stellen ein unterhaltsrechtliches Mindesteinkommen dar.166 In diesem Kontext ist aber auf
die Problematik der etwaigen Notwendigkeit von RÅcklagenbildung zu verweisen, die
oben schon im Einzelunternehmen diskutiert worden ist. Korrekturen vom steuerlichen
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162 Vgl. auch Fischer-Winkelmann/Maier, a.a.O., 1392.
163 Schmidt, EStG, § 17, Rn 35.
164 Vgl. Fischer-Winkelmann/Maier, a.a.O., 1392.
165 Vgl zur gesonderten Feststellung nach §§ 179 ff. AO: Perleberg-KÇlbel in Pump/Leibner, §§ 179 ff.
166 Vgl. Fischer-Winkelmann/Maier, a.a.O., 1393.
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Gewinn sind grunds�tzlich aber nur dann vorzunehmen, wenn der beherrschende Gesell-
schafter Einfluss nehmen kann. Beim Minderheitsgesellschafter (vgl. Ausgangsfall 1,
Rn 425) ist die HÇhe der tats�chlichen AusschÅttung als Unterhaltseinkunft heranzuzie-
hen.

Dieses ist wohl uneingeschr�nkt richtig, da der Minderheitsgesellschafter eine AusschÅt-
tung der Gewinne an ihn, auch wenn sie ihm zustehen, letztlich nicht bewirken kann. Er
wird Åberstimmt. Werden auf diese Weise Åber Jahre hinweg EinkÅnfte nicht ausgeschÅt-
tet, stellt sich unterhaltsrechtlich insbesondere bei gesteigerter Leistungsverpflichtung die
Frage, ob eine Ver�ußerung des Mitunternehmeranteils erforderlich ist. Hier ist der Be-
reich der potenziellen Leistungsf�higkeit tangiert.

In diesem Zusammenhang ist auf Sonder- und Erg�nzungsbilanzen zu verweisen. Stellt
n�mlich der Mitunternehmer einer Personengesellschaft ein Wirtschaftsgut (Geb�ude,
Maschine, Lizenz etc.) der Mitunternehmerschaft zur VerfÅgung, ohne dass diese Ge-
samthandvermÇgen werden, hat er eine Sonderbilanz zu erstellen (vgl. Rn 326 ff.)

Handelt es sich bei diesem Mitunternehmer um den Unterhaltsverpflichteten, kÇnnen die
UnterhaltseinkÅnfte aus der Personengesellschaft natÅrlich nur beurteilt werden, wenn
auch die EinkÅnfte aus der Sonderbilanz und der damit verbundenen G&V gewÅrdigt
werden. Hierauf muss sich dann natÅrlich auch das Auskunfts- und Belegbegehren bezie-
hen. �hnliches gilt fÅr Erg�nzungsbilanzen (vgl. Rn 332 ff.) wenn beispielsweise ein Ein-
zelunternehmen in eine Personengesellschaft zu Buchwerten eingebracht wird. Erfolgt
der Ansatz Åber Buchwert, wird das wahre Ergebnis des Mitunternehmers aus der Per-
sonengesellschaft nur sichtbar, wenn auch die Erg�nzungsbilanzen herangezogen werden.

Auf Sonder- und Erg�nzungsbilanzen besteht deshalb ein Auskunfts- und Beleg-
anspruch!

Weitere Weichenstellung:

Sind die tats�chlich entnommenen Entnahmen grÇßer als der steuerlich ermittelte Ge-
winn, so dÅrften die Privatentnahmen AnknÅpfungspunkt sein, ohne dass es auf die tat-
s�chlichen AusschÅttungen ankommt. FÅr den Fall, dass die Entnahme geringer als der
zu verteilende Gewinn ist, wird man weitere Erw�gungen anstellen mÅssen. Zu Recht
wird deshalb darauf verwiesen, dass die Gewinne auch tats�chlich zur VerfÅgung stehen
mÅssen.167

Dabei dÅrften keinerlei Bedenken bestehen, beispielsweise GewinnrÅcklagen in Anleh-
nung an § 150 Abs. 2 AktG von 4 % bis 5 % des Gewinnes zu bilden, weil dieses regel-
m�ßig vernÅnftiger kaufm�nnischer Beurteilung entsprechen dÅrfte. Die ErhÇhung des
Eigenkapitals bewirkt n�mlich die Unabh�ngigkeit von Fremdkapital mit daraus folgen-
der Zinslast, wie oben schon ausgefÅhrt wurde, und sichert langfristig so die Liquidit�t
des Unternehmens und damit die Leistungsf�higkeit des Unternehmers im unterhalts-
rechtlichen Sinne.

Auch in der Literatur wird darauf verwiesen, dass die Gerichte zu wenig Gewicht darauf
legen, ob der Unterhaltsverpflichtete aufgrund gesellschaftsrechtlicher Vereinbarung ge-
halten ist, seine Privatentnahmen auf einen bestimmten Betrag zu beschr�nken.168
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167 Vgl. Fischer-Winkelmann/Maier, a.a.O., 1394.
168 Vgl. Fischer-Winkelmann/Maier, a.a.O. unter Bezugnahme auf KlingelhÇffer, S.139.
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b) Thesaurierte Gewinne bei Kapitalgesellschaften

Bei den Kapitalgesellschaften hat die Gesellschafterversammlung einen Gewinnverwen-
dungsbeschluss zu fassen (u.a. § 29 GmbHG, § 174 AktG). Diese GesellschaftsbeschlÅsse
finden sich regelm�ßig nicht in unterhaltsrechtlichen Akten, wenn Beteiligungen an Ka-
pitalgesellschaften vorliegen.

Der Auskunfts- und Beleganspruch muss sich daher zwingend auch auf die Gewinn-
verwendungsbeschlÅsse beziehen.

Steuerrechtlich handelt es sich um EinkÅnfte aus KapitalvermÇgen (vgl. Rn 470 ff.). Die
von der KÇrperschaft zu entrichtende KÇrperschaftsteuer wird bei der Einkommensteuer
des Gesellschafters Åber das HalbeinkÅnfteverfahren (vgl. Rn 440 ff.) h�lftig berÅcksich-
tigt. In der Eigenkommensteuererkl�rung 2007, Anlage „KAP“, Zeilen 18 ff., findet sich
auch eine Aufteilung nach der HÇhe des Gesamtgewinns und dem h�lftigen Betrag fÅr
die individuelle Steuerveranlagung gem�ß dem HalbeinkÅnfteverfahren. Gewinnaus-
schÅttungen und Ver�ußerungsgewinne (Entnahmegewinne) aus Anteilen an Kapitalge-
sellschaften, die BetriebsvermÇgen nach § 16 EStG darstellen, werden auf der Gesell-
schafterebene, abzÅglich Werbungskosten, nach § 3 Nr. 40 EStG nur zur H�lfte (ab Ver-
anlagungszeitraum 2009 Åber das sog. TeileinkÅnfteverfahren mit 60 %, (vgl. Rn 440 und
A) bei der Einkommensteuer erfasst.

Vorab ist beim Gesellschaftergesch�ftsfÅhrer natÅrlich zu prÅfen, ob seine EinkÅnfte aus
nicht selbstst�ndiger T�tigkeit als Gesch�ftsfÅhrer oder Vorstand angemessen sind.

Beim Minderheitsgesellschafter ist davon auszugehen, dass nur die Betr�ge das Unter-
haltseinkommen nach Abzug von Steuerfreibetr�gen und Werbungskosten pr�gen, die
ihm tats�chlich zufließen. Dies entspricht seinem gesellschaftsrechtlichen Einfluss.169

c) Rechtfertigung der Differenzierung zwischen beherrschendem und
nicht beherrschendem Gesellschafter

Wie ist rechtlich die Differenzierung nach Beherrschung oder Nichtbeherrschung der Ge-
sellschaft zu rechtfertigen? Dem oben dargestellten Beispiel unter Rn 425 liegt eine Ent-
scheidung des BGH zugrunde, die diese Differenzierung rechtfertigt.

Der BGH170 hat in Hinblick auf eine Auskunftsverpflichtung bei einem Gesellschafter-
gesch�ftsfÅhrer einer GmbH die Vorlage von Bilanzen nebst Gewinn- und Verlustrech-
nung im Rahmen eines Beleganspruchs verlangt. H�tte der BGH ausschließlich auf die
nicht selbstst�ndigen EinkÅnfte des Gesellschaftergesch�ftsfÅhrers abgestellt, w�re die
Vorlage von Bilanz und G&V der GmbH obsolet. Insoweit stellt der BGH an angegebener
Stelle klar, dass der Unternehmer nicht allgemein auf Belege der Gesellschaft verweisen
kÇnne und lÇst die Frage der Auskunftserteilung mit der faktischen ZugriffsmÇglichkeit
auf diese Unterlagen. Die Entscheidung nimmt zwar nicht expressis verbis zur Frage Stel-
lung, wie die thesaurierten Gewinne zu behandeln sind. Inzident ist aber ein Auskunfts-
anspruch natÅrlich nur dann gegeben, wenn es auch auf die nicht ausgeschÅtteten Gewin-
ne ankommt. Diese sind unterhaltsrechtlich relevant, da andererseits kein Auskunfts- und
Beleganspruch gegeben ist.

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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170 BGH FamRZ 1982, 681 f.
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3. Zusammenfassung

Die wesentliche Differenzierung bei Zurechnung von thesaurierten Gewinnen erfolgt
nach dem Einfluss auf die AusschÅttungspolitik des Unternehmens.

Dies ist nach der gesellschaftsvertraglichen Regelung und den dort einger�umten Rech-
ten, insbesondere nach der BeteiligungshÇhe, Einfluss auf die strategischen Unterneh-
mensentscheidungen, wie Einfluss auf die Investitionspolitik, die Wahl der Abschrei-
bungsmethoden, Darlehnsaufnahmen der Gesellschaft und Verteilung der Gewinnverwen-
dung zu beurteilen.

Danach entscheidet sich, ob die Gewinne dem Unterhaltseinkommen zu zurechnen sind
oder nicht.

X. Exkurs KÇrperschaftsteuerrecht

Unterhaltsrelevanz

Der Vorabschnitt zeigt die Unterhaltsrelevanz der AusschÅttungspolitik fÅr das Unter-
haltseinkommen. In unmittelbarem Kontext steht bei KÇrperschaften die KÇrperschaft-
steuer, die in den vergangenen Jahren besonders h�ufig, auch strukturell, durch den Ge-
setzgeber ver�ndert wurde. Sie hat unmittelbaren Einfluss auf das Einkommen des Unter-
haltschuldners und die HÇhe der Einkommensteuer.

Beispiel

Die GmbH des Unterhaltschuldners schÅttet fÅr das Jahr 2007 Anfang 2008

40.000 EUR aus.

LÇsung

AusschÅttung der GmbH 40.000 EUR
abzÅglich 25 % KSt (ohne SolZS und KapErtrSt wegen Verein-
fachung) 10.000 EUR
AusschÅttung folglich 30.000 EUR
nach HalbeinkÅnfteverfahren (siehe unten) unterliegt nur noch die
H�lfte der AusschÅttung, 15.000 EUR
Bei einem angenommen Steuersatz von 33,33 % sind auf die Kapi-
taleinkÅnfte an ESt zu zahlen 5.000 EUR
Unterhaltseinkommen 25.000 EUR

1. Ermittlung des kÇrperschaftsteuerlichen Einkommens

Das zu versteuernde Einkommen von Kapitalgesellschaften l�sst sich vereinfacht wie
folgt darstellen:

JahresÅberschuss/Jahresfehlbetrag lt. Handelsbilanz
+/- Korrekturen nach einkommensteuerlichen Vorschriften (§ 60 EStDV) (z.B. nicht

abziehbare Betriebsausgaben nach § 4 Abs. 5 EStG)
= Gewinn/Verlust lt. Steuerbilanz
+/- Korrekturen nach kÇrperschaftsteuerlichen Vorschriften:
– steuerfreie Einnahmen
+ verdeckte GewinnausschÅttungen (§ 8 Abs. 3 KStG)
– verdeckte Einlagen
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+ s�mtliche Spenden
+ nicht abziehbare Aufwendungen (§ 10 KStG)
= Summe der EinkÅnfte
– abziehbare Spenden (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 KStG)
= Gesamtbetrag der EinkÅnfte
– Verlustabzug (§ 10d EStG)
= Einkommen
– Freibetrag nach § 24 KStG
– Freibetrag nach § 25 KStG
= zu versteuerndes Einkommen

Folgende Korrekturen sind nach kÇrperschaftsteuerlichen Vorschriften vorzunehmen:

n steuerfreie Einnahmen, hierzu z�hlen

n von anderen Kapitalgesellschaften erhaltene GewinnausschÅttungen

n Gewinne aus der Ver�ußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaften

n Verdeckte GewinnausschÅttungen (vGA) i.S.d. § 8 Abs. 3 S. 2 KStG, dies sind Ver-
mÇgensminderungen oder verhinderte VermÇgensmehrungen, die durch das Gesell-
schaftsverh�ltnis veranlasst sind und sich auf die HÇhe des Einkommens nicht auswir-
ken dÅrfen, wenn sie nicht auf einem den gesellschaftsrechtlichen Vorschriften ent-
sprechenden Gewinnverteilungsbeschluss beruhen (R 36 Abs. 1 S. 1 KStR 2004).

Beispiel

Gesellschafter A ist auch gleichzeitig Gesch�ftsfÅhrer der A GmbH. Er erh�lt 2007
neben einem angemessenen Gehalt in HÇhe von monatlich 20.000 EUR eine Umsatz-
vergÅtung von 30.000 EUR, die auf keinem Gewinnverteilungsbeschluss beruht.

LÇsung

Die UmsatzvergÅtung von 30.000 EUR hat das Einkommen der GmbH in 2007 um
30.000 EUR gemindert. Es liegt eine verdeckte GewinnausschÅttung vor, die fÅr kÇr-
perschaftsteuerliche Zwecke dem Gewinn lt. Steuerbilanz wieder hinzuzurechnen ist.

Weitere Korrekturen sind bei verdeckten Einlagen und Spenden vorzunehmen. So dÅr-
fen Einlagen der Gesellschaft das Einkommen der Kapitalgesellschaft nicht erhÇhen. Sie
sind erfolgsneutral zu buchen.

Wird eine Einlage durch eine unangemessen vergÅtete schuldrechtliche Beziehung zwi-
schen dem Gesellschafter und der Kapitalgesellschaft verdeckt, spricht man von einer
verdeckten Einlage. Diese verdeckten Einlagen erhÇhen in der Regel das Einkommen der
Gesellschaft und sind daher zu kÅrzen.

Einlagef�hig sind nur materielle oder immaterielle WirtschaftsgÅter (R 40 Abs. 1 KStR
2004).

Beispiel

Sachverhalt wie zuvor. Der Gesellschafter A gew�hrt der A GmbH Anfang 2007 ein
Darlehen in HÇhe von 50.000 EUR zu einem Zinssatz von 3 %. Die Åbliche Verzin-
sung liegt bei 10 %. Mitte des Jahres 2007 verzichtet A auf die RÅckzahlung des Dar-
lehens.

LÇsung

Eine niedrigere Verzinsung stellt kein einlagef�higes Wirtschaftsgut dar und die ge-
zahlten Zinsen sind damit keine verdeckte Einlage. Einlagef�hig ist jedoch der Ver-

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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zicht auf das Darlehen, so dass das Einkommen der Gesellschaft um 50.000 EUR zu
kÅrzen ist.

Nicht abziehbar sind Aufwendungen fÅr:
n Steuern vom Einkommen und sonstige Personensteuern, Umsatzsteuer, Ums�tze, Ent-

nahmen oder verdeckte GewinnausschÅttungen sowie Vorsteuerbetr�ge auf Aufwen-
dungen, fÅr die das Abzugsverbot des § 4 Abs. 5 EStG gilt sowie fÅr die auf diese
Steuern entfallenden Nebenleistungen wie Versp�tungs- und S�umniszuschl�ge,

n in einem Strafverfahren festgesetzte Geldstrafen und sonstige Rechtsfolgen ver-
mÇgensrechtlicher Art, bei denen der Strafcharakter Åberwiegt und

n die H�lfte der VerfÅgungen, die an die Mitglieder der Aufsichtsr�te, Beir�te, etc. zur
�berwachung der Gesch�ftsfÅhrung gezahlt werden.

2. KÇrperschaftsteuersysteme: Anrechnungsverfahren,
HalbeinkÅnfteverfahren, Abgeltungsteuer

Abgeltungsteuer

Die Unternehmenssteuerreform 2008 bringt das System der Abgeltungsteuer (vgl. Teil
A).

Die DividendeneinkÅnfte sowie Kursgewinne (Ver�ußerungsgewinne) werden pauschal
mit 25 % (zzgl. 5,5 % SolZ) versteuert.

Der KÇrperschaftsteuersatz wird von 25 % auf 15 % gesenkt. Es handelt sich um eine De-
finitivbesteuerung ohne Anrechnung auf die Einkommensteuer, d.h. die Einkommensteu-
er bezieht sich auf 100 % der EinkÅnfte aus KapitalvermÇgen!

Diese Steuer�nderung gilt auf Unternehmensebene ab 1.1.2008 und auf Anteilseignerebe-
ne ab 1.1.2009.

HalbeinkÅnfteverfahren

Seit dem 1.1.2001 ist das bis dahin geltende Anrechnungsverfahren durch das Halbein-
kÅnfteverfahren abgelÇst worden.

Steuersatz: 25 % und 5,5 % SolZ

Es erfolgt keine Anrechnung der KÇrperschaftsteuer auf die Einkommensteuer (vgl. Bei-
spiel unter Rn 434).

Anrechnungsverfahren

Das bis zum 31.12.2000 geltende Anrechnungsverfahren ging davon aus, dass die Belas-
tung mit KÇrperschaftsteuer auf der Ebene der Kapitalgesellschaft nicht abschließend
war, sondern lediglich eine Vorauszahlung auf die persÇnliche Einkommensteuerschuld
des Anteilseigners darstellte. Sie unterlagen zudem nicht einem einheitlichen Steuersatz,
sondern es wurde zwischen einbehaltenen (Steuerbelastung mit 40 % ist definitiv) und
ausgeschÅtteten Gewinnen (Steuerbelastung mit 30 % ist nicht definitiv, indem Anrech-
nung der KSt auf die persÇnliche Einkommensteuer erfolgt) unterschieden.

Wurden Gewinne ausgeschÅttet, wurde die KÇrperschaftsteuerbelastung vollst�ndig abge-
baut und durch die Besteuerung dem persÇnlichen Einkommensteuersatz des Anteilseig-
ners unterstellt.
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Dies erfolgte in zwei Schritten:
n Auf der Ebene der KÇrperschaft wurde die KÇrperschaftsteuerbelastung der AusschÅt-

tung von 40 % auf 30 % reduziert (Herstellung der AusschÅttungsbelastung) und
n auf der Ebene der Gesellschafter fand die restliche Entlastung von 30 % auf 0 % statt,

indem die 30 % auf die Einkommensteuerschuld angerechnet oder erstattet wurden
(Anrechnung der KÇrperschaftsteuer).

Zum exakten Abbau der KÇrperschaftsteuerbelastung muss im Anrechnungsverfahren die
jeweilige steuerliche Vorbelastung des fÅr die AusschÅttung verwendbaren Eigenkapitals
festgehalten werden.

Dies hatte zur Folge: die zus�tzliche Steuer auf die einbehaltenen Gewinne wurde bis zur
AusschÅttung als KÇrperschaftsteuerguthaben „gespeichert“.

Unterhaltsrelevanz

KÇrperschaften, die aus der Zeit bis zum 31.12.2000 ausschÅttungsf�hige Gewinne haben
und diese Gewinne bis zum unterhaltsrechtlich relevanten Zeitraum noch nicht oder teil-
weise noch nicht ausgeschÅttet haben, besitzen ein AusschÅttungspotenzial mit Erstattung
eines KÇrperschaftsteuerguthabens, das als mit ausgeschÅttet gilt!

Es kommt unterhaltsrechtlich nicht auf den Zeitpunkt der kÇrperschaftsteuerlichen Ge-
winnermittlung, sondern auf den Zeitpunkt der AusschÅttung an die Anteilseigner an.

Das Finanzamt beschied beim Anrechnungsverfahren dabei j�hrlich das ausschÅttungs-
f�hige KÇrperschaftsteuerguthaben aus dem verwendbaren Eigenkapital per Feststel-
lungsbescheid. Dieses KÇrperschaftsteuerguthaben wird im Rahmen der KÇrper-
schaftsteuerveranlagung zum 31.12.2006 letztmalig ermittelt (§ 37 Abs. 4 KStG). Ab
2008 bis 2017 hat die KÇrperschaft einen Anspruch auf Auszahlung des KÇrperschaft-
steuerguthabens in 10 gleichen Jahresbetr�gen (§ 37 Abs. 5 KStG). Der erste Jahresbetrag
wird innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe dieses Festsetzungsbescheides und in den
Folgejahren jeweils am 30.September ausbezahlt.

Auf die vorgenannten Bescheide besteht deshalb selbstverst�ndlich ein unterhalts-
rechtlicher Auskunfts- und Beleganspruch.

Die Gesellschaft hat das unverzinsliche KÇrperschaftsteuerguthaben ab dem 31.12.2006
mit dem abgezinsten Barwert im Jahresabschluss unter „sonstige VermÇgensgegenst�nde“
zu aktivieren, so dass dieses auch aus den Bilanzen ab 2007 ablesbar ist.

Der Mehrgewinn durch die Aktivierung ist steuerfrei.

Hinweis

Hierbei handelt es sich um Unterhaltseinkommen aus der Zurechnung thesaurierter
Gewinne und außerdem vom Finanzamt erstatteter KÇrperschaftsteuer! Der Familien-
rechtler muss dieses beachten, weil hier noch nicht ausgeschÅttete Gewinne, die bis-
lang bei der Unterhaltsberechnung nicht berÅcksichtigt worden sind, entzogen und da-
mit bis 2017 versteckt sein kÇnnen!

3. Gewerbesteuer und Kapitalertragsteuer

Die Kapitalgesellschaft hat neben der KÇrperschaftsteuer und dem Solidarit�tszuschlag
noch die Gewerbesteuer zu tragen.

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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Beispiel

Die A GmbH erzielte in 2006 einen Gewinn von 1 Mio. EUR, der in 2007 an A als
Gesellschafter ausgeschÅttet wird.

Der Hebesatz der Gemeinde Hannover betr�gt 460 %.

LÇsung

Die A GmbH kann fÅr A in 2007 folgende AusschÅttungen vornehmen:

(Gewerbesteuermesszahl reduziert sich mit Unternehmensteuerreform 2008 auf 3,5 %,
vorher 5 %, wie auch der KÇrperschaftsteuersatz auf 15 %, 1,2 als Korrektur fÅr die
Abzugsf�higkeit der Gewerbesteuer vom steuerlichen Gewinn zur Vermeidung einer
DoppelberÅcksichtigung, entf�llt ab VZ 2008)

Gewinn vor Steuern (100 %) 1.000.000 EUR (100,00 %)
- Gewerbesteuer (100 x 5 % x 460 % / 1,2) -191.666 EUR (-19,16 %)
= Gewinn nach Gewerbesteuer 808.334 EUR (80,84 %)
- KÇrperschaftsteuer (25 % von 808.334 EUR) -202.084 EUR (-20,20 %)
- Solidarit�tszuschlag (5,5 % von 202.084 EUR) -11.114 EUR (-1,11 %)
= AusschÅttung 595.136 EUR (59,53 %)

Wenn dieser Gewinn ausgeschÅttet wird, muss die Gesellschaft zus�tzlich Kapital-
ertragsteuern nach § 43 Abs. 1 Nr. 1 EStG mit einem Steuersatz von 20 % einbehalten
(§ 43a Abs. 1 Nr. 1 EStG). Hieraus folgt, dass die Kapitalertragsteuer in voller HÇhe
auch bei AusschÅttung erhoben wird, die steuerfrei oder zur H�lfte von der Steuer be-
freit ist (AusschÅttungen entsprechend § 8b Abs. 1 KStG und § 3 Nr. 40 EStG).

DarÅber hinaus ist auf die Kapitalertragsteuer ein Solidarit�tszuschlag von 5,5 % zu
erheben (§ 3 Abs. 1 Nr. 5 i.V.m. § 4 SolZG).

Weitere LÇsung

Die Auszahlung an A wird wie folgt berechnet:

Gewinne der A GmbH (Bar-Dividende) 595.136 EUR
- anrechenbare Kapitalertragsteuer (20 % von 595.136 EUR) -119.027 EUR
- anrechenbarer Solidarit�tszuschlag (5,5 % von 119.027 EUR) -6.546 EUR
= Auszahlung (Nettodividende) 469.563 EUR

Hinweis

Wird der Gewinn nicht ausgeschÅttet, wird keine Kapitalertragsteuer zuzÅglich eines
Solidarit�tszuschlags erhoben.

Diese werden bei der Einkommensteuer auf Gesellschafterebene angerechnet.

XI. �berschusseinkÅnfte

1. EinkÅnfte aus nichtselbstst�ndiger Arbeit (§ 19 EStG)

a) Arbeitnehmereigenschaft

Arbeitnehmer i.S.v. § 1 Abs. 1 S. 1 und S. 2 LStDV sind die Personen, die im Çffentlichen
oder privaten Dienst angestellt oder besch�ftigt sind oder waren und die aus diesem
Dienstverh�ltnis oder einem frÅheren Dienstverh�ltnis Arbeitslohn beziehen. Ein Dienst-
verh�ltnis liegt danach vor, wenn der Besch�ftigte dem Arbeitgeber seine Arbeitskraft
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schuldet, d.h. wenn er unter Leitung des Arbeitgebers steht oder im gesch�ftlichen Orga-
nismus des Arbeitgebers dessen Weisungen zu folgen verpflichtet ist (§ 1 Abs. 2 S. 2
LStDV).

Hinweis

In der Regel kann mit dem Merkmal der Weisungsgebundenheit die nichtselbstst�ndi-
ge T�tigkeit von der T�tigkeit als Land- und Forstwirt, als Gewerbetreibender und
selbstst�ndig T�tiger abgegrenzt werden. Somit ist nicht derjenige Arbeitnehmer, der
sich unternehmerisch i.S.v. § 2 UStG bet�tigt.

b) Scheinselbstst�ndige

Scheinselbstst�ndige sind Erwerbst�tige, die rechtlich als Selbstst�ndige behandelt wer-
den, in Wirklichkeit aber wie abh�ngig Besch�ftigte arbeiten.

Betriebswirtschaftlich beruht dieses oft auf Outsourcing.

Vorteile fÅr einen Outsourcer sind Einsparungen bei Personal und Material, Gew�hrleis-
tung hoher Qualit�t und Einhaltung von Zeitvorgaben sowie Wegfall der Kapitalbindun-
gen durch teuren Maschinenpark und Umgehung arbeitsrechtlicher Konsequenzen. Ent-
scheidendes Abgrenzungskriterium ist u.a., ob der Arbeitnehmer weisungsgebunden ist
oder nicht oder im Wesentlichen nur einen Auftraggeber hat. FÅr den Arbeitgeber be-
steht die Gefahr der Nacherhebung von Sozialversicherung und Lohnsteuer.

c) Arbeitslohn

Auszugehen ist von dem Bruttoarbeitslohn, d.h. des Arbeitslohnes vor KÅrzung der AbzÅ-
ge.

Arbeitslohn sind alle Einnahmen in Geld oder Geldeswert, die dem Arbeitnehmer aus
dem Dienstverh�ltnis zufließen. Es ist gleichgÅltig, ob es sich um eine einmalige oder
laufende Einnahme handelt, ob ein Rechtsanspruch auf sie besteht und unter welcher Be-
zeichnung und in welcher Form sie gew�hrt wird (§ 2 Abs. 1 LStDV).

Nach R 70 Abs. 1 und Abs. 3 LStR gehÇrt zum Arbeitslohn:
n SachbezÅge
n Lohnzuschl�ge, z.B. fÅr Mehrarbeit oder Erschwernis
n Entsch�digungen, z.B. fÅr nicht gew�hrten Urlaub
n pauschale Fehlgeldentsch�digungen, die Arbeitnehmern im Kassen- und Z�hldienst

gezahlt werden, soweit sie den Freibetrag von 16 EUR im Monat Åbersteigen
n VergÅtungen des Arbeitgebers zum Ersatz der dem Arbeitnehmer berechneten Kon-

tofÅhrungsgebÅhren
n VergÅtungen des Arbeitgebers zu den Aufwendungen des Arbeitnehmers fÅr Fahrten

zwischen Wohnung und Arbeitsst�tte, soweit diese Aufwendungen nicht zu den Reise-
kosten gehÇren

FahrtkostenzuschÅsse kÇnnen vom Arbeitgeber mit einem Pauschalsteuersatz von 15 %
bis zu einem Betrag erhoben werden, der nach § 9 Abs. 2 EStG als Werbungskosten ange-
setzt werden kÇnnte, wenn die BezÅge nicht pauschal erhoben werden (§ 40 Abs. 2 S. 2
EStG).

Diese pauschal besteuerten BezÅge mindern die abziehbaren Werbungskosten (§ 40
Abs. 2 S. 3 EStG).

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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Nach R 70 Abs. 2 LStR gehÇrt nicht zum Arbeitslohn:
n Leistungen zur Verbesserung der Arbeitsbedingungen, z.B. betriebseigene Dusch- und

Badeanlagen
n �bliche Zuwendungen bei Betriebsveranstaltungen bis zu einem HÇchstbetrag der

Freigrenze von 110 EUR je teilnehmendem Arbeitnehmer (R 72 LStR)
n �bliche Aufmerksamkeiten wie Blumen, Pralinen, etc. bis 40 EUR Freigrenze, die

dem Arbeitnehmer aus besonderem Anlass, z.B. Geburtstag, gew�hrt werden.
n Hingegen gehÇren Geldzuwendungen regelm�ßig zum Arbeitslohn, auch wenn ihr

Wert gering ist, sog. Aufmerksamkeiten (R 73 LStR).
n Betriebliche Fort- und Weiterbildungsleistungen (R 74 LStR)

d) Steuerfreie Einnahmen

Folgende Einnahmen sind z.B. steuerfrei:
n Elterngeld nach dem Bundeselterngeldgesetz ab 2007
n Leistungen aus Krankenversicherung, Pflegeversicherung und gesetzlicher Unfallver-

sicherung
n Arbeitslosengeld, Kurzarbeitergeld, Arbeitslosenhilfe, �bergangsgeld, Unterhaltsgeld
n ReisekostenvergÅtungen, UmzugskostenvergÅtungen und TrennungskostenvergÅtun-

gen
n Vorteile aus der privaten Nutzung von betrieblichen Personalcomputern und Telekom-

munikationsger�ten
n Trinkgelder, seit 1.1.2002 in voller HÇhe
n SachbezÅge, wenn sie insgesamt 44 EUR Freigrenze im Kalendermonat nicht Åber-

steigen
n SachbezÅge, die vom Arbeitgeber nicht Åberwiegend fÅr den Bedarf des Arbeitneh-

mers hergestellt, vertrieben oder erbracht werden und deren Abzug nicht pauschal
nach § 40 EStG versteuert werden.

Hinweis

Als Wert gilt der um 4 % geminderte Endpreis, zu dem der Arbeitgeber die SachbezÅ-
ge fremden Endverbrauchern anbietet.

Es besteht Steuerfreiheit insoweit, als insgesamt der rabattfreie Betrag von 1.080 EUR
im Kalenderjahr nicht Åberschritten wird.

e) SachbezÅge

SachbezÅge sind nach R 31 Abs. 1 LStR insbesondere auch Kosten fÅr Wohnung und Un-
terkunft, Verpflegung und Stellung von Kraftfahrzeugen.

Kfz-Nutzung als Sachbezug

�berl�sst der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer einen Pkw, hat er den privaten Nutzungs-
anteil mit monatlich 1 % des Bruttolistenpreises anzusetzen, der im Zeitpunkt der Erst-
zulassung fÅr das Kraftfahrzeug festgelegt ist. Dies gilt auch bei gebraucht erworbenen
oder geleasten Fahrzeugen. Hierbei ist der Bruttolistenpreis in volle EUR abzurunden
(R 31 Abs. 9 Nr. 1 S. 6 LStR). Dies bezieht sich auf die Privatfahrten als Freizeitfahrten.
Darf der Arbeitnehmer das Fahrzeug auch fÅr Fahrten zwischen Wohnung und Arbeits-
st�tte nutzen, erhÇht sich der Wert um jeden Kilometer der Entfernung zwischen Woh-
nung und Arbeitsst�tte um 0,03 % des Bruttolistenpreises.
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Beispiel

Der Arbeitgeber AG gew�hrt seinem Arbeitnehmer AN neben seinem Bruttogehalt
von 4.000 EUR ab 2007 einen gebraucht angeschafften Wagen auch zur privaten Nut-
zung. Der Bruttolistenpreis im Zeitpunkt der Erstzulassung betr�gt 25.700 EUR und
die Entfernung zwischen Wohnung und Arbeitsst�tte 20 km. AN f�hrt 2007 an 220
Tagen mit dem Firmenwagen von seiner Wohnung zur Arbeitsst�tte.

LÇsung

Der geldwerte Vorteil fÅr AN wird fÅr 2007 monatlich wie folgt ermittelt:

Geldwerter Vorteil fÅr Privatfahrten

(1 % von 25.700 EUR) 257,00 EUR
+ Zuschlag fÅr Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsst�tte
(0,03 % von 25.700 EUR x 20 km) 154,20 EUR
= Geldwerter Vorteil insgesamt 411,20 EUR

Aus dem Betrag ist die Umsatzsteuer herauszurechnen.

Die Gehaltsabrechnung fÅr AN sieht fÅr einen Monat in 2007 beispielhaft wie folgt
aus:

Bruttogehalt 4.000,00 EUR
+ Sachbezug Pkw 411,20 E brutto netto 345,55 EUR
+ 19 % USt 65,65 EUR
= steuer- und sozialversicherungspflichtiges Gehalt 4.411,20 EUR
- Lohnsteuer/Kirchensteuer/Solidarit�tszuschlag 1.210,74 EUR
- Sozialversicherungsbeitr�ge (Arbeitnehmeranteil) 1.063,10 EUR
Nettogehalt 2.137,36 EUR
- Sachbezug 411,20 EUR
= Auszahlungsbetrag 1.726,16 EUR

Der geldwerte Vorteil fÅr die betriebliche Nutzung des Kfz kann auch mit den tats�ch-
lichen Aufwendungen fÅr das Kraftfahrzeug angesetzt werden, wenn die fÅr das Kraft-
fahrzeug insgesamt entstehenden Aufwendungen durch Belege und das Verh�ltnis der pri-
vaten zu den Åbrigen Fahrten durch ein ordnungsgem�ßes Fahrtenbuch nachgewiesen
werden (R 31 Abs. 9 Nr. 2 LStR).

f) Bezugszeitr�ume

Der laufende Arbeitslohn gilt in dem Kalenderjahr als bezogen, in dem der Lohnzah-
lungszeitraum endet (§ 11 Abs. 1 i.V.m. § 38a Abs. 1 S. 2 EStG), w�hrend die sonstigen
BezÅge im Kalenderjahr bezogen werden, in dem sie dem Arbeitnehmer zufließen (§ 11
Abs. 1 i.V.m. § 38a Abs. 1 S. 3 EStG).

g) AbzÅge vom Lohn

Folgende Betr�ge kÇnnen dem Steuerpflichten vom Arbeitslohn unter bestimmten Vo-
raussetzungen zur Ermittlung der EinkÅnfte abgezogen werden:
1. Versorgungsfreibetrag und Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag nach § 19 Abs. 2

EStG
2. Werbungskosten i.S.v. § 9 EStG oder Arbeitnehmerpauschbetrag sowie erwerbs-

bedingte Kinderbetreuungskosten nach § 4f EStG und Pauschbetrag fÅr Versorgungs-
bezÅge nach § 9a Nr. 1b EStG.

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?

168

B.

456

457



aa) Versorgungsfreibetrag/Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag

Nach § 19 Abs. 2 EStG bleibt seit 2005 von den VersorgungsbezÅgen ein nach einem Pro-
zentsatz ermittelter und auf einen HÇchstbetrag begrenzter Betrag sowie Zuschlag steuer-
frei.

VersorgungsbezÅge sind BezÅge und Vorteile aus frÅheren Dienstleistungen.

Die Bemessungsgrundlage ergibt sich aus § 19 Abs. 2 S. 4 EStG.

bb) Werbungskosten

Werbungskosten bei Arbeitnehmern sind alle Aufwendungen, die ihnen zur Erwerbung,
Sicherung oder Erhaltung ihrer Einnahmen aus nichtselbstst�ndiger Arbeit erwachsen
(§ 9 Abs. 1, 2 EStG) wie:
n Beitr�ge zu Berufsverb�nden, auch Gewerkschaftsbeitr�ge
n Aufwendungen fÅr Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsst�tte bei Fernpendlern ab

dem 21. Kilometer, wobei die verkehrsmittelunabh�ngige Entfernungspauschale fÅr
jeden vollen Kilometer der Entfernung 0,30 EUR und die Nachweisgrenze bei Nicht-
benutzung eines eigenen oder vom Arbeitgeber Åberlassenen Pkw 4.500 EUR be-
tr�gt.171

n Aufwendungen fÅr Arbeitsmittel
n Absetzungen fÅr Abnutzung
n Aufwendungen fÅr ein h�usliches Arbeitszimmer sowie die Kosten der Ausstattung,

wenn dieses den Mittelpunkt der gesamten beruflichen Bet�tigung bildet.
n Mehraufwendungen fÅr Verpflegung, wie z.B. bei doppelter HaushaltsfÅhrung.

cc) Arbeitnehmerpauschbetrag/Pauschbetrag fÅr VersorgungsbezÅge

Werden keine hÇheren Werbungskosten nachgewiesen, wird ein Arbeitnehmerpausch-
betrag nach § 9a S. 1 Nr. 1 EStG als:
n Arbeitnehmerpauschbetrag von 920 EUR
n Pauschbetrag fÅr VersorgungsbezÅge von 102 EUR (§ 9a S. 1 Nr. 1b EStG) abgezogen.

Hinweis

Daneben kÇnnen gesondert abgezogen werden:
n Aufwendungen nach § 4f EStG fÅr Kinderbetreuungskosten (§ 9a S. 1 Nr. 1a EStG)

bzw.
n Pauschbetr�ge fÅr VersorgungsbezÅge von 102 EUR, wenn VersorgungsbezÅge er-

zielt worden sind (§ 9a S. 1 Nr. 1b EStG),

Es dÅrfen allerdings keine negativen EinkÅnfte durch den Abzug bzw. Ansatz der
Pauschbetr�ge entstehen!

Bei zusammen veranlagten Ehepartnern, die Einnahmen aus nichtselbstst�ndiger Arbeit
erzielen, kann jeder Ehepartner – ebenso wie bei der getrennten Veranlagung – den
Pauschbetrag bis zur HÇhe seiner jeweiligen Einnahmen, bzw. bis zur HÇhe seiner jewei-
ligen, um den Versorgungsbetrag einschließlich des Zuschlags des Versorgungsfreibetrags
geminderten Einnahmen, absetzen.
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dd) Kinderbetreuungskosten als Werbungskosten

FÅr erwerbsbedingte Kinderbetreuungskosten nach § 4f EStG gilt:

Als außergewÇhnliche Belastungen konnten Kinderbetreuungskosten bis 2005 nach § 33c
EStG abgezogen werden. Ab dem Kalenderjahr 2006 sind die Kinderbetreuungskosten
entweder als Werbungskosten bzw. Betriebsausgaben oder als Sonderausgaben i.S.v. § 10
S. 1 Nr. 5 und 8 EStG neben dem Pauschbetrag abziehbar.

Als Werbungskosten bei der Einkunftsart aus nichtselbstst�ndiger Arbeit sind folgende
Voraussetzungen zu erfÅllen:
n Erwerbst�tigkeit der Steuerpflichtigen von mindestens 10 Stunden/Woche
n Zusammenleben der Eltern, wobei beide Elternteile erwerbst�tig sein mÅssen
n Kind i.S.d. § 32 Abs. 1 EStG
n Das Kind darf das 14. Lebensjahr nicht vollendet haben oder wegen einer vor Voll-

endung des 25. Lebensjahres eingetretenen kÇrperlichen, geistigen oder seelischen
Behinderung außerstande sein, sich selbst zu unterhalten.

n ZugehÇrigkeit des Kindes zum Haushalt des Steuerpflichtigen
n Nachweis des Steuerpflichtigen durch Vorlage einer Rechnung und des entsprechen-

den Zahlungsbeleges

Kinderbetreuungskosten sind z.B.:
n Aufwendungen fÅr die Unterbringung in Kinderg�rten, Kindertagesst�tten, Kinderhor-

ten, Kinderkrippen und Kinderheimen sowie bei TagesmÅttern, WochenmÅttern und
in Ganztagspflegestellen

n Aufwendungen fÅr die Besch�ftigung von Kinderpflegerinnen, Kinderschwestern und
Erzieherinnen

n Hilfen im Haushalt, soweit sie die Kinder betreuen
n Aufwendungen fÅr die Beaufsichtigung von Kindern bei der Erledigung der h�usli-

chen Schulaufgaben

HÇhe der AbzÅge

Die Werbungskosten sind in HÇhe von 2/3 der Betreuungskosten, hÇchstens aber
4.000 EUR je Kind abziehbar.

Hinweis

Die Aufwendungen sind bei verheirateten Eltern grunds�tzlich bei der Einkunftsquel-
le des jeweiligen Elternteils zu berÅcksichtigen.172

Die Kosten sind ferner in der Anlage „Kind“ zur Einkommensteuererkl�rung 2007
einzutragen.173

h) Exkurs: Arbeitnehmereigenschaft des gesch�ftsfÅhrenden
GmbH-Gesellschafters/unterhaltsrechtlicher Betrachtungszeitraum

Der bei der GmbH angestellte gesch�ftsfÅhrende Gesellschafter bezieht EinkÅnfte aus
nichtselbstst�ndiger Arbeit i.S.v. § 19 EStG. Die Gesellschaft hat die Lohnsteuer und die
Sozialversicherungsbeitr�ge abzuziehen.

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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Hinweis

Unterhaltsrechtlich ist im Rahmen der PrÅfung der Leistungsf�higkeit grunds�tzlich
auf das im tats�chlichen Unterhaltszeitraum erzielte Jahreseinkommen abzustellen.

Wenn das Gesch�ftsfÅhrergehalt entsprechend den jeweiligen Gewinnen- und Verlus-
ten unmittelbar an diese angepasst wird und der Gesch�ftsfÅhrer wie ein selbstst�ndi-
ger Kaufmann oder Freiberufler den jeweiligen Gewinn des Betriebes bzw. der Kanz-
lei oder Praxis als Einkommen zur Bedarfsdeckung verwendet, wird er unterhalts-
rechtlich als sog. verkappter Selbstst�ndiger behandelt. Zur Ermittlung des
Unterhaltseinkommens ist dann auf einen Durchschnittswert der den Unterhaltszeit-
raum vorangegangenen drei Jahre abzustellen.174 In der Krise der Gesellschaft, auch
bei der GmbH, kann der Gesch�ftsfÅhrer wegen seiner mÇglichen Schadensersatzver-
pflichtung aber sogar verpflichtet sein, das Gehalt sich in Analogie zu § 87 Abs. 2
AktG zu reduzieren.175 Die GrÅnde fÅr die Krise und die Herabsetzung der VergÅtung
mÅssen substantiiert vorgetragen werden.

2. EinkÅnfte aus KapitalvermÇgen (§ 20 EStG)

a) Einnahmen

Zu den Einnahmen aus KapitalvermÇgen gehÇren die Ertr�ge des eingesetzten Kapitals
als FrÅchte, nicht jedoch das Kapital selbst. Im Rahmen von EinkÅnften aus Forst- und
Landwirtschaft, Gewerbebetrieb oder selbstst�ndiger Arbeit, sind die Ertr�ge diesen Ein-
kunftsarten zuzurechnen, ebenso dann, wenn sie im Zusammenhang mit EinkÅnften aus
Vermietung und Verpachtung stehen. Nicht zu den Ertr�gen gehÇren Gewinne aus der
Ver�ußerung von KapitalvermÇgen (vgl. aber unter A, „Abgeltungsteuer“ fÅr Einnahmen
ab 2009). Diese sind grunds�tzlich nicht steuerbar, es sei denn, es liegt ein Ausnahmefall
vor und es werden Gewinne aus privaten Ver�ußerungsgesch�ften, sog. Spekulations-
gewinne im Rahmen von § 23 EStG erzielt. Diese sind dann den sonstigen EinkÅnften
i.S.v. § 22 EStG i.V.m. § 23 EStG zuzuordnen. Ebenso wenig gehÇren rechnerische Wert-
steigerungen w�hrend der Dauer der Kapitalanlage zu den Einnahmen aus Kapitalver-
mÇgen. Ab 2009 unterliegen auch die privaten Ver�ußerungsgewinne der Abgeltungsteu-
er.

Kreditinstitute und Finanzdienstleistungsinstitute sind nach § 24c EStG verpflichtet, ihren
Kunden eine zusammenfassende Jahresbescheinigung nach amtlich vorgeschriebenem
Muster Åber die Kapitalertr�ge i.S.d. § 20 EStG zu erstellen. § 24c EStG entf�llt kon-
sequenterweise ab 2009 mit EinfÅhrung der Abgeltungsteuer.

Zu den EinkÅnften aus KapitalvermÇgen gehÇren nach § 20 Abs. 1 EStG insbesondere:

n Gewinnanteile aus Beteiligungen an bestimmten juristischen Personen (Dividenden-
ertr�ge)

n Einnahmen aus der Beteiligung als stiller Gesellschafter und aus partiarischem Darle-
hen

n Ertr�ge aus Kapitallebensversicherungen sowie

n Ertr�ge aus sonstigen Kapitalforderungen
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Hinweis

EinkÅnfte aus KapitalvermÇgen sind in die Anlage KAP der Einkommensteuererkl�-
rung 2007 einzutragen und zu dokumentieren. Bei der Anwendung des HalbeinkÅnf-
teverfahrens (siehe unter Rn 440) unterliegt nur die H�lfte der AusschÅttung der Ein-
kommensteuer.

Es besteht ein unterhaltsrechtlicher Auskunfts- und Beleganspruch.

b) Dividendenertr�ge (Gewinnanteile aus Beteiligungen) § 20 Abs. 1
Nr. 1 EStG

Zu den Dividendenertr�gen z�hlen Gewinnanteile aus Beteiligungen an Aktiengesell-
schaften, Kommanditgesellschaften auf Aktien, Gesellschaften mit beschr�nkter Haftung
sowie Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften.

Berechnung der Gewinnanteile

Die Gewinne der juristischen Personen unterliegen einem derzeitigen 25 %igen KÇrper-
schaftsteuer (vgl. zum HalbeinkÅnfteverfahren unter Rn 440). Von der festzusetzenden
KÇrperschaftsteuer wird ein Solidarit�tszuschlag in HÇhe von 5,5 % erhoben (§ 1 Abs. 1
SolZG).

Hinweis

Die KÇrperschaftsteuer ist seit 2008 von 25 % auf 15 % gesenkt worden (vgl. A, Stich-
wort: KÇrperschaftsteuer).

Die Bar-Dividende, also der zur AusschÅttung zur VerfÅgung stehende Betrag ent-
spricht noch 2007 dem Gewinn der juristischen Person abzÅglich KÇrperschaftsteuer
und Solidarit�tszuschlag, mithin 73,625 % des Gewinns.

Beispiel

In 2006 erzielt die A GmbH einen Gewinn in HÇhe von 100.000 EUR. Dieser wird in
2007 an die Gesellschafter ausgeschÅttet.

LÇsung

Folgende AusschÅttung an die Gesellschafter kann die GmbH vornehmen:

Gewinn der GmbH (100 %) 100.000 EUR
- KÇrperschaftsteuer (25 % von 100.000 EUR) 25.000 EUR
- Solidarit�tszuschlag (5,5 % von 25.000 EUR) 1.375 EUR
= Bar-Dividende 73,625 % 73.625 EUR

Die Versteuerung beim Anteilseigner bzw. Steuerpflichtigen, der EinkÅnfte aus Kapital-
vermÇgen erzielt, wird wie folgt ermittelt, wobei immer davon auszugehen ist, dass die
Bar-Dividende nicht brutto, sondern netto ausgezahlt wird. Hierbei werden die Kapital-
ertragsteuer und der Solidarit�tszuschlag einbehalten.

Die Kapitalertragsteuer betr�gt 20 % der Bar-Dividende (§ 43a Abs. 1 Nr. 1 EStG) und
der Solidarit�tszuschlag 5,5 % der Kapitalertragsteuer (§ 3 Abs. 1 Nr. 5 i.V.m. § 4 SolZG).

Nach Abzug der Kapitalertragsteuer und des Solidarit�tszuschlags verbleiben folglich
78,9 % der Nettodividende.

Formel fÅr die Berechnung der Nettodividende:

Bar-Dividende = Netto-Dividende x 100 / 78,9

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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Von der auszuzahlenden Stelle (Gesellschaft oder Bank etc.) wird die Kapitalertragsteuer
und der Solidarit�tszuschlag (Beispiel und Erl�uterungen unter Rn 444) einbehalten (§ 43
Abs. 1 Nr. 1 EStG). Diese werden auf die Steuerschuld des Steuerpflichtigen (Anteilseig-
ners) angerechnet. GegenÅber dem Finanzamt hat der Steuerpflichtige dann eine Steuer-
bescheinigung vorzulegen. Hierbei ersetzt nicht die Jahresbescheinigung i.S.v. § 24c
EStG die Steuerbescheinigung nach § 45a Abs. 2 oder 3 EStG.176 Ein Abzug der Kapital-
ertragsteuer und des Solidarit�tszuschlags entf�llt bei inl�ndischen Steuerpflichtigen, die
der auszahlenden Stelle eine „Nicht-Veranlagungs-Bescheinigung“ einreichen oder einen
Freistellungsauftrag erteilt haben, soweit dieser noch nicht verbraucht ist.

Nochmals: Dividenden sind ab dem Veranlagungszeitraum 2001 bis 2008 aus Beteiligun-
gen an den in § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG genannten juristischen Personen in HÇhe der H�lfte
der Bar-Dividende nach dem HalbeinkÅnfteverfahren zu versteuern. Diese Einnahmen
werden also h�lftig von der Einkommensteuer befreit (§ 3 Nr. 40d EStG).

Hinweis

Steuerpflichtige Einnahme = 50 % der Bar-Dividende = Bar-Dividende x 50 / 100

Beispiel

Der Gesellschafter G erh�lt in 2007 nach Abzug der Kapitalertragsteuer und des Soli-
darit�tszuschlags eine Dividende in HÇhe von 2.367 EUR als Nettodividende gut-
geschrieben. Gleichzeitig werden ihm mit dieser Gutschrift die anrechenbaren Kapi-
talertragsteuern und der anrechenbare Solidarit�tszuschlag bescheinigt.

Weder ein Freistellungsauftrag noch eine NV-Bescheinigung liegen vor.

LÇsung

G hat in 2007 folgende steuerpflichtige Einnahme:

Netto-Dividende (78,9 % der Bar-Dividende) 2.367 EUR
+ Kapitalertragsteuer (20 % von 3.000 EUR) 600 EUR
+ Solidarit�tszuschlag (5,5 % von 600 EUR) 33 EUR
= Bar-Dividende 3.000 EUR
- steuerfreier Betrag nach § 3 Nr. 4d EStG (50 % von 1.000 EUR) 1.500 EUR
= steuerpflichtige Einnahme aus KapitalvermÇgen 1.500 EUR

Hinweis

In der Anlage KAP zur Einkommensteuererkl�rung 2007, Zeilen 18 ff. findet sich der
Gesamtbetrag der Dividende.

c) Stille Gesellschaft sowie Einnahmen des partiarischen
Darlehensgebers

Der echte typische stille Gesellschafter ist Darlehensgeber und somit am Erfolg (Gewinn
und ggf. auch am Verlust) der Gesellschaft beteiligt. Nicht beteiligt ist er am Betriebsver-
mÇgen einschließlich der stillen Reserven und des Firmen- und Gesch�ftswertes.

Damit wird dokumentiert, dass er ausschließlich am Erfolg und nicht am VermÇgen par-
tizipieren soll (§ 230 Abs. 1 HGB). Der atypische, unechte stille Gesellschafter ist im Ge-
gensatz hierzu auch an den stillen Reserven, am BetriebsvermÇgen und am Firmen- und
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Gesch�ftswert beteiligt und damit Mitunternehmer. Zu den EinkÅnften aus Kapitalver-
mÇgen gehÇren auch die Einnahmen aus partiarischen Darlehen, bei denen der Darlehens-
geber anstelle von Zinsen einen bestimmten Anteil an dem Gewinn oder Umsatz erh�lt.

Hinweis

Der Darlehensgeber darf dann allerdings nicht Mitunternehmer sein. FÅr diesen Fall
erzielt er Einnahmen aus Gewerbebetrieb i.S.v. § 15 Abs. 1 Nr. 2 EStG.

Einnahmen aus KapitalvermÇgen in Form von Beteiligungen als typisch stiller Gesell-
schafter und aus partiarischen Darlehen unterliegen nach § 43 Abs. 1 Nr. 3 i.V.m. § 43a
Abs. 1 Nr. 2 EStG der Kapitalertragsteuer in HÇhe von 25 % des auf den Steuerpflichtigen
entfallenden Kapitalertrags. Ferner unterliegen diese Einnahmen dem Solidarit�ts-
zuschlag in HÇhe von 5,5 % der Kapitalertragsteuer nach § 3 Abs. 1 Nr. 5 SolZG. Hieraus
folgt, dass nach Abzug der Kapitalertragsteuer und des Solidarit�tszuschlages 73,625 %
der Bruttoeinnahmen verbleiben und somit diese die steuerlichen Einnahmen darstellen.

Hinweis

Steuerpflichtige Brutto-Einnahmen = Nettobetrag x 100 / 73,625

Nach § 43 Abs. 1 Nr. 3 EStG wird auch hier die Kapitalertragsteuer und der Solidarit�ts-
zuschlag (vgl. auch unter Rn 444) grunds�tzlich bei der auszuzahlenden Stelle nach § 43
Abs. 1 Nr. 3 EStG einbehalten und auf die Steuerschuld des Steuerpflichtigen angerech-
net.

Beispiel

Die Reno-Gehilfin R ist in einem Einzelhandelsbetrieb in Hannover mit 10 % als stille
Gesellschafterin beteiligt. Vereinbarungsgem�ß soll sie nur am Gewinn teilhaben. Die
Firma erzielt in 2006 einen Gewinn in HÇhe von 400.000 EUR. Bei der Auszahlung
des Gewinnanteils (10 % von 400.000 EUR = 40.000 EUR) in 2007 sind 25 % Kapital-
ertragsteuern und 5,5 % Solidarit�tszuschlag einzubehalten, so dass die R 29.450 EUR
als Gutschrift erh�lt.

LÇsung

Die steuerpflichtige Einnahme betr�gt somit:

Bankgutschrift als Nettobetrag 29.450 EUR (73,625 %)
+ Kapitalertragsteuer 25 % von
40.000 EUR

10.000 EUR (25 %)

+ Solidarit�tszuschlag 5,5 % von
10.000 EUR

550 EUR (1,375 %)

= steuerpflichtige Einnahme aus
KapitalvermÇgen

40.000 EUR (100 %)

(5,5 % von 25 %=1,375 %

d) Ertr�ge aus Kapitallebensversicherungen

Ertr�ge aus Kapitallebensversicherungen unterliegen erst ab dem Veranlagungszeitraum
2005 der Besteuerung (bis 2004: § 20 Abs. 1 Nr. 6 EStG aF). Vertr�ge, die nach dem
31.12.2004 abgeschlossen worden sind, also sog. Neuvertr�ge, gehÇren ab dem Veranla-
gungszeitraum 2005 zu den Einnahmen aus KapitalvermÇgen (§ 20 Abs. 1 Nr. 6 EStG nF
und nicht nach § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG). Der Ertrag ist der Unterschiedsbetrag zwischen
der Versicherungsleistung und der Summe der Versicherungsbeitr�ge, unabh�ngig von
der Laufzeit des Versicherungsvertrages (§ 20 Abs. 1 Nr. 6 S. 1 EStG).
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Beispiel

A zahlt ab dem Veranlagungszeitraum 2007 insgesamt 100.000 EUR in eine Kapital-
lebensversicherung als Neuvertrag ein. Im Alter von 58 Jahren erh�lt er eine Kapital-
auszahlung aus dem Neuvertrag in HÇhe von 160.000 EUR.

LÇsung

Der Ertrag mit 60.000 EUR unterliegt nach § 20 Abs. 1 Nr. 6 S. 1 EStG der Besteue-
rung (160.000 EUR – 100.000 EUR).

Hinweis

Nach § 20 Abs. 1 Nr. 6 S. 2 EStG werden Ertr�ge aus Lebensversicherungen nur mit
der H�lfte versteuert, wenn die Vertragslaufzeit mindestens zwÇlf Jahre betr�gt und
die Auszahlung des Kapitals erst nach Vollendung des 60. Lebensjahres erfolgt.177

Beispiel

Der 49-j�hrige A schließt 2007 eine Kapitallebensversicherung ab. Er zahlt von 2007
bis 2020 Betr�ge von insgesamt 100.000 EUR ein und erh�lt im Alter von 61 Jahren
in 2020 die Versicherungssumme von 160.000 EUR ausbezahlt.

LÇsung

Der Ertrag unterliegt mit 30.000 EUR nach § 20 Abs. 1 Nr. 6 S. 2 EStG der Besteue-
rung (160.000 EUR – 100.000 EUR = 60.000 EUR: 1/2 = 30.000 EUR).

A ist bei Auszahlung 61 Jahre alt und die Vertragslaufzeit betr�gt mindestens zwÇlf
Jahre!

Hinweis

Mit 25 % unterliegen die Ertr�ge aus Kapitallebensversicherungen der Kapitalertrag-
steuer gem�ß § 43 Abs. 1 Nr. 4 i.V.m. § 43a Abs. 1 Nr. 2 EStG. Sie unterliegen zudem
dem Solidarit�tszuschlag in HÇhe von 5,5 % der Kapitalertragsteuer nach § 3 Abs. 1
Nr. 5 SolZG.

e) Zinsertr�ge und Ertr�ge aus sonstigen Kapitalforderungen

Hierzu gehÇren insbesondere Zinsen aus:
n Guthaben und Einlagen (bei Kreditinstituten)
n Festverzinsliche Wertpapiere (einschließlich StÅckzinsen)
n Bausparguthaben
n Investmentanteile
n Steuererstattungen gem�ß § 233a AO.

Die sonstigen Kapitalforderungen i.S.v. § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG unterliegen der Kapital-
ertragsteuer (§ 43 Abs. 1 Nr. 7 EStG) und dem Solidarit�tszuschlag. Die Kapitalertrag-
steuer betr�gt als Zinsabschlag 30 % des Kapitalertrags (§ 43a Abs. 1 Nr. 3 EStG). Sie be-
tr�gt 35 % bei Tafelgesch�ften, d.h. bei ErlÇsen von Zinsen, Dividenden und Ertr�gnis-
scheinen am Bankschalter (§ 43a Abs. 1 Nr. 3 EStG). Daneben unterliegen diese
Einnahmen dem Solidarit�tszuschlag in HÇhe von 5,5 % der Kapitalertragsteuer, d.h. dem
Zinsabschlag (§ 3 Abs. 1 Nr. 5 SolZG). Es werden somit die Bruttozinsen versteuert, so
dass nach Abzug der Kapitalertragsteuer und des Solidarit�tszuschlages 68,35 % der
Bruttozinsen verbleiben.
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Hinweis

Steuerpflichtige Brutto-Zinsen = Netto-Zinsen x 100 / 68,35

Auch hier werden Kapitalertragsteuer und Solidarit�tszuschlag grunds�tzlich von der aus-
zuzahlenden Stelle, d.h. in der Regel der Bank, einbehalten und direkt an das Finanzamt
abgefÅhrt.

Es erfolgt auch hier eine Anrechnung der Steuerschuld beim Steuerpflichtigen.

Der Steuerpflichtige erh�lt zum Zwecke der Anrechnung von der auszuzahlenden Stelle
eine Bescheinigung Åber die einbehaltenen und abgefÅhrten Betr�ge.

Beispiel

A werden in 2007 Zinsen nach Abzug des Zinsabschlags und des Solidarit�ts-
zuschlags in HÇhe von 6.835 EUR auf seinem Bankkonto gutgeschrieben.

LÇsung

Die steuerpflichtige Einnahme des A betr�gt in 2007:

Bankgutschrift (Netto-Zinsen) 6.835 EUR (68,35 %)
+ Zinsabschlag (30 % von 10.000 EUR) 3.000 EUR (30 %)
+ Solidarit�tszuschlag (5,5 % von 3.000 EUR, gerundet) 165 EUR (1,65 %)
= steuerpflichtige Einnahme (Brutto-Zinsen) 10.000 EUR (100 %)

Hinweis

Ab 2009 unterliegen Zinsertr�ge der Abgeltungsteuer!

f) Steuerabzugsbefreiung

Ausnahmsweise erfolgt kein Steuerabzug bei der auszuzahlenden Stelle unter folgenden
Voraussetzungen:
1. die gesamten Kapitalertr�ge Åbersteigen nicht (§ 20 Abs. 4, § 9a Abs. 2 EStG):

n bei Alleinstehenden 801 EUR (750 EUR + 51 EUR).
n bei zusammen veranlagten Ehegatten 1.602 EUR (1.500 EUR + 102 EUR)

und
n es liegt ein Freistellungsauftrag des Kreditinstituts nach amtlich vorgeschriebenem

Vordruck vor (§ 44a Abs. 2 Nr. 1 EStG)

oder
2. es ist anzunehmen, dass fÅr den Steuerpflichtigen eine Veranlagung zur Einkommen-

steuer nicht in Betracht kommt (§ 44a Abs. 1 Nr. 2 EStG)

und
n es liegt eine Nicht-Veranlagungs-Bescheinigung des Finanzamtes der auszuzahlenden

Stelle vor (§ 44a Abs. 2 Nr. 2 EStG).

Weitere Ausnahmen nach § 43 Abs. 7 EStG:

Ein Abzug erfolgt nicht, wenn
n es sich um Kapitalertr�ge aus Sichteinlagen handelt, fÅr die kein hÇherer Zins oder

Bonus als 1 % gew�hrt wird
n es sich um Kapitalertr�ge aus Bausparguthaben handelt, fÅr die kein hÇherer Zins-

oder Bonus als 1 % gezahlt wird oder um Bausparguthaben, fÅr die eine Arbeitneh-
mer-Sparzulage oder Wohnungsbaupr�mie festgesetzt oder ermittelt wird

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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n bei den einzelnen Guthaben im Kalenderjahr die Kapitalertr�ge nicht mehr als
10 EUR betragen und im Jahr einmal gutgeschrieben werden.

Hinweis

Werden die zuvor genannten Einnahmen Åberschritten oder liegt der Bank kein Frei-
stellungsauftrag oder keine Nicht-Veranlagungs-Bescheinigung vor, werden die Ein-
nahmen netto gutgeschrieben, d.h. nach Abzug der Kapitalertragsteuer und des Soli-
darit�tszuschlags.

g) Zeitliche Zurechnung der Einahmen

Es gilt das Zuflussprinzip des § 11 EStG.

Danach gelten die Einnahmen als zugeflossen, sobald der Steuerpflichtige wirtschaftlich
Åber sie verfÅgen kann (H 20.2, Zuflusszeitpunkt bei GewinnausschÅttung, EStH).

Hinweis

AusschÅttungen an Alleingesellschafter einer Kapitalgesellschaft gelten in der Regel
bereits zum Zeitpunkt der Beschlussfassung als zugeflossen (H 20.2, Zuflusszeitpunkt
bei GewinnausschÅttungen, EStH).

h) Werbungskosten oder Werbungskostenpauschbetrag

Werbungskosten sind alle Aufwendungen, die zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung
der Kapitaleinnahmen dienen (R 20.1 Abs. 1 EStR 2005).

Hierzu z�hlen:

n DepotgebÅhren
n Safemieten
n Fachliteratur
n BuchfÅhrungs- und Steuerberatungskosten
n Prozesskosten

n Reisekosten, z.B. eines Aktion�rs fÅr den Besuch einer Hauptversammlung
n Schuldzinsen zum Erwerb von Wertpapieren bei Gewinnerwartung.

Nicht zu den Betriebskosten gehÇren:
n Anschaffungskosten und Anschaffungsnebenkosten wie z.B. Kurswert, Bankprovisio-

nen, MaklergebÅhren
n sowie Ver�ußerungskosten von Wertpapieren (H 20.1, Anschaffungs- und Ver�uße-

rungskosten, EStH).

Bedingt durch das HalbeinkÅnfteverfahren dÅrfen ab dem Veranlagungszeitraum 2002
Werbungskosten, die im wirtschaftlichen Zusammenhang mit Einnahmen stehen und die
nach § 3 Nr. 40 EStG zur H�lfte von der Einkommensteuer befreit sind, bei der Ermittlung
der EinkÅnfte nur noch zur H�lfte abgezogen werden (§ 3c Abs. 2 EStG).

Dies betrifft Dividendenertr�ge.

Werbungskosten im Zusammenhang mit Einnahmen aus der Beteiligung als echter stiller
Gesellschafter, partiarischem Darlehen, Ertr�gen aus Kapitallebensversicherungen und
sonstigen Kapitalforderungen, kÇnnen hingegen voll abgezogen werden.
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Entstehen im Zusammenhang mit mehreren Einnahmearten aus KapitalvermÇgen, sog.
gemischte Einnahmen, sind die Werbungskosten anteilig aufzuteilen.178

Der Werbungskostenpauschbetrag betr�gt bei Einzelveranlagung 51 EUR, bei Zusam-
menveranlagung von Ehegatten 102 EUR (§ 9a S. 1 Nr. 2 EStG); diese Norm entf�llt ab
1.1.2009!

Hinweis

Der Werbungskostenpauschbetrag kann auch angesetzt werden, wenn nur einer der
beiden zusammen veranlagten Ehepartner Einnahmen aus KapitalvermÇgen hat.
Macht jedoch ein Ehepartner seine tats�chlichen Werbungskosten geltend, dann ist es
nicht zul�ssig, dass der andere Ehepartner den Werbungskostenpauschbetrag mit
51 EUR ansetzt (R 9a Abs. 1 S. 3 EStR 2005).

Der Werbungskostenpauschbetrag darf nicht zu negativen EinkÅnften fÅhren. �berschrei-
ten die nachgewiesenen Werbungskosten die Einnahmen, kann eine Verlustverrechnung
mit anderen Einkunftsarten vorgenommen werden.

Hinweis

Ab 2009 wird nur noch ein Sparer-Pauschbetrag i.H.v. 801 EUR und im Falle der Zu-
sammenveranlagung 1602 EUR nach § 20 Abs. 9 EStG berÅcksichtigt.

i) Sparer-Freibetrag

Nach Abzug der Werbungskosten bzw. des Werbungskostenpauschbetrages ist nach § 20
Abs. 4 EStG ein Sparerfreibetrag wie folgt abzuziehen
n bei Einzelveranlagung ab 2007: 750 EUR
n bei zusammen veranlagten Ehepartnern ab 2007: 1.500 EUR

Hierbei darf der gemeinsame Sparerfreibetrag nicht hÇher sein als die um die Werbungs-
kosten geminderten Kapitalertr�ge.

Dies bedeutet, er darf nicht zu negativen EinkÅnften fÅhren (§ 20 Abs. 4 EStG)!

Beispiel

A erzielt in 2007 Einnahmen aus KapitalvermÇgen in HÇhe von 650 EUR.

Die Werbungskosten (DepotgebÅhren) betragen 30 EUR.

LÇsung

Die EinkÅnfte aus KapitalvermÇgen werden wie folgt ermittelt:

Einnahmen aus KapitalvermÇgen 650 EUR
- Werbungskosten-Pauschbetrag 51 EUR
- Sparer-Freibetrag (650 EUR – Pauschbetrag 51 EUR) 599 EUR
§ 20 Abs. 4 S. 4 EStG
= EinkÅnfte aus KapitalvermÇgen nach § 20 Abs. 1 EStG 0 EUR

Der gemeinsame Sparer-Freibetrag von 1.500 EUR ist bei der Ermittlung der EinkÅnfte
bei jedem Ehegatten je zur H�lfte abzuziehen. Sind die um die Werbungskosten gemin-
derten Kapitalertr�ge eines Ehepartners geringer als 750 EUR, ist der anteilige Sparer-
Freibetrag insoweit, als er die um die Werbungskosten geminderten Kapitalertr�ge des
Ehepartners Åbersteigt, beim anderen Ehepartner abzuziehen (§ 20 Abs. 4 S. 3 EStG).
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Beispiel

Die zusammenveranlagten Ehepartner M&F erzielen in 2007 Einnahmen aus Kapital-
vermÇgen, wobei die Einnahmen des M 650 EUR und die der F 6.300 EUR betragen.

Werbungskosten werden im Einzelnen nicht geltend gemacht.

LÇsung

EinkÅnfte aus KapitalvermÇgen ermitteln sich wie folgt:

Einnahmen aus KapitalvermÇgen Ehemann 650 EUR
Einnahmen aus KapitalvermÇgen Ehefrau 6.300 EUR
- Werbungskosten-Pauschbetrag 51 EUR 51 EUR
- Sparer-Freibetrag 599 EUR 901 EUR
= EinkÅnfte aus KapitalvermÇgen 0 EUR 5.348 EUR
gesamt 5.348 EUR

Der von dem Ehemann nicht genutzte Sparer-Freibetrag in HÇhe von 151 EUR wird
somit auf die Ehefrau Åbertragen (151 EUR + 750 EUR = 901 EUR).

Hinweis

Ab 2009 wird nur noch ein Sparer-Pauschbetrag i.H.v. 801 EUR und im Falle der Zu-
sammenveranlagung 1602 EUR nach § 20 Abs. 9 EStG berÅcksichtigt.

3. EinkÅnfte aus Vermietung und Verpachtung (§ 21 EStG)

Nur soweit ein GrundstÅck nicht zum BetriebsvermÇgen gehÇrt und somit zu Einnahmen
im Rahmen der Gewinneinkunftsarten fÅhrt, gehÇren Ertr�ge, die der Steuerpflichtige aus
der NutzungsÅberlassung von GrundstÅcken oder PrivatvermÇgen erzielt, zu den Einnah-
men aus Vermietung und Verpachtung (§ 21 Abs. 1 Nr. 1 EStG). Die EinkÅnfte bilden die
Einnahmen ab.

a) Einnahmen

Nach Anlage V der Einkommensteuererkl�rung 2007 gehÇren zu den Einnahmen:
n Vereinnahmte Mieten fÅr ortsÅbliche �berlassung (Zeile 8)
n Mieteinnahmen fÅr andere, nicht Wohnzwecken dienenden R�umen (Zeile 10)
n Einnahmen aus Umlagen, z.B. Wassergeld, Flur- und Kellerbeleuchtung, MÅllabfuhr,

Zentralheizung etc. (Zeilen 12 und 13)
n Vereinnahmte Mieten fÅr frÅhere Jahre bzw. auf das Kalenderjahr entfallende Miet-

vorauszahlungen (Zeile 14)
n Einnahmen aus der Vermietung von Garagen, Werbefl�chen, Grund und Boden fÅr

Kioske etc. (Zeile 15).

b) Werbungskosten

Aufwendungen zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung der Einnahmen sind Werbungs-
kosten (§ 9 Abs. 1 S. 1 EStG).

Grunds�tzlich kÇnnen auch auf die Vermietung/Verpachtung entfallende GrundstÅcksauf-
wendungen als Werbungskosten abgezogen werden.

Dieses gilt jedoch nicht fÅr Objekte, in denen die Miete fÅr die �berlassung der Wohnung
zu Wohnzwecken weniger als 56 % der ortsÅblichen Miete betr�gt. Hier gilt eine Ausnah-
meregelung und es hat eine Aufspaltung in einen entgeltlichen und einen unentgeltlichen
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Teil zu erfolgen. Es werden dann nur fÅr den entgeltlichen Teil der NutzungsÅberlassung
die EinkÅnfte ermittelt und Werbungskosten abgezogen, soweit die GrundstÅcksaufwen-
dungen entgeltlich Åberlassen werden.

aa) Schuldzinsen als Werbungskosten

Wenn Schuldzinsen fÅr die Erwerbung, Sicherung oder Erhaltung der Einnahmen aus
Vermietung und Verpachtung dienen, sind sie Werbungskosten.

Zu den Werbungskosten gehÇren auch Geldbeschaffungs- und Finanzierungskosten wie
z.B. Bereitstellungszinsen, Grundbuch- und NotariatsgebÅhren im Zusammenhang mit
der Eintragung einer Grundschuld oder Hypothek, Damnum/Disagio und Maklerprovisio-
nen.

bb) Erhaltungs- und Herstellungsaufwand als Werbungskosten

GrundstÅcksaufwendungen bis zur Fertigstellung des Geb�udes sind Herstellungskosten.
Nach Fertigstellung eines Geb�udes fallen entweder Erhaltungsaufwand oder Herstel-
lungsaufwand an.

Aufwendungen fÅr die Erneuerung von bereits vorhandenen Teilen, Einrichtungen oder
Anlagen gehÇren zum Erhaltungsaufwand (R 21.1 Abs. 1 S. 1 EStR 2005). Aufwendun-
gen werden hierfÅr in der Regel durch die gewÇhnliche Nutzung des Geb�udes veranlasst,
wie z.B. fÅr Reparaturen, Neuanstrich, Erneuerung des Daches, Erneuerung der Hei-
zungsanlage usw. Im Jahr der Verausgabung (§ 11 EStG) kÇnnen diese Erhaltungsaufwen-
dungen sofort als Werbungskosten abgezogen werden.

Aufwendungen, die durch den Verbrauch von SachgÅtern und die Inanspruchnahme von
Diensten fÅr die Erweiterung oder fÅr die Åber den ursprÅnglichen Zustand hinaus gehen-
de wesentliche Verbesserung eines Geb�udes entstehen, z�hlen zu dem Herstellungsauf-
wand (R 21.1 Abs. 2 S. 1 EStR 2005). Diese GrundstÅcksaufwendungen gehÇren zu den
Herstellungskosten bzw. Anschaffungskosten eines Geb�udes und kÇnnen nur Åber die
Nutzungsdauer im Rahmen der AfA als Werbungskosten abgezogen werden (§ 7 Abs. 4
und Abs. 5 i.V.m. § 9 Abs. 1 S. 3 Nr. 7 EStG).

Hinweis

Formelle Gesichtspunkte, wie z.B. die HÇhe der GrundstÅcksaufwendungen oder die
zeitliche N�he spielen als Abgrenzungskriterium im Gegensatz zu frÅher keine Rolle
mehr.179

Hinweis

Unterhaltsrechtlich gelten lediglich Erhaltungsaufwendungen als berÅcksichtigungs-
f�hig. Modernisierungsmaßnahmen sind daher zu eliminieren. Fallen Positionen fÅr
Instandsetzung und Instandhaltung hÇher als in frÅheren Jahren aus, ist zun�chst zu
ÅberprÅfen, ob die von dem Unterhaltspflichtigen getroffenen Maßnahmen werterhal-
tend oder wertverbessernd sich auf das Objekt auswirken. Bei einer Wertverbesserung
sind die entsprechenden Maßnahmen der VermÇgensbildung zuzuordnen und zu eli-
minieren.
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Instandsetzungsmaßnahmen grÇßeren Umfanges kÇnnen auch Åber einen l�ngeren
Zeitraum verteilt werden. Bei unterschiedlich hohen Aufwendungen ist der Ansatz
mit dem errechneten Mittelwert vorzunehmen.180

cc) Sonstige Werbungskosten

Zu den sonstigen Werbungskosten gehÇren:
n Grundsteuer
n GebÅhren fÅr MÅllabfuhr, Wasser, Kanalbenutzung und Straßenreinigung
n Kosten fÅr Zentralheizung, Warmwasserversorgung, Fahrstuhlbetrieb und Hausbe-

leuchtung
n SchornsteinfegergebÅhren
n Beitr�ge zu den Hausversicherungen wie Brand-, Haftpflicht, Glas- und Wasserscha-

denversicherung
n Ausgaben fÅr Hausbesitzerverein und Hausmeister.

Hinweis

Nicht zu den Werbungskosten gehÇren Kosten fÅr die Hausratversicherung, ebenso
wenig InstandhaltungsrÅcklagen bei einer vermieteten Eigentumswohnung.

Hier stellen erst die aus der RÅcklage bestrittenen Reparaturkosten Werbungskosten
dar.

dd) Lineare und degressive AfA nach § 7 EStG

Zu den Werbungskosten gehÇrt auch die AfA.

Bei der AfA ist zu unterscheiden zwischen
n der linearen AfA, die fÅr alle Geb�ude in Betracht kommt, die vom Steuerpflichtigen

angeschafft oder hergestellt worden sind (§ 7 Abs. 4 EStG) und
n der degressiven AfA, die fÅr Geb�ude in Betracht kommt, die vom Steuerpflichtigen

hergestellt oder bis zum Ende des Fertigstellungsjahres angeschafft worden sind
n (§ 7 Abs. 5 EStG).

Wie berechnet sich die Geb�ude-AfA?

Die Geb�ude-AfA berechnet sich nach den Anschaffungs- oder Herstellungskosten.

Zu den Herstellungskosten eines Geb�udes gehÇren neben den reinen Baukosten z.B.:
n die Kosten des Anschlusses an das Stromversorgungsnetz, Gasnetz, die Wasserversor-

gung und W�rmeversorgung
n Kosten fÅr Anlagen zur Ableitung von Abw�ssern, soweit sie auf die Hausanschluss-

kosten einschließlich der KanalstichgebÅhr entfallen, die der HauseigentÅmer fÅr die
Zuleitungsanlagen vom Geb�ude zum Çffentlichen Kanal aufwendet, sog. Kanal-
anschlusskosten

n Aufwendungen fÅr Fahrstuhlanlagen
n Aufwendungen fÅr Heizungsanlagen einschließlich der dazugehÇrigen HeizkÇrper,

auch in Form von Elektrospeicherheizung oder Gaseinzelheizungen
n Aufwendungen fÅr KÅchenspÅlen
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n Aufwendungen fÅr Kochherde

n Aufwendungen fÅr lebende Umz�unungen, wie z.B. Hecken, jedoch nur im angemes-
senen Umfang

Nicht zu den Herstellungskosten gehÇren:

n Straßenanliegerbeitr�ge und Erschließungsbeitr�ge, KanalanschlussgebÅhren

n Wert der eigenen Arbeitsleistung

n Aufwendungen fÅr Waschmaschinen

Abschreibungszeitr�ume

Angeschaffte Geb�ude werden ab dem Zeitpunkt der Anschaffung, hergestellte Geb�ude
ab dem Zeitpunkt der Fertigstellung abgeschrieben.

Fertig gestellt ist ein Geb�ude, wenn die wesentlichen Bauarbeiten abgeschlossen sind
und der Bau soweit hergerichtet worden ist, dass der Bezug einer Wohnung zumutbar ist.
Nicht fertig gestellt ist ein Geb�ude z.B. wenn TÅren, BÇden und der Innenputz noch feh-
len(H 7.4, Fertigstellung, EStH). FÅr nachtr�glich aufgewendete Herstellungskosten gilt,
dass diese so zu berÅcksichtigen sind, als w�ren sie zu Beginn des Jahres aufgewendet
worden. Die weitere lineare oder degressive AfA bemisst sich nach der bisherigen Be-
messungsgrundlage zuzÅglich der nachtr�glichen Herstellungskosten (R 7.4 Abs. 9 EStR
2005).

Hinweis

Die lineare AfA ist als Anlage V zur Einkommensteuererkl�rung 2007 (Auskunfts-
und Beleganspruch) nach § 7 Abs. 4 EStG unter Zeile 31 einzutragen. Unzul�ssig ist
der �bergang von der linearen zur degressiven AfA (H 7.4, Wechsel der AfA-Metho-
de bei Geb�uden, EStH). Ab dem 1.1.2006 ist die degressive Geb�ude-AfA abge-
schafft worden, § 7 Abs. 5 Nr. 3c EStG. Es gilt nur noch fÅr Neubauten der lineare
AfA-Satz mit 2 %. FÅr vorher in Anspruch genommene degressive Abschreibung
bleibt es bei der bisherigen Regelung (Bestandsschutz).

4. Sonstige EinkÅnfte (§ 22 EStG)

Zu den sonstigen EinkÅnften gehÇren ausschließlich:

1. EinkÅnfte aus wiederkehrenden BezÅgen (§ 22 Nr. 1 EStG)

2. EinkÅnfte aus Unterhaltsleistungen (§ 22 Nr. 1a EStG)

3. EinkÅnfte aus privaten Ver�ußerungsgesch�ften i.S.d. § 23 (§ 22 Nr. 2 EStG)

4. EinkÅnfte aus bestimmten Leistungen (§ 22 Nr. 3 EStG)

5. EinkÅnfte aus der AusÅbung eines Mandats (§ 22 Nr. 4 EStG)

6. Leistungen aus Altersvorsorgevertr�gen (§ 22 Nr. 5 EStG)

7. Die EinkÅnfte werden ebenfalls als �berschuss der Einnahmen Åber die Werbungs-
kosten ermittelt (�berschusseinkÅnfte).

Hinweis

Die sonstigen EinkÅnfte werden in die Anlage SO der Einkommensteuererkl�rung
2007 eingetragen, w�hrend die Besonderheit gilt, dass RentenbezÅge ab dem Veranla-
gungszeitraum 2005 in das Formular Anlage R einzutragen sind.

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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a) EinkÅnfte aus Unterhaltsleistungen (§ 22 Nr. 1a EStG)

Unterhaltsleistungen sind sonstige EinkÅnfte im Sinne des § 22 Nr. 1a EStG.

Der Empf�nger der Unterhaltsleistungen hat von seinen Einnahmen eventuell entstandene
Werbungskosten abzuziehen, mindestens jedoch einen Werbungskostenpauschbetrag in
HÇhe von 102 EUR (§ 9a S. 1 Nr. 3 EStG).

Beispiel

Unterhaltsschuldner S erbringt in 2007 an seine geschiedene Ehefrau F, die unbe-
schr�nkt einkommensteuerpflichtig ist, Unterhaltsleistungen in HÇhe von monatlich
1.200 EUR.

LÇsung

Bei F stellen die empfangenen Unterhaltsleistungen sonstige EinkÅnfte i.S.d. § 22
EStG dar, und zwar bis zur HÇhe des Betrages, der beim S als Sonderausgabe abge-
zogen werden kann. Dies sind hÇchstens 13.805 EUR.

Da die Unterhaltszahlungen 14.400 EUR ausmachen (1.200 EUR x 12 Monate) sind
von F 13.805 EUR als steuerpflichtige Einnahmen zu betrachten. Hiervon kann ein
Werbungskostenpauschbetrag von 102 EUR abgezogen werden, so dass sich bei F
EinkÅnfte in HÇhe von 13.703 EUR ergeben (13.805 EUR./.102 EUR).

Dies gilt jedoch nur, wenn die Unterhaltsleistungen von S als Sonderausgaben im
Rahmen des Realsplittings (§ 10 Abs. 1 Nr. 1 EStG) abgezogen werden.

Hierzu weiter unter „Sonderausgaben, begrenztes Realsplitting“, 14.7.

Ansonsten sind Unterhaltsleistungen beim Empf�nger F nicht einkommensteuerbar.181

Hinweis

RentenbezÅge sind in der Einkommensteuererkl�rung ab 2005 in das Formular „Anla-
ge R“, die sonstigen EinkÅnfte in die „Anlage SO“ einzutragen.

b) EinkÅnfte aus privaten Ver�ußerungsgesch�ften

Auch private Ver�ußerungsgesch�fte, frÅher auch Spekulationsgesch�fte genannt, gehÇ-
ren zu den sonstigen EinkÅnften.

Nach § 23 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 und 2 EStG betr�gt der Zeitpunkt zwischen Anschaffung und
Ver�ußerung:
n bei GrundstÅcken einschließlich innerhalb dieser Frist erstellten Geb�udeteile mehr

als zehn Jahre
n bei anderen WirtschaftsgÅtern nicht mehr als ein Jahr.

Auch der Ver�ußerungsvorgang, bei dem die Ver�ußerung frÅher erfolgt als der Erwerb,
unterliegt nach § 23 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 EStG der Besteuerung. Hiermit wird erreicht, dass
steuersch�dliche Fristen dadurch umgangen werden, dass ein Wirtschaftsgut bereits vor
dem Erwerb weiter verkauft wird.

Ferner werden auch Gewinne aus Termingesch�ften nach § 23 Abs. 1 S. 1 Nr. 4 EStG steu-
erlich erfasst, ebenso wie Ver�ußerungsgesch�fte nach § 23 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 EStG, wo-
nach WirtschaftsgÅter erfasst werden, die durch Entnahmen oder eine Betriebsaufgabe in
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das PrivatvermÇgen ÅberfÅhrt und innerhalb der steuersch�dlichen Frist ver�ußert wer-
den.

Hinweis

Nach amtlich vorgeschriebenem Muster haben gem�ß § 24c EStG Kreditinstitute und
Finanzdienstleister ihren Kunden eine zusammenfassende Jahresbescheinigung Åber
Gewinne aus privaten Ver�ußerungsgesch�ften i.S.v. § 23 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 bis 4 EStG
auszustellen (vgl. zur Rechtslage 2009 unter A)

aa) Private GrundstÅcksver�ußerungen

Wer innerhalb von zehn Jahren ein GrundstÅck kauft und wieder verkauft, muss den Ver-
�ußerungsgewinn nach § 23 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 EStG versteuern.

Das der Anschaffung oder Ver�ußerung zugrunde liegende obligatorische, d.h. schuld-
rechtliche Gesch�ft, wie z.B. der Abschluss des Kaufvertrages, ist maßgeblich. Auf das
dingliche Gesch�ft, wie z.B. die Eintragung im Grundbuch, kommt es bei der Berechnung
der steuersch�dlichen Ver�ußerungsfrist nicht an (H 23, Ver�ußerungsfrist, EStH). Hier-
bei sind Geb�ude (oder Geb�udeteile) und Außenanlagen mit einzubeziehen, die inner-
halb der steuersch�dlichen Spekulationen, d.h. Ver�ußerungsfrist „errichtet“ werden. Es
kann sich hierbei auch um ein Geb�ude im teilfertigen Zustand handeln, das in die Be-
steuerung mit einzubeziehen ist.

Der Gewinn/Verlust aus privaten GrundstÅcksver�ußerungen ermittelt sich wie folgt:

Ver�ußerungspreis
- Anschaffungs- oder Herstellungskosten
- Werbungskosten
= Gewinn/Verlust aus privaten Ver�ußerungsgesch�ften

Die Anschaffungs- oder Herstellungskosten mindern sich noch um AfA, erhÇhte AfA und
Sonderabschreibungen.

Werbungskosten sind z.B. MaklergebÅhren, Werbekosten und Gerichts-/NotariatsgebÅh-
ren (falls vom Verk�ufer Åbernommen).

Hinweis

Schuldzinsen und Grundsteuer gehÇren nicht zu den Werbungskosten, weil sie mit der
laufenden Nutzung des GrundstÅcks zwischen der Anschaffung und Ver�ußerung zu-
sammen h�ngen.

Beispiel

Unterhaltsschuldner S hat am 10.12.1998 in Leipzig einen Neubau fÅr umgerechnet
800.000 EUR gekauft.

100.000 EUR entfallen auf Grund und Boden.

Von 1998 bis 2002 nimmt er im Rahmen der EinkÅnfte aus Vermietung und Verpach-
tung Sonderabschreibungen in HÇhe von 350.000 EUR (50 % von 700.000 EUR) nach
§ 7 FÇrdG in Anspruch.

Bis zum Verkauf am 15.12.2007 betr�gt die AfA nach § 7 Abs. 4 EStG 63.583 EUR

(2 % von 350.000 EUR auf 9 Jahre und 1 Monat).

S verkauft das GrundstÅck fÅr 700.000 EUR.

Die Werbungskosten betragen 5.000 EUR.

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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LÇsung

Ver�ußerungspreis 700.000 EUR
Anschaffungskosten fÅr Grund und Boden 100.000 EUR
Anschaffungskosten fÅr Geb�ude 700.000 EUR
Anschaffungskosten gesamt 800.000 EUR
- Sonderabschreibung nach § 4 FÇrdG -350.000 EUR
- lineare AfA nach § 7 Abs. 4 EStG -63.583 EUR -386.417 EUR
- Werbungskosten -5.000 EUR
= Gewinn 308.583 EUR

Hinweis

Obwohl S das GrundstÅck mit einem Verlust in HÇhe von 100.000 EUR verkauft, hat
er einen steuerpflichtigen Gewinn in HÇhe von 308.538 EUR erzielt! Dies ist u.a. be-
dingt durch die Anrechnung der AfA.

bb) Ausnahmen von der Besteuerung zu eigenen Wohnzwecken

Ausgenommen von der Besteuerung werden EigentÅmer von selbst genutzten Immobi-
lien.

Hiermit bezweckt der Gesetzgeber, dass die Arbeitnehmer in ihrer Mobilit�t nicht behin-
dert werden.

So ist nach § 23 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 S. 3 EStG der Verkauf von GrundstÅcken nicht steuer-
sch�dlich, wenn das GrundstÅck

n im Zeitraum zwischen Anschaffung oder Fertigstellung und Ver�ußerung ausschließ-
lich zu eigenen Wohnzwecken verwendet wurde

oder

n ein GrundstÅck im Jahr der Ver�ußerung und in den beiden vorangegangenen Jahren
zu eigenen Wohnzwecken genutzt worden ist.182

c) Private Wertpapiergesch�fte

Nach § 23 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 EStG sind Ver�ußerungsgewinne zu versteuern, wenn Wert-
papiere innerhalb von einem Jahr gekauft und wieder verkauft werden.

Beispiel

Unterhaltsschuldner S kauft am 3.1.2007 Aktien fÅr 10.000 EUR.

Er verkauft sie am 30.6.2007 fÅr 15.000 EUR.

Die Werbungskosten betragen 200 EUR.

LÇsung

Weil der maßgebliche Zeitraum zwischen Anschaffung und Ver�ußerung weniger als
ein Jahr betr�gt, handelt es sich um ein privates Ver�ußerungsgesch�ft, dessen ErlÇs
in HÇhe 4.800 EUR (15.000 EUR-10.000 EUR-200 EUR) in Zeile 46 der Anlage SO
der Einkommensteuererkl�rung einzutragen ist.
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Da letztmalig das HalbeinkÅnfteverfahren 2008 anzuwenden ist, wird das Finanzamt
von Amts wegen nach § 3 Nr. 40j EStG allerdings nur die H�lfte des Gewinns in HÇhe
von 2.400 EUR ansetzen.

d) Rechtslage ab 2009

W�hrend die Rechtslage fÅr GrundstÅcke und grundstÅcksgleiche Rechte sich nicht ver-
�ndert, § 23 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 EStG, gilt bei anderen WirtschaftsgÅtern jetzt grunds�tzlich
die einj�hrige Ver�ußerungsfrist, § 23 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 EStG nF. Wurden mit dem Wirt-
schaftsgut aber zumindest in einem Kalenderjahr EinkÅnfte (§§ 13 bis 22 EStG) erzielt,
gilt jetzt eine zehnj�hrige Frist fÅr private Ver�ußerungsgesch�fte.

Beispiel

Rechtsanwalt R entnimmt seinen Oldtimer der Marke Porsche 356 Spider zum
Sch�tzwert 55.000 EUR seinem BetriebsvermÇgen im Jahre 2007 und ver�ußert die-
sen 2009 fÅr 85.000 EUR.

LÇsung

Nach der oben genannten Neuregelung erzielt R einen Ver�ußerungsgewinn in HÇhe
von 30.000 EUR (verfassungsrechtlich wegen des RÅckwirkungsverbots bedenklich!).

§ 24c EStG wird nach § 52a Abs. 12 EStG aufgehoben, wonach zusammenfassende Jahres-
bescheinigungen von Kredit- und Finanzdienstleistungsinstituten Åber Gewinne aus pri-
vaten Ver�ußerungsgesch�ften nach amtlich vorgeschriebenem Muster auszustellen sind.

e) Verluste aus privaten Ver�ußerungsgesch�ften

Verluste aus privaten Ver�ußerungsgesch�ften/Spekulationsgesch�ften kÇnnen mit Ge-
winnen desselben Veranlagungszeitraums verrechnet werden (Verlustausgleich).

Hinweis

Verluste aus privaten Ver�ußerungsgesch�ften kÇnnen nicht mit Gewinnen aus ande-
ren Einkunftsarten ausgeglichen werden.

DarÅber hinaus kÇnnen ab 1999 im Rahmen von Ver�ußerungsgesch�ften Verluste mit
Gewinnen des unmittelbar vorangegangenen Veranlagungszeitraums und der folgenden
Veranlagungszeitr�ume verrechnet werden (Verlustabzug nach § 23 Abs. 3 S. 9 EStG).
Private Verluste des Veranlagungszeitraums 2007 kÇnnen zun�chst mit privaten Ver�uße-
rungsgewinnen 2006 im Wege des VerlustrÅcktrages und danach mit Ver�ußerungsgewin-
nen der Jahre 2008 ff. im Wege des Verlustvortrages verrechnet werden.

Hinweis

Die erzielten Ver�ußerungserlÇse sind in voller HÇhe nach Abzug der Werbungskosten
in der Einkommensteuererkl�rung 2007 in der „Anlage SO“ einzutragen. Es handelt
sich trotz des Ausdrucks „Gewinn“ aus privaten Ver�ußerungsgesch�ften nicht um
Gewinn-, sondern um �berschusseinkÅnfte.

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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XII. Ermittlung der Summe der EinkÅnfte nach § 2 Abs. 2
EStG

Unterhaltsrelevanz

Wie fÅhrt das Steuerrecht die EinkÅnfte, die oben im Einzelnen dargestellt worden sind,
zum steuerrechtlichen Einkommen zusammen und welche Abzugsbetr�ge gibt es darÅber
hinaus?

Dies bildet die Grundlage des Unterhaltseinkommens!

1. �berblick zur Ermittlung der Summe der EinkÅnfte

Die Summe der EinkÅnfte resultiert aus der Zusammenrechnung der positiven und/oder
negativen EinkÅnfte der verschiedenen sieben Einkunftsarten.

Sie stellt ein Zwischenergebnis bei der Ermittlung des zu versteuernden Einkommens dar.

EinkÅnfte aus Land- und Forstwirtschaft gem�ß § 13 EStG
+ EinkÅnfte aus Gewerbebetrieb gem�ß § 15 EStG
+ EinkÅnfte aus selbstst�ndiger Arbeit gem�ß § 18 EStG
+ EinkÅnfte aus nichtselbstst�ndiger Arbeit gem�ß § 19 EStG
+ EinkÅnfte aus KapitalvermÇgen gem�ß § 20 EStG
+ EinkÅnfte aus Vermietung und Verpachtung gem�ß § 21 EStG
+ sonstige EinkÅnfte im Sinne des § 22 EStG
= Summe der EinkÅnfte gem�ß § 2 Abs. 2 EStG
- Altersentlastungsbetrag nach § 24a EStG
- Entlastungsbetrag fÅr Alleinerziehende nach § 24b EStG
- Freibetrag fÅr Land- und Forstwirte nach § 13 Abs. 3 EStG
= Gesamtbetrag der EinkÅnfte nach § 2 Abs. 3 EStG
- Verlustabzug nach § 10d EStG
- Sonderausgaben nach §§ 10, 10a, 10b, 10c EStG
- außergewÇhnliche Belastungen nach §§ 33 bis 33 b EStG
- sonstige Abzugsbetr�ge wie z.B. nach § 7 FÇrdG
= Einkommen nach § 2 Abs. 4 EStG
- Freibetr�ge fÅr Kinder nach §§ 31, 32 Abs. 6 EStG
- H�rteausgleich nach § 46 Abs. 3 EStG, § 70 EStDV
= zu versteuerndes Einkommen nach § 2 Abs. 5 EStG

2. Verlustausgleich

Bei der Ermittlung der Summe der EinkÅnfte werden sowohl die positiven als auch
die negativen EinkÅnfte der einzelnen Einkunftsarten berÅcksichtigt.

Bei der Verrechnung von Verlusten unterscheidet man
n den Verlustausgleich

und
n den Verlustabzug nach § 10d EStG.

Der Verlustabzug nach § 10d EStG ist sp�ter unter Rn 547 ff. zu behandeln.

Bei dem Verlustausgleich kennt man den horizontalen und vertikalen Verlustausgleich.
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a) Horizontaler Verlustausgleich

Unter einem horizontalen Verlustausgleich versteht man die Verrechnung der positiven
und negativen EinkÅnfte innerhalb einer Einkunftsart zur Ermittlung der EinkÅnfte einer
Einkunftsart.

�berschreiten die positiven die negativen EinkÅnfte innerhalb einer Einkunftsart, entste-
hen positive EinkÅnfte dieser Einkunftsart.

�berschreiten die negativen die positiven EinkÅnfte innerhalb einer Einkunftsart, entste-
hen negative EinkÅnfte dieser Einkunftsart.

Beim horizontalen Verlustausgleich erfolgt eine Verrechnung der negativen mit den posi-
tiven EinkÅnften innerhalb einer Einkunftsart.

Beispiel

Unterhaltsschuldner S erzielt im Veranlagungszeitraum 2007 EinkÅnfte aus Vermie-
tung und Verpachtung wie folgt:

Mietobjekt 1 Schuldnergasse 13 60.000 EUR
Mietobjekt 2 Schuldnergasse 22 - 80.000 EUR

LÇsung

Im Wege des horizontalen Verlustausgleichs werden die EinkÅnfte des S aus V und V
mit

- 20.000 EUR ermittelt (60.000 EUR – 80.000 EUR).

b) Vertikaler Verlustausgleich

Unter einem vertikalen Verlustausgleich versteht man die Verrechnung der positiven Ein-
kÅnfte einzelner Einkunftsarten mit negativen EinkÅnften anderer Einkunftsarten zur
Ermittlung der Summe der EinkÅnfte.

Abwandlung des Beispiels

Unterhaltsschuldner S hat neben seinen negativen EinkÅnften aus V und V in HÇhe
von –20.000 EUR noch EinkÅnfte als Rechtsanwalt aus selbstst�ndiger Arbeit in
HÇhe von 80.000 EUR.

LÇsung

Die Summe der EinkÅnfte des S betr�gt in 2007 60.000 EUR (80.000 EUR –
20.000 EUR).

Hinweis

�bersteigen die negativen EinkÅnfte die positiven EinkÅnfte der verschiedenen Ein-
kunftsarten, wird ein vertikaler Verlustausgleich nur bis zur HÇhe der positiven Ein-
kÅnfte mÇglich.

Grunds�tzlich ist die Summe der EinkÅnfte somit positiv oder betr�gt mindestens 0 EUR.

Weitere Abwandlung des vorigen Beispiels

Unterhaltsschuldner S hat neben seinen negativen EinkÅnften aus V und V in HÇhe
von –20.000 EUR als Rechtsanwalt lediglich EinkÅnfte aus selbstst�ndiger Arbeit in
HÇhe von 10.000 EUR.

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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LÇsung

Die Summe der EinkÅnfte des S in 2007 betr�gt „0“.

Etwaig nicht ausgeglichene Verluste kÇnnen unter bestimmten Voraussetzungen nach
§ 10d EStG zurÅck- oder vorgetragen werden (vgl. hierzu n�her unter Rn 547 ff.).

Ausnahmen

Nicht alle Verluste kÇnnen mit positiven EinkÅnften ausgeglichen werden.

Ausgeschlossen vom Verlustausgleich sind z.B.:
n Verluste aus gewerblicher Tierzucht oder gewerblicher Tierhaltung

(§ 15 Abs. 4 S. 1 EStG)
n Verluste aus bestimmten Leistungen, z.B. wenn die Werbungskosten die Einnahmen

Åbersteigen (§ 22 Nr. 3 S. 3 EStG)
n Verluste aus privaten Ver�ußerungsgesch�ften, soweit sie Gewinne, die der Steuer-

pflichtige im selben Kalenderjahr aus privaten Ver�ußerungsgesch�ften erzielt hat,
Åbersteigen (§ 23 Abs. 3 S. 8 EStG, siehe hierzu n�her unter Rn 519 ff.).

XIII. Gesamtbetrag der EinkÅnfte nach § 2 Abs. 3 EStG

Unterhaltsrelevanz

Durch die unten genannten Positionen wird das steuerrechtliche Einkommen, das Grund-
lage des Unterhaltseinkommens ist, modifiziert.

1. �berblick zum Gesamtbetrag der EinkÅnfte

Der Gesamtbetrag der EinkÅnfte ist die Summe der EinkÅnfte, vermindert um den Al-
tersentlastungsbetrag, den Entlastungsbetrag fÅr Alleinerziehende und den Freibetrag fÅr
Land- und Forstwirte.

EinkÅnfte aus Land- und Forstwirtschaft gem�ß § 13 EStG
+ EinkÅnfte aus Gewerbebetrieb gem�ß § 15 EStG
+ EinkÅnfte aus selbstst�ndiger Arbeit gem�ß § 18 EStG
+ EinkÅnfte aus nichtselbstst�ndiger Arbeit gem�ß § 19 EStG
+ EinkÅnfte aus KapitalvermÇgen gem�ß § 20 EStG
+ EinkÅnfte aus Vermietung und Verpachtung gem�ß § 21 EStG
+ sonstige EinkÅnfte i.S.d. § 22 EStG
= Summe der EinkÅnfte gem�ß § 2 Abs. 2 EStG
- Altersentlastungsbetrag nach § 24a EStG
- Entlastungsbetrag fÅr Alleinerziehende nach § 24b EStG
- Freibetrag fÅr Land- und Forstwirte nach § 13 Abs. 3 EStG
= Gesamtbetrag der EinkÅnfte nach § 2 Abs. 3 EStG
- Verlustabzug nach § 10d EStG
- Sonderausgaben nach §§ 10, 10a, 10b, 10c EStG
- außergewÇhnliche Belastungen nach §§ 33 bis 33b EStG
- sonstige Abzugsbetr�ge wie z.B. nach § 7 FÇrdG
= Einkommen nach § 2 Abs. 4 EStG
- Freibetr�ge fÅr Kinder nach §§ 31, 32 Abs. 6 EStG
- H�rteausgleich nach § 46 Abs. 3 EStG, § 70 EStDV
= zu versteuerndes Einkommen nach § 2 Abs. 5 EStG
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2. Altersentlastungsbetrag

Den Altersentlastungsbetrag erhalten Steuerpflichtige, die vor Beginn des Veranlagungs-
zeitraumes das 64. Lebensjahr vollendet haben (§ 24a S. 3 EStG, fÅr 2007 alle, die vor
dem 1.1.1943 geboren worden sind). Im Falle der Zusammenveranlagung von Ehepart-
nern ist der Altersentlastungsbetrag jedem Ehepartner, der das 64. Lebensjahr vollendet
hat, nach Maßgabe seiner EinkÅnfte zu gew�hren (§ 24a S. 4 EStG).

Die Bemessungsgrundlage, § 24a S. 1 Nr. 1 bis 5 EStG fÅr den Altersentlastungsbetrag
setzt sich aus dem Arbeitslohn ohne VersorgungsbezÅge und der positiven Summe der
EinkÅnfte ohne EinkÅnfte aus nichtselbstst�ndiger Arbeit, EinkÅnfte aus Leibrenten und
Abgeordneten-VersorgungsbezÅgen zusammen.

Im Veranlagungszeitraum 2007 betr�gt der Altersentlastungsbetrag, Tabelle nach § 24a
S. 5 EStG, z.B. fÅr die vor dem 1.1.1943 Geborenen 36,8 % der Bemessungsgrundlage,
allerdings hÇchstens 1.748 EUR.

3. Entlastungsbetrag fÅr Alleinerziehende

Alleinerziehende Steuerpflichtige erhalten ab dem Veranlagungszeitraum 2004 anstelle
des Haushaltsfreibetrages den Entlastungsbetrag fÅr Alleinerziehende in HÇhe von
1.308 EUR j�hrlich, d.h. 109 EUR monatlich (§ 24b EStG).

Hinweis

Der Entlastungsbetrag wird im Laufe des Jahres auf der Lohnsteuerkarte durch die
Steuerklasse II berÅcksichtigt, wenn die Voraussetzungen fÅr die Inanspruchnahme
des Entlastungsbetrages fÅr Alleinerziehende vorliegen (§ 38b Nr. 2 EStG).

Folgende Voraussetzungen mÅssen fÅr den Entlastungsbetrag erfÅllt sein:

n Zum Haushalt eines allein stehenden Steuerpflichtigen gehÇrt mindestens ein Kind,
fÅr das ihm ein Freibetrag nach § 32 Abs. 6 EStG oder Kindergeld zusteht.

n In der Wohnung des Alleinstehenden muss das Kind gemeldet sein.

n Bei Meldung des Kindes bei mehreren allein stehenden Steuerpflichtigen steht der
Entlastungsbetrag dem Alleinstehenden zu, der die Voraussetzungen auf Auszahlung
des Kindergeldes nach § 64 Abs. 2 S. 1 EStG erfÅllt oder erfÅllen wÅrde in F�llen, in
denen nur ein Ausgleich auf einen Freibetrag nach § 32 Abs. 6 EStG besteht.

n Der Alleinstehende darf nicht die Voraussetzungen fÅr die Anwendung des Splitting-
Verfahrens nach § 26 Abs. 1 EStG erfÅllen. (Eine Ausnahme gilt fÅr Alleinstehende,
die verwitwet sind und im Todesjahr des Ehegatten oder in das auf das Todesjahr fol-
gende Kalenderjahr nach dem Splitting-Verfahren besteuert werden).

n Alleinstehende Steuerpflichtige dÅrfen keine Haushaltsgemeinschaft mit einer ande-
ren vollj�hrigen Person bilden, es sei denn

fÅr diese Person steht ihnen ein Freibetrag nach § 32 Abs. 6 EStG oder Kindergeld zu

oder
n es handelt sich um ein Kind i.S.d. § 63 Abs. 1 S. 1 EStG, das

n den gesetzlichen Grundwehrdienst oder Zivildienst leistet (§ 32 Abs. 5 Nr. 1 EStG),

n sich anstelle des gesetzlichen Grundwehrdienstes freiwillig fÅr die Dauer von nicht
mehr als drei Jahren zum Wehrdienst verpflichtet hat (§ 32 Abs. 5 Nr. 2 EStG) oder

n eine T�tigkeit als Entwicklungshelfer ausÅbt (§ 32 Abs. 5 Nr. 3 EStG).

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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4. Freibetrag fÅr Land- und Forstwirte

EinkÅnfte aus Land- und Forstwirtschaft werden bei der Ermittlung des Gesamtbetra-
ges der EinkÅnfte nur berÅcksichtigt, soweit sie den Betrag von 670 EUR bzw. wenn
Ehepartner zusammen veranlagt werden, den Betrag von 1.340 EUR Åbersteigen (§ 13
Abs. 3 EStG).

Ein Freibetrag fÅr Land- und Forstwirte wird nicht bei der Ermittlung der EinkÅnfte aus
Land- und Forstwirtschaft, sondern erst bei der Ermittlung des Gesamtbetrages der Ein-
kÅnfte abgezogen.

FÅr zusammen veranlagte Ehegatten ist der erhÇhte Freibetrag auch dann zu gew�hren,
wenn nur einer der Ehepartner EinkÅnfte aus Land- und Forstwirtschaft erzielt.

Beispiel

Unterhaltsschuldner S ist erzielt als Rechtsanwalt in 2007 EinkÅnfte aus selbstst�ndi-
ger Arbeit in HÇhe von 30.000 EUR sowie EinkÅnfte aus Land- und Forstwirtschaft in
HÇhe von 550 EUR.

LÇsung

Der Gesamtbetrag der EinkÅnfte des S in 2007 betr�gt 30.000 EUR und ermittelt sich
wie folgt.

EinkÅnfte aus L und F 550 EUR
EinkÅnfte aus selbstst�ndiger Arbeit 30.000 EUR
= Summe der EinkÅnfte 30.550 EUR
- Freibetrag 550 EUR
= Gesamtbetrag der EinkÅnfte 30.000 EUR

Der Freibetrag wird nicht voll ausgeschÇpft.

Dieser ist seit dem Veranlagungszeitraum 1999 nur dann abzuziehen, wenn die Sum-
me der EinkÅnfte 30.700 EUR bzw. bei zusammen veranlagten Ehepartnern
61.400 EUR nicht Åbersteigt (§ 13 Abs. 3 S. 2 EStG), was hier nicht der Fall ist.

XIV. Einkommen i.S.d. § 2 Abs. 4
EStG-Verlustabzug/Sonderausgaben/Vorsorgeaufwen-
dungen/außergewÇhnliche Belastungen

Unterhaltsrelevanz

Eine Unterhaltsrelevanz ergibt sich aus dem Grundsatz der Ableitung des Unterhaltsein-
kommens aus dem steuerlichen Einkommen.

1. �berblick zum Einkommen i.S.d. § 2 Abs. 4 EStG

Zieht man vom Gesamtbetrag der EinkÅnfte nach § 2 Abs. 3 EStG einen Verlustabzug
nach § 10d EStG, Sonderausgaben nach §§ 10, 10a, 10b, 10c EStG, außergewÇhnliche
Belastungen (§§ 33 bis 33b EStG) und sonstige Abzugsbetr�ge wie z.B. nach § 7 FÇrdG
ab, so kommt man zum Einkommen nach § 2 Abs. 4 EStG.

EinkÅnfte aus Land- und Forstwirtschaft gem�ß § 13 EStG
+ EinkÅnfte aus Gewerbebetrieb gem�ß § 15 EStG
+ EinkÅnfte aus selbstst�ndiger Arbeit gem�ß § 18 EStG
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+ EinkÅnfte aus nichtselbstst�ndiger Arbeit gem�ß § 19 EStG
+ EinkÅnfte aus KapitalvermÇgen gem�ß § 20 EStG
+ EinkÅnfte aus Vermietung und Verpachtung gem�ß § 21 EStG
+ sonstige EinkÅnfte i.S.d. § 22 EStG
= Summe der EinkÅnfte gem�ß § 2 Abs. 2 EStG
- Altersentlastungsbetrag nach § 24a EStG
- Entlastungsbetrag fÅr Alleinerziehende nach § 24b EStG
- Freibetrag fÅr Land- und Forstwirte nach § 13 Abs. 3 EStG
= Gesamtbetrag der EinkÅnfte nach § 2 Abs. 3 EStG
- Verlustabzug nach § 10d EStG
- Sonderausgaben nach §§ 10, 10a, 10b, 10c EStG
- außergewÇhnliche Belastungen nach §§ 33 bis 33 b EStG
- sonstige Abzugsbetr�ge wie z.B. nach § 7 FÇrdG
= Einkommen nach § 2 Abs. 4 EStG
- Freibetr�ge fÅr Kinder nach §§ 31, 32 Abs. 6 EStG
- H�rteausgleich nach § 46 Abs. 3 EStG, § 70 EStDV
= zu versteuerndes Einkommen nach § 2 Abs. 5 EStG

2. Verlustabzug nach § 10d EStG

Wenn Verluste im Wege des Verlustausgleichs, vgl. Rn 531 ff. nicht ausgeglichen werden
kÇnnen, besteht fÅr sie die MÇglichkeit des Verlustabzugs nach § 10d EStG.

Der Verlustabzug wird unterteilt nach VerlustrÅcktrag und Verlustvortrag.

a) VerlustrÅcktrag

Bei einem VerlustrÅcktrag werden negative EinkÅnfte, d.h. Verluste, die bei der Ermitt-
lung des Gesamtbetrages der EinkÅnfte im laufenden Veranlagungszeitrahmen (2007)
nicht ausgeglichen werden,
n bis zu einem Betrag von 511.500 EUR,
n bei zusammen veranlagten Ehepartnern bis zu einem Betrag 1.023.000 EUR

vom Gesamtbetrag der EinkÅnfte des unmittelbar vorangegangenen Veranlagungszeitrau-
mes (2006) abgezogen (HÇchstbetrag).

Beispiel

Der Gesamtbetrag der EinkÅnfte des ledigen Unterhaltsschuldners S in 2006 betrug
90.000 EUR.

Die EinkÅnfte setzen sich zusammen aus Rechtsanwaltt�tigkeit in HÇhe von
80.000 EUR und Vermietung und Verpachtung in HÇhe von 10.000 EUR.

Im Jahr 2007 verdient S als Rechtsanwalt lediglich 40.000 EUR.

Aus Vermietung und Verpachtung haben sich negative EinkÅnfte in HÇhe von
-50.000 EUR ergeben,

sodass der Gesamtbetrag der EinkÅnfte in 2007 -10.000 EUR (40.000 EUR –
50.000 EUR) betr�gt.

LÇsung

S hat seinen Verlust in 2007 in HÇhe von -10.000 EUR auf das Jahr 2006 zurÅck zu-
tragen.

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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Da der HÇchstbetrag in HÇhe von 511.500 EUR nicht Åberschritten wird, betr�gt der
Gesamtbetrag der EinkÅnfte 2006 80.000 EUR (90.000 EUR Gesamtbetrag der Ein-
kÅnfte 2006 – Verlust 2007 in HÇhe von -10.000 EUR).

Wird der HÇchstbetrag Åberschritten, darf hÇchstens der HÇchstbetrag zurÅckgetragen
werden.

Wahlrecht/Antrag nach § 10d Abs. 1 S. 5 und 6 EStG

Die Verrechnung kann ggf. dazu fÅhren, dass im RÅcktragsjahr 2006 des vorstehenden
Beispiels die sich anschließenden AbzÅge in Form von Sonderausgaben, außergewÇhnli-
chen Belastungen und sonstigen Abzugsbetr�gen nicht mehr zu einer Steuerentlastung
fÅhren.

Der Steuerpflichtige kann deshalb auf Antrag nach § 10d Abs. 1 S. 5 und 6 EStG ganz
oder teilweise von der DurchfÅhrung des VerlustrÅcktrages absehen bzw. der HÇhe nach
beschr�nken.

Hinweis

Der zurÅckzutragende Betrag ist in den Zeilen 54, 55 des Mantelbogens der Einkom-
mensteuererkl�rung 2007 anzugeben.

b) Verlustvortrag

Verluste, die nicht oder nicht in vollem Umfang durch VerlustrÅcktrag berÅcksichtigt wer-
den, kÇnnen nach § 10d Abs. 2 S. 1 EStG
n bis zu einem Gesamtbetrag der EinkÅnfte von 1 Mio. EUR,
n bei zusammen veranlagten Ehepartnern bis zu 2 Mio. EUR in den folgenden Veranla-

gungszeitr�umen (Veranlagungszeitraum 2007 ff.) unbeschr�nkt abgezogen werden.

Ferner ist im Wege des Verlustvortrages ein Verlustabzug bis zu 60 % des 1 Mio. EUR
(bzw. 2 Mio. EUR bei der Zusammenveranlagung) Åbersteigenden Gesamtbetrags der
EinkÅnfte mÇglich.

Dadurch werden Verluste im Wege des Verlustvortrages zeitlich gestreckt und gehen nicht
verloren.

Hinweis

Der am Schluss eines Veranlagungszeitraumes verbleibende Verlustvortrag ist nach
§ 10d Abs. 4 S. 1 EStG gesondert festzustellen.

c) Verluste im Familienrecht

Verluste sind in allen Einkunftsarten denkbar.

Da es im Familienrecht auf die potenzielle Leistungsf�higkeit des Unterhaltspflichtigen
ankommt, stellt sich die Frage, inwieweit Verluste unterhaltsrechtlich relevant sind.

Soweit Verluste aus tats�chlichen Aufwendungen resultieren, wie z.B. aus Zinsleistungen
fÅr bestehende Darlehensverbindlichkeiten, sind sie zu berÅcksichtigen.183
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Bei sog. Verlustbeteiligungen gilt, dass diese als VermÇgensdispositionen unberÅcksich-
tigt bleiben.184

Der BGH hat die Ansicht vertreten, dass besonders Verluste aus Bauherrenmodellen un-
berÅcksichtigt bleiben mÅssen und der Unterhaltsberechtigte verlangen kÇnne, so gestellt
zu werden, als h�tten die vermÇgensbildenden Aufwendungen nicht stattgefunden. Es er-
folgt deshalb kein Abzug von Zins- und Tilgungsaufwendungen, wobei jedoch die erziel-
ten Steuervorteile unberÅcksichtigt bleiben mÅssen. HierfÅr ist eine fiktive Steuerlast ab-
zuziehen, die ohne die Beteiligung am Bauherrenmodell zu zahlen gewesen w�re.185 Auf
jeden Fall sind steuerliche Verlustvortr�ge, die außerhalb des AnknÅpfungszeitraums lie-
gen, nicht zu berÅcksichtigen.186

Eine durchg�ngige Rechtsprechung zu dieser Frage ist nicht erkennbar. Die Rechtspre-
chung ist bei der Anerkennung von Verlusten eher zurÅckhaltend.

3. Sonderausgaben

Grunds�tzlich gilt im Einkommensteuerrecht, dass Aufwendungen fÅr die private Lebens-
fÅhrung bei der Ermittlung des Einkommens nicht abgezogen werden dÅrfen (§ 12 EStG,
siehe hierzu unter Rn 66).

Durch den Abzug von Sonderausgaben wird dieser Grundsatz jedoch durchbrochen.

Als Sonderausgaben kÇnnen allerdings nur Aufwendungen abgezogen werden, die auf ei-
ner eigenen Verpflichtung des Steuerpflichtigen beruhen und von ihm selbst entrichtet
worden sind (H 10.1, abzugsberechtigte Personen, EStH).

Hinweis

FÅr die Anrechnung der Sonderausgaben beim Unterhaltsschuldner ist der Nachweis
zu verlangen, dass der Unterhaltsschuldner die Leistungen fÅr sich (und nicht fÅr den
Ehepartner oder seine Kinder) und aus eigenen Mitteln erbracht hat.

Die Sonderausgaben sind abschließend, d.h. enumerativ in den §§ 10 bis 10c EStG auf-
gez�hlt.

Man unterscheidet hierbei zwischen unbeschr�nkt und beschr�nkt abzugsf�higen Sonder-
ausgaben.

a) Unbeschr�nkt abzugsf�hige Sonderausgaben

Zu den unbeschr�nkt abzugsf�higen Sonderausgaben gehÇren:
n Renten und dauernde Lasten
n gezahlte Kirchensteuer.

b) Beschr�nkt abzugsf�hige Sonderausgaben

Beschr�nkt abzugsf�hige Sonderausgaben sind:
n Vorsorgeaufwendungen
n Versicherungsbeitr�ge fÅr Altersvorsorge (§ 10 Abs. 1 Nr. 2 EStG)

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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n sonstige Vorsorgeaufwendungen (§ 10 Abs. 1 Nr. 3 EStG)187

n Unterhaltsleistungen an Ehepartner unter bestimmten Voraussetzungen (§ 10 Abs. 1
Nr. 1 EStG)

n Aufwendungen fÅr die eigene Berufsausbildung
n privat veranlasste Kinderbetreuungskosten
n Schulgeld
n Zuwendungen wie Spenden und Mitgliedsbeitr�ge.

c) Personenbezogenheit

Bei der getrennten Veranlagung ist ein Sonderausgabenabzug grunds�tzlich bei dem
Ehepartner vorzunehmen, der die Sonderausgaben geleistet hat.

Werden Ehepartner nach § 26b EStG zusammen veranlagt, ist es fÅr den Abzug von
Sonderausgaben gleichgÅltig, von welchem Ehepartner geleistet worden ist, weil Ehepart-
ner nach § 26b EStG „gemeinsam als Steuerpflichtige“ behandelt werden (vgl. R 10.1
EStR 2005).

d) Abflussprinzip

Abziehbar sind Sonderausgaben im Veranlagungszeitraum, in dem sie geleistet worden
sind (H.10.1, AbzugshÇhe/Abzugszeitpunkt, EStH).

Maßgeblich ist nach § 11 Abs. 2 EStG folglich das Abflussprinzip, d.h. der Zeitpunkt des
Abzuges der Sonderausgaben.

e) Ausnahmen

Sonderausgaben kÇnnen vom Gesamtbetrag der EinkÅnfte nur dann als solche abgezogen
werden, wenn sie weder Betriebsausgaben noch Werbungskosten sind oder wie Betriebs-
ausgaben oder Werbungskosten behandelt werden.

f) Sonderfall § 7 FÇrdG

Wie Sonderausgaben wird die SteuerbegÅnstigung der zu eigenen Wohnzwecken genutz-
ten Wohnung im eigenen Haus (z.B. § 7 FÇrdG) behandelt.

g) Unterhaltsleistungen als Sonderausgaben

aa) Unterhaltszahlungen

Ehegattenunterhaltszahlungen sind begÅnstigte Aufwendungen und somit zum Sonder-
ausgabenabzug zugelassen.

Es spielt hierbei keine Rolle, ob die Unterhaltszahlungen freiwillig oder aufgrund gesetz-
licher Verpflichtung erbracht werden. Es muss sich auch nicht um laufende oder einmali-
ge Leistungen handeln.
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Sachleistungen

Auch Sachleistungen kÇnnen berÅcksichtigt werden.

Hierzu z�hlt auch der Mietwert einer unentgeltlich Åberlassenen Wohnung.

Befindet sich die Wohnung im Miteigentum des geschiedenen oder getrennt lebenden
Ehepartners, kann der Ehepartner, der die Wohnung Åberl�sst, neben dem Mietwert seines
Miteigentumsanteils auch die von ihm aufgrund der Unterhaltsvereinbarung getragenen
verbrauchsunabh�ngigen Kosten fÅr den Miteigentumsanteil des anderen Partners als
Sonderausgaben abziehen.188

Bei Zahlungen an ein gemeinsames Kind handelt es sich nicht um Ehegattenunterhalt,
selbst wenn diese Zahlungen den geschiedenen Ehepartner von dessen Unterhaltspflicht
gegenÅber dem Kind befreien.189

AnwaltsgebÅhren, die aufgewendet werden, um die Zustimmung zum Realsplitting zu er-
langen, sind lediglich Nebenkosten zum Sonderausgabenabzug, die nicht abzugsf�hige
Sonderausgaben sind.190

bb) Voraussetzungen des Sonderausgabenabzugs bei
Unterhaltsleistungen

Folgende Voraussetzungen mÅssen fÅr den Sonderausgabenabzug erfÅllt sein:
n Sowohl Unterhaltsverpflichtete als auch Unterhaltsberechtigte mÅssen geschieden

oder dauernd getrennt lebende Ehepartner sein. Gleichgestellt sind Unterhaltsleistun-
gen in F�llen der Nichtigkeit oder Aufhebung der Ehe.

n Der Unterhaltsberechtigte muss unbeschr�nkt einkommensteuerpflichtig sein.
n Der Unterhaltsverpflichtete beantragt den Sonderausgabenabzug und

der Unterhaltsberechtigte stimmt diesem Antrag zu.

cc) HÇchstabzugsbetrag/Ausschluss vom Abzug

Als Sonderausgabe im Rahmen des Realsplittings kann der Unterhaltsverpflichtete im
Kalenderjahr Unterhaltszahlungen bis zu 13.805 EUR (1.150,42 EUR mtl.) abziehen
(§ 10 Abs. 1 Nr. 1 EStG).

�bersteigen Unterhaltsleistungen den Betrag von 13.805 EUR im Kalenderjahr, sind die-
se vom Abzug ausgeschlossen.

Die Åbersteigenden Betr�ge kÇnnen dann auch nicht als außergewÇhnliche Belastung be-
rÅcksichtigt werden.

Mehrere Unterhaltsberechtigte

Wird an mehrere Unterhaltsberechtigte Ehegattenunterhalt geleistet, werden die Aufwen-
dungen bis zum HÇchstbetrag von 13.805 EUR je unterhaltsberechtigtem Empf�nger ab-
gezogen (R 10.2 Abs. 3 EStR). Nicht Åbertragen werden kÇnnen nicht ausgeschÇpfte Be-
tr�ge.

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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dd) Zahlungen mit Auslandsbezug

Unterhaltszahlungen an nicht unbeschr�nkt einkommensteuerpflichtige Empf�nger, die
ihren Wohnsitz oder gewÇhnlichen Aufenthalt in einem EU/EWR-Staat haben, sind seit
1996 als Sonderausgaben abzugsf�hig. Ein Abzug ist jedoch nur unter der Voraussetzung
mÇglich, dass die Besteuerung der Unterhaltsleistung beim Unterhaltsberechtigten durch
eine Bescheinigung der zust�ndigen ausl�ndischen SteuerbehÇrde nachgewiesen wird
(§ 1a Abs. 1 Nr. 1 EStG; H 10.2, nicht unbeschr�nkt einkommensteuerpflichtiger Empf�n-
ger, EStH).191

Nach dem Jahressteuergesetz 2008 vom 20.12.2007192 ist durch eine �nderung des § 1a
EStG das Erfordernis aufgegeben worden, dass nahezu s�mtliche EinkÅnfte der deutschen
Einkommensteuer unterliegen mÅssen, damit der Abzug von Unterhaltsleistungen an ei-
nen im EU/EWR- Ausland lebenden geschiedenen oder dauernd getrennt lebenden Ehe-
partner in Anspruch genommen werden kann. Dies soll zu einer Gleichstellung mit Unter-
haltsleistungen an einen unbeschr�nkt Einkommensteuerpflichtigen fÅhren.193

ee) Wiederkehrende WahlrechtsausÅbung

Der Steuerpflichtige muss sich fÅr jedes Veranlagungsjahr fÅr den Abzug als Sonderaus-
gaben oder außergewÇhnliche Belastung i.S.d. § 33a Abs. 1 EStG entscheiden.

Im Gegensatz hierzu gilt beim Unterhaltsberechtigten die Zustimmung bis auf Widerruf.

Aus SicherheitsgrÅnden sollte der Unterhaltsberechtigte seine Zustimmung lediglich auf
ein Kalenderjahr beschr�nken, weil er ansonsten auch fÅr die Folgezeit Einkommensteu-
ervorauszahlungen entrichten muss, selbst wenn die Unterhaltsleistung sich erm�ßigt
oder entf�llt.194

ff) Widerruf der Zustimmung

Widerruft der Unterhaltsempf�nger seine Zustimmung gilt:

n Der Widerruf ist eine Çffentlich-rechtliche Willenserkl�rung.

n Diese wird mit Zugang bei der FinanzbehÇrde wirksam.

n Der Steuerbescheid wird aufgrund einer neuen Tatsache nach § 173 Abs. 1 Nr. 1 AO
ge�ndert.195

gg) Nachtr�gliche �nderung der Abzugsbetr�ge

Vorauszahlungen und Nachzahlungen von Unterhaltszahlungen sind – im Rahmen des
HÇchstbetrages von 13.805 EUR im Kalenderjahr – als Sonderausgaben abziehbar,196

selbst wenn zun�chst nur geringere Zahlungen abgezogen worden sind.197
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XIV. Einkommen i.S.d. § 2 Abs. 4 EStG B.

191 Vgl. hierzu auch Hillmer, Blickpunkt Steuerrecht (3. Quartal 2007), ZFE 2007, 376, 381.
192 BGBl I 2007, 3150 ff.
193 Zu Unterhaltsleistungen an AngehÇrige in der TÅrkei vgl. Hillmer, Blickpunkt Steuerrecht (2. Quartal 2008),

ZFE 2008, 251, 254.
194 Kogel, Das begrenzte Realsplitting – Ein Auslaufmodell im Unterhaltsrecht? FamRB 2008, 277 ff.
195 FG Rheinland Pfalz, DB 2007, 88.
196 BFH, Urt. v. 7.11.2000, BFH/NV 2001, 673.
197 FG DÅsseldorf, 17 K 6808/02, „Steuertip“ 32/05, S. 4.
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Beispiel

Der geschiedene Unterhaltsschuldner S macht mit Zustimmung der Unterhaltsberech-
tigten F im Rahmen des Realsplittings 2005, 2006 und 2007 jeweils 6.000 EUR als
Sonderausgaben geltend.

Aufgrund einer Ab�nderungsklage muss S j�hrlich 2000 EUR nachzahlen.

LÇsung

Das Finanzamt darf die steuerliche Anerkennung nachtr�glicher Zahlungen fÅr diesen
Zeitraum nicht verweigern, wenn entsprechende Zahlungsbelege vorliegen.

Auch bereits bestandskr�ftige Steuerbescheide mÅssen ge�ndert werden!

hh) Zustimmung zum begrenzten Realsplitting

(1) Anspruchsgrundlage fÅr die Zustimmungsverpflichtung

Die Anspruchsgrundlage bildet § 1353 BGB i.V.m. § 242 BGB.

Die Verpflichtung ergibt sich nach st�ndiger hÇchstrichterlicher Rechtsprechung aus der
Verpflichtung zur nachehelichen Solidarit�t als Auspr�gung des Grundsatzes von Treu
und Glauben im Rahmen des Unterhaltsverh�ltnisses.198

Danach trifft den Unterhaltsberechtigten eine Obliegenheit zur Mitwirkung an der steuer-
lichen Geltendmachung des Realsplittings, wenn der Unterhaltsverpflichtete sich bereit
erkl�rt, die steuerlichen Nachteile auszugleichen, die dem Unterhaltsberechtigten infolge
der Besteuerung der Unterhaltsbetr�ge nach § 22 Nr. 1a EStG entstehen.

Ein Ehepartner ist auch dann zur Abgabe der Zustimmungserkl�rung verpflichtet, wenn
zweifelhaft ist, ob steuerlich geltend gemachte Aufwendungen dem Grunde und der HÇhe
nach als Unterhaltsleistung i.S.d. § 10 Abs. 1 Nr. 1 EStG anerkannt werden. Er kann aller-
dings die ZurverfÅgungstellung der „Anlage U“ verweigern.199

(2) Voraussetzungen fÅr die Zustimmungsverpflichtung

(a) Nachteilsausgleich

Die Zustimmung setzt voraus, dass dem Zustimmenden keine Nachteile entstehen bzw.
alle steuerlichen, sozialrechtlichen und sonstigen wirtschaftlichen Nachteile ausgeglichen
werden.200

Steuerliche Nachteile

Steuerliche Nachteile kÇnnen sich hinsichtlich der Einkommensteuer, des Solidarit�ts-
zuschlags und der Kirchensteuer ergeben, weil die Abzugsf�higkeit des Leistenden mit
der Versteuerung beim Empf�nger in Korrelation steht (vgl. hierzu unter Rn 513 ff.).

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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198 BGH FamRZ 1983, 576; 2007, 793; 797; 882, 885; 1232, 1234.
199 BGH FamRZ 1998, 953 ff.
200 BGH FamRZ 1983, 576; ZFE 2005, 289.
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Steuervorauszahlungen

Steuervorauszahlungen werden nur dann als Nachteil angesehen, wenn bereits hieraus fi-
nanzielle Nachteile erwachsen, da sich diese generell erst mit der endgÅltigen Steuerfest-
setzung verwirklichen.201

Sozialrechtliche Nachteile

Sozialrechtliche Nachteile kÇnnen im Fall der Trennung u.a. durch den Verlust der Fami-
lienversicherung im Rahmen der gesetzlichen Krankenversicherung und durch Beitrags-
aufwendungen entstehen. FÅr den Anspruch eines in der Krankenversicherung mitver-
sicherten Ehepartners ist das Bestehen einer Ehe n�mlich Voraussetzung. Hierbei dÅrfen
FamilienangehÇrige bestimmte Einkommensgrenzen nicht Åberschreiten. Werden nun
Unterhaltsleistungen an den getrennt lebenden Ehepartner, die grunds�tzlich keine ein-
kommensteuerpflichtigen EinkÅnfte des Empf�ngers darstellen, im Rahmen des begrenz-
ten Realsplittings als Sonderausgaben geltend gemacht, stellen sie einerseits steuerpflich-
tige Einnahmen dar und sind andererseits Teil des Gesamteinkommens nach § 16 SGB IV.

Hinweis

In diesem Fall ist stets darauf zu achten, ob wegen �berschreitung der Einkommens-
grenze der §§ 10 Abs. 1 Nr. 5 SGB V, 25 Abs. 1 SGB XI die beitragsfreie Mitversiche-
rung des unterhaltsberechtigten Ehepartners entf�llt.202

Weitere wirtschaftliche Nachteile

Es kÇnnen auch weitere wirtschaftliche Nachteile, wie KÅrzungen Çffentlicher Leistun-
gen, deren Gew�hrung an das steuerliche Einkommen anknÅpft, in Betracht kommen.

Beispiele:

Wegfall

n der Arbeitnehmersparzulage,

n der Wohnungsbaupr�mie,

n der BafÇg-Leistungen,

n des Anspruchs auf den Wohnungsberechtigungsschein oder

n von speziellen Renten, z.B. nach dem Bundesversorgungsgesetz.

DarÅber hinaus kÇnnen sich z.B. auch hÇhere Kammerbeitr�ge eines Arztes ergeben oder
hÇhere Beitr�ge zum Kindergarten anfallen.

Kosten des Steuerberaters

Kosten fÅr die Inanspruchnahme eines Steuerberaters sind nur ausnahmsweise ersatz-
pflichtig bei schwieriger Steuersituation.203

In Hinblick auf die Komplexit�t unseres Steuerrechts ist diese einschr�nkende Ansicht
abzulehnen, weil eine fiktive Steuerberechnung vorzunehmen ist, indem sich die Steuer-
progression �ndert.
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201 OLG Frankfurt FuR 2007, 430 ff.
202 Vgl. hierzu auch Kundler, Begrenztes Realsplitting und Krankenversicherung, ZFE 2006,86 ff.
203 BGH NJW 1988, 2886.
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Die Tabellen zur Absch�tzung des Realsplittings204 dienen nur der „Absch�tzung“ und
gelten vor allen Dingen nur bei Nichtselbstst�ndigen mit EinkÅnften nach § 19 EStG.

Auch der BGH205 verlangt bei Aufteilung von Steuerschulden im Innenverh�ltnis eine fik-
tive Steuerberechnung.

(b) Nachweispflicht

Der Ausgleichsberechtigte hat zum Nachweis seiner Nachteile Belege, z.B. den Steuer-
bescheid vorzulegen.206

(c) Formalien

Voraussetzungen der Zustimmung sind:
n rechtsverbindliche Freistellungsverpflichtungen in schriftlicher Form hinsichtlich al-

ler steuerlichen und sonstigen Nachteile207

n Hinweis des Auffordernden, entweder den Vordruck Anlage U zu unterschreiben oder
die Zustimmung direkt gegenÅber dem Finanzamt zu erkl�ren

Hinweis

Entgegen langl�ufiger Meinung besteht kein Anspruch, die Anlage U zu unterschrei-
ben.208 Wird trotzdem die Unterschriftsleistung unter der Anlage U gefordert, ist dies
fehlerhaft. Vielmehr muss klargestellt werden, dass die Zustimmung auch beim Fi-
nanzamt direkt erteilt werden kann und keine Anlage U hierfÅr notwendig ist. Wenn
die Erkl�rung direkt beim Finanzamt abgegeben wird, muss der Unterhaltsberechtigte
den Unterhaltspflichtigen hiervon in Kenntnis setzen, damit dieser seine Steuerange-
legenheiten korrekt und zeitgerecht bearbeiten kann. Dem Unterhaltspflichtigen ist
eine Kopie der Zustimmungserkl�rung zu Åbergeben.

Zur Vermeidung einer gerichtlichen Auseinandersetzung sollte mit der Gegenseite
eine Vereinbarung getroffen werden, in der sich diese verpflichtet, konkret bezeichne-
te Nachteile auszugleichen, wie steuerliche, sozialversicherungsrechtliche und die Åb-
rigen oben genannten finanziellen Nachteile.

h) Sicherheitsleistung/ZurÅckbehaltungsrecht

Wenn konkrete Anhaltspunkte die Gefahr begrÅnden, dass der Unterhaltsschuldner zum
Nachteilsausgleich nicht bereit oder in der Lage ist, z.B. bei laufenden Zwangsvollstre-
ckungsmaßnahmen, Insolvenzantrag oder Abgabe der eidesstattlichen Versicherung, kann
der Unterhaltsberechtigte seine Zustimmung von der Leistung einer Sicherheitsleistung
in HÇhe der zu erwartenden Nachteile abh�ngig machen. Ihm steht ein ZurÅckbehaltungs-
recht zu.209

Entsprechendes gilt fÅr den Fall, das der Unterhaltsverpflichtete ankÅndigt, gegenÅber
dem Anspruch auf Nachteilserstattung nach § 394 BGB aufzurechnen. Nach Ansicht des

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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204 FamRB 2007, 93 f.
205 BGH FamRZ 2006, 1178 ff.
206 OLG DÅsseldorf NJW- RR 1999, 1234.
207 OLG Hamm FamRZ 2001, 98; OLG Frankfurt FamRB 2006, 303.
208 BGH FamRZ 1998, 954; OLG Karlsruhe FamRZ 2004, 960; OLG Brandenburg ZFE 2008, 150.
209 BGH FamRZ 1983, 576; verneinend allerdings OLG ZweibrÅcken fÅr den Fall, dass der Unterhaltsschuldner

seine Pflicht zum Nachteilsausgleich immer erst nach Inanspruchnahme gerichtlicher Hilfe erbracht hat,
OLG ZweibrÅcken FamRZ 2006, 791.
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BGH scheidet n�mlich eine Aufrechnung aus, weil es sich bei dem Anspruch auf Nach-
teilsausgleich um einen unterhalts�hnlichen Anspruch handelt.210

i) Obliegenheit des Unterhaltsschuldners

Nach Ansicht des BGH obliegt es dem Unterhaltsschuldner, mÇgliche Steuervorteile aus
dem Realsplitting zu nutzen.211

Dies gilt aber soweit sich die Verpflichtung aus einem Anerkenntnis oder einer rechts-
kr�ftigen Verurteilung ergibt, bzw. diese freiwillig erfÅllt wird.212

Da die steuerlichen Voraussetzungen des Realsplittings eine tats�chliche Unterhaltszah-
lung (§ 11 Abs. 2 S. 1 EStG) in dem jeweiligen Steuerjahr erfordern, muss der Unterhalts-
pflichtige im Rahmen des steuerlichen Realsplittings deshalb nur die feststehenden Unter-
haltsbetr�ge von seinem steuerlich relevanten Einkommen absetzen.

Da nach dem In-Prinzip die Unterhaltszahlungen steuerlich nur fÅr die Jahre berÅcksich-
tigt werden dÅrfen, in denen sie tats�chlich erbracht worden sind – unerheblich ist der
Zeitraum, fÅr den die Leistung wirtschaftlich erbracht wird, – darf das Gericht nach An-
sicht des BGH im Rahmen von Unterhaltsprozessen, in dem der Unterhalt festgelegt wird,
nicht im Wege einer vorweggenommenen fiktiven Berechnung des Realsplittingvorteils
von dem neu zu berechnenden Unterhalt ausgehen.

Hinzu kommt, dass sich im Rahmen der Rechtsmittelinstanz der Unterhaltsanspruch noch
�ndern kann und der Unterhaltspflichtige Gefahr l�uft, eine Steuernachzahlung leisten zu
mÅssen, wenn sich seine Unterhaltszahlungen an den Berechtigten – z.B. auf eine Ab�n-
derungsklage hin – nachtr�glich verringert, weil er dann nicht mehr einen so hohen Real-
splittingvorteil beanspruchen kann.213

j) Durchsetzung des Anspruchs auf Zustimmung

Klageart

Durch eine Klage auf Abgabe einer Willenserkl�rung nach § 894 ZPO kann die Zustim-
mung eines Ehepartners zum Realsplitting erreicht werden.

Zust�ndigkeit

Zust�ndig hierfÅr ist das Familiengericht (§ 23b Abs. 1 S. 2 Nr. 6 GVG), wobei die Pflicht
zur Zustimmung als unterhaltsrechtliche Nebenpflicht angesehen wird bzw. Ausfluss des
Unterhaltsanspruchs gesehen wird.214

Die Klage auf Erstattung der steuerlichen Mehrbelastung und sonstiger entstandenen
Nachteile aus dem Realsplitting ist eine Unterhaltssache,215 insbesondere auch i.S.d.
Art. 5 Nr. 2 EuGVVO, Verordnung Åber gerichtliche Zust�ndigkeit und die Anerkennung
und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen, VO Nr. 44 L 12 vom
16.1.2001.216
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210 BGH NJW 1997, 1441.
211 BGH FamRZ 1998, 953, 954; Vers�umnisurteil v. 6.2.2008, XII ZR 14/06, FuR 2008, 297 ff.
212 BGH FuR 2007, 276 ff.; FamRZ 2007, 793, 797.
213 BGH, Vers�umnisurteil v. 6.2.2008, XII ZR 14/06, FuR 2008, 298, 299.
214 OLG Hamm FamRZ 1991, 1070 am Ende; BGH FamRZ 1997, 544.
215 OLG ZweibrÅcken FamRZ 1987, 1275.
216 BGH FamRZ 2008, 40.
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k) Unterschiedliche steuerliche Auswirkungen

Die steuerlichen Auswirkungen zugunsten des Unterhaltspflichtigen bezÅglich der Ab-
zugsmÇglichkeit von Unterhaltszahlungen machen sich unterschiedlich bemerkbar, je
nach dem, ob die Erkl�rungen erst in der Jahressteuererkl�rung abgegeben werden oder
ob zuvor bereits ein Freibetrag in der Lohnsteuerkarte eingetragen wird.

Im ersten Fall wirkt sich der Vorteil erst im n�chsten Jahr durch ausgezahlte Steuererstat-
tungen aus, w�hrend sich im zweiten Fall das Nettoeinkommen durch die geringe monat-
liche Steuerbelastung erhÇht.

Hieraus ergibt sich zwangsl�ufig auch eine hÇhere Unterhaltsforderung.

Hinweis

Der Mandant ist darauf hinzuweisen, dass ggf. eine hypothetische Unterhaltsberech-
nung vorzunehmen ist, wenn der Unterhaltsverpflichtete einen entsprechenden Frei-
betrag auf der Lohnsteuerkarte nicht eintragen l�sst.217

l) Auskunftsanspruch wegen zu erwartender Nachteile

Um die Voraussetzungen ÅberprÅfen zu kÇnnen, ob sich die DurchfÅhrung des begrenzten
Realsplittings rechnet, steht dem Unterhaltspflichtigen ein Auskunftsanspruch hinsicht-
lich der zu erwartenden Nachteile zu.218

m) Verj�hrung

Bei dem Anspruch auf Ausgleich des Steuernachteils infolge der Zustimmung zum be-
grenzten Realsplitting handelt es sich nicht um einen begrenzten Unterhaltsanspruch
i.S.v. § 1585b Abs. 3 BGB.

§ 1585b Abs. 3 BGB ist deshalb weder unmittelbar noch mittelbar anwendbar.219

Hieraus folgt, dass der Ausgleich des Steuernachteils noch verlangt werden kann, solange
eine Zustimmung mÇglich ist.

n) Realsplittingvorteil aus neuer Ehe

Wenn sich der Anspruch nach Wiederheirat des zum Unterhalt Verpflichteten nach sei-
nem fiktiv ohne den Splittingvorteil der neuen Ehe errechnet, ist auch ein etwaiger Real-
splittingvorteil auf der Grundlage dieses fiktiv nach der Grundtabelle bemessenen Ein-
kommens zu bestimmen.220

Hinweis

Unterhaltsleistungen an geschiedene oder dauernd getrennt lebende Ehepartner kÇn-
nen einkommensteuerlich entweder als Sonderausgabe im Wege des begrenzten Real-
splittings oder als Abzug als außergewÇhnliche Belastung in Betracht kommen.

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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217 Zur „Absch�tzung“ des Realsplittingvorteils beim Unterhaltspflichtigen vgl. FamRB 2007, 93 und 94 bei
Nichtselbstst�ndigen nach § 19 EStG.

218 OLG KÇln, FamRZ 1999, 31.
219 BGH, Urt. v. 11.5.2005, FamRZ 2005, 1162 ff.; ZFE 2005, 289 ff.
220 BGH, Urt. v. 23.5.2007, XII ZR 245/04, FuR 2007, 367 ff.; FamRZ 2007, 1234; FuR 2008, 297.
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Werden im Rahmen des Realsplittings von dem Unterhaltsverpflichteten Einkommen-
steuern an den Unterhaltsberechtigten erstattet, handelt es sich um Unterhaltsleistun-
gen.221

4. Vorsorgeaufwendungen

a) Vorsorgeaufwendungen im Steuerrecht

Zu den Sonderausgaben z�hlen auch die Vorsorgeaufwendungen.

Hierzu gehÇren seit 2005 nach § 10 Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 3 EStG
n die Altersvorsorgeaufwendungen
n die sonstigen Vorsorgeaufwendungen

aa) Altersvorsorgeaufwendungen

Zu den Altersvorsorgeaufwendungen i.S.v. § 10 Abs. 1 Nr. 2 EStG gehÇren:
n Beitr�ge zur gesetzlichen Rentenversicherung (Arbeitnehmer- und Arbeitgeber- An-

teile),
n zu landwirtschaftlichen Alterskassen sowie
n zu berufsst�ndischen Versorgungseinrichtungen,
n die den gesetzlichen Rentenversicherungen vergleichbare Leistungen erbringen,
n Beitr�ge zu privaten Leibrentenversicherungen (kapitalgedeckte Altersversorgung wie

die RÅrup-Rente)

bb) Sonstige Vorsorgeaufwendungen

I.S.d. § 10 Abs. 1 Nr. 3 EStG sind sonstige Vorsorgeaufwendungen:
n Beitr�ge zur Arbeitslosenversicherung, zur Erwerbs- und Berufsunf�higkeitsversiche-

rung, die nicht die Voraussetzung fÅr die sog. Grundversorgung erfÅllen,
n Beitr�ge zur Kranken-, Pflege-, Unfall- und Haftpflichtversicherung sowie
n Risikoversicherungen, die nur fÅr den Todesfall eine Leistung vorsehen;
n Beitr�ge zu Rentenversicherungen ohne Kapitalwahlrecht,
n Beitr�ge zur Rentenversicherung mit Kapitalwahlrecht gegen laufende Beitragsleis-

tungen, wenn das Kapitalwahlrecht nicht vor Ablauf von zwÇlf Jahren bei Vertrags-
abschluss ausgeÅbt werden kann sowie

n Beitr�ge zu Kapitalversicherungen gegen laufende Beitragsleistungen mit Sparanteil,
wenn der Vertrag fÅr die Dauer von mindestens zwÇlf Jahren abgeschlossen worden
ist.
– Hier ist in den F�llen des § 10 Abs. 1 Nr. 3b EStG Voraussetzung, dass die Laufzeit

der entsprechenden Vertr�ge vor dem 1.1.2005 begonnen hat und bereits ein Bei-
trag zum 31.12.2004 entrichtet worden ist (Altvertr�ge).

Hinweis

Nicht berÅcksichtigungsf�hig sind Beitr�ge fÅr:
n Kapitalversicherungen gegen Einmalbetrag
n Kapitalversicherungen mit einer Vertragsdauer von weniger als zwÇlf Jahren
n Rentenversicherungen mit Kapitalwahlrecht gegen Einmalbetrag
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221 BFH, Beschluss v. 28.11.1007, XI B 68/07, FamRZ 2008, 888.
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n Rentenversicherungen mit Kapitalwahlrecht, bei denen das Kapitalwahlrecht vor
Ablauf der Sperrfrist ausgeÅbt werden kann

n fondgebundene Lebensversicherungen
n Bausparkassen
n Sachversicherungen, wie z.B. Hausrat-, Kfz-Kasko, Einbruch- und Diebstahl, Feu-

er- und Hagelversicherungen
n Rechtschutzversicherungen.

cc) GÅnstigerprÅfung

Zur Vermeidung einer Schlechterstellung erfolgt eine GÅnstigerprÅfung nach § 10 Abs. 4a
EStG. Die Regelungen zum Abzug von Vorsorgeaufwendungen nach § 10 Abs. 1 Nr. 2
und Nr. 3 EStG sind n�mlich in bestimmten F�llen ungÅnstiger als nach der fÅr das Ka-
lenderjahr 2004 geltenden Fassung des § 10 Abs. 3 EStG. Die �berprÅfung erfolgt von
Amts wegen und einbezogen in die �berprÅfung werden nur Vorsorgeaufwendungen, die
nach dem ab 2005 geltenden Recht abziehbar sind.

Nicht hierzu gehÇrt der nach § 10 Abs. 1 Nr. 2 S. 2 EStG hinzuzurechnende Betrag. Hier-
bei handelt es sich um den steuerfreien Arbeitgeberanteil zur gesetzlichen Rentenver-
sicherung und um einen gleichgestellten steuerfreien Zuschuss des Arbeitgebers.

dd) HÇchstabzugsbetr�ge

Aus der Tabelle zu § 10 Abs. 4 a EStG ergeben sich die HÇchstabzugsbetr�ge.

Der HÇchstbetrag fÅr den Vorwegabzug fÅr den Veranlagungszeitraum 2007 betr�gt
3.068 EUR und im Fall der Zusammenveranlagung 6.136 EUR.

b) Vorsorgeaufwendungen im Unterhaltsrecht

aa) Beitragszahlungen w�hrend des Zusammenlebens

Generell sind Vorsorgeaufwendungen abzugsf�hig und anzuerkennen, wenn sie schon
w�hrend des Zusammenlebens mit dem Ehepartner get�tigt worden sind.

Derartige Betr�ge standen w�hrend der Ehe fÅr den Konsum nicht mehr zur VerfÅgung.222

bb) 20 %-Grenze

Dem Unternehmer wird die freie Wahl Åber die Art und Weise gelassen, wie er bis zu
20 % seines Bruttoeinkommens als prim�re Altersvorsorge aufwenden will.223

Der Betrag erfolgt in Anlehnung an die gesetzliche Rentenversicherung nach der
20 %-Grenze, um eine Gleichbehandlung mit nicht selbstst�ndigen erwerbst�tigen Unter-
haltsschuldnern herzustellen.

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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222 OLG Koblenz FamRZ 2000, 1366 ff.; OLG Celle FuR 2000, 27 ff.
223 BGH FamRZ 2003, 860 ff.
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cc) Tats�chliche Leistung

Hierbei ist darauf zu achten, dass Vorsorgeaufwendungen auch tats�chlich geleistet wer-
den.224

dd) Sekund�re Altervorsorge

(1) Sekund�re Altersvorsorge beim Elternunterhalt

Im Rahmen des Elternunterhalts/Aszendentenunterhalts werden zudem einem selbstst�n-
digen erwerbst�tigen Unterhaltsschuldner neben der prim�ren Altersvorsorge weitere
5 % seines Bruttoeinkommens fÅr eine zus�tzliche private Altersvorsorge zugebilligt.225

Wahlrecht

Bei der Wahl der Vorsorge ist der Unterhaltsschuldner frei. Die Zul�ssigkeit einer pri-
vaten Altersvorsorge ist nicht auf die vom Gesetz angebotene Riester-Rente beschr�nkt.
Auch andere Formen der Vorsorge, wie durch Ansammlung von Kapital, Immobilien
usw. werden von der Rechtsprechung anerkannt. Sichert der Unterhaltsschuldner z.B. den
Fortbestand seiner gegenw�rtigen Lebensverh�ltnisse durch SparvermÇgen o.�., muss
ihm davon ein Betrag verbleiben, der sich aus der Anlage der ihm unterhaltsrechtlich zu-
zubilligenden zus�tzlichen Altersvorsorge bis zum Renteneintritt ergibt. Hierbei wird
vom BGH auch ein Betrag in HÇhe von 91.700 EUR nicht beanstandet.226

(2) Sekund�re Altersvorsorge beim Ehegattenunterhalt

In seiner Entscheidung vom 11.5.2005227 hat der BGH eine BerÅcksichtigung von wei-
teren 4 % des Gesamtbruttoeinkommens des Vorjahres in Anlehnung an den HÇchstfÇr-
derungssatz der Riester- Rente als angemessene zus�tzliche Altersversorgung angesehen.

Nach Ansicht des BGH stellt sich die Notwendigkeit privater Altersvorsorge fÅr jeden.
Auch § 1578 Abs. 3 BGB sieht insoweit grunds�tzlich vor, dass die Kosten einer ange-
messenen Altersabsicherung zum eheangemessenen Lebensbedarf gehÇren.

Eine Einschr�nkung ergibt sich, wenn vorrangig der Elementarunterhalt und der der pri-
m�ren Altersversorgung dienende Altersvorsorgeunterhalt fÅr den UnterhaltsbedÅrftigen
aufgebracht werden mÅssen.

Wahlrecht

Wie beim Elternunterhalt steht es dem Unterhaltspflichtigen frei, die Art der Altersvor-
sorge zu w�hlen (Immobilien, Kapital, Wertpapiere u.�.).

Hinweis

Der Unterhaltspflichtige kann folglich im Rahmen der zul�ssigen HÇchstgrenze von
nicht nur 20 % sondern weitere 4 % des Gesamtbruttoeinkommens bei Anschaffung
eines Eigenheims zum mietfreien Wohnen im Alter nicht nur die Zinsen fÅr Kredit-
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224 FÅr private Altersvorsorge im Rahmen des Elternunterhalts: BGH v. 22.11.2006, XII ZR 24/06, FamRZ
2007,193 und v. 28.2.2007, XII ZR 37/05, FamRZ 2007, 793,795.

225 BGH, Urt. v. 14.1.2004, XII ZR 149/01, FamRZ 2004, 792; Urteil v. 30.8.2006, XII ZR 98/04, FamRZ 2006,
1511.

226 Vgl. BGH FamRZ 2006, 1511.
227 XII ZR 211/02, FamRZ 2005, 1817 m. Anm. BÅttner.
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verbindlichkeiten, sondern auch die Tilgungsanteile von seinem Unterhaltseinkom-
men absetzen.

Auswirkungen des Wahlrechts auf den Wohnvorteil

Entsprechend wirkt sich das Wahlrecht auf die Berechnung des dem Unterhaltschuldner
zuzurechnenden Wohnvorteils aus. Nach Urteilen des BGH v. 28.3.2007228 und v.
5.3.2008229 sind Tilgungsraten immer, also auch nach Rechtskraft der Scheidung zu be-
rÅcksichtigen, wenn und soweit sich die Entschuldung der Wohnung als zus�tzliche pri-
vate Altersversorgung darstellt.230

(3) PrÅffolge

Folgende PrÅffolge ist zu beachten:
n In welcher Form wird Altersvorsorge betrieben?
n Ist die 20 % bzw. die weitere 4 %- oder 5 %-Grenze (Elternunterhalt) eingehalten wor-

den?

c) Sonderausgaben-Pauschbetrag/ Vorsorgepauschale nach
§ 10c EStG

FÅr Sonderausgaben, die keine Vorsorgeaufwendungen darstellen, wird ein Sonderaus-
gaben-Pauschbetrag von 36 EUR abgezogen, wenn der Steuerpflichtige keine hÇheren
Aufwendungen nachweist (§ 10c Abs. 1 EStG).

Dieser Betrag erhÇht sich bei Ehepartnern, wenn diese zusammen veranlagt werden auf
72 EUR (§ 10c Abs. 4 Nr. 1 EStG).

d) Kinderbetreuungskosten i.S.v. § 10 Abs. 1 Nr. 5 und 8 EStG

Privat veranlasste Kinderbetreuungskosten kÇnnen ab dem 1.1.2006 nach § 10 Abs. 1
Nr. 5 und 8 EStG als Sonderausgaben geltend gemacht werden, wenn sie nicht bereits
nach § 4f EStG als Werbungskosten abgezogen werden kÇnnen.

Zu den privat veranlassten Kinderbetreuungskosten i.S.v. § 10 Abs. 1 Nr. 5 EStG gehÇren
insbesondere Kindergartenbeitr�ge.

Voraussetzungen
n Es muss sich um ein Kind i.S.d. § 32 Abs. 1 EStG handeln.
n Das Kind muss zum Haushalt des Steuerpflichtigen gehÇren.
n Das Kind muss das 3. Lebensjahr vollendet, aber das 6. Lebensjahr noch nicht voll-

endet haben.
n Der Steuerpflichtige muss die Kinderbetreuungskosten durch Vorlage einer Rechnung

und des entsprechenden Zahlungsbeleges nachweisen.

Abzugsbetr�ge

Nach § 10 Abs. 1 Nr. 5 EStG kÇnnen Steuerpflichtige 2/3 der Kinderbetreuungskosten,
hÇchstens jedoch 4.000 EUR je Kind im Jahr abziehen.

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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228 XII ZR 21/05, FamRZ 2007, 879.
229 XII ZR 22/06, FamRB 2008, 168 ff.
230 Vgl. auch hierzu MÅnch, Unterhaltsbilanz und Steuerbilanz, FamRB 2007, 150, 157; BGH FamRZ 2006,

387, 389 ff.
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Zu den privat veranlassten Kinderbetreuungskosten gehÇren auch die Kinderbetreuungs-
kosten nach § 10 Abs. 1 Nr. 8 EStG.

Diese sind dann abzugsf�hig, wenn sich der Steuerpflichtige in der Ausbildung befindet
oder kÇrperlich, geistig oder seelisch behindert oder krank ist.

Voraussetzungen
n Es muss sich um ein Kind i.S.d. § 32 Abs. 1 EStG handeln.
n Dieses Kind muss zum Haushalt des Steuerpflichtigen gehÇren.
n Das Kind darf das 14. Lebensjahr nicht vollendet haben oder wegen einer vor Voll-

endung des 27. Lebensjahres eingetretenen kÇrperlichen, geistigen oder seelischen
Behinderung außerstande sein, sich selbst zu unterhalten.

n Der Steuerpflichtige muss sich in der Ausbildung befinden, kÇrperlich, geistig oder
seelisch behindert oder krank sein.

n Die Kinderbetreuungskosten weist der Steuerpflichtige durch Vorlage einer Rechnung
und des entsprechenden Zahlungsbeleges nach.

Hinweis

Leben Elternpaare zusammen, dann greift die Regelung nur ein, wenn beide Eltern-
teile die oben genannten Voraussetzungen erfÅllen oder ein Elternteil erwerbst�tig ist
und der andere Elternteil sich in Ausbildung befindet, kÇrperlich, geistig oder seelisch
behindert oder krank ist (§ 10 Abs. 1 Nr. 8 S. 3 EStG). Auch hier kÇnnen 2/3 der Kin-
derbetreuungskosten, hÇchstens jedoch 4.000 EUR je Kind und Jahr abziehbar sein.231

Schulgeld, § 10 Abs. 1 Nr. 9 EStG

Besucht das Kind eines Steuerpflichtigen eine Privatschule und zahlt Schulgeld, sind seit
1992 30 % des gezahlten Schulgeldes als Sonderausgaben abzugsf�hig (§ 10 Abs. 1
Nr. 9 EStG).

Dies ist unterhaltsrechtlich in Hinblick fÅr den Mehrbedarf interessant.

Ausblick Rechtslage ab 2009

Die Abzugsf�higkeit soll jedoch nach einem RefE, inzwischen Beschluss des Bundes-
kabinetts vom 18.6.2008, zum Jahressteuergesetz 2009 bis 2011 stufenweise verringert
werden.232

Voraussetzungen fÅr die Absetzbarkeit sind derzeit:
n Der Steuerpflichtige muss fÅr das Kind, das die Privatschule besucht, einen (halben)

Kinderfreibetrag und Kindergeld erhalten

und
n die Privatschule muss eine staatliche genehmigte oder erlaubte Ersatzschule oder eine

nach Landesrecht anerkannte allgemein bildende Erg�nzungsschule sein.

Hinweis

Aufwendungen fÅr Beherbergung, Betreuung und Verpflegung des Kindes, also auch
Internatskosten, sind nicht abzugsf�hig (§ 10 Abs. 1 Nr. 9 EStG). Nach einem Urteil
des BFH vom 5.4.2006233 ist aber ein Schulgeld, das fÅr den Besuch einer Europ�i-
schen Schule gezahlt wird, als Sonderausgabe zu 30 % abzugsf�hig.
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231 Vgl. weiter zur steuerlichen Absetzbarkeit von Kinderbetreuungskosten, Brosius-Gersdorf, JZ 2007, 326 ff.
232 Vgl. Hillmer, Blickpunkt Steuerrecht (2. Quartal 2008), ZFE 2008, 252.
233 VI R 67/03, www.bundesfinanzhof.de.
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5. AußergewÇhnliche Belastungen

Gesetzlich sind außergewÇhnliche Belastungen gegliedert in:
n AußergewÇhnliche Belastungen allgemeiner Art (§ 33 EStG),
n AußergewÇhnliche Belastungen in besonderen F�llen (§ 33a EStG),
n Pauschbetr�ge fÅr behinderte Menschen, Hinterbliebene und Pflegepersonen (§33b

EStG).

a) AußergewÇhnliche Belastungen allgemeiner Art (§ 33 EStG)

Begriff

Erwachsen einem Steuerpflichtigen zwangsl�ufig grÇßere Aufwendungen als der Åber-
wiegenden Mehrzahl der Steuerpflichtigen gleicher Einkommensverh�ltnisse, gleicher
VermÇgensverh�ltnisse und gleichen Familienstandes, liegt eine außergewÇhnliche Belas-
tung i.S.v. § 33 Abs. 1 EStG vor.

Im Gegensatz zu den Sonderausgaben sind die F�lle der außergewÇhnlichen Belastungen
im Gesetz nicht abschließend geregelt.

Bei § 33 EStG handelt es sich um eine Generalklausel.

Zwangsl�ufigkeit

Zwangsl�ufig erwachsen Aufwendungen, wenn sich der Steuerpflichtige aus
n rechtlichen GrÅnden (z.B. gesetzlicher Unterhaltspflicht),
n tats�chlichen GrÅnden (z.B. Krankheit, Unfall, Tod) oder
n sittlichen GrÅnden (z.B. UnterstÅtzung bedÅrftiger AngehÇriger)

den Aufwendungen nicht entziehen kann.

Die Aufwendungen mÅssen zudem den Umst�nden nach notwendig sein und dÅrfen einen
angemessenen Betrag nicht Åbersteigen (§ 33 Abs. 2 EStG).

Aufwendungen

Unter die Aufwendungen i.S.d. § 33 EStG fallen u.a.:
n Pflegeaufwendungen (R 33.3 EStR 2005)
n Krankheitskosten (R 33.4 Abs. 1 EStR 2005)
n Kurkosten (H 33.1 – 33.4, Kur, EStH)
n Bestattungskosten (H 33.1 – 33.4, Bestattungskosten, EStH)

Absetzbare Ersatzleistungen

AußergewÇhnliche Belastungen sind aber nur die berÅcksichtigungsf�higen Aufwendun-
gen i.S.d. § 33 EStG abzÅglich der erhaltenen Ersatzleistungen (UnterstÅtzung).

Diese sind z.B.:
n Beihilfen des Arbeitgebers in Krankheitsf�llen
n Ersatzleistungen aus einer Krankenversicherung fÅr Arztkosten und Arzneimittel
n BezÅge aus einer Krankenhaustagegeldversicherung bis zur HÇhe der durch einen

Krankenhausaufenthalt verursachten Kosten

Nicht abzusetzen sind folglich Leistungen aus einer Krankentagegeldversicherung
(H 33.1 – 33.4, Ersatz von dritter Seite – Krankenhaustagegeldversicherung, EStH).

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?

208

B.

619

620

621

622

623



Es spielt keine Rolle, wenn Ersatzleistungen erst in einem sp�teren Jahr gezahlt werden.

Es reicht aus, wenn der Steuerpflichtige bereits in dem Jahr, in dem die Belastung einge-
treten ist, mit ihnen rechnen konnte.

Abflussprinzip

Grunds�tzlich ist fÅr den Zeitpunkt des Abzuges das Abflussprinzip nach § 11 Abs. 2
EStG maßgebend.

Personenbezogenheit

Es kommt auch nicht darauf an, wer von den Ehepartnern die Aufwendungen geleistet
hat. Allein maßgeblich ist, ob die Ehepartner zusammen i.S.v. § 26 EStG veranlagt wer-
den.

Zumutbare Belastung

Nicht alle zwangsl�ufig erwachsenen außergewÇhnlichen Aufwendungen dÅrfen in voller
HÇhe abgezogen werden. Der Steuerpflichtige muss einen bestimmten Teil, die sog. zu-
mutbare Belastung, vielmehr selbst tragen.

HÇhe der abziehbaren außergewÇhnlichen Belastung

Die außergewÇhnliche Belastung abzÅglich der zumutbaren Belastung definiert man als
abziehbare außergewÇhnliche Belastung.

Berechnung

Die zumutbare Belastung wird nach der �bersicht in § 33 Abs. 3 EStG dergestalt be-
rechnet, dass der dort vorgesehene Prozentsatz (1% bis 7%) auf die Bemessungsgrund-
lage angewendet wird.

Diese Bemessungsgrundlage ist fÅr die zumutbare Belastung der Gesamtbetrag der Ein-
kÅnfte. Der Prozentsatz richtet sich nach dem Einkommensteuertarif, der Anzahl der
Kinder (fÅr die der Freibetrag nach § 32 Abs. 6 EStG oder Kindergeld nach §§ 62 EStG in
Betracht kommt) und der HÇhe der Bemessungsgrundlage.

Beispiel nach �bersicht § 33 Abs. 3 EStG

Der ledige Unterhaltsschuldner S hat 2007 einen Gesamtbetrag der EinkÅnfte in HÇhe
von 15.000 EUR.

Krankheitskosten sind in HÇhe von 4.000 EUR entstanden. Hiervon hat die Kranken-
versicherung 2.500 EUR erstattet.

LÇsung

Die abziehbaren außergewÇhnlichen Belastungen betragen:

Krankheitskosten 4.000 EUR
- Erstattungsbetrag -2.500 EUR
= außergewÇhnliche Belastung 1.500 EUR
- zumutbare Belastung (hier 5 % von 15.000 EUR) - 750 EUR
= abziehbare außergewÇhnliche Belastung 750 EUR
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b) AußergewÇhnliche Belastungen fÅr familienrechtliche
Aufwendungen

Scheidungskosten

Nach st�ndiger Rechtsprechung des BFH sind die Kosten von Ehescheidungsprozessen
zwangsl�ufig im Sinne von § 33 EStG.234

Ebenso sind die Kosten einer Scheidungsfolgensache im Verbundverfahren im Sinne von
§§ 606, 621, 623 ZPO zwangsl�ufig und somit als außergewÇhnliche Belastungen anzuer-
kennen. Dies gilt fÅr die Rechts- und Beratungskosten sowie die Gerichtskosten. Hierzu
z�hlen auch die Kosten der RÅcknahme der Scheidungsklage.235

Die Kosten fÅr eine Unterhaltsab�nderung nach § 323 ZPO werden im Einzelfall als au-
ßergewÇhnliche Belastungen angesehen.236

Um keine außergewÇhnliche Belastung handelt es sich jedoch nach dem Urteil des
BFH, wenn die Kosten der vermÇgensrechtlichen Auseinandersetzung mit einem gericht-
lichen Vergleich im Scheidungsverfahren entstehen. Dies gilt auch fÅr alle Regelungen,
die außerhalb des Zwangsverbundes durch das Familiengericht oder außergerichtlich ge-
troffen werden,237 wobei hierunter auch die Kosten fÅr die Aufhebung und Auseinander-
setzung einer frÅher vereinbarten GÅtergemeinschaft zu verstehen sind.

�bernimmt ein Ehepartner durch Scheidungsfolgenvereinbarung oder sonstige Verein-
barung die Kosten des anderen Ehepartners, ist dies ebenfalls nicht zwangsl�ufig, weil
§ 93a ZPO obligatorisch eine Kostenaufhebung vorsieht.238

Hat ein Ehepartner die Zustimmung zur Scheidung jedoch von der vorigen Vereinbarung
abh�ngig gemacht, gilt dieser Grundsatz nicht.239

Mediation

Wird das Ergebnis einer Mediation in einem notariellen Vertrag festgehalten und wird die
Ehe hiernach geschieden, konnten frÅher auch die Kosten eines Mediationsverfahrens
nach Ansicht der Finanzverwaltung nach § 33 EStG abgezogen werden.240 Dies hat der
BFH in seinem Urteil vom 30.6.2005241 nun untersagt.242

Mittelbare Scheidungskosten entstehen ebenfalls nicht zwangsl�ufig und sind daher kei-
ne außergewÇhnlichen Belastungen.243

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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234 BFHE 134, 236; BStBl II 1982, 116.
235 BFHE 168, 39; 134, 286.
236 FG KÇln EFG 1989, 233.
237 Vgl. BFHE 210, 306; DStRE 2005, 1453 ff.
238 BFH BStBl II 1992, 795.
239 Zu den sonstigen abzugsf�higen Kosten von Eheschließung und -scheidung siehe auch Hamdan/Hamdan,

Die steuerliche Abzugsf�higkeit der Kosten von Eheschließung und -scheidung, ZFE 2007, 290.
240 Finanzminister Nds. v. 15.9.2000, DStR 2000, S. 1691.
241 BStBl 2006 II, 491 f.
242 Siehe hierzu auch die VerfÅgung der OFD Hannover vom 11.5.2007, ZKM 2007, 162, wonach ein Erlass

vom 22.9.2000 zur BerÅcksichtigung dieser Kosten ersatzlos aufgehoben wird.
243 Vgl. BFH BStBl II 1986, 745.
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Hierbei handelt es sich u.a. um:
n Kosten beim Umzug oder Einrichtung der neuen Wohnung244

n Kosten des Getrenntlebens w�hrend des Scheidungsverfahrens245

n Kosten fÅr eine Namens�nderung246

n Detektivkosten247

n Kosten eines Zivilprozesses um vermÇgensrechtliche AnsprÅche im Zusammenhang
mit der Scheidung248

n Kosten einer VermÇgensauseinandersetzung, die auf einen Teilvergleich im Rahmen
des Scheidungsverfahrens fallen249

n Kosten eines Schiedsgerichts.250

Sachverst�ndigenkosten

Kosten fÅr die Hinzuziehung eines Gutachters zur Feststellung bzw. HÇhe eines Aus-
gleichsanspruchs im Zugewinnausgleichsverfahren bzw der Ermittlung des Unterhaltsein-
kommens werden als außergewÇhnliche Belastungen anerkannt. Sie dienen der zweckent-
sprechenden Rechtsverfolgung. Zur Dokumentation der Zwangsl�ufigkeit sollte ein
selbstst�ndiges Beweisverfahren gem�ß §§ 485 ff. ZPO, wegen regelm�ßiger Erschwe-
rungsgefahr auch ohne Zustimmung des Gegners, in die Wege geleitet werden. Die Kos-
ten hierfÅr sind dann nach § 93a ZPO als zwangsl�ufig anzusehen.

Hinweis

FÅr die anwaltliche Beratung ist zu empfehlen, den Mandanten darauf aufmerksam zu
machen, dass der Rechnungsbetrag fÅr anwaltliche T�tigkeit im Zusammenhang mit
der Scheidungsangelegenheit und die Gutachterkosten fÅr die Vorbereitung des Zu-
gewinnausgleichsverfahrens und der Ermittlung des Unterhaltseinkommens in der
Einkommensteuererkl�rung unter obigen Voraussetzungen als außergewÇhnliche Be-
lastung mit einbezogen werden kann.

Bei der Ermittlung der außergewÇhnlichen Belastungen bleiben Aufwendungen, die
zu den Betriebsausgaben, Werbungskosten oder Sonderausgaben gehÇren oder unter
§ 4f EStG oder § 9 Abs. 5 EStG fallen, außer Betracht (§ 33 Abs. 2 S. 2 EStG).

FÅr behinderte Kinder wird alternativ zu § 33 EStG ein Pauschbetrag nach § 33b
Abs. 5 EStG zugebilligt. Dieser Freibetrag ist bei der Ermittlung des Unterhalts-
bedarfs nach § 1578 Abs. 1 BGB nicht zu berÅcksichtigen.251

c) AußergewÇhnliche Belastungen in besonderen F�llen (§ 33a EStG)

Unter die besonderen außergewÇhnlichen Belastungen fallen:
n Unterhaltsaufwendungen nach § 33a Abs. 1 EStG,
n der Ausbildungsfreibetrag nach § 33a Abs. 2 EStG,
n die Aufwendungen fÅr eine Hilfe im Haushalt oder fÅr vergleichbare Dienstleistungen

nach § 33a Abs. 3 EStG.
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244 BFHE 116, 24.
245 FG Bremen EFG 1980, 443.
246 FG Nds. EFG 1990, 64.
247 BFHE 114, 90.
248 BFH DStR 1996, 1561.
249 BFH DStR 2005, 1767.
250 BFH BB 1997, 397.
251 OLG Hamm FuR 2007, 435 ff.
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aa) Unterhaltsaufwendungen/Alternative zum Realsplitting

Die steuerliche AbzugsmÇglichkeit von Unterhaltszahlungen nach § 33a Abs. 1 EStG be-
steht alternativ zum Realsplitting.

Unter Unterhaltsaufwendungen versteht man typische Unterhaltsaufwendungen d.h. das,
was Menschen Åblicherweise zum Leben benÇtigen. Hierunter fallen u.a. Aufwendungen
zum Bestreiten des Lebensunterhalts, z.B. fÅr Ern�hrung, Kleidung und Wohnung.252

Auch die Aufwendungen fÅr eine gehobene LebensfÅhrung gehÇren hierzu.

Ferner:
n Aufwendungen fÅr die Erstattung von Krankenversicherungsbeitr�gen an den geschie-

denen Ehepartner
n Aufwendungen fÅr die RÅckzahlung von Sozialhilfeleistungen, die der Ehepartner

w�hrend des Scheidungsverfahrens in Anspruch genommen hat
n Zins- und Tilgungsleistungen auf ein Wohnungsbaudarlehen fÅr das Einfamilienhaus

des geschiedenen Partners
n Leistungen fÅr die Unterbringung des Ehepartners im Altenheim, wenn die Unterbrin-

gung allein wegen des Alters erfolgt
n Aufwendungen fÅr die krankheits- oder behinderungsbedingte Heimunterbringung
n Kapitalabfindungen, mit denen eine Unterhaltsverpflichtung abgelÇst wird, jedoch be-

schr�nkt auf das Jahr der Zahlung
n Aufwendungen zur Durchsetzung der Scheidung im Wege des Unterhaltsvergleichs
n kreditfinanzierte Unterhaltsleistungen im Zeitpunkt der Zahlung
n Fahrtkosten fÅr erforderliche Besuche bei einer Betreuungs- bzw. PflegebedÅrftigkeit

Voraussetzungen fÅr den HÇchstbetragsabzug vom Gesamtbetrag der EinkÅnfte

Folgende Voraussetzungen mÅssen erfÅllt werden:
n Die unterstÅtzte Person muss dem Steuerpflichtigen oder seinem Ehegatten gegenÅber

gesetzlich unterhaltsberechtigt sein.
n Es darf kein Anspruch auf einen Freibetrag nach § 32 Abs. 6 EStG oder auf das Kin-

dergeld bestehen.
n Ferner mÅssen die unterhaltenen Personen bedÅrftig sein.

Unterhaltsberechtigte

Hierunter fallen Eheleute, z.B. auch bei Grenzpendlern im nicht EU- oder EWR-Raum,
der getrennt lebende Ehegatte, der geschiedene Ehegatte, die Eltern, die Kinder, die Groß-
eltern, die Enkelkinder, nicht eheliche Kinder, fÅr ehelich erkl�rte Kinder, Adoptivkinder
und die Mutter eines nicht ehelichen Kindes. Diesen Personen gleich gestellt ist der nicht
eheliche Lebenspartner, soweit bei ihm zum Unterhalt bestimmte Çffentliche Mittel, wie
z.B. Sozialhilfe, Arbeitslosenhilfe gekÅrzt werden. Keine gesetzliche Verpflichtung be-
steht gegenÅber Geschwistern.

Kein Freibetrag

Weder der Unterhaltsverpflichtete als Steuerpflichtiger noch eine andere Person darf ei-
nen Anspruch auf den Kinderfreibetrag oder Kindergeld haben (vgl. hierzu weiter unter
Rn 649 ff.).

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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BedÅrftigkeit

Unter BedÅrftigkeit wird verstanden, wenn die Unterhaltsberechtigten keine oder nur ge-
ringe eigene EinkÅnfte und BezÅge haben und auch kein oder nur ein geringes eigenes
VermÇgen besitzen.

Eigene EinkÅnfte und BezÅge des Unterhaltsberechtigten

Unter BezÅgen sind alle Einnahmen in Geld oder Geldeswert, die nicht im Rahmen der
einkommensteuerrechtlichen Einkunftsermittlung erfasst werden, also nicht steuerbare
sowie grunds�tzlich steuerfreie Einnahmen gemeint.253

Hierzu z�hlen:

n die Teile von Leibrenten, die den Besteuerungsanteil nach § 22 Nr. 1 S. 3 Buchstabe a
Doppelbuchstabe aa EStG Åbersteigen (der sog. Rentenfreibetrag)

n Renten aus der gesetzlichen Unfallversicherung

n Wehrsold nach § 3 Nr. 5 EStG

n Versorgungsfreibetrag inkl. Zuschlag nach § 19 Abs. 2 EStG

n Sparerfreibetrag nach § 20 Abs. 4 EStG

n ZuschÅsse eines Tr�gers der gesetzlichen Rentenversicherung zu den Aufwendungen
eines Rentners fÅr seine Krankenversicherung

n Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz (§ 3 Nr. 58 EStG)

n pauschal besteuerte BezÅge nach § 40a EStG

n die nach § 3 Nr. 40 und Nr. 40a EStG steuerfrei bleibenden Betr�ge

HÇchstbetrag

Unterhaltsaufwendungen sind im Kalenderjahr bis hÇchstens 7.680 EUR als HÇchst-
betrag abzuziehen (§ 33a Abs. 1 S. 1 EStG).

Verminderung des abziehbaren HÇchstbetrages

Erh�lt der Unterhaltsberechtigte eigene EinkÅnfte und BezÅge, die zur Bestreitung des
Unterhalts bestimmt oder geeignet sind, vermindert sich der HÇchstbetrag entsprechend

§ 33a Abs. 1 S. 4 EStG um

n den Betrag, um den diese EinkÅnfte und BezÅge den Betrag von 624 EUR im Kalen-
derjahr Åbersteigen (= Anrechnungsfreier Betrag = Karenzbetrag)

sowie

n die von der unterhaltenen Person als Ausbildungshilfe aus Çffentlichen Mitteln bezo-
genen ZuschÅsse in vollem Umfang, und zwar ohne BerÅcksichtigung des anrech-
nungsfreien Betrages von 624 EUR.

Beispiel

Unterhaltsschuldner S zahlt im Kalenderjahr 2007 an seine von ihm getrennt lebende
Ehefrau F Unterhalt in HÇhe von j�hrlich 7.680 EUR.

F hat eigene EinkÅnfte und BezÅge in HÇhe von 1.000 EUR.
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LÇsung

Die abziehbare außergewÇhnliche Belastung wird bei S wie folgt ermittelt:

UngekÅrzter HÇchstbetrag 7.680 EUR
EinkÅnfte und BezÅge der F 1.000 EUR
Åbersteigen den anrechnungsfreien Betrag von - 624 EUR
um (= anzurechnende EinkÅnfte und BezÅge) - 376 EUR
gekÅrzter HÇchstbetrag 7.304 EUR
abziehbare außergewÇhnliche Belastung 7.304 EUR

Anzurechnen sind nur eigene EinkÅnfte und BezÅge der unterhaltsberechtigten Person,
soweit sie auf den Unterhaltszeitraum fallen (§ 33a Abs. 4 S. 2 EStG).

Liegen innerhalb eines Jahres fÅr einige Kalendermonate die Voraussetzungen fÅr eine
außergewÇhnliche Belastung nicht vor, so erm�ßigen sich der HÇchstbetrag von
7.680 EUR und der anrechnungsfreie Betrag von 624 EUR um je 1/12 fÅr jeden vollen
Kalendermonat (§ 33a Abs. 4 S. 1 EStG).

VereinfachungsgrÅnde

Aus VereinfachungsgrÅnden sind bei der Feststellung dieser anrechenbaren BezÅge als
Kostenpauschale insgesamt 180 EUR im Kalenderjahr abzuziehen, wenn nicht hÇhere
Aufwendungen, die im Zusammenhang mit dem Zufluss der entsprechenden Einnahmen
stehen, nachgewiesen oder glaubhaft gemacht werden.

VermÇgen

In der Regel wird ein VermÇgen bis zu einem gemeinen Wert, d.h. Verkehrswert von
15.500 EUR als geringfÅgig angesehen (R 33a.1 Abs. 2 S. 2 EStR 2005).

Ein angemessenes HausgrundstÅck i.S.d. § 90 Abs. 2 Nr. 8 SGB XII, das vom Unterhalts-
berechtigten bewohnt wird, bleibt als sog. „SchonvermÇgen“ außer Betracht (R 33a.
Abs. 2 Nr. 2 EStR 2005, H 33a.1, geringes VermÇgen, EStH).

Zahlungen mit Auslandsbezug

Wird Unterhalt an Personen geleistet, die ihren Wohnsitz im Ausland haben, kÇnnen diese
nur insoweit abgezogen worden, als sie nach den Verh�ltnissen des Wohnsitzstaates der
unterhaltenen Person notwendig und angemessen sind. Hierbei wird allerdings die gesetz-
liche Unterhaltsverpflichtung nach inl�ndischen Maßst�ben beurteilt (§ 33a Abs. 1 S. 5
EStG; Anhang 2, III, EStH).

Mehrere Unterhaltsverpflichtete

ErfÅllen mehrere Steuerpflichtige die Voraussetzung fÅr einen Freibetrag nach § 33a
Abs. 1 EStG und tragen sie gemeinsam zu dem Unterhalt und/oder einer etwaigen Berufs-
ausbildung derselben Person bei, so wird bei jedem der Teil des sich hieraus ergebenden
Betrages abgezogen, der seinem Anteil am Gesamtbetrag der Leistungen entspricht (§ 33a
Abs. 1 S. 6 EStG).

Versteuerung beim Unterhaltsberechtigen

Die Unterhaltsleistungen, die als eine außergewÇhnliche Belastung berÅcksichtigt wer-
den, sind von den Unterhaltsberechtigten nicht zu versteuern.
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bb) Freibetrag nach § 33a Abs. 2 EStG

Allgemeines

Die Freistellung des Existenzminimums und des Betreuungs-, Erziehungs- und Ausbil-
dungsbedarfs eines Kindes werden alternativ entweder durch die Freibetr�ge nach § 32
Abs. 6 EStG oder durch das Kindergeld (§ 31 S. 1 EStG) bewirkt (vgl. insb Rn 665 ff.).

Sonderbedarf i.S.d. § 33a Abs. 2 S. 1 EStG

Zur Abgeltung des darÅber hinaus gehenden Sonderbedarfs eines sich in der Berufsaus-
bildung befindenden, ausw�rtig untergebrachten, vollj�hrigen Kindes wird j�hrlich ein
Freibetrag von 924 EUR anerkannt (§ 33a Abs. 2 S. 1 EStG).

Voraussetzungen

Folgende Voraussetzungen mÅssen hierfÅr erfÅllt sein:

n Das Kind muss sich in Berufsausbildung befinden.

n Es muss ausw�rtig untergebracht sein, d.h. außerhalb des Haushalts der Eltern wohnen
und

n das Kind muss vollj�hrig sein, d.h. das 18. Lebensjahr vollendet haben.

n Ferner muss fÅr das Kind ein Anspruch auf einen Freibetrag nach § 32 Abs. 6 EStG
oder auf Kindergeld bestehen.

Minderung des Freibetrages

Der Freibetrag vermindert sich um

n eigene EinkÅnfte und BezÅge des Kindes, die zur Bestreitung seines Unterhalts oder
seiner Berufsausbildung bestimmt oder geeignet sind, soweit diese einen anrech-
nungsfreien Betrag in HÇhe von 1.848 EUR im Kalenderjahr Åbersteigen

sowie

n die von dem Kind als Ausbildungshilfe aus Çffentlichen Mitteln bezogenen ZuschÅsse
im vollen Umfang ohne BerÅcksichtigung auf den anrechnungsfreien Betrag von
1.848 EUR.

Hinweis

Die Pflichtbeitr�ge zur gesetzlichen Sozialversicherung sind bei der Ermittlung der
anrechenbaren EinkÅnfte nach § 33a Abs. 2 S. 2 EStG von den EinkÅnften abzuzie-
hen.254

Wenn die Voraussetzungen fÅr die Gew�hrung des Freibetrages nur fÅr einen Teil des
Kalenderjahres vorliegen, werden sowohl der Freibetrag in HÇhe von 924 EUR als
auch der anrechenbare Betrag in HÇhe von 1.848 EUR fÅr jeden vollen Kalendermo-
nat, fÅr den die Voraussetzungen nicht vorgelegen haben, um je 1/12 erm�ßigt (§ 33a
Abs. 4 EStG). Eigene EinkÅnfte und BezÅge eines Kindes, die auf die Kalendermona-
te entfallen, fÅr die kein Freibetrag gew�hrt wird, vermindern nicht den erm�ßigten
Freibetrag (§ 33 Abs. 4 S. 2 EStG).
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XV. Zu versteuerndes Einkommen nach § 2 Abs. 5 EStG

1. �berblick zum zu versteuernden Einkommen

Das zu versteuernde Einkommen ergibt sich aus dem Einkommen, vermindert um die
Freibetr�ge fÅr Kinder und den H�rteausgleich.

EinkÅnfte aus Land- und Forstwirtschaft gem�ß § 13 EStG
+ EinkÅnfte aus Gewerbebetrieb gem�ß § 15 EStG
+ EinkÅnfte aus selbstst�ndiger Arbeit gem�ß § 18 EStG
+ EinkÅnfte aus nichtselbstst�ndiger Arbeit gem�ß § 19 EStG
+ EinkÅnfte aus KapitalvermÇgen gem�ß § 20 EStG
+ EinkÅnfte aus Vermietung und Verpachtung gem�ß § 21 EStG
+ sonstige EinkÅnfte i.S.d. § 22 EStG
= Summe der EinkÅnfte gem�ß § 2 Abs. 2 EStG
- Altersentlastungsbetrag nach § 24a EStG
- Entlastungsbetrag fÅr Alleinerziehende nach § 24b EStG
- Freibetrag fÅr Land- und Forstwirte nach § 13 Abs. 3 EStG
= Gesamtbetrag der EinkÅnfte nach § 2 Abs. 3 EStG
- Verlustabzug nach § 10d EStG
- Sonderausgaben nach §§ 10, 10a, 10b, 10c EStG
- außergewÇhnliche Belastungen nach §§ 33 bis 33b EStG
- sonstige Abzugsbetr�ge wie z.B. nach § 7 FÇrdG
= Einkommen nach § 2 Abs. 4 EStG
- Freibetr�ge fÅr Kinder nach §§ 31, 32 Abs. 6 EStG
- H�rteausgleich nach § 46 Abs. 3 EStG, § 70 EStDV
= zu versteuerndes Einkommen nach § 2 Abs. 5 EStG

Wenn die Freibetr�ge gÅnstiger sind als das Kindergeld, werden im Rahmen der Veranla-
gung die Freibetr�ge nach § 32 Abs. 6 EStG bei der Ermittlung des zu versteuernden Ein-
kommens abgezogen und das gezahlte Kindergeld wie auch die gezahlten Altersvorsor-
gezulagen der tariflichen Einkommensteuer hinzu gerechnet (§ 2 Abs. 6 S. 3 EStG).

2. Freibetr�ge fÅr Kinder/Kindergeld/GÅnstigerprÅfung/

a) Freibetr�ge fÅr Kinder

Zu den Freibetr�gen nach § 32 Abs. 6 EStG gehÇren:
n der Kinderfreibetrag und
n der Betreuungsfreibetrag.

Die Gew�hrung der Freibetr�ge h�ngt davon ab, dass ein Kind nach § 32 Abs. 3, 4, 5 oder
6 EStG zu berÅcksichtigen ist.

Definition Kind

Kinder i.S.d. § 32 Abs. 1 EStG sind:
n im ersten Grad mit dem Steuerpflichtigen verwandte Kinder und
n Pflegekinder.

Hinweis

Ab dem Veranlagungszeitraum 1994 kommt es nicht mehr darauf an, dass das Kind
unbeschr�nkt steuerpflichtig ist.
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Eine BerÅcksichtigung von Kindern ist abh�ngig von deren Alter, wobei ab 18 Jahren
noch weitere Voraussetzungen erfÅllt sein mÅssen.

Es werden fÅnf Gruppen von Kindern nach dem Einkommensteuergesetz unterschie-
den:
n Kinder unter 18 Jahren (§ 32 Abs. 3 EStG)
n Kinder von 18 bis 25 Jahren (§ 32 Abs. 4 Nr. 2 EStG)

Hinweis

Ab dem Veranlagungszeitraum 2007 ist die Altersgrenze von zuvor 26 Jahren auf die
Vollendung des 25. Lebensjahres gesenkt worden!

n Kinder von 18 bis 20 Jahren (§ 32 Abs. 4 Nr. 1 EStG)
n Behinderte Kinder (§ 32 Abs. 4 Nr. 3 EStG)

Hinweis

Auch hier ist ab dem Veranlagungszeitraum 2007 die Altersgrenze auf die Vollendung
des 25. Lebensjahres gesenkt worden.

n Kinder Åber 21 bzw. Åber 25 Jahre (§ 32 Abs. 5 EStG)

Hinweis

Auch hier gilt die Absenkung der Altersgrenze ab dem Veranlagungszeitraum 2007
von zuvor 27 Jahren auf die Vollendung des 25. Lebensjahres

HÇhe des Kinderfreibetrages

Der Kinderfreibetrag betr�gt seit 2002 fÅr jedes zu berÅcksichtigende Kind des einzelnen
Steuerpflichtigen 1.824 EUR j�hrlich bzw. bei zusammen veranlagten Eltern 3.648 EUR
j�hrlich (§ 32 Abs. 6 S. 1, 2 EStG).

Hinweis

An den doppelten Freibetrag wird nach der Unterhaltsreform der Mindestunterhalt
nach § 1612 BGB in HÇhe von zurzeit j�hrlich 3.648 EUR geknÅpft.255 Der Betrag
von 3.648 EUR wird oft auch als voller Kinderfreibetrag und der Betrag in HÇhe von
1.824 EUR als halber Kinderfreibetrag bezeichnet.

ZwÇlftelung

Es ist eine ZwÇlftelung vorzunehmen, wenn das Kind nicht das gesamte Jahr Åber zu be-
rÅcksichtigen ist (§ 32 Abs. 6 S. 5 EStG).

Eigene EinkÅnfte des Kindes

Kinder Åber 18 Jahren und behinderte Kinder Åber 19 Jahren werden nur berÅcksichtigt,
wenn die eigenen EinkÅnfte und BezÅge weniger als 7.680 EUR im Kalenderjahr betra-
gen (§ 32 Abs. 4 S. 2 und Abs. 5 S. 3 EStG).

Auslandskinder

Kinderfreibetr�ge werden ab dem Veranlagungszeitraum 1994 auch fÅr nicht unbe-
schr�nkt einkommensteuerpflichtige Kinder, sog. Auslandskinder gew�hrt. Voraussetzung
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ist hier lediglich, dass der Steuerpflichtige unbeschr�nkt einkommensteuerpflichtig ist.256

Je nach Land wird der Freibetrag in voller HÇhe, zu 3/4 oder 1/2 bzw. 1/4 zu erm�ßigen sein.

b) Freibetrag fÅr den Betreuungs-, Erziehungs- oder
Ausbildungsbedarf

Neben dem Kinderfreibetrag in HÇhe von j�hrlich 1.824 EUR kann ab dem Veranla-
gungszeitraum 2002 j�hrlich ein Freibetrag fÅr den Betreuungs-, Erziehungs- oder Aus-
bildungsbedarf in HÇhe von 1.080 EUR in Anspruch genommen werden (§ 32 Abs. 6 S. 1
EStG). Dieser Betrag verdoppelt sich bei Ehegatten, die zusammen veranlagt werden auf
2.160 EUR (§ 32 Abs. 6 S. 2 EStG).

Voraussetzung ist, dass das Kind zu beiden Ehegatten in einem Verwandtschaftsverh�ltnis
steht.

Der Betreuungsfreibetrag ist – wie der Kinderfreibetrag – ein Jahresbetrag und erm�ßigt
sich um je 1/12 um jeden Kalendermonat, in dem die Voraussetzungen fÅr den Freibetrag
nicht vorliegen (§ 32 Abs. 6 S. 5 EStG).

Hinweis

Der Aufwand eines Steuerpflichtigen fÅr ein Kind wird mit dem Betreuungsfreibetrag
abgegolten. Es kommt nicht auf die tats�chlich entstandenen Aufwendungen an. Wei-
terhin soll nach dem Regierungsentwurf des BMF zum Jahressteuergesetz 2009 eine
Gew�hrung der Zulage weiterhin fÅr Kinder bis zum 27. Lebensjahr erfolgen. § 9
Abs. 5 S. 1 EigZulG knÅpft generell an § 32 Abs. 6 EStG an. Die Absenkung der Al-
tersgrenze fÅr Kinder auf das 25. Lebensjahr, wie es das Steuer�nderungsgesetz 2007
fÅr § 32 Abs. 6 EStG vorsieht, bleibt danach unberÅcksichtigt.

c) Kindergeld/GÅnstigerprÅfung

Kindergeld und Kinder- und Betreuungsfreibetrag kÇnnen nicht zusammen, sondern nur
alternativ in Anspruch genommen werden.

HÇhe des Kindergeldes

Das Kindergeld (§ 66 Abs. 1 EStG) betr�gt seit dem 1.1.2002 monatlich bei zu berÅck-
sichtigenden Kindern

n fÅr das erste, zweite und dritte Kind jeweils 154 EUR

n fÅr das vierte und jedes weitere Kind jeweils 159 EUR.

GÅnstigerprÅfung von Amts wegen

Das Finanzamt prÅft im Rahmen der Veranlagung zur Einkommensteuer, ob der Frei-
betrag und der Betreuungsfreibetrag gÅnstiger sind als das fÅr das Kalenderjahr gezahlte
Kindergeld. Dies ist die sog. GÅnstigerprÅfung. Von Amts wegen wird also die gÅnstigere
LÇsung fÅr den Steuerpflichtigen berÅcksichtigt.

Einkommensermittlung/Wie wird das Einkommen ermittelt?
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Rechtsfolge

Werden der Kinderfreibetrag und der Betreuungsfreibetrag abgezogen, wird das erhaltene
Kindergeld mit der Steuererm�ßigung verrechnet, indem die tarifliche Einkommensteuer
um den entsprechenden Betrag erhÇht wird (§ 2 Abs. 6 S. 3 EStG).

Der Kinderfreibetrag wirkt sich nach wie vor auf die HÇhe des Solidarit�tszuschlags und
der Kirchensteuer aus.

Beispiel

Die Eheleute M und F haben 2007 ein zu versteuerndes Einkommen ohne Freibetr�ge
fÅr Kinder in HÇhe von 65.000 EUR bezogen. FÅr die minderj�hrige Tochter T haben
sie 1.848 EUR Kindergeld erhalten.

Die Einkommensteuer lt. Splittingtabelle betr�gt 13.240 EUR

LÇsung

Zu versteuerndes Einkommen 65.000 EUR
- Kinderfreibetrag - 3.648 EUR
- Freibetrag fÅr Betreuungs- und
Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf - 2.160 EUR
Zu versteuerndes Einkommen (neu) 59.192 EUR
hierauf Einkommensteuer -11.376 EUR
Differenz zwischen 13.240 EUR und 11.376 EUR 1.864 EUR

Da die Freibetr�ge eine um 16 EUR hÇhere steuerliche Entlastung bewirken
(1.864 EUR) als das Kindergeld (1.848 EUR), werden sie von Amts wegen bei der Er-
mittlung des zu versteuernden Einkommens abgezogen und das Kindergeld wird der
Einkommensteuer hinzugerechnet (§ 31 S. 4 EStG).

Hinweis

Die Angaben sind in Zeile fÅnf der Anlage „Kind“ zur Einkommensteuererkl�rung
2007 zu machen. Sie dienen der GÅnstigerprÅfung.

Damit der Arbeitgeber die Abzugsbetr�ge richtig berechnen kann, werden auf der
Lohnsteuerkarte die Zahl der Kinder und der jeweilige Kinderfreibetrag bescheinigt.

3. H�rteausgleich, § 46 Abs. 3, 4 EStG, § 70 EStDV

Hier sind zwei Grundf�lle zu unterscheiden, und zwar
n der H�rteausgleich nach § 46 Abs. 3 EStG und
n der H�rteausgleich nach § 46 Abs. 4 EStG i.V.m. § 70 EStDV.

Danach gilt:

Betragen die EinkÅnfte, die nicht der Lohnsteuer zu unterwerfen waren, abzÅglich der
darauf entfallenden Betr�ge nach § 13 Abs. 3 EStG und § 24a EStG insgesamt nicht mehr
als 410 EUR, so wird der H�rteausgleich in HÇhe der NebeneinkÅnfte vom Einkommen
abgezogen (§ 46 Abs. 3 S. 1 EStG).

Hinweis

Daraus ergibt sich, dass der Abzugsbetrag 1 EUR bis 410 EUR betragen kann. Dies
gilt auch bei zusammen veranlagten Ehepartnern. Die Freigrenze von 410 EUR ist ver-
anlagungsbezogen, d.h. sie erhÇht sich nicht bei der Zusammenveranlagung und steht
auch bei getrennter sowie bei der gesonderten Veranlagung jedem Ehegatten zu.
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XVI. Einkommensteuerfestsetzung

1. �berblick Åber die Ermittlung der Einkommensteuerschuld

Im Einkommensteuergesetz wird tarifliche und festzusetzende Einkommensteuer un-
terschieden.

Diese werden wie folgt ermittelt:

1 Steuerbetrag
a) lt. Grundtabelle/Splittingtabelle (§ 32a Abs. 1, 5, § 50 Abs. 3 EStG)
oder
b) nach dem bei Anwendung des Progressionsvorbehalts (§ 32b EStG) oder der

Steuersatzbegrenzung sich ergebenden Steuersatz
2 + Steuer aufgrund der Berechnung nach den §§ 34, 34b EStG
3 = tarifliche Einkommensteuer(§ 32a Abs. 1, 5 EStG)
4 - Entlastungsbetrag nach § 32c EStG
5 + Minderungsbetrag nach Punkt 11 Ziffer 2 des Schlussprotokolls zu Art. 23 DBA

Belgien in der durch Art. 2 des Zusatzabkommens vom 5.11.2002 ge�nderten Fas-
sung (BGBl 2003, II 1615)

6 - ausl�ndische Steuern nach § 34c Abs. 1 und 6 EStG, § 12 AStG
7 - Steuererm�ßigung nach § 35 EStG
8 - Steuererm�ßigung fÅr Steuerpflichtige mit Kindern bei Inanspruchnahme erhÇhter

Absetzungen fÅr Wohngeb�ude oder der SteuerbegÅnstigungen fÅr eigen genutztes
Wohneigentum (§ 34f Abs. 1, 2 EStG)

9 - Steuererm�ßigung bei Zuwendungen an politische Parteien und unabh�ngige

W�hlervereinigungen (§ 34g EStG)
10 - Steuererm�ßigung nach § 34f Abs. 3 EStG
11 - Steuererm�ßigung nach § 35a EStG
12 + Steuern nach § 34c Abs. 5 EStG
13 + Nachversteuerung nach § 10 Abs. 5 EStG i.V.m. den §§ 30, 31 EStDV
14 + Zuschlag nach § 3 Abs. 4 S. 2 Forstsch�den- Ausgleichsgesetz
15 + Anspruch auf Zulage fÅr Altersvorsorge nach § 10a Abs. 2 EStG
16 + Anspruch auf Kindergeld oder vergleichbare Leistungen, soweit in den F�llen des

§ 31 EStG das Einkommen um Freibetr�ge fÅr Kinder gemindert wurde
17 = festzusetzende Einkommensteuer (§ 2 Abs. 6 EStG)

Hinweis

Der Entlastungsbetrag nach § 32c EStG ist ab 2007 von der tariflichen Einkommen-
steuer abzuziehen (§ 32c Abs. 1 EStG).

2. Einkommensteuertarif

a) Grundtarif (Grundtabelle)

Die Grundtabelle, also der Grundtarif, wird angewendet bei:
n ledigen Steuerpflichtigen
n verwitweten Steuerpflichtigen, wenn nicht ausnahmsweise der Splittingtarif zur An-

wendung gelangt (§ 32a Abs. 6 S. 1 Nr. 1 EStG).
n geschiedenen Steuerpflichtigen, wenn nicht ausnahmsweise der Splittingtarif anzu-

wenden ist
n Ehegatten, die getrennt veranlagt werden (§ 26a EStG)
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n Ehegatten, die die besondere Veranlagung w�hlen, es sei denn, der Ehegatte war zu
Beginn des Veranlagungszeitraumes verwitwet und ausnahmsweise nach dem Split-
tingtarif zu besteuern (§ 26c Abs. 2 EStG).

Hinweis

Der Grundtarif ab 2007 �ndert sich durch die sog. „Reichensteuer“.

Es gelten ab 2007 daher 5 statt bisher 4 Tarifzonen wie folgt:

Zone zu versteuerndes
Einkommen

tarifliche ESt 2007

1. Nullzone bis zu 7.664 EUR (Grund-
freibetrag)

0 EUR

2. untere Progressionszone von 7.665 EUR bis
12.739 EUR

linear ansteigender Grenz-
steuersatz von 15 % (Ein-
gangssatz) auf 25 %

3. obere Progressionszone von 12.740 EUR bis
52.151 EUR

linear ansteigender Grenz-
steuersatz von 25 % auf
42 %

4. untere Proportionalzone von 52.152 EUR bis
250.000 EUR

konstanter Spitzensatz von
42 % minus 7.914 EUR

5. obere Proportionalzone von 250.001 EUR konstanter Spitzensatz von
45 % minus 15.414 EUR

Hinweis

Der Steuerbetrag ist – im Gegensatz zum Unterhaltsbetrag – nicht auf den n�chsten
Euro-Betrag auf-, sondern abzurunden (§ 32a Abs. 1 S. 6 EStG)!

b) Splittingverfahren (Splittingtabelle)

Die Splittingtabelle wird angewendet bei:

n Ehegatten, die zusammen veranlagt werden (§ 32a Abs. 5 EStG)

n verwitweten Steuerpflichtigen fÅr den Veranlagungszeitraum, der dem Kalenderjahr
folgt, in dem der Ehegatte verstorben ist, wenn der Steuerpflichtige und sein verstor-
bener Ehegatte im Zeitpunkt des Todes unbeschr�nkt steuerpflichtig waren und nicht
dauernd getrennt gelebt haben (§ 32a Abs. 6 Nr. 1 EStG)

n geschiedenen Steuerpflichtigen, wenn die Geschiedenen im Zeitpunkt der Scheidung
die Voraussetzungen fÅr eine Zusammenveranlagung erfÅllten und wenn der bisherige
Ehegatte im selben Jahr wieder verheiratet und mit seinem neuen Partner die Voraus-
setzungen fÅr die Zusammenveranlagung erfÅllt (§ 32a Abs. 6 Nr. 2 EStG)

Hinweis

Die tarifliche Einkommensteuer betr�gt nach dem Splittingtarif das Zweifache des
Steuerbetrages, der sich fÅr die H�lfte des abgerundeten zu versteuernden Einkom-
mens bei Anwendung des Grundtarifs ergibt (§ 32a Abs. 5 EStG).

3. Progressionsvorbehalt, § 32b EStG

Durch die Anwendung des Progressionsvorbehalts wird seit 1982 nach § 32b EStG ver-
sucht, dass Steuerpflichtige, die bestimmte steuerfreie Einnahmen erzielen, nicht besser
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gestellt werden als diejenigen Steuerpflichtigen, die nur steuerpflichtige Einnahmen be-
ziehen.

Bei den steuerfreien Einnahmen handelt es sich z.B. um Einnahmen wie Arbeitslosen-
geld, Krankengeld und Mutterschaftsgeld oder das ab 2007 eingefÅhrte Elterngeld.

Besonderer Steuersatz

Auf das zu versteuernde Einkommen wird ein besonderer Steuersatz angewendet.

Es ist der Steuersatz, der sich ergibt, wenn bei der Berechnung der Einkommensteuer ein-
bezogen werden:

n im Fall des § 32b Abs. 1 Nr. 1 EStG die Summe der bezogenen Sozialleistungen nach
Abzug des Arbeitnehmerpauschbetrages, soweit er nicht bei der Ermittlung der Ein-
kÅnfte aus nicht selbstst�ndiger Arbeit abziehbar ist

n im Fall des § 32b Abs. 1 Nr. 2 EStG die dort bezeichneten EinkÅnfte, ausgenommen
die darin enthaltenen außerordentlichen EinkÅnfte (z.B. bestimmte ausl�ndische Ein-
kÅnfte)

n im Fall des § 32b Abs. 1 Nr. 3 EStG bestimmte steuerfreie ausl�ndische EinkÅnfte.257

4. Steuererm�ßigungen

a) Begrenzung des Tarifs bei GewinneinkÅnften, § 32c EStG

Von der „Reichensteuer“ ausgenommen werden EinkÅnfte aus Land- und Forstwirtschaft,
Gewerbebetrieb und selbstst�ndiger Arbeit, d.h. GewinneinkÅnfte, weil diese nach An-
sicht des Gesetzgebers mit einem spezifischen unternehmerischen Risiko behaftet sind.

Aus diesem Grund ist auch fÅr diese GewinneinkÅnfte, allerdings nur fÅr den Veranla-
gungszeitraum 2007 ein Entlastungsbetrag eingefÅhrt worden (§ 32c EStG i.V.m. § 52
Abs. 44 EStG).

b) Steuererm�ßigung bei EinkÅnften aus Gewerbebetrieb, § 35 Abs. 1
EStG

Weitere Entlastungen ergeben sich bei den EinkÅnften aus Gewerbebetrieb seit dem Ver-
anlagungszeitraum 2001 (§ 35 Abs. 1 EStG).

Danach vermindert sich die tarifliche Einkommensteuer um die sonstigen Steuererm�-
ßigungen mit Ausnahme der §§ 34f (Baukindergeld) und 34g EStG (Parteispenden u.�.)
um das 3,8-fache des Gewerbesteuermessbetrages des Erhebungszeitraumes, jedoch
nur insoweit, als diese anteilig auf im zu versteuernden Einkommen enthaltene gewerb-
liche EinkÅnfte entf�llt (vgl. Formel nach § 35 Abs. 1 S. 2 EStG).
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5. Steuererm�ßigungen im Rahmen des Haushalts

a) Haushaltsnahes Besch�ftigungsverh�ltnis, § 35a EStG

Auf Antrag erm�ßigt sich auch fÅr haushaltsnahe Besch�ftigungsverh�ltnisse, die in ei-
nem inl�ndischen Haushalt des Steuerpflichtigen ausgeÅbt werden, die tarifliche Einkom-
mensteuer, vermindert jedoch um die sonstigen Steuererm�ßigungen.

Definition haushaltnahes Besch�ftigungsverh�ltnis

Ein haushaltsnahes Besch�ftigungsverh�ltnis besteht, wenn eine haushaltsnahe T�tigkeit
ausgeÅbt wird.

Hierzu gehÇren z.B.
n Zubereitung von Mahlzeiten im Haushalt,
n Reinigung der Wohnung,
n Gartenpflege
n sowie Pflege, Versorgung und Betreuung von Kindern, kranken, alten oder pflegebe-

dÅrftigen Personen.

HÇhe der Erm�ßigung

Die Erm�ßigung betr�gt:
n 10 % der Aufwendungen des Steuerpflichtigen, hÇchstens 510 EUR, bei einer ge-

ringfÅgigen Besch�ftigung i.S.d. § 8a SGB IV in einem Privathaushalt
n 12 % der Aufwendungen des Steuerpflichtigen, hÇchstens 2.400 EUR bei anderen

haushaltsnahen Besch�ftigungsverh�ltnissen, fÅr die aufgrund der Besch�ftigungsver-
h�ltnisse Pflichtbeitr�ge zur gesetzlichen Sozialversicherung entrichtet werden und
die keine geringfÅgige Besch�ftigung i.S.d. § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV darstellen.

b) Haushaltsnahe Dienstleistungen

Definition haushaltnahe Dienstleistungen

Um haushaltsnahe Dienstleistungen handelt es sich, wenn in einem inl�ndischen Haushalt
von dem Steuerpflichtigen entsprechende Leistungen erbracht werden.

Hierzu gehÇren nach § 35a Abs. 2 EStG alle T�tigkeiten, die auch Gegenstand eines haus-
haltsnahen Besch�ftigungsverh�ltnisses i.S.v. § 35a Abs. 1 EStG sein kÇnnen.

Hinweis

Diese T�tigkeiten dÅrfen jedoch nicht im Rahmen eines Arbeitsverh�ltnisses erbracht
werden.

Hierunter fallen z.B.
n Dienstleistungsagenturen,
n selbstst�ndige Fensterputzer,
n Pflegedienste,
n Gartenpflegearbeiten durch einen selbstst�ndigen G�rtner,
n SchÇnheitsreparaturen oder kleine Ausbesserungsarbeiten.

Voraussetzung fÅr die Erm�ßigung

Voraussetzung ist, dass der Steuerpflichtige die Aufwendungen durch Vorlage einer Rech-
nung und die Zahlung auf das Konto des Erbringers der haushaltsnahen Dienstleistung
durch Beleg des Kreditinstituts nachweist (§ 35a Abs. 2 S. 5 EStG).
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HÇhe der Erm�ßigung

Die Steuererm�ßigung betr�gt auf Antrag 20 % der Aufwendungen des Steuerpflichti-
gen, hÇchstens 600 EUR.

Handwerkerleistungen

Hinweis

Ab dem Veranlagungszeitraum 2006 ist § 35a EStG ge�ndert worden. Die Inanspruch-
nahme von Handwerkerleistungen ist nunmehr nicht mehr davon abh�ngig, ob diese
Leistungen fÅr gewÇhnlich von Mitgliedern des Haushalts erledigt werden. Vielmehr
sind auch alle Handwerkerleistungen begÅnstigt, die nur durch einen Fachmann erle-
digt werden kÇnnen. BegÅnstigt ist der Arbeitslohn einschließlich der Umsatzsteuer.
Nicht unter die BegÅnstigung fallen die Materialkosten.

Zu den Handwerkerleistungen gehÇren z.B.
n Streichen und Tapezieren der Innenw�nde
n Modernisierung eines Badezimmers
n Beseitigung kleinerer Sch�den
n Erneuerungen von Fenstern und TÅren
n Erneuerung von Heizungsanlagen
n Garten- und Wegebauarbeiten.

HÇhe der Erm�ßigung

Die Steuererm�ßigung betr�gt auf Antrag 20 % der Aufwendungen des Steuerpflichti-
gen, hÇchstens 600 EUR.

6. Außerordentliche EinkÅnfte und ihre Steuererm�ßigung nach § 34
EStG, inbs. Ver�ußerungsgewinne aus Ver�ußerung von
BetriebsvermÇgen

Unterhaltsrelevanz

�ber das In-Prinzip beeinflusst die zu entrichtende Steuer das Unterhaltseinkommen. Be-
stimmte außerordentliche EinkÅnfte, wie beispielsweise Ver�ußerungsgewinne aus der
Ver�ußerung von BetriebsvermÇgen, unterliegen einer privilegierenden Steuerregelung.

Nach der gesetzlichen Regelung des § 34 EStG werden in dessen Abs. 2 enumerativ die
Anwendungsf�lle genannt:
n Ver�ußerungsgewinne i.S.d. §§ 14, 14a Abs. 1 EStG, der §§16 und 18 Abs. 3 EStG

mit Ausnahme des steuerpflichtigen Teils der Ver�ußerungsgewinne, die nach § 3
Nr. 40b i.V.m. § 3c Abs. 2 EStG teilweise steuerbefreit sind,

n Entsch�digungen i.S.d. § 24 Nr. 1 EStG,
n NutzungsvergÅtungen und Zinsen i.S.d. § 24 Nr. 3 EStG, soweit sie fÅr einen Zeit-

raum von mehr als drei Jahren nachgezahlt werden,
n VergÅtungen fÅr mehrj�hrige T�tigkeiten; mehrj�hrig ist eine T�tigkeit, soweit sie

sich Åber mindestens zwei Veranlagungszeitr�ume erstreckt und einen Zeitraum von
mehr als 12 Monaten umfasst,

n EinkÅnfte aus außerordentlichen Holznutzungen i.S.d. § 34b Abs. 1 Nr. 1 EStG.

Die Ausgestaltung im § 34 EStG ist bei der LektÅre schlecht nachvollziehbar, so dass die
Arbeitsweise des § 34 Abs. 1 EStG sogleich an einem Beispiel erl�utert werden soll:
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Beispiel nach EStH, H 34.2, Beispiel 2: Berechnung der Einkommensteuer nach § 34
Abs. 1 EStG bei negativ verbleibendem zu versteuernden Einkommen

Der Steuerpflichtige M, der EinkÅnfte aus Gewerbebetrieb hat und seine Ehefrau F
werden zusammenveranlagt. Die Voraussetzungen der §§ 34 Abs. 3, 16 Abs. 4, 3
Nr. 40 EStG (Ver�ußerungsgewinn) liegen vor. Es sind die jeweiligen EinkÅnfte und
Sonderausgaben anzusetzen:

LÇsung

EinkÅnfte aus Gewerbebetrieb,
laufender Gewinn

+ 5.350 EUR

Ver�ußerungsgewinn nach § 16 EStG + 225.000 EUR
+ 230.350 EUR

EinkÅnfte aus Vermietung und Verpachtung - 45.000 EUR
Gesamtbetrag der EinkÅnfte + 185.350 EUR
Sonderausgaben - 3.200 EUR
Einkommen + 182.150 EUR
zu versteuerndes Einkommen + 182.150 EUR
HÇhe der EinkÅnfte i.S.d. § 34 Abs. 2 EStG, die
nach § 34 Abs. 1 EStG besteuert werden kÇnnen;
maximal aber bis zur HÇhe des zu versteuernden
Einkommens

+ 182 150 EUR

zu versteuerndes Einkommen +182.150 EUR
abzÅglich EinkÅnfte i.S.d. § 34 Abs. 2 EStG - 185.350 EUR
verbleibendes zu versteuerndes Einkommen - 3.200 EUR
damit ist das insgesamt zu versteuernde Einkom-
men in HÇhe von 182.150 EUR gem�ß § 34
EStG tarifbegÅnstigt.
1/5 des zu versteuernden Einkommens nach § 34
Abs. 1 S. 3 EStG 36.430 EUR
darauf entfallender Steuerbetrag laut Splitting-
tabelle 4.740 EUR
diesen Steuerbetrag multipliziert mit Faktor 5 23.700 EUR
tarifliche Einkommensteuer ausschließlich fÅr
den Ver�ußerungsgewinn 23.700 EUR

Das Beispiel ist Ausdruck und Verdeutlichung fÅr die Aufteilung des Ver�ußerungs-
gewinns nach der 1/5 Regelung des § 34 Abs. 1 EStG.

Zudem gibt es eine teilweise Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 40 EStG fÅr 40 % des Ver�uße-
rungsgewinns.

DarÅber hinaus ist in § 34 Abs. 3 EStG eine Regelung zur Altersentlastung normiert, die
eintritt, wenn
n die Ver�ußerungsgewinne nach § 34 Abs. 2 Nr. 1 EStG 5 Millionen EUR nicht Åber-

steigen und
n der Steuerpflichtige das 55. Lebensjahr vollendet hat oder wenn er im sozialversiche-

rungsrechtlichen Sinne dauernd berufsunf�hig ist.

Der erm�ßigte Steuersatz betr�gt dann 56 % des durchschnittlichen Steuersatzes, der sich
erg�be, wenn die tarifliche Einkommensteuer nach dem gesamten zu versteuernden Ein-
kommen zuzÅglich der dem Progressionsvorbehalt unterliegenden EinkÅnften zu bemes-
sen w�re, mindestens jedoch 16 %, § 34 Abs. 2 EStG.

225

XVI. Einkommensteuerfestsetzung B.

696



7. Steuerentrichtung

Wird die Einkommensteuer festgesetzt, sind die vorher geleisteten Betr�ge anzurechnen.

Zu diesen anrechenbaren Steuern gehÇren nach § 36 Abs. 2 EStG:
n Einkommensteuervorauszahlungen nach § 37 EStG und
n die durch Steuerabzug erhobenen Einkommensteuern

Hinweis

Hierzu gehÇren auch die Lohnsteuer und die Kapitalertragsteuer als sog. Quellensteu-
ern. Lohn- und Kapitalertragsteuer stellen n�mlich lediglich eine besondere Erhe-
bungsform der Einkommensteuer dar.258

F�lligkeit

Wenn sich eine Nachzahlung ergibt, ist dieser Betrag nach § 36 Abs. 4 S. 1 EStG
n sofort zu zahlen, soweit er den f�llig gewordenen, aber noch nicht entrichteten Vo-

rauszahlungen entspricht
n innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Steuerbescheides als Abschlusszah-

lung, wenn die erste Voraussetzung nicht vorliegt.

XVII. Zuschlagsteuern

Als Zuschlagsteuern i.S.d. § 51a EStG werden die Kirchensteuer und der Solidarit�ts-
zuschlag erhoben.

1. Kirchensteuer

Die Kirchensteuer wird mit dem maßgeblichen Prozentsatz unmittelbar von der zu erhe-
benden Einkommensteuer bzw. Lohnsteuer berechnet, wenn der Steuerpflichtige keine
Freibetr�ge nach § 32 Abs. 6 EStG erh�lt. Sie werden im Allgemeinen bereits bei der Ver-
anlagung zur Einkommensteuer von den Finanz�mtern festgesetzt und auch erhoben.

Bei Lohnsteuerpflichtigen berechnet diese der Arbeitgeber nach dem am Wohnsitz des
Arbeitnehmers geltenden Steuersatz. Er fÅhrt diese dann zusammen mit der Lohnsteuer
an das Finanzamt ab.

Hinweis

Die Kirchensteuer wird nach Pauschalsteuers�tzen von der Lohnsteuer berechnet,
wenn auch der Arbeitslohn pauschal berechnet wird.

2. Solidarit�tszuschlag

Zur Einkommensteuer wird ab dem 1.1.1995 ein Solidarit�tszuschlag erhoben (§ 1 Abs. 1
SolZG).

Bemessungsgrundlage ist hierfÅr die Einkommensteuer unter BerÅcksichtigung der Frei-
betr�ge nach § 32 Abs. 6 EStG (§ 3 Abs. 1 Nr. 1 SolZG).
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Bei der Veranlagung der Einkommensteuer ist dies die festzusetzende Einkommensteuer,
wenn der Steuerpflichtige keine Freibetr�ge nach § 32 Abs. 6 EStG erh�lt. Ist dies jedoch
der Fall, so ist die tarifliche Einkommensteuer Bemessungsgrundlage fÅr den Solidarit�ts-
zuschlag.

Eine Erhebung erfolgt nur, wenn die Bemessungsgrundlage bei Anwendung der Grund-
tabelle mehr als 972 EUR und bei Anwendung der Splittingtabelle mehr als 1.944 EUR
(§ 3 Abs. 3 SolZG) betr�gt.

XVIII. Lohnsteuer

Die Einkommensteuer wird bei EinkÅnften aus nicht selbstst�ndiger Arbeit (§ 19 EStG)
durch Abzug vom Arbeitslohn in einem Steuerabzugsverfahren/Quellensteuer erhoben.

Hierbei handelt es sich nicht um eine eigene Steuerart, sondern lediglich um eine beson-
dere Erhebungsform der Einkommensteuer, wobei der Arbeitgeber fÅr Rechnung des Ar-
beitnehmers bei jeder Lohnzahlung die Lohnsteuer vom Arbeitslohn an der Quelle ein-
zubehalten hat (§ 38 Abs. 3 EStG).

Diese Einbehaltung erfolgt unabh�ngig von dem Umstand, ob der Arbeitnehmer zur Ein-
kommensteuer veranlagt wird oder nicht.

Unbeschr�nkt steuerpflichtige Arbeitnehmer werden fÅr die DurchfÅhrung des Lohnsteu-
erabzugs in Steuerklassen eingereiht (§ 38b EStG).

Nach § 38b S. 3 EStG gelten als unbeschr�nkt einkommensteuerpflichtig die Personen,
die die Voraussetzungen der §§ 1 Abs. 1 oder 2 oder 1a EStG erfÅllen.

1. Lohnsteuerklassen

Der Steuerabzug erfolgt nach Maßgabe der Steuerkarte, auf der u.a. die Steuerklasse ein-
getragen wird.

Folgende Steuerklassen kommen nach § 38b EStG in Betracht:
(1.) In die Steuerklasse I gehÇren Arbeitnehmer, die

a) ledig sind;
b) verheiratet, verwitwet oder geschieden sind und bei denen die Voraussetzungen

fÅr die Steuerklasse III oder IV nicht erfÅllt sind;
(2.) in die Steuerklasse II gehÇren die unter Nummer 1 bezeichneten Arbeitnehmer,

wenn bei ihnen der Entlastungsbetrag fÅr Alleinerziehende (§ 24b EStG) zu berÅck-
sichtigen ist;

(3.) in die Steuerklasse III gehÇren Arbeitnehmer,
a) die verheiratet sind, wenn beide Ehegatten unbeschr�nkt einkommensteuerpflich-

tig sind und nicht dauernd getrennt leben und
aa) der Ehegatte des Arbeitnehmers keinen Arbeitslohn bezieht oder
bb)der Ehegatte des Arbeitnehmers auf Antrag beider Ehegatten in die Steuer-

klasse V eingereiht wird,
b) die verwitwet sind, wenn sie und ihr verstorbener Ehegatte im Zeitpunkt seines

Todes unbeschr�nkt einkommensteuerpflichtig waren und in diesem Zeitpunkt
nicht dauernd getrennt gelebt haben, fÅr das Kalenderjahr, das dem Kalenderjahr
folgt, in dem der Ehegatte verstorben ist,

227

XVIII. Lohnsteuer B.

704

705



c) deren Ehe aufgelÇst worden ist, wenn
aa) im Kalenderjahr der AuflÇsung der Ehe beide Ehegatten unbeschr�nkt ein-

kommensteuerpflichtig waren und nicht dauernd getrennt gelebt haben und
bb)der andere Ehegatte wieder geheiratet hat, von seinem neuen Ehegatten nicht

dauernd getrennt lebt und er und sein neuer Ehegatte unbeschr�nkt einkom-
mensteuerpflichtig sind, fÅr das Kalenderjahr, in dem die Ehe aufgelÇst wor-
den ist;

(4.) in die Steuerklasse IV gehÇren Arbeitnehmer, die verheiratet sind, wenn beide Ehe-
gatten unbeschr�nkt einkommensteuerpflichtig sind und nicht dauernd getrennt leben
und der Ehegatte des Arbeitnehmers ebenfalls Arbeitslohn bezieht;

(5.) in die Steuerklasse V gehÇren die unter Nummer 4 bezeichneten Arbeitnehmer,
wenn der Ehegatte des Arbeitnehmers auf Antrag beider Ehegatten inder Steuerklas-
se III eingereiht wird;

(6.) die Steuerklasse VI gilt bei Arbeitnehmern, die nebeneinander von mehreren Ar-
beitgebern Arbeitslohn beziehen, fÅr die Einbehaltung der Lohnsteuervom Arbeits-
lohn aus dem zweiten und weiteren Dienstverh�ltnis.

2. Lohnsteuertabellen

Auf der Grundlage der Einkommensteuertabellen werden die Lohnsteuertabellen erstellt.

Hier sind die fÅr die einzelnen Steuerklassen in Betracht kommenden Lohnsteuerbetr�ge
ausgewiesen.

Es gibt zwei unterschiedliche Lohnsteuertabellen. Dies resultiert aus der KÅrzung der
Vorsorgepauschale bei Arbeitnehmern, die keine Beitr�ge zur Sozialversicherung leisten,
wie z.B. Beamte.

Es gibt somit
n eine allgemeine Lohnsteuertabelle (Tabelle A)
n eine besondere Lohnsteuertabelle (Tabelle B)

FÅr die einzelnen Steuerklassen sind folgende Betr�ge in die Lohnsteuertabelle 2007 und
2008 eingearbeitet worden:

Steuerklassen I II III IV V
Grundfreibetrag 7.664 7.664 15.328 7.664 0
§ 38a EStG
Arbeitnehmer-Pauschbetrag 920 920 920 920 920
§ 9a EStG
Sonderausgaben-Pauschbetrag 36 36 72 36 0
§ 10c Abs. 1 EStG
Vorsorgepauschale ja ja ja ja nein
§ 10c EStG
Entlastungsbetrag fÅr
Alleinerziehende 0 1.308 0 0 0
§ 24b EStG

Hinweis

Der Kinderfreibetrag wird seit 1996 lediglich noch bei der Berechnung des Solidari-
t�tszuschlags und der Kirchensteuer berÅcksichtigt. Obwohl fÅr den Kinderfreibetrag
das Monatsprinzip gilt, bleiben die Eintragungen der Kinderfreibetragsz�hler auf der
Lohnsteuerkarte stets bis zum Ende des Kalenderjahres gÅltig.
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Beim Solidarit�tszuschlag und bei der Kirchensteuer gilt nach wie vor das Jahresprinzip.

Ohne Eintragung auf der Lohnsteuertabelle sind vom Arbeitgeber nach § 39b Abs. 2 S. 2
EStG zu berÅcksichtigen:

n Versorgungsfreibetrag und der Zuschlag zum Versorgungsfreibetrag (§ 19 Abs. 2
EStG)

sowie

n der Altersentlastungsbetrag (§ 24a EStG)

Der Arbeitgeber hat ferner den Arbeitslohn nach Maßgabe der Eintragung auf der Lohn-
steuerkarte um einen etwaigen Freibetrag nach § 39a Abs. 1 EStG zu vermindern oder um
einen etwaigen Hinzuziehungsbetrag nach § 39a Abs. 1 Nr. 7 EStG zu erhÇhen. Dies er-
gibt sich aus § 39b Abs. 2 S. 3 EStG.

3. Lohnsteuerkarte

Vor Beginn des Kalenderjahres oder vor Beginn eines Dienstverh�ltnisses muss der Ar-
beitnehmer bei der zust�ndigen Gemeinde die Ausstellung einer Lohnsteuerkarte beantra-
gen, wenn die Lohnsteuerkarte nicht im Rahmen des allgemeinen Ausstellungsverfahrens
zugeht.

Die Gemeinde ist nach § 39 Abs. 2 EStG fÅr die Ausstellung zust�ndig.

Nach § 39 Abs. 1 EStG sind die Lohnsteuerkarten nach amtlich vorgeschriebenem Muster
auszustellen, wobei die Muster der Bundesminister fÅr Finanzen nach § 51 Abs. 4 Nr. 1
EStG bestimmen kann.

Handelt es sich um unverheiratete Arbeitnehmer oder bei verheirateten Arbeitnehmern
um solche, deren Ehegatten nicht unbeschr�nkt steuerpflichtig sind oder von ihrem Ehe-
gatten dauernd getrennt leben, ist die Gemeinde fÅr die Ausstellung der Lohnsteuerkarte
2008 Çrtlich zust�ndig, in deren Bezirk der Arbeitnehmer ab dem 20.9.2007 seine Haupt-
wohnung hatte. Ist ein Arbeitnehmer nicht gemeldet, so ist die Lohnsteuerkarte 2008 von
der Gemeinde auszustellen, in deren Bezirk der Arbeitnehmer am 20.9.2007 seinen ge-
wÇhnlichen Aufenthalt hatte. Sind Arbeitnehmer verheiratet und die Ehegatten unbe-
schr�nkt steuerpflichtig und nicht dauernd getrennt lebend, so ist die Gemeinde fÅr die
Ausstellung der Lohnsteuerkarte 2008 Çrtlich zust�ndig, in deren Bezirk die Ehegatten
am 20.9.2007 fÅr eine gemeinsame Wohnung bzw. bei mehreren Wohnungen fÅr eine ge-
meinsame Hauptwohnung gemeldet sind.

Auf der Lohnsteuerkarte hat die Gemeinde die Steuerklasse und die Zahl der Kinderfrei-
betr�ge einzutragen, wobei fÅr den vollen Kinderfreibetrag grunds�tzlich der Z�hler 1
und fÅr einen halben Kinderfreibetrag der Z�hler 0,5 angesetzt wird.

Dem Arbeitnehmer wird nach § 39a EStG die MÇglichkeit einger�umt, im Lohnsteu-
ererm�ßigungsverfahren einen Freibetrag eintragen zu lassen, wobei folgende Erm�ßi-
gungsgrÅnde unterschieden werden mÅssen:

n Pauschbetr�ge fÅr behinderte Menschen und Hinterbliebene, die von der Gemeinde
von Amts wegen zu berÅcksichtigen sind (§ 39a Abs. 2 S. 1 EStG).

n Beschr�nkt eintragungsf�hige Betr�ge nach § 39a Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und 8 EStG (§ 39a
Abs. 2 S. 4 EStG).
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Diese beschr�nkt eintragungsf�higen Betr�ge sind:

n Werbungskosten, soweit der Arbeitnehmerpauschbetrag von 920 EUR Åberschritten
ist

n Sonderausgaben im Sinne von § 10 Abs. 1 Nr. 1 EStG, d.h. Unterhaltsleistungen
an bestimmte Ehepartner, Nr. 1a (Renten und dauernde Lasten), Nr. 4 (gezahlte Kir-
chensteuer), Nr. 5 (privat veranlasste Kinderbetreuungskosten), Nr. 7 (Aufwendungen
fÅr die eigene Berufsausbildung), Nr. 8 (privat veranlasste Kinderbetreuungskosten),
Nr. 9 (Schulgeld) und Spenden nach § 10b EStG, und zwar soweit sie den Sonderaus-
gabenpauschbetrag, § 10c EStG, von 36 EUR/72 EUR Åbersteigen.

n Entlastungsbetrag fÅr Alleinerziehende nach § 24b EStG

n außergewÇhnliche Belastungen nach § 33 EStG

Ausblick 2009

Ab 2011 soll der automatische Abruf elektronischer Lohnsteuerabzugsmerkmale einge-
fÅhrt werden. Zur Vorbereitung haben die Gemeinden auf den Lohnsteuerkarten 2009
und 2010 die Identifikationsnummern aufzubringen.

Hinweis

Wird dem Arbeitgeber keine Lohnsteuerkarte vorgelegt, hat dieser die Lohnsteuer
nach Steuerklasse VI zu ermitteln (§ 39c Abs. 1 S. 2 EStG).

Nach einem Regierungsentwurf des BMF zum Jahressteuergesetz 2009 soll ab 2010
fÅr Doppelverdiener- Ehepaare ein sog. „optionales Faktorverfahren“ eingefÅhrt
werden. Ehepaare sollen dann nicht nur die Kombination der Steuerklasse III und V
w�hlen kÇnnen, sondern gemeinsam mach Steuerklasse IV besteuert werden. Durch
die gemeinsame Besteuerung soll der Splitting- Vorteil auf beide Ehepartner verteilt
werden.

4. Lohnsteuerklassen im Familienrecht

a) Generelles

Bis zum 30.11. des Kalenderjahres besteht nach § 39a Abs. 2 S. 2 bis 4 EStG die MÇglich-
keit, einen vom Arbeitslohn abzuziehenden Freibetrag auf der Lohnsteuerkarte eintragen
zu lassen. Hierbei muss die Summe der Betr�ge, die einen Freibetrag begrÅnden,
1600 EUR ausmachen. Diese wird auf die der Antragstellung folgenden Monate des Ka-
lenderjahres gleichm�ßig verteilt. Erfolgt die Antragstellung im Januar, wird auch der
Monat Januar bereits mit berÅcksichtigt.

Hinweis

Steuerklassen sind grunds�tzlich unabh�ngig vom Scheidungszeitpunkt zu Beginn des
auf die Trennung folgenden Jahres zu �ndern.

Es kommt allein auf das Getrenntleben oder Zusammenleben bei Beginn des Veranla-
gungszeitraumes fÅr die Steuerklassenwahl an (§ 39 Abs. 3 EStG).

Leben Ehepartner getrennt, sind nur noch die Steuerklassen I oder II zul�ssig.
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Ein einvernehmlicher Wechsel ist jedoch auch schon im Trennungsjahr mÇglich.

Mit dem Scheitern der Ehe ist von einer grundlegenden Ver�nderung der Verh�ltnisse aus-
zugehen.259

Wird kein Trennungsunterhalt gezahlt, besteht z.B. fÅr den Ehegatten mit der ungÅnstige-
ren Steuerklasse kein Grund mehr, seine damit verbundenen Nachteile hinzunehmen.

Jeder Ehepartner hat vielmehr nach dem allgemeinen Grundsatz nur fÅr die Steuern auf-
zukommen, die auf sein Einkommen entfallen.260

Hieraus folgt ein Anspruch auf Zustimmung des Wechsels der Steuerklasse bereits im
Trennungsjahr.

b) Eintrag des Steuerfreibetrages – unterhaltsrechtliche Obliegenheit?

Die steuerlichen Auswirkungen zugunsten des Unterhaltspflichtigen bezÅglich der Ab-
zugsmÇglichkeiten von Unterhaltszahlungen machen sich unterschiedlich bemerkbar, je
nach dem, ob sie erst in der Jahressteuererkl�rung abgegeben werden oder ob bereits ein
Freibetrag in der Lohnsteuerklasse eingetragen wird.

Hieraus folgt, dass sich die Lohnsteuer erm�ßigt, die der Arbeitgeber einzubehalten und
abzufÅhren hat, weil n�mlich fÅr die Bestimmung der Lohnsteuer der um den Freibetrag
verringerte Lohn Grundlage ist.

Aus steuerlicher Sicht ist der Unterhaltszahlende nicht verpflichtet, steuerliche Vorteile in
Anspruch zu nehmen.

Etwas anderes gilt aus unterhaltsrechtlicher Sicht. Auszugehen ist von einer grunds�tzli-
chen unterhaltsrechtlichen Obliegenheit, alle zumutbaren EinkÅnfte zu erzielen.261 Erfolgt
dies nicht, kÇnnen dem Unterhaltspflichtigen fiktive EinkÅnfte zuzuordnen sein. Hieraus
folgt generell auch die Verpflichtung, Steuervorteile wahrzunehmen.262

Fraglich ist jedoch, zu welchem Zeitpunkt Vorteile in Anspruch genommen werden mÅs-
sen:

n bereits im laufenden Kalenderjahr in Form des Eintrags eines Freibetrags

oder

n erst im Folgejahr oder noch sp�ter durch Abgabe der Einkommensteuererkl�rung
bzw. erst bei der Antragsveranlagung?263

In Hinblick auf die genannte Rechtsprechung kann nur die unverzÅgliche Eintra-
gung eines Freibetrages in Betracht kommen.
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259 BGH FamRZ 2006, 1178, 1180.
260 BGH FamRZ 2007, 1799 ff.
261 Wendl/Staudigl, a.a.O., § 1 Rn 9.
262 BGH FamRZ 1998, 953, 954; 2007, 793, 797.
263 Vgl. zum Meinungsstreit MÅller, Der Steuerfreibetrag – unterhaltsrechtliche Obliegenheit, FuR 2007, 97 ff.
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XVIV. Einkommensteuer im Familienrecht

1. In-Prinzip

Die Einkommensteuer stellt im Rahmen der Leistungsf�higkeit einen Abzugsposten
dar.264

Nach st�ndiger Rechtsprechung des BGH sind Steuern und Abgaben grunds�tzlich je-
weils in der tats�chlich entrichteten HÇhe abzusetzen und sp�tere Ver�nderungen, z.B.
wegen Abweichung der Veranlagung zur Einkommensteuer, von der Vorauszahlung erst
zu berÅcksichtigen, wenn diese Ver�nderungen tats�chlich eingetreten sind.265

Hierbei geht der BGH vom sog. „In-Prinzip“ aus.

Mit diesem Terminus wird im Familienrecht allgemein das Zu- und Abflussprinzip um-
schrieben.

Bei der Berechnung des Nettoeinkommens wird als Abzugsposten die tats�chliche Ein-
kommensteuerzahlung, Vorauszahlung und Nachzahlung als Einkommensminderung nur
in dem Kalenderjahr berÅcksichtigt, in dem diese tats�chlich geleistet werden.266

2. FÅr-Prinzip

Im Gegensatz hierzu geht das „FÅr-Prinzip“267 nach den veranlagten Steuern des Finanz-
amtes aus. Steuerliche ZahlungszuflÅsse und ZahlungsabflÅsse werden fÅr den Zeitpunkt
berÅcksichtigt, fÅr den sie geleistet werden.

3. Zu berÅcksichtigende Steuer

Zu den Steuerzahlungen gehÇren auch die Lohnsteuer und die Kapitalertragsteuer.

Diese stellen lediglich besondere Erhebungsformen der Einkommensteuer dar s.o.

Die im Veranlagungszeitraum geleisteten Zahlungen werden daher ebenso wie Einkom-
mensteuer-Vorauszahlungen berÅcksichtigt.268

4. Fiktive Steuerberechnung in der Rechtsprechung

Der BGH hat nicht immer konsequent das In-Prinzip angewendet. So hat er eine fiktive
Steuerberechnung in einem Fall zugunsten des Unterhaltsschuldners zugelassen, in dem
dieser erhebliche Verluste aus einem Bauherrenmodell ausgewiesen hatte.269 Die fiktive
Steuerlast wurde dort vom Unterhaltseinkommen abgezogen (vgl. Rn 553). Auch nimmt
die Rechtsprechung stets eine fiktive Steuerberechnung vor, wenn es um die Wahl der
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264 Wendl/Staudigl, a.a.O., § 1 Rn 591.
265 BGH FamRZ 2003, 744; FuR 2007, 271.
266 Kuckenburg/Perleberg-KÇlbel, Ist das In-Prinzip noch zu halten? FuR 2004, 160.
267 Fischer-Winkelmann, Ermittlung der unterhaltsrechtlich anrechenbaren Steuerlast bei Selbstst�ndigen: Fak-

tische Steuerzahlung versus fiktive Steuerberechnung, FamRZ 1993, 880 ff., Kuckenburg/Perleberg-KÇlbel,
a.a.O.

268 Vgl. hierzu Perleberg-KÇlbel, Die Rolle des Lohnsteuerabzugs und KÇrperschaftssteueranrechnungsverfah-
rens bei der Anwendung des sog. „In-Prinzips“ im Unterhaltsrecht, FuR 2005, 307 ff.

269 BGH FamRZ 1987, 36, 37.
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ungÅnstigeren Steuerklasse und die NichtausschÇpfung steuerlicher GestaltungsmÇg-
lichkeiten geht.270

Ferner erfolgt eine fiktive Steuerberechnung, wenn statt der degressiven AfA eine lineare
AfA-Tabelle BerÅcksichtigung finden soll und wenn Ansparabschreibungen nicht inner-
halb des unterhaltsrelevanten Betrachtungszeitraumes gebildet und aufgelÇst werden (vgl.
Rn 217, 234, 285).271

Auch sind Fiktivsteuern zu berechnen, wenn steuerliche Vorteile bei der Wiederheirat des
Unterhaltspflichtigen vorhanden sind. Der Splittingvorteil des wiederverheirateten Un-
terhaltspflichtigen bleibt n�mlich beim Ehegattenunterhalt im Gegensatz zur Berech-
nung beim Kindesunterhalt unberÅcksichtigt.272 Das Bundesverfassungsgericht273 fÅhrt
aus:

„Steuerliche Vorteile, deren Entstehen vom Eheschluss ausgelÇst werden, die das Zusam-
menleben der Ehegatten voraussetzen und die der Gesetzgeber in Konkretisierung seines
Schutzauftrages allein der bestehenden Ehe einr�umt, dÅrfen ihr durch die Gerichte nicht
dadurch wieder entzogen werden, dass sie der geschiedenen Ehe zugeordnet werden und
Åber die Unterhaltsberechnung auch den Unterhalt des geschiedenen Ehegatten erhÇhen.“

Auch bei der Aufteilung einer Steuerschuld zwischen Ehegatten erfolgt eine fiktiv ge-
trennte Veranlagung gem�ß § 270 AO.274

5. Kritik am In-Prinzip

Das In-Prinzip ist deshalb zu kritisieren, weil es ManipulationsmÇglichkeiten zul�sst.
Der Steuerpflichtige kann Einfluss auf die Steuerzahllast, insbesondere die Vorauszahlun-
gen nehmen, um so sein Unterhaltseinkommen zu reduzieren.

Auch kann das In-Prinzip zu grotesken Ergebnissen fÅhren, was ein Beispiel aus der Gut-
achtenpraxis belegt:

Beispiel

Der Unterhaltsschuldner S ist Zahnarzt und erÇffnet seine Praxis im Jahr 2004. In die-
sem Jahr nimmt er auch seine berufliche T�tigkeit auf.

In den Jahren 2005 und 2006 entrichtet er noch keine Einkommensteuer. Da noch kei-
ne Veranlagung des ersten Jahres erfolgt ist, werden noch keine Vorauszahlungen ent-
richtet.

Betrachtungszeitraum fÅr das Unterhaltseinkommen sind die Jahre 2004 bis 2006.

Im Jahre 2007 ergehen der Einkommensteuerbescheid 2004 und die Vorauszahlungs-
bescheide fÅr die Jahre 2005, 2006 und 2007 mit einer Nachzahlung von gerundet
150.000 EUR.
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270 OLG Hamm FamRZ 2000, 311; OLG Schleswig FamRZ 2000, 825 f.; BGH FamRZ 2007, 1229, 1231.
271 Vgl. BGH FamRZ 2003, 741 ff. sowie FamRZ 2004, 1177 ff.
272 Vgl. BGH ZFE 2005, 449 ff.; FuR 2007, 367.
273 Beschluss v. 7.10.2003, FamRZ 2003, 1821 = FuR 2003, 507 = NJW 2003, 3466.
274 BGH FamRZ 2006, 1178; 2007,1229; vgl. hierzu auch mit Beispiel Kuckenburg/Perleberg-KÇlbel, Ist das In-

Prinzip noch zu halten?, FuR 2004, 160 ff.
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LÇsung

Nach der „reinen“ Lehre des In-Prinzips hat dies zur Folge, dass Einkommensteuer-
zahlungen nicht zu berÅcksichtigen sind, weil im Betrachtungszeitraum keine Zahlun-
gen vorgenommen worden sind.

FÅr die Unterhaltszahlungen wird das Unterhaltseinkommen ohne Abzug der Steuer-
belastungen zugrunde gelegt. Der Zahnarzt meldete Insolvenz an!

Das FÅr-Prinzip h�tte die jeweils zu entrichtende Einkommensteuer den jeweiligen
Veranlagungszeitr�umen unterhaltsrechtlich ordnungsgem�ß zugeordnet und voraus-
sichtlich die Insolvenz des Zahnarztes verhindert!

6. LÅckenhafter/unvollst�ndiger Anwaltsvortrag zur
Einkommensteuer

In der Fallbearbeitung zeigt sich immer wieder, dass zu den verschiedenen Prinzipien
nicht oder kaum vorgetragen wird. Auch die Gerichte beauftragen den Sachverst�ndigen
zwar damit, das unterhaltsrechtlich relevante Einkommen zu ermitteln; sie geben aber oft
nicht vor, wie die Einkommensteuer anzurechnen ist. Teilen sie dann auf Nachfrage mit,
das In-Prinzip sei zur Anwendung zu bringen, erfolgt seitens der Parteien meistens kein
weiterer Vortrag. Beim In-Prinzip hat dies natÅrlich zur Konsequenz, dass zu den Zahlun-
gen und Erstattungen der Einkommensteuer vorgetragen werden muss!

Hinweis

Die Einkommensteuerzahlungen und -erstattungen mÅssen nicht zwingend Åber be-
triebliche Konten geflossen sein. Der Parteivertreter muss deshalb sicherstellen, dass
alle Einkommensteuerzahlungen bzw -erstattungen erfasst sind. MÇglicherweise sind
Steuerzahlungen oder -erstattungen von oder auf Privatkonten erfolgt!

Zur Beurteilung der Frage, welches Prinzip fÅr den Mandanten gÅnstiger ist, muss ein
Kontoauszug des Finanzamtes angefordert werden (Bestandteil des Auskunfts-und
Beleganspruchs).

Wenn vorgetragen wird, die Vorauszahlungen erg�ben sich aus dem Einkommensteuer-
bescheid, so ist dieses unrichtig.

Der Einkommensteuerbescheid folgt dem strengen „FÅr-Prinzip“, der relevanten Steuer
fÅr den jeweiligen Veranlagungszeitraum.

Hinweis

Der h�ufige Einwand, dass der Bescheid doch die Vorauszahlungen einer Periode aus-
weise, ist falsch. Der Steuerbescheid weist die Vorauszahlungen fÅr einen Veranla-
gungszeitraum aus, wann diese auch immer entrichtet sein mÇgen. Sie kÇnnen aus
g�nzlich anderen Veranlagungszeitr�umen und sogar aus anderen Steuerarten durch
Verrechnung des Finanzamtes, z.B. aus Kfz-Steuer, stammen.

Die Vorauszahlungen im Einkommensteuerbescheid sind also keine abschließend aus-
sagekr�ftige Position, welche Einkommensteuervorauszahlungen in einem bestimm-
ten Kalenderjahr bei Anwendung des In-Prinzips zu berÅcksichtigen sind.

ResÅmee

Aus diesen GrÅnden ist das In-Prinzip abzulehnen, besonders bei bilanzierenden Unter-
nehmen. Hauptziel der Bilanzierung ist n�mlich die periodengerechte Gewinnermittlung.
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Diesem handelsrechtlichen Grundsatz folgt auch das Steuerrecht in der Veranlagung, wo-
bei sich das Familienrecht nach dem Willen des Gesetzgebers, z.B. beim Kindesunterhalt,
immer mehr dem Steuerrecht und damit auch dem Bilanzsteuerrecht ann�hert. Das Prin-
zip der periodengerechten Gewinnermittlung wird bei Anwendung des „In-Prinzips“
beim bilanzierenden Unternehmen durchbrochen.

Die fiktive Steuerberechnung kann sinnvollerweise nur auf eine dem „FÅr-Prinzip“ fol-
gende tats�chliche Veranlagung „aufgesattelt“ werden. Die Åberkommene hÇchstrichterli-
che Rechtsprechung durchbricht damit ihr eigenes Prinzip.275

XX. Aufteilung von Steuerschulden und Steuererstattungen

1. Aufteilung im Steuerrecht

Zusammenveranlagung

Bei einer Zusammenveranlagung nach § 26b EStG werden die Ehepartner gemeinsam als
ein Steuerpflichtiger behandelt (vgl. Rn 17). Die Ehepartner sind Gesamtschuldner der
sich aufgrund der Steuerfestsetzung ergebenden Steuerschuld nach § 44 Abs. 1 S. 1 AO.
Ein interner Ausgleich zwischen den Gesamtschuldnern ist in § 44 AO nicht geregelt.
Dies bedeutet, dass jeder Ehepartner bis zur vollst�ndigen Tilgung die gesamte Steuer-
schuld schuldet (§ 44 Abs. 1 S. 2 AO).

Erhebliche Einkommensteuernachforderungen ergeben sich h�ufig als Ergebnis einer Au-
ßenprÅfung.

Nach § 5 AO kann das Finanzamt im Rahmen seines Auswahlermessens den Gesamt-
schuldner bestimmen, den er zur Leistung auffordern will.

Hierbei kommt es jedoch zun�chst darauf an, welchen Anteil der in Anspruch genom-
mene Steuerpflichtige an dem zu versteuernden Einkommen hat.

Nach § 44 Abs. 2 S. 1 AO wirkt n�mlich die ErfÅllung durch einen Gesamtschuldner auch
fÅr den anderen.

Ausweg aus der gesamtschuldnerischen „Steuerfalle“

Einen Ausweg aus der „Steuerfalle“ der Gesamtschuldnerschaft bieten die §§ 268, 280
AO.

Auf Antrag kann danach die Gesamtschuld fÅr die Zwecke der Vollstreckung aufgeteilt
und dadurch die Vollstreckung gegen den jeweiligen Gesamtschuldner auf dessen Anteil
an der Gesamtschuld beschr�nkt werden. Dies bewirkt gleichzeitig, dass jegliche Ver-
wirklichung der Gesamtschuld Åber den auf den jeweiligen Ehepartner entfallenden An-
spruch hinaus ausgeschlossen wird. Unzul�ssig ist deshalb nach Aufteilung einer Steuer-
schuld auch die Aufrechnung des Finanzamtes gem�ß § 226 AO gegenÅber einem Ehe-
partner, soweit auf ihn kein RÅckstand mehr entf�llt.
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275 Vgl. hierzu auch Kuckenburg, Zugewinn pass�? Abschreibungsproblem beim In-Prinzip ade?, FuR 2005,
298 ff.
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Die Aufteilung der Steuergesamtschuld l�sst jedoch die Gesamtschuldnerschaft in Bezug
auf den aufgeteilten Gesamtbetrag unberÅhrt, d.h. die Aufteilung fÅhrt nicht zur Um-
wandlung der Gesamtschuld in Teilschuldverh�ltnisse.276

Mit den Vorschriften der Aufteilung der Steuerschuld soll vielmehr eine Benachteiligung
von zusammen veranlagten Ehepartnern verhindert und dem verfassungsrechtlichen Ver-
bot der Benachteiligung nach Art. 6 Abs. 1 GG Rechnung getragen werden. H�rten sollen
vermieden werden, die vor allen Dingen dann entstehen, wenn der zu vollstreckende
Steuerbetrag den Steuerbetrag, der den Anteil des steuerpflichtigen Ehepartners am zu-
sammen veranlagten Einkommen entspricht, Åbersteigt und wenn dieser den ihn gegen
den anderen Ehepartner zustehenden Ausgleichsanspruch nach § 426 BGB nicht oder
kaum verwirklichen kann. Dies ist z.B. bei der Insolvenz des anderen Ehepartners der
Fall.277

Die §§ 268 bis 280 AO regeln die Beschr�nkung der Vollstreckung abschließend.278

Hinweis

Die Aufteilung erfasst auch den Solidarit�tszuschlag (§ 1 SolZG) und die S�umnis-
zuschl�ge, die Zinsen und die Versp�tungszuschl�ge (§ 276 Abs. 4 AO). Eine Auftei-
lung von Kirchensteuer ist nur mÇglich, wenn beide Ehepartner einer Kirchensteuer
berechtigten Religionsgemeinschaft angehÇren und die Vorschriften der §§ 268 bis
280 AO auf die Kirchensteuer durch das jeweils einschl�gige Landesgesetz vor-
geschrieben wird.

Antrag

Im Unterschied zur Aufteilung eines Einkommensteuererstattungsanspruchs nach § 37
Abs. 2 AO erfolgt die Aufteilung einer Gesamtschuld nur auf Antrag und nicht von Amts
wegen.279

Der Antrag ist an das zust�ndige Finanzamt schriftlich zu stellen oder zur Niederschrift
zu erkl�ren (§ 269 Abs. 1 AO).

Hinweis

Jeder Gesamtschuldner ist nach § 268 AO antragsberechtigt.

Nach § 91 AO ist aber dem anderen Gesamtschuldner vor Erteilung des Bescheides
rechtliches GehÇr zu gew�hren. Bereits vor F�lligkeit des Steuerbescheides kann der
Antrag gestellt werden (§ 220 AO), jedoch frÅhestens nach Bekanntgabe des Leis-
tungsgebotes (§ 254 AO). Dies ergibt sich aus § 269 Abs. 2 S. 1 AO.

Ein vor Bekanntgabe des Leistungsverbotes gestellter Antrag ist nach herrschender
Ansicht unzul�ssig und wird durch die sp�tere Bekanntgabe des Leistungsgebotes
auch nicht nachtr�glich wirksam.

Es muss ein erneuter Antrag gestellt werden.280

Das Finanzgericht Hamburg h�lt den vorzeitig gestellten Antrag fÅr schwebend unwirk-
sam.
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277 BFH NV, 1989, 755.
278 BFH BStBl 1991 II, 493.
279 BFH BStBl II 1976, 572.
280 a.A.: FG Hamburg EFG 2004, 703.
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Hinweis

Ergeben sich die fÅr die Aufteilung erforderlichen Angaben nicht aus der Steuererkl�-
rung, mÅssen sie im Antrag aufgefÅhrt werden (§ 269 Abs. 2 S. 3 AO).

Antrag nach vollst�ndiger Tilgung der rÅckst�ndigen Steuern

Unzul�ssig ist ein Antrag nach vollst�ndiger Tilgung der rÅckst�ndigen Steuern (§ 269
Abs. 2 S. 2 AO). Dies gilt auch, wenn das Finanzamt mit der Gesamtschuld gegen Steu-
ererstattungsansprÅche gem�ß § 226 AO aufrechnet281 oder wenn durch Eintritt der Zah-
lungsverj�hrung die Gesamtschuld erlischt (§§ 228 bis 232 AO, § 47 AO).

Befristung

Eine sonstige Befristung ist nicht gegeben (§ 269 AO). Der Antrag kann somit noch ge-
stellt werden, wenn die Vollziehung des Einkommensteuerbescheides nach vollst�ndiger
Tilgung des geschuldeten Steuerbetrages gem�ß § 361 Abs. 2 S. 3 AO oder § 69 Abs. 2
S. 7 FGO ganz oder teilweise wieder aufgehoben wird und zu befÅrchten ist, dass das Fi-
nanzamt den aufgrund der Aufhebung der Vollziehung ausgezahlten Betrag erneut einfor-
dern wird, soweit der Rechtsstreit in der Hauptsache fÅr die Gesamtschuldner endgÅltig
erfolglos geblieben ist.282

�rtliche Zust�ndigkeit

�rtlich zust�ndig ist nach § 19 Abs. 1 S. 1 AO fÅr natÅrliche Personen das Finanzamt, in
dessen Bezirk der Steuerpflichtige seinen Wohnsitz oder in Ermangelung eines Wohnsit-
zes seinen gewÇhnlichen Aufenthalt hat (sog. Wohnsitz-Finanzamt). Haben sich die Ehe-
partner zwischenzeitlich getrennt und sind zum Zeitpunkt der Antragstellung verschiede-
ne Finanz�mter fÅr die Besteuerung zust�ndig, hat grunds�tzlich das mit der Sache zuerst
befasste Finanzamt die einheitliche Entscheidung gegenÅber allen Beteiligten zu treffen
(§ 25 S. 1 AO).

Rechtsfolge des Antrags/Vollstreckungsmaßnahmen

Liegt ein wirksamer Antrag vor, muss das Finanzamt aufteilen. Es hat keinen Ermessens-
spielraum i.S.v. § 5 AO. Rechtsfolge ist, dass die Vollstreckung des dem Aufteilungs-
antrag zugrunde liegenden Anspruchs aus dem Steuerschuldverh�ltnis nur noch einge-
schr�nkt mÇglich ist.

Vollstreckungsmaßnahmen dÅrfen nur bis zur unanfechtbaren Entscheidung durchgefÅhrt
werden, als dies zur Sicherung des Anspruchs erforderlich ist (§ 277 AO).

Zul�ssig bleiben jedoch bloße (Forderungs-)Pf�ndungen nach § 309 AO oder die Eintra-
gung einer Zwangssicherungshypothek nach § 322 AO i.V.m. §§ 864 bis 871 ZPO.

Dagegen unzul�ssig ist die Verwertung gepf�ndeter beweglicher Sachen nach § 296 AO
und eine Einziehung einer gepf�ndeten Forderung nach § 314 AO. Auch ist die Zwangs-
versteigerung eines GrundstÅcks nach § 322 AO i.V.m. § 869 ZPO und §§ 15 bis 145a
ZVG unzul�ssig. Nach Ansicht des BFH erfasst der zu sichernde Anspruch n�mlich nicht
allein den festzustellenden Aufteilungsanteil, sondern die Gesamtschuld.283
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Hinweis

Hinausgeschoben wird nicht die Verpflichtung zur Zahlung und es entstehen weiterhin
S�umniszuschl�ge (§ 240 AO) und ggf. auch Vollstreckungskosten (GebÅhren und
Auslagen, §§ 337 ff. AO).

Zahlungen nach Antragstellung

Werden Zahlungen nach Antragstellung geleistet, kommen diese dem Gesamtschuldner
zugute, der sie geleistet hat bzw. fÅr den sie geleistet worden sind (§ 276 Abs. 6 S. 1 AO).
Wenn sich hierdurch eine �berzahlung gegenÅber dem Aufteilungsbetrag ergibt, so ist
der Åberzahlte Betrag nach § 276 Abs. 6 S. 2 AO zu erstatten.

Der Zeitpunkt der Antragstellung bestimmt den Aufteilungsstichtag und damit auch die
HÇhe der aufzuteilenden Betr�ge.

RÅckst�ndige Vorauszahlungen

Werden vom Antrag rÅckst�ndige Vorauszahlungen betroffen, erstreckt sich der Antrag
kraft Gesetzes auch auf die weiteren im gleichen Veranlagungszeitraum f�llig werdenden
Vorauszahlungen und auf die Abschlagszahlungen (§ 272 Abs. 1 S. 2 AO). Es bedarf dann
keiner Aufteilung sp�terer Vorauszahlungen, wenn diese freiwillig entrichtet werden
(§ 279 Abs. 1 S. 2 AO).

Feststellung des aufzuteilenden Betrages/Zeitpunkt

Das Finanzamt hat nach Eingang des Antrages den aufzuteilenden rÅckst�ndigen Betrag
festzustellen. Hier gelten besonders die §§ 88, 90 und 91 AO.

Es ist zu unterscheiden:

Wird der Antrag vor Einleitung der Vollstreckung gestellt, die gem�ß § 276 Abs. 5 AO
mit der Ausfertigung der RÅckstandsanzeige eingeleitet wird, ist die im Zeitpunkt des
Eingangs des Antrags geschuldete Steuer nach § 276 Abs. 1 AO aufzuteilen. Nicht Vo-
raussetzung ist, dass diese Betr�ge f�llig sind. Aus diesem Grund hindert auch die Ausset-
zung der Vollziehung (§ 361 AO, § 69 FGO) den Aufteilungsantrag nicht.

Bei einer Antragstellung nach Einleitung der Vollstreckung ist die im Zeitpunkt der Ein-
leitung der Vollstreckung geschuldete Steuer, wegen der vollstreckt wird, aufzuteilen
(§ 276 Abs. 2 AO).

Hinweis

In die Aufteilung einzubeziehen sind nach Ermittlung der rÅckst�ndigen Steuer auch
die Steuerabzugsbetr�ge (z.B. einbehaltene Lohnsteuer, Kirchensteuer, Kapitalertrag-
steuer) und getrennt festgesetzte Vorauszahlungen (z.B. S�umniszuschl�ge, Zinsen
und Versp�tungszuschl�ge, § 276 Abs. 4 AO).

Steuervorauszahlungen werden demjenigen zugerechnet, der sie geleistet hat.

Nach § 275 S. 1 AO sind aufzuteilende Betr�ge auf volle EUR nach unten abzurunden.

Missbr�uchlicher Aufteilungsantrag

Ein missbr�uchlicher Aufteilungsantrag und ein Wechsel der Veranlagung nach unent-
geltlichen VermÇgensverschiebungen zwischen den Ehepartnern sind unzul�ssig. Zwar
wird die sich aus der Zusammenveranlagung ergebende Gesamtschuld durch die Auftei-
lung fÅr die Zwecke der Vollstreckung in Teilschulden aufgespalten. Bei aufgeteilter Ge-
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samtschuld begrÅndet § 278 Abs. 2 S. 1 AO aber im Falle unentgeltlicher VermÇgens-
verschiebungen eine dem Anfechtungsgrund des im unten genannten Entscheidungsfalls
seinerzeit geltenden § 3 Abs. 1 Nr. 4 AnfG aF entsprechende gesetzliche Duldungspflicht
des Zuwendungsempf�ngers fÅr den auf den Zuwendenden entfallenden Anteil an der
Steuerschuld. Inhaltlich entspricht der Bescheid nach § 278 Abs. 2 AO einem Duldungs-
bescheid i.S.v. § 191 AO. In der Anfechtung der VermÇgensÅbertragung und in der Be-
stimmung des Betrages, bis zu dessen HÇhe der Zuwendungsempf�nger die Vollstreckung
dulden muss, liegt dann die Regelung des Bescheides.

Wechseln dagegen Ehepartner nach Aufteilung der Gesamtschuld und vor Einleitung der
Vollstreckung nach § 278 Abs. 2 AO von der Zusammenveranlagung zu einer getrennten
Veranlagung, berÅhrt dies den zu vollstreckenden Steueranspruch grunds�tzlich nicht.
Weder der auf § 278 Abs. 2 AO gestÅtzte Verwaltungsakt noch die darauf begrÅndeten
Vollstreckungsmaßnahmen sind aufzuheben.284

Vorschlag fÅr die Aufteilung (z.B. in einer Scheidungsfolgenvereinbarung)

Nach § 274 AO kÇnnen Gesamtschuldner gemeinschaftlich einen besonderen Auftei-
lungsmaßstab vorschlagen. HierfÅr ist jedoch Voraussetzung, dass die Tilgung der rÅck-
st�ndigen Steuer sichergestellt ist. Wird der Anspruch dadurch nicht gef�hrdet, muss das
Finanzamt diesem Vorschlag folgen.

Erfolgt kein entsprechender Vorschlag oder kann das Finanzamt dem Vorschlag nicht fol-
gen, wird der Aufteilungsmaßstab nach §§ 270 bis 273 AO ermittelt.

Fiktive getrennte Veranlagung/Aufteilungsmaßstab

Zur Festlegung des Aufteilungsmaßstabes wird gem�ß § 270 AO auf der Grundlage des
Zusammenveranlagungsbescheides eine fiktive getrennte Veranlagung (§ 26a EStG)
durchgefÅhrt.

Aufteilungsmaßstab ist danach das Verh�ltnis der sich hiernach insgesamt ergebenden
Steuer, zu der auf den betreffenden Gesamtschuldner entfallenden Steuer.

Im Rahmen dieser getrennten Veranlagung sind jedem Ehepartner die Besteuerungs-
grundlagen zuzurechnen, die er in seiner Person verwirklicht hat. Die tats�chlichen und
rechtlichen Feststellungen sind fÅr den Ansatz maßgebend, die der Steuerfestsetzung bei
der Zusammenveranlagung zugrunde gelegt worden sind. Es erfolgt also nicht eine Neu-
berechnung der im Rahmen der Zusammenveranlagung festgesetzten Steuer. Die fest-
gesetzte Einkommensteuer wird nur in dem Umfang f�llig, in dem in der Anrechnungs-
verfÅgung eine Abschlusszahlung ausgewiesen wird.285

Hinweis

Gesch�tzte Besteuerungsgrundlagen (§ 162 AO), die auf der Zusammenveranlagung
beruhen, sind bei der fiktiven getrennten Veranlagung auch dann zu berÅcksichtigen,
wenn sie sich zwischenzeitlich als falsch herausgestellt haben.
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Der auf jeden Gesamtschuldner entfallende Teilbetrag wird nach folgender Verh�ltnis-
rechnung ermittelt:

Aufteilungsanteil =

Steuer des Ehegatten bei getrennter Veranlagung x

aufzuteilender Teilbetrag aus der Zusammenveranlagung ./.

Summe der Steuerbetr�ge beider Ehegatten aus der getrennten Veranlagung

Anzurechnen sind auf die ermittelten Teilbetr�ge bei dem jeweiligen Gesamtschuldner
die in die Aufteilung einbezogenen Steuerbetr�ge sowie getrennt festgesetzte und entrich-
tete Vorauszahlungen, nach Antragstellung geleistete Zahlungen und vor Antragstellung,
aber nach Einleitung der Zwangsvollstreckung geleistete Zahlungen (§ 276 Abs. 6 AO).

Steuererstattungen

Gem�ß § 276 Abs. 6 S. 2 AO sind hierbei Åberzahlte Betr�ge dem jeweiligen Gesamt-
schuldner zu erstatten. In diesen F�llen ist bei Åbereinstimmender Interessenlage zwi-
schen zusammen veranlagten Ehepartnern und dem Finanzamt dieselbe Rechtsfrage zu
entscheiden, n�mlich zugunsten welches der beiden Ehepartner eine auf die Gesamt-
schuld geleistete Zahlung zu berÅcksichtigen ist.286

Bei Vorauszahlungen gilt:

Gem�ß § 272 Abs. 1 S. 1 AO werden rÅckst�ndige Vorauszahlungen nach dem Verh�ltnis
der Betr�ge aufgeteilt, die sich bei einer getrennten Festsetzung der Vorauszahlungen er-
geben h�tten. Dies gilt sowohl bei den Festsetzungen aufgrund eines Veranlagungsergeb-
nisses als auch fÅr erstmalige oder ge�nderte Festsetzungen. In der Regel sind die Verh�lt-
nisse der letzten durchgefÅhrten Veranlagungen zugrunde zu legen. Unter Umst�nden
sind Berechnungsgrundlagen zu sch�tzen. Nach § 272 Abs. 2 AO ist auf die rÅckst�ndigen
Vorauszahlungen der fÅr die veranlagte Steuer geltende Aufteilungsmaßstab anzuwenden.
Dies gilt, wenn Vorauszahlungen erst nach der Veranlagung aufgeteilt werden.

Nach Ansicht des BFH287 kann mangels entgegenstehender ausdrÅcklicher Absichts-
bekundungen aufgrund der zwischen den Eheleuten bestehenden Lebens- und Wirt-
schaftsgemeinschaft angenommen werden, dass derjenige Ehegatte, der die Zahlung auf
die gemeinsame Steuerschuld bewirkt, mit seiner Zahlung auch die Steuerschuld des an-
deren mit ihm zusammen veranlagten Ehepartners ausgleichen will. Der Erstattungs-
betrag ist unter dieser Voraussetzung zwischen den Ehepartnern im Falle einer �berzah-
lung h�lftig aufzuteilen. Der BFH best�tigt in seiner obigen Entscheidung noch einmal
seine st�ndige Rechtsprechung.

FÅr eine abschließende Aufteilung gelten grunds�tzlich die §§ 270, 271 AO.

Eine vorrangig zu beachtende Spezialregelung benennt § 272 Abs. 1 S. 4 und 5 AO.

Danach ist bei Aufteilung der Vorauszahlungen, die nur vorl�ufigen Charakter haben,
nach der Veranlagung stets eine Aufteilung der gesamten Steuerschuld abzÅglich der Be-
tr�ge vorzunehmen, die nicht in die Aufteilung der Vorauszahlungen einbezogen worden
sind (§ 272 Abs. 1 S. 3 und 4 AO).
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Steuernachforderungen

Ergeben sich Steuernachforderungen aufgrund einer �nderung oder Berichtigung der ur-
sprÅnglichen Steuerfestsetzung, ist gem�ß § 273 Abs. 1 AO die Nachforderung im Ver-
h�ltnis der Mehrbetr�ge aufzuteilen, die sich bei einem Vergleich der (fiktiven) berichtig-
ten getrennten Veranlagungen mit den frÅheren (fiktiven) getrennten Veranlagungen erge-
ben.

Dies ist unabh�ngig davon, ob bereits ein Aufteilungsbescheid ergangen war, weil § 273
Abs. 1 AO lex specialis zu § 280 Abs. 1 Nr. 2 AO ist. Gem�ß § 273 AO kann der Auftei-
lungsbescheid ge�ndert werden, wenn sich die rÅckst�ndige Steuer durch Aufhebung
oder �nderung der Steuerfestsetzung oder ihre Berichtigung nach § 129 AO erhÇht oder
vermindert.

Wenn die festgesetzte Steuerschuld noch nicht getilgt ist, ist entweder die gesamte rÅck-
st�ndige Steuer erstmalig aufzuteilen oder bei Vorliegen eines Aufteilungsbescheides er-
folgt eine Ab�nderung nach § 280 AO.

2. Aufteilung im Familienrecht

Tritt durch die Zahlung eines Ehepartners Schuldbefreiung ein, kommen fÅr den Aus-
gleichsanspruch gegen den befreiten Ehepartner u.a. folgende Aufteilungsmaßst�be in
Betracht:

n Aufteilung nach dem Halbteilungsgrundsatz,288

n Aufteilung nach dem Verh�ltnis der im Veranlagungszeitraum auf die gemeinsame
Steuerschuld jeweils tats�chlich gezahlten Steuern,289

n Aufteilung nach dem Verh�ltnis der Steuerbetr�ge, die sich bei fiktiver getrennter Ver-
anlagung ergeben wÅrden.290

Auffassung des BGH

Der BGH vertritt die Ansicht, dass bei einer Zusammenveranlagung eine Aufteilung der
Steuerschuld entsprechend § 270 AO nach dem Verh�ltnis der Steuerbetr�ge zu erfolgen
hat, die sich bei fiktiver getrennter Veranlagung der Eheleute ergeben wÅrde. Dies gilt
jedoch nur unter der Voraussetzung, dass keine Vereinbarung festgestellt werden kann
und keine anderweitige Bestimmung im Sinne von § 426 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 BGB getroffen
worden ist. Ansonsten verbleibt es grunds�tzlich bei dem Gesamtschuldnerausgleich nach
§ 426 Abs. 1 S. 1 BGB. Nach Ansicht des BGH wird der Ausgleichsanspruch auch nicht
durch die Vorschriften Åber den Zugewinnausgleich verdr�ngt. Der Anspruch besteht
vielmehr neben diesem Ausgleichsanspruch.

Hinweis

Am Stichtag entstandene AusgleichsansprÅche sind in die Zugewinnausgleichsbilanz
einzustellen!

Auch wenn Steuerschulden noch nicht getilgt sein sollten, kann trotzdem jeder Ehe-
partner die auf ihn entfallende Quote als Verbindlichkeit im EndvermÇgen ansetzen.
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Der Ausgleichsanspruch beschr�nkt sich jedoch wegen der familienrechtlichen �berlage-
rung auf Steuerzahlungen nach der Trennung fÅr Veranlagungszeitr�ume, in denen die
Eheleute noch nicht getrennt gelebt haben.

Ein Ausgleich fÅr Steuerzahlungen w�hrend der ehelichen Lebensgemeinschaft kommt
folglich nicht mehr in Betracht. Es spielt dabei im �brigen auch keine Rolle, ob Zahlun-
gen fÅr den anderen Ehepartner bei getrennter Veranlagung geleistet worden sind oder ob
es sich um Vorauszahlungen gehandelt hat. Vielmehr kommt es allein darauf an, ob die
auch fÅr den anderen Ehepartner schuldbefreienden Zahlungen w�hrend einer intakten
Ehe geleistet worden sind. Nach Ansicht des BGH handelt es sich bei den Steuerzahlun-
gen um Kosten der allgemeinen LebensfÅhrung. Diese stehen nach geleisteter Zahlung
den Eheleuten nicht mehr zur VerfÅgung. Ein gemeinsames Wirtschaften mit den zur Ver-
fÅgung stehenden NettobezÅgen pr�gt somit nach Ansicht des BGH die eheliche Lebens-
gemeinschaft. Nachtr�gliche Korrekturen zu Lasten eines Ehepartners sind wegen eines
Verstoßes gegen den Grundsatz nachehelicher Solidarit�t unzul�ssig. Weil die konkrete
steuerliche Situation der Ehepartner zugrunde gelegt wird, ist dieses Ergebnis nach An-
sicht des BGH auch einkommensteuerkonform.

Entsprechendes gilt auch fÅr die Steuererstattungen.

Eine abweichende Aufteilung kann sich auch aus den gÅterrechtlichen Beziehungen erge-
ben, wobei dieser Maßstab von einer anderweitigen Bestimmung i.S. des § 426 Abs. 1 S. 1
BGB Åberlagert sein kann, wie z.B. bei einer Lohnsteuerklassenwahl nach Steuerklassen
III und V.291

Dies gilt jedoch ggf. nur fÅr die Zeit bis zur Trennung, weil nach Aufhebung der ehe-
lichen Lebensgemeinschaft grunds�tzlich kein Anlass mehr besteht, an einer frÅheren
�bung festzuhalten.292

FÅr die Zeit vor der Trennung kann somit grunds�tzlich nicht der Mehrbetrag, der nach
der Steuerklasse V im Vergleich zur Besteuerung bei getrennter Veranlagung bis dahin
geleistet worden ist, ersetzt verlangt werden, es sei denn, die Eheleute haben sich eine
RÅckforderung fÅr den Fall der Trennung vorbehalten.293

Mit dem Scheitern der Ehe ist jedoch von einer grundlegenden Ver�nderung der Verh�lt-
nisse auszugehen.294

Wird kein Trennungsunterhalt gezahlt, besteht z.B. fÅr den Ehegatten mit der ungÅnstige-
ren Steuerklasse kein Grund mehr, seine damit verbundenen Nachteile hinzunehmen.

Jeder Ehepartner hat vielmehr nach dem allgemeinen Grundsatz nur fÅr die Steuern auf-
zukommen, die auf sein Einkommen entfallen.

Wegen dieser steuerlichen Nachteile kann die Zustimmung zur Zusammenveranlagung
davon abh�ngig gemacht werden, dass der Zustimmende so gestellt wird, als w�re fÅr die
Zeit nach der Trennung eine getrennte steuerliche Veranlagung durchgefÅhrt worden.

Der steuerliche Nachteil, der zu erstatten ist, richtet sich danach, ob fÅr die Zeit nach der
Trennung Ehegattenunterhalt gezahlt worden ist oder nicht.
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Hat der Zustimmungsverpflichtete mit der ungÅnstigeren Steuerklasse an dem Gesamt-
einkommen durch den Trennungsunterhalt partizipiert, ist er keiner zus�tzlichen Belas-
tung ausgesetzt und kann grunds�tzlich keinen zus�tzlichen Nachteilsausgleich verlangen
und hiervon die Zustimmung abh�ngig machen.

Ist dagegen kein Trennungsunterhalt gezahlt worden, ist dem Zustimmungspflichtigen ein
Nachteil entstanden, den er durch eine getrennte Veranlagung h�tte vermeiden kÇnnen.

Er ist folglich so zu stellen, als w�re fÅr die Zeit nach der Trennung eine getrennte Ver-
anlagung durchgefÅhrt worden.295

Es besteht somit fÅr den zustimmenden Ehepartner kein Anspruch auf Teilhabe an der
Steuerersparnis, sondern nur ein steuerlicher Nachteilsausgleichanspruch (vgl. Rn 27)!

PrÅfungsreihenfolge

Liegt eine ausdrÅckliche oder konkludente Vereinbarung vor?

Wenn ja fi Aufteilung nach Vereinbarung

Wenn nein:

Liegt eine anderweitige Bestimmung im Sinne von § 426 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 BGB vor? (z.B.
gÅterrechtliche Beziehungen, wobei generell jeder Ehepartner fÅr die Steuern aufzukom-
men hat, die auf seine EinkÅnfte entfallen und wobei aber auch hier zun�chst zu prÅfen
ist, ob eine anderweitige Bestimmung, wie z.B. durch st�ndige �bung getroffen worden
ist, die jedoch mit Scheitern der Ehe entf�llt).

Wenn nein: fi Aufteilung nach der HÇhe der beiderseitigen EinkÅnfte

Aufteilungsmaßstab

n Heranziehung des § 270 AO, d.h. einkommensteuerkonforme Aufteilung auf Grund-
lage fiktiver getrennter Veranlagung

n Beschr�nkung auf Steuerzahlungen/Steuererstattungen nach der Trennung wegen fa-
milienrechtlicher �berlagerung

Zur schrittweisen Berechnung wird auf den Praxishinweis von Soyka verwiesen.296

Rechtsweg

FÅr einen Ausgleichsanspruch aus dem Gesamtschuldverh�ltnis ist der Zivilrechtsweg er-
Çffnet. Zust�ndig fÅr alle, mit dem Einkommensteuerausgleich unter Ehegatten zusam-
menh�ngenden AnsprÅche, sind die ordentlichen Gerichte und nicht die Familiengerichte.
Eine Klage auf „Aufteilung“ einer Einkommensteuererstattung ist keine Familiensache
im Sinne von § 23b Abs. 1 GVG, denn sie betrifft weder die durch die Ehe begrÅndete
Unterhaltspflicht noch wird mit ihr ein gÅterrechtlicher Anspruch geltend gemacht.
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Das Familiengericht ist nur fÅr solche Forderungen zust�ndig, die das persÇnliche Ver-
h�ltnis der Ehegatten und die in § 23b GVG zugewiesenen Fragen angehen, nicht aber fÅr
die Fragen aus dem Bereich der allgemeinen VermÇgensauseinandersetzung, die den all-
gemeinen Zivilgerichten zugewiesen ist (�nderung im FamFG beabsichtigt).297
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C. SchwarzeinkÅnfte und ihre
Aufdeckung/Einkommensch�tzung

I. Einkommensch�tzung im Unterhaltsrecht unter
besonderer BerÅcksichtigung der Ermittlung von
SchwarzeinkÅnften

1. Ausgangspunkt der Gewinnsch�tzung im Steuerrecht

a) Gewinnsch�tzung nach § 13a EStG

Unterhaltsrelevanz

Beispiel

Der Unterhaltspflichtige erzielt z.B. EinkÅnfte aus nichtselbstst�ndiger Arbeit und als
Nebenerwerbswinzer und legt eine Gewinnsch�tzung nach § 13a EStG vor.

LÇsung

Es handelt hierbei sich um eine steuerliche Gewinnermittlungsart der land- und forst-
wirtschaftlichen Betriebe, bei der die landwirtschaftliche Nutzfl�che nicht mehr als
20 Hektar betr�gt, die Tierbest�nde 50 Tiereinheiten nicht Åbersteigen und keine an-
dere Art der Gewinnermittlung (BetriebsvermÇgensvergleich oder �berschussrech-
nung) gew�hlt wurde.

Die Einkommensermittlung nach § 13a EStG betrifft ausschließlich Land- und Forstwirte.
Voraussetzung ist aber,
n dass keine Verpflichtung zur BuchfÅhrung und zur Erstellung des Jahresabschlusses

besteht (§ 13a Abs. 1 Nr. 1 EStG) und
n eins der einzelnen gesetzlich genannten Kriterien nicht Åberschritten wird (50 Hektar,

Tierbestand nicht mehr als 50 Einheiten, Wert je Sondernutzung nicht mehr als 2.000
DM, Feststellung noch zu DM-Zeiten!).

Landwirte, die buchfÅhrungspflichtig sind und einen Jahresabschluss erstellen mÅssen,
haben dies auch zum Zweck der Gewinnermittlung zu tun, wenn die GrÇßenordnung des
§ 13a Abs. 1, 2 bis 4 EStG Åberschritten wird.

Die Ermittlung erfolgt nach § 13a Abs. 3 EStG wie folgt:
n Grundbetrag (Abs. 3)
n Zuschl�ge aus Sonderkulturen (Abs. 5)
n den nach Abs. 6 zu ermittelnden Gewinnen
n den vereinnahmten Miet- und Pachtzinsen
n den vereinnahmten Kapitalertr�gen, die sich aus Kapitalanlagen von Ver�ußerungs-

erlÇsen i.S.d. Abs. 6 S. 1 Nr. 2 ergeben.

Dabei richtet sich die HÇhe des Grundfreibetrages bei der landwirtschaftlichen Nutzung
nach dem Hektarwert der selbst bewirtschafteten Fl�che: Je Hektar sind 205 EUR bis
512 EUR anzusetzen.

Es handelt sich also um eine ausschließlich der Vereinfachung dienende „Gewinner-
mittlungsart“, die deshalb auch zu Recht die Bezeichnung „Sch�tzung“ tr�gt.
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Die bisherige Darstellung macht deutlich, dass diese „Gewinnermittlung“ unterhaltsrecht-
lich vÇllig unbrauchbar ist, weil die zu versteuernden EinkÅnfte pauschal nach Bruchtei-
len des verh�ltnism�ßig niedrigen Einheitswertes berechnet werden.1 Konsequenterweise
ist zu verlangen, dass Land- und Forstwirte, die in der angegebenen Art ihre Gewinne
ermitteln, eine �berschussrechnung zu erstellen haben. Dies ist mit der Darlegungs- und
Beweislast des Unternehmers zu begrÅnden. Geschieht dies nicht, kann der Gewinn, falls
tats�chliche Grundlagen hierfÅr vorliegen, nach § 287 ZPO gesch�tzt werden. Diese Er-
mittlung kann, wie bei anderen Gewinnermittlungsarten auch, durch das Gericht an einen
Sachverst�ndigen Åbertragen werden.2

b) Gewinnsch�tzung nach § 162 AO

Bei der Gewinnsch�tzung nach § 162 AO handelt es sich nicht um eine Gewinnermitt-
lungsart.

Wesentliche Elemente der Abgabenordnung sind der Amtsermittlungsgrundsatz einerseits
und andererseits auch erhebliche Mitwirkungspflichten des Steuerpflichtigen bei allen
Veranlagungssteuern. Die Sch�tzung kommt deshalb nur dann in Frage, wenn der Steuer-
pflichtige seine Mitwirkungspflichten verletzt.3 Dies gilt besonders bei Auslandsbezie-
hungen, weil hier eine Sachaufkl�rung nach dem Amtsermittlungsprinzip im Wesentli-
chen ausscheidet.4

Eine Sch�tzung i.S.d. § 162 AO ist vorzunehmen, wenn die Besteuerungsgrundlagen, die
sich aufgrund unzureichender Beweismittel nicht mehr zur Sicherheit ermitteln oder be-
rechnen lassen, durch Zuhilfenahme von Indizien sowie durch Einkalkulieren und Abw�-
gen von MÇglichkeiten so zu berechnen, wie es der grÇßtmÇglichen Wahrscheinlichkeit
entspricht.5

Der praktisch wichtigste Fall ist dabei eine Sch�tzung aufgrund der Vorschrift des § 162
Abs. 2 S. 2 AO fÅr den Fall, dass der Steuerpflichtige BÅcher oder Aufzeichnungen, die er
nach den Steuergesetzen zu fÅhren hat, nicht vorlegen kann, oder zwar BÅcher fÅhrt, die-
se aber unvollst�ndig, formal und sachlich unrichtig sind (vgl. § 158 AO). Die Sch�tzung
kann auch damit begrÅndet werden, dass der Steuerpflichtige seine Mitwirkungspflichten
zur Sachaufkl�rung verletzt (§ 162 Abs. 2 S. 1 AO). Wenn die genannte Vorschrift von
grÇßtmÇglicher Wahrscheinlichkeit der Besteuerungsgrundlagen spricht, darf die Sch�t-
zung keinen Strafcharakter haben.

Hinweis

FÅr das Unterhaltseinkommen kann damit nicht davon ausgegangen werden, dass die
Sch�tzung Åber die tats�chlichen Besteuerungsgrundlagen und den damit zusammen-
h�ngenden EinkÅnften liegen muss!

In den F�llen beharrlicher Auskunftsverweigerung, aber auch bei zÇgerlicher Vorlage
von Unterlagen und Mitteilungen, Gewinnermittlungen seien noch nicht erstellt oder
der Steuerberater habe sie in Arbeit (ErfÅllungsgehilfe!), muss der Unterhaltsver-
pflichtete auf seine Pflicht zur Abgabe von Steuererkl�rungen verwiesen werden. Bei
Sch�tzungen seitens der FinanzbehÇrden ist eine Pflicht zur Veranlagung nicht be-
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1 Wendl/Staudigl/Kemper, § 1 Rn 199 ff., 201; Strohal, a.a.O, Rn 212.
2 Vgl. auch Wendl/Staudigl/Kemper, § 1 Rn 202.
3 BFH/NV 1992, 439 ff.; BFH/NV 1994, 766 ff.; Beck’sches Steuerberaterhandbuch, a.a.O., A Rn 755.
4 BFH BStBl II 1976, 533 ff. und FG DÅsseldorf EFG 1981, 138 ff.
5 Beck’sches Steuerberaterhandbuch, a.a.O, A Rn 757.
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rÅhrt, so dass die Gewinnermittlungen stets noch vorzulegen sind (§ 149 Abs. 1 S. 4
AO, allgemein § 149 AO zur zÇgerlichen Abgabe von Erkl�rungen).

Als Sch�tzungsbescheide ergangene und sogar bestandskr�ftige Steuerbescheide kÇn-
nen im �brigen nach §§ 172 ff. AO ge�ndert werden.

Bei Verletzung der BuchfÅhrungspflichten nach § 158 AO kommen folgende Sch�tzungen
in Betracht:

n Richtigstellung ohne Sch�tzung, wenn der festgestellte Fehler der BuchfÅhrung als
hinreichend sicher korrigiert werden kann;

n Teilsch�tzung, wenn sich das BuchfÅhrungsergebnis durch eine Zusch�tzung komplet-
tieren l�sst, z.B. bei punktuellen Unrichtigkeiten oder wenn die sachlich oder nicht
ordentlich verbuchten Gesch�fte einen abgrenzbaren Teil des Gewinns ausmachen;6

n Vollsch�tzung; wenn die BuchfÅhrung als Ganzes kein Vertrauen verdient und der
Steuerpflichtige BÅcher nicht vorlegen kann oder will.7

n Die gebr�uchlichsten Sch�tzungsmethoden, die im Folgenden noch weiter dargestellt
werden, sind Nachkalkulation des Umsatzes8 oder eine Sch�tzung nach Richts�tzen
der Finanzverwaltung, die j�hrlich verÇffentlicht werden. Die Richts�tze bestehen aus
einem oberen, unteren und einem Mittelsatz. Dabei sollte darauf geachtet werden,
dass diese Richts�tze regelm�ßig in ihrer praktischen Anwendung als Åberdurch-
schnittlich hoch eingestuft werden. Das Heranziehen von Kennzahlen ist auch durch
Material berufsst�ndischer Organisationen, Vereine, Verb�nde und Kammern und des
Statistischen Bundesamtes (destatis.de) mÇglich. DarÅber hinaus gibt es VerÇffent-
lichungen wie die BetriebsprÅfungskartei oder Datev-Kennzahlen, die nÅtzliche Hin-
weise auf Branchenspezifika liefern.

Eine weitere Methode der Sch�tzung ist der Rohgewinnaufschlag. Der Rohgewinnauf-
schlag ist die Differenz zwischen Wareneinsatz und wirtschaftlichem Umsatz bei Han-
delsbetrieben. BezugsgrÇße fÅr die Berechnung der Verh�ltniszahlen ist der Warenein-
satz.

n Rohgewinn I: Das ist der Unterschied zwischen wirtschaftlichem Umsatz und Waren-
einsatz bei Handelsbetrieben; BezugsgrÇße fÅr die Berechnung der Verh�ltniszahl ist
der wirtschaftliche Umsatz.

n Rohgewinn II: Das ist der Unterschied zwischen wirtschaftlichem Umsatz und Wa-
ren-/Materialeinsatz zuzÅglich Einsatzes an FertigungslÇhnen bei Handwerks- und ge-
mischten Betrieben (Handwerk mit Handel); BezugsgrÇße fÅr die Berechnung der
Verh�ltniszahl ist der wirtschaftliche Umsatz.

n Halbreingewinn: Das ist der Unterschied zwischen Rohgewinn I und Rohgewinn II
und der Summe der allgemeinen sachlichen Betriebsaufwendungen; BezugsgrÇße fÅr
die Berechnung der Verh�ltniszahl ist der wirtschaftliche Umsatz.

n Reingewinn: Das ist der Halbreingewinn nach Abzug der restlichen Betriebsaufwen-
dungen; BezugsgrÇße fÅr die Berechnung der Verh�ltniszahl ist der wirtschaftliche
Umsatz.9

247

I. Einkommensch�tzung im Unterhaltsrecht C.

6 Vgl. BFH BStBl II 1977, 260 ff.
7 RFH RStBl 1931, 395 ff., SG Bremen EFG 1997, 449 ff. und fÅr die Sch�tzungsarten insgesamt Beck’sches

Steuerberaterhandbuch, A Rn 756.
8 BFH BStBl II 1982, 430 ff.
9 Vgl. Beck’sches Steuerberaterhandbuch, a.a.O, L Rn 159; Strohal, a.a.O., Rn 213; Kuckenburg, a.a.O., S. 104.
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Zusammenfassung

Nur grobe Sch�tzungsfehler bei der Feststellung der Besteuerungsgrundlagen fÅhren re-
gelm�ßig zur Nichtigkeit der darauf beruhenden Bescheide.10

Hinweis

Die Sch�tzung darf keinen Strafcharakter haben, was bei der unterhaltsrechtlichen Be-
wertung die Folge hat, dass auf Sch�tzungsergebnisse nicht zwanglos zurÅckgegriffen
werden kann. Die Zugrundelegung von Sch�tzungsergebnissen nach §§ 162 ff. AO ist
untauglich fÅr unterhaltsrechtliche Zwecke.11

Trotz einer Sch�tzung bleibt die Pflicht zur Abgabe von Steuererkl�rungen nach der
Vorschrift des § 149 Abs. 1 S. 4 AO erhalten. Im Unterhaltsprozess muss mit dieser
Vorschrift begrÅndet werden, dass die Gewinnermittlungen stets noch vorzulegen
sind.

Die Sch�tzungsbescheide sind leicht zu erkennen, da die Bemessungsgrundlagen stets
runde Betr�ge ausweisen. Im Erl�uterungsteil des Einkommensteuerbescheides wird
stets der Hinweis gegeben, dass die Besteuerungsgrundlagen nach § 162 AO gesch�tzt
sind.

2. Schwarzgeld

a) Schwarzgeld und Zusch�tzung

Sch�tzungen des Einkommens sind geboten, wenn eine Schwarzgeldproblematik erkannt
wird.

Dabei sind die Anforderungen des Anspruchsberechtigten an seinen Sachvortrag in Hin-
blick auf Schwarzgeld außerordentlich niedrig.

Hinweis

So fÅhrt der BGH12 aus:

Wenn n�here Darlegungen von SchwarzeinkÅnften der beweisbelasteten Prozesspartei
nicht zumutbar sind, weil sie nur dem Gegner bekannt sind, muss der Prozessgegner
(der Unternehmer) substantiiert bestreiten.

Es reicht also aus, SchwarzeinkÅnfte zu behaupten und wenn mÇglich, dieses mit ei-
nem weiteren Kenntnisstand zu untermauern.

Rechtsprechung und Literatur fÅhren weiter aus, dass eine Sch�tzung nach § 287 ZPO
grunds�tzlich zul�ssig ist, wenn die Beweisaufnahme unverh�ltnism�ßig schwierig und
zur Unterhaltsforderung in keinem Verh�ltnis steht. Eine derartige Sch�tzung muss je-
doch eine einigermaßen klare Sch�tzungsgrundlage aufweisen, so dass eine Sch�tzung
ins Ungewisse unzul�ssig ist.13

�ber diesen allgemeinen Gesichtspunkt hinaus wird die Sch�tzungsproblematik im Un-
terhaltsrecht im Kontext zur Ermittlung von SchwarzeinkÅnften diskutiert.
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10 Beck’sches Steuerberaterhandbuch, a.a.O, Rn 213 m.H.a. BFH BStBl II 1993, 259.
11 Vgl. auch Strohal, a.a.O., Rn 55.
12 BGH NJW 1999, 3485.
13 Weinrich/Klein/Kleffmann, a.a.O., „Grundlagen der Einkommensermittlung“, S. 331 ff., Rn 36; ZÇller, § 287

ZPO Rn 4; Baumbach/Hartmann, § 287 ZPO Rn 4; OLG Hamm FamRZ 1996, 1216 f.
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Bei Schwarzeinkommen ist das Einkommen unter Einbeziehung von Sachverst�ndigen
zu sch�tzen.14

(Im Vorabschnitt sind die steuerrechtlichen Gewinnsch�tzungen nach § 13a EStG und
§ 162 AO dargestellt worden.)

Hinweis

Das Familienrecht hat keine eigenen Methoden zur Gewinnsch�tzung entwickelt. Um
die erforderlichen Grundlagen im Sinne des § 287 Abs. 2 ZPO zu schaffen, kann auf
die Methoden der Schwarzgeldermittlung des Steuerrechts und den oben schon ge-
schilderten Methoden der Zuschlagsch�tzung zurÅckgegriffen werden.15 Diese Metho-
den sind in der Lage, Grundlagen im Sinne der genannten Vorschrift zu schaffen.16

b) Rechnungswesen als AnknÅpfungspunkt

Ausgangspunkt ist stets das Rechnungswesen (vgl. oben).

In §§ 140 ff. AO ist geregelt, wer buchfÅhrungspflichtig ist und Gesch�ftsvorf�lle auf-
zeichnen muss. Eine BuchfÅhrung ist nur dann ordnungsgem�ß, wenn sie einem sachver-
st�ndigen Dritten innerhalb angemessener Zeit einen �berblick Åber die Gesch�ftsvorf�l-
le und Åber die Lage des Unternehmens vermitteln kann (§ 145 Abs. 1 AO; § 238 Abs. 1
S. 2 HGB). Die Buchungen und sonstigen Aufzeichnungen mÅssen vollst�ndig, richtig,
zeitgerecht und geordnet sein (§ 146 Abs. 1 S. 1 AO, § 238 Abs. 2 HGB). Entsprechen
BuchfÅhrung und Aufzeichnungen den Anforderungen der §§ 140 ff. AO, so sind sie ge-
m�ß § 158 AO (gesetzliche Vermutung) der Besteuerung zugrunde zu legen, soweit nach
den Umst�nden des Einzelfalles kein Anlass besteht, die sachliche Richtigkeit zu bean-
standen. § 158 AO enth�lt eine widerlegbare Vermutung der Ordnungsgem�ßheit der
BuchfÅhrung. Diese Vermutung gilt fÅr das Gesamtwerk der BuchfÅhrung, so dass einzel-
ne Gesch�ftsvorf�lle korrigiert werden kÇnnen, ohne dass die Vermutung der Ordnungs-
gem�ßheit der BuchfÅhrung entf�llt.17

Liegt eine formell ordnungsgem�ße BuchfÅhrung i.S.d. Vorschrift des § 158 AO vor, so
wird diese nur dann nicht der Besteuerung zugrunde gelegt, wenn es der Finanzverwal-
tung gelingt, die Richtigkeitsvermutung zu widerlegen.

Hinweis

Eine formell ordnungsgem�ße BuchfÅhrung bringt auch fÅr das Familiengericht kei-
nerlei MÇglichkeiten, Zusch�tzungen vorzunehmen, es sei denn, die formelle Richtig-
keit wird mit Hilfe eines Sachverst�ndigen widerlegt.18
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14 Schwab, 5. Aufl., IV Rn 763; Kuckenburg, Einkommensch�tzung bei Selbstst�ndigen/Gewerbetreibenden,
insbesondere bei SchwarzeinkÅnften im Unterhaltsrecht, FuR 2006, 255 f.

15 Vgl. Kuckenburg, FuR 2006, 255.
16 Vgl. Weinreich/Klein/Kleffmann, a.a.O., S. 331 ff., Rn 36.
17 Meyer, Strategien gegen die Sch�tzung von Besteuerungsgrundlagen mittels PrÅfungsverfahren, DStR 2005,

2114 ff., 2115.
18 Vgl. Kuckenburg, FuR 2006, 256.
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c) Systematisierung der Schwarzgeldentstehung

aa) Vorbemerkungen

Oben wurde bereits auf die Rechtsprechung des BGH zur Substantiierung des Sachvortra-
ges der Behauptung, es seien SchwarzeinkÅnfte vorhanden oder EinkÅnfte wÅrden ver-
lagert, verwiesen.19

Systematisierung der SchwarzeinkÅnfte:

Ohne dass diese Aufz�hlung abschließend sein kann, werden vier Gruppen genannt:
n Schwarzgeldbildung durch Manipulationen bei den Einnahmen
n Schwarzgeldbildung durch Manipulationen bei den Ausgaben
n Schwarzgeldbildung durch Manipulationen bei den Aktiva und Passiva
n OR (Ohne Rechnung)- bzw. partielle OR-Gesch�fte

bb) Nichterfassung von Einnahmen

Die Nichterfassung von Einnahmen kann in verschiedenen Formen geschehen. Sie kann
buchhalterisch erfolgen, beispielsweise durch ertragsneutrale Vereinnahmungen und er-
tragsneutrale AuflÇsungen von ErlÇsen oder Stornobuchungen.

Indizien fÅr SchwarzeinkÅnfte liefern folgende Sachverhalte:20

n zahlreiche FirmenneugrÅndungen und UmgrÅndungen, aber auch nur die Verlegung
der Gesch�ftsleitung.

n Dem Finanzamt wird vom Steuerpflichtigen mitgeteilt, die neu gegrÅndeten Gesell-
schaften h�tten ihre T�tigkeit noch nicht aufgenommen, wobei gleichzeitig auf FÅh-
rung von BÅchern verzichtet wird: eine Umsatzverprobung ist unmÇglich. Beispiels-
weise betreibt der Steuerpflichtige schon ein Jahr vor Gewerbeanmeldung einen Ge-
brauchtwagenhandel. Die verkÅrzten Einnahmen werden auf das Konto eines
Strohmannes/einer Strohfrau gutgeschrieben.

n Eine Manipulation der Einnahmen kann auch durch Verlagerung in den Privatbereich
erfolgen, etwa durch Zahlung von Rechnungsbetr�gen auf das Privatkonto.

n Auch bei Einnahmeverzicht ist eine sorgsame �berprÅfung erforderlich.

cc) Manipulation der Ausgaben

Bei der Manipulation der Ausgaben ist an fiktive und fiktiv fingierte Personalkosten,
Dienstleistungskosten, Materialkosten und Abschreibungen zu denken.21

Die Aufwandsursache ist zu ÅberprÅfen bzw. die Abzugsbeschr�nkungen nach § 4 Abs. 5
EStG (vgl. oben) sind zu beachten.

Beispiele22

n die private Geburtstagsfeier, Hochzeitsfeier, die als Vertretertagung und Bewirtung
fÅr Kunden gebucht werden

n an Dritte verschenkte Blumen werden als Praxisschmuck bzw. private BÅcher als
Fachliteratur bezeichnet
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19 BGH NJW 1999, 3485.
20 Vgl. Kottke, Schwarzgeld – Was tun?, S. 71 ff.
21 Vgl. hierzu die noch im Folgenden erÇrterte Entscheidung des BGH zur betriebswirtschaftlichen �berprÅ-

fung von Personalaufwand, FamRZ 2006, 387 ff.
22 Vgl. Kottke, a.a.O, S. 76.
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n Flugkosten werden durch falsche Kursumrechnungen erhÇht
n Beliebtes Mittel zur Schwarzgeldbildung im Bereich der Materialkosten ist auch

eine �berfakturierung. Der Unternehmer �ndert auf einer bei ihm eingegangenen
Rechnung den Rechnungsbetrag von 900 EUR durch Einscannen und Neudrucken
auf 8.900 EUR durch das Hinzusetzen der 8. Die 8.000 EUR bilden Schwarzgeld.

II. Aufdeckung der SchwarzeinkÅnfte in Steuerrecht und
Betriebswirtschaftslehre

1. Manipulationen der Aktiva und Passiva

Denkbar ist hier zun�chst eine Nichtaktivierung, Teilaktivierung, �beraktivierung und
Reaktivierung von Positionen in der Bilanz.23

Beispiele
n Als Beispiel kann auf der Aktivseite die Nichtaktivierung durch Nichtinventarisie-

rung des Warenbestandes oder periodenfalsche Inventarisierung genannt werden,
sowie

n die Nichtinventarisierung minderwertigen Materials oder durch Unterschlagung.
n Unter Teilaktivierung sind in diesem Zusammenhang auch der Unterpreisansatz

und die Unterbewertung zu verstehen.
n Denkbar ist schließlich auch eine bilanzielle Reaktivierung durch RÅckschleusung

von SchwarzvermÇgen in das Unternehmen.
n Auf der Passivseite kÇnnen Eigenkapital, RÅcklagen, RÅckstellungen, Wertberich-

tigungen und Verbindlichkeiten fingiert oder ÅberhÇht sein.
n Aber auch die Nichtpassivierung gehÇrt zum Instrumentarium der Steuerhinterzie-

her und Unterhaltsschuldner und ist meist Folge von Schwarzgesch�ften.

Beispiel

Der Kunde bringt Schwarzgelder fÅr die Bezahlung des Lieferanten unter, w�hrend
der Lieferant Schwarzgeld fÅr sich schafft (klassisches OR-Gesch�ft).

Schließlich werden Repassivierungen dazu eingesetzt, vorher gebildete Schwarzgelder in
den Unternehmenskreislauf durch fingierte Einlagen oder fingierte Kredite wieder ein-
zuschleusen.

2. OR-Gesch�fte

Die Ohne-Rechnung-Gesch�fte sind im gewerblichen Bereich die g�ngigsten Mittel, die
Einkommen- und KÇrperschaftsteuer zu hinterziehen. Mit den der Besteuerung entzoge-
nen ErlÇsen, die auch Grundlage fÅr das Unterhaltseinkommen sind, wird Schwarzgeld
gebildet.24

Scherzhaft spricht man in diesem Zusammenhang auch von „Otto-Richter-Gesch�ften“
oder Gesch�ften nach „BAT-Tarif“; BAT steht fÅr „Bar auf Tatze“.
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23 Vgl. Kottke, a.a.O, S. 79 f.
24 Vgl. Kottke, a.a.O., S. 81 ff.
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Bei einem OR-Gesch�ft wird die Nichtausstellung eines Beleges, der aus einer Rechnung,
aber auch einer Quittung oder einem anderen Dokument bestehen kann, regelm�ßig be-
gleitet von der Nichtverbuchung des ErlÇses aus dem Gesch�ft.

Das jedem Buchhalterlehrling eingeh�mmerte Kardinalsprinzip „keine Buchung ohne Be-
leg“ wird hier ins Kriminelle umgekehrt in „weder Beleg noch Buchung“.

Auf diese Weise l�uft das Gesch�ft am Finanzamt und am Unterhaltsgl�ubiger vor-
bei.

Zu beachten ist auch, dass umsatzsteuerrechtlich die OR-Gesch�fte fÅr den Empf�nger
einer Lieferung oder sonstigen Leistung, sofern er Unternehmer ist, ungÅnstig ist, weil er
damit die MÇglichkeit des Vorsteuerabzugs verliert.

Die nachfolgenden �berlegungen heben im Wesentlichen auf die Einkommensteuer ab.

Die OR-Gesch�fte sind natÅrlich keine Kavaliersdelikte, sondern strafbare Steuerhinter-
ziehungen.

Der T�ter sollte immer bedenken, dass der „Gesch�ftsfreund“ ihn anschw�rzen kann.

Er wird erpressbar; als Denunzianten kommen außerdem in Betracht:

n getrennt lebende und geschiedene Ehepartner,

n entt�uschte Geliebte,

n rachsÅchtige Kinder,

n bÇse Nachbarn oder

n neidische Konkurrenten oder

n ehemalige Mitarbeiter, die sich ungerecht behandelt fÅhlen.

Beispiel

Als Beispiel ist hier eine Vermietung von Ferienwohnungen ohne Rechnung zu nen-
nen.

Denkbar ist auch eine wiederholte Autovermietung eines Privat- oder Gesch�fts-
wagens an Privatleute ohne Rechnung, wobei nicht nur Einkommensteuer, sondern
auch Umsatzsteuer und Gewerbesteuer verkÅrzt werden.

Typisches Beispiel ist auch die Lieferung und sonstige Leistung von Handwerkern an
Privatleute ohne Rechnung.

Rechtlich sollte bedacht werden, dass derartige Schwarzvertr�ge gem�ß § 134 BGB nich-
tig sind, so dass natÅrlich auch keine Gew�hrleistungs- und SchadenersatzansprÅche be-
stehen.25

Auch bei GrundstÅcksgesch�ften kommt dieses immer wieder vor. So werden beispiels-
weise H�user mit schwarzem Aufgeld zur Ersparnis der Grunderwerbsteuer und Notari-
atskosten gekauft. Dadurch hinterzieht der K�ufer nicht nur Steuern, er kann auch sein
Schwarzgeld unterbringen. Der Verk�ufer eines Hauses im BetriebsvermÇgen verkÅrzt
Einkommensteuer in Hinblick auf den Ver�ußerungsgewinn. Dabei wird die Vorschrift
des § 139 BGB nicht bedacht, so dass stets mit einer drohenden RÅckabwicklung des Ge-
samtgesch�fts zu rechnen ist.
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25 Vgl. fÅr die Zeit ab 1.1.2002 auch die Bauabzugsteuer; DATEV-Tabellen fÅr den steuerlichen Berater, 114.
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Letztlich ist noch die partielle Strukturierung als mildere Form des OR-Gesch�fts zu nen-
nen. Dabei kann bei Rechnung und Verbuchung mit verschiedenen Preisen gearbeitet
werden.

�hnliche Methoden verbergen sich oft bei Vereinbarungen verdeckter Konditionen, Preis-
nachl�ssen und Provisionen.

3. Methoden der Schwarzgeldaufdeckung

a) �berblick Åber die Methoden der Schwarzgeldaufdeckung

Oben sind umfangreiche AusfÅhrungen zur gesetzlichen Vermutung der Ordnungsgem�ß-
heit der BuchfÅhrung erfolgt. Ist die BuchfÅhrung formell ordnungsgem�ß nach § 158
AO, kann sie doch sachlich falsch sein.

Auch in der unterhaltsrechtlichen Literatur wird darauf verwiesen, dass gewisse Metho-
den der Schwarzgeldaufdeckung dem Sachverst�ndigen vorbehalten bleiben.26

Hinweis

Im Umkehrschluss heißt dieses:

Einige der folgenden Methoden zur Plausibilit�tsÅberprÅfung des Rechnungswesens
mÅssen auch durch die Verfahrensbevollm�chtigten angewendet werden, selbst wenn
dieses nur der Beantwortung der Vorfrage dient, ob die Erstellung eines Sachverst�n-
digengutachten erforderlich und lohnend ist.

Besondere umfangreiche Methoden zur Aufdeckung von SchwarzeinkÅnften hat natÅrlich
die Finanzverwaltung. Diese Methoden werden beispielsweise im Zuge der steuerlichen
BetriebsprÅfung angewandt. Es sollte deshalb stets beim unterhaltsrechtlichen Auskunfts-
begehren die Vorlage des BetriebsprÅfungsberichts gefordert werden.

Die Finanzverwaltung hat zudem das Instrumentarium der Kontrollmitteilungen, das im
Zivilrecht nicht zur VerfÅgung steht.27

Als Methoden sind zu nennen:
n interner Betriebsvergleich
n Nachkalkulation
n Zeitreihenvergleich
n Chi-Quadrat-Test
n Geldverkehrs- und VermÇgenszuwachsrechnung
n �ußerer Betriebsvergleich
n Anwendung der amtlichen Richtsatzsammlung

b) Interner Betriebsvergleich durch Nachkalkulation

Bei einer Nachkalkulation werden betriebsinterne Daten wie Wareneinsatz und vorgege-
bene Verkaufspreise in Beziehung gesetzt und hochgerechnet. Die Nachkalkulation fÅhrt
aber zu großen Unsch�rfen, wenn ein Betrieb mit unterschiedlichen Aufschlags�tzen ar-
beitet, viele verschiedene Warengruppen im Sortiment hat oder sehr unterschiedliche
Dienstleistungen erbringt. Die einzelnen Kalkulationen und der Lohneinsatz variieren
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26 Schwab/Borth, a.a.O., V Rn 763 f.
27 Vgl. hierzu weiterfÅhrend Kottke, a.a.O., S. 317 ff.
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und sind daher nicht ohne weiteres aus den Waren- und Materialeingangsrechnungen zu
ersehen.

Bei bis zu zehn Warengruppen wird es als unzumutbar angesehen, diese Besonderheiten
bei einer Nachkalkulation zu berÅcksichtigen.

DarÅber hinaus sind stets betriebliche Besonderheiten zu beachten. So kÇnnen z.B. Son-
derverk�ufe, Mengenrabatte, Naturalrabatte, Åberdurchschnittlich proportionaler
Schwund und grÇßerer Warenverbrauch fÅr Werbezwecke betriebliche Besonderheiten
darstellen.

Hinweis

Dem steuerpflichtigen Unterhaltsschuldner ist deshalb zu empfehlen, fÅr derartige
Aktionen gesonderte Aufzeichnungen, beispielsweise Åber Rabattaktionen, zu fer-
tigen.

Kommt es bei einer Kapitalgesellschaft zu Zusch�tzungen von Einnahmen aufgrund einer
Nachkalkulation, sind diese Zusch�tzungen als verdeckte GewinnausschÅttungen
(vGA) an Gesellschafter zu werten. Wenn die Nachkalkulation den Schluss zul�sst, dass
die Kapitalgesellschaft Betriebseinnahmen nicht vollst�ndig gebucht hat und diese nicht
den Gesellschaftern außerhalb der gesellschaftsrechtlichen Gewinnverteilung zugeflossen
sind, wird hier von einer vGA gesprochen.

Bei der Nachkalkulation, so auch bei der Umsatzverprobung, handelt es sich um eine zu
nennende Verprobungsmethode, die dem betriebswirtschaftlich gebildeten Sachverst�ndi-
gen vorbehalten bleibt. Wer sich gleichwohl an diese Themenstellung heranwagen will,
benÇtigt natÅrlich Informationen zu den Aufschlags�tzen, die das beim externen Betriebs-
vergleich genannte statistische Material liefert. Die Umsatzverprobung wird anhand von
Kalkulationsunterlagen des Steuerpflichtigen nachvollzogen. Die tats�chlichen Ums�tze
werden ermittelt, um dann mÇglichst daraus RÅckschlÅsse auf die erzielten Gewinne zu
ziehen. Der Sachverst�ndige kann dabei Angaben des Steuerpflichtigen nÅtzen oder
eigene Ermittlungen anstellen.

Die Nachkalkulation kann darÅber hinaus den Nachweis erbringen, dass selbst ein formell
ordnungsgem�ßes Buchungsergebnis unrichtig ist. Sie ermÇglicht erg�nzend zur steuerli-
chen Gewinnermittlung – aber auch bei der Ermittlung des Unterhaltseinkommens – die
Sch�tzung nach der Vorschrift des § 162 AO bzw. nach § 287 ZPO.

Als AnknÅpfungspunkt seien aus der steuerlichen BetriebsprÅfung Beispiele genannt, in
denen RÅckschlÅsse auf den tats�chlichen Umsatz gezogen worden sind:

n Anzahl der eingekauften Senfeimer, Ketchup, Schaschlikspieße, ZuckerwÅrfelstÅcke,
Teebeutel, Verbrauch von Kr�uterbutter und BratwurstgewÅrz, z.B. Menge des einge-
kauften Senfes, Pappteller bei einer Imbissstube zur Hochrechnung der Zahl der ver-
kauften WÅrstchen, „Pommes-Frites-Connection“

n Unterlagen zur Anmeldung zur Kurtaxe

n Eintragung in KehrbÅcher der Bezirksschornsteinfeger.

n Umsatzverprobung anhand von eingekauften Tabletts, Plastikbestecken und Servietten

n Wurstpelle bei einer Metzgerei als AnknÅpfungspunkt fÅr die Zusch�tzung der her-
gestellten Wurstwaren

n bei gastronomischen Betrieben, z.B. Caf�s und Eisdielen, bei denen anhand der Ein-
kaufsmengen von RÇstkaffee, Teebeuteln, Dekoschirmchen, Waffeln, etc. hochgerech-
net werden kann auf den Verkauf von Kaffee, Tee, Getr�nken bzw. Eisportionen.
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n Anzahl der untergestellten Pensionspferde und damit korrespondierender Umsatz bei
einem Reiterhof abgeleitet aus dem Bedarf an Heu, Stroh und Hafer.28

Faustregel der Bochumer Staatsanwaltschaft:

„Wer da mit 40 kein reicher Mann ist, gilt bei den Insidern als dumm oder faul!“29

Bei der Nachkalkulation ist natÅrlich zu differenzieren zwischen Handels-, Handwerks-
und Fertigungsbetrieben.

Weitere Auskunftsquelle, auch anerkanntes Instrument bei der Auskunftserteilung im Un-
terhaltsprozess, kann die umsatzsteuerliche Verpflichtung sein, insbesondere auch auf die
Aufzeichnung hin, welche Entgelte auf welche einzuwendenden Umsatzsteuers�tze ent-
fallen (§ 22 Abs. 2 UStG). Hierauf sollte sich selbstverst�ndlich auch der unterhaltsrecht-
liche Auskunfts- und Beleganspruch beziehen.

Bei der Nachkalkulation von Handwerks- und Fertigungsbetrieben spielt eine andere
Position eine bedeutende Rolle.

Es handelt sich hier um den Materialeinkauf einschließlich der Fremdleistungen, dem
Einsatz von FertigungslÇhnen und dem Einsatz von Maschinenstunden.

Der Wareneinsatz ist dabei der ver�ußerte Teil der Waren aus dem Anfangsbestand und
dem Wareneingang.

Unter Materialeinsatz versteht man den zum Zweck der Ver�ußerung verarbeiteten und
bearbeiteten Teil des Materials aus dem Anfangsbestand oder dem Materialeingang ein-
schließlich der Fremdleistungen.

Zum Waren- und Materialeinsatz gehÇren mithin auch die eigenen Werkleistungen und
Werkdienstleistungen sowie die Fremdleistungen dritter Unternehmen.

Ansatz von FertigungslÇhnen ist der Wert der Dienstleistungen fÅr die in der Fertigung
eingesetzten Arbeitskr�fte.

Lohn ist das Entgelt fÅr die Arbeitskraft eines Arbeitnehmers. Der Jahresbruttolohn ist
identisch mit der Summe der im Wirtschaftsjahr in bar oder in Sachwert geleisteten LÇh-
ne vor Abzug der Lohnsteuer, der einbehaltenen Sozialversicherungsbeitr�ge und der
sonstigen AbzÅge, ohne Arbeitgeberanteil zu den Sozialversicherungen und ohne Er-
schwerniszulagen etc.

Unter FertigungslÇhnen ist die Summe der Werte aller Dienstleistungen zu verstehen,
die von betriebseigenen Arbeitskr�ften in der Fertigung geleistet werden, zuzÅglich des
Lohnwertes fÅr die Arbeitsleistung des Unternehmens in der Fertigung.

Die Ermittlung von Maschinenstunden erfolgt regelm�ßig nach dem Kraftstromver-
brauch.

Der Waren- und Materialeingang umfasst die in das gewerbliche Unternehmen gelangten,
zur Bearbeitung, Verarbeitung und Weiterver�ußerung bestimmten GÅter. Diese sind an-
zusetzen mit dem reinen Waren- und Materialwert zuzÅglich der Nebenkosten, ohne ab-
ziehbare Vorsteuern.
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Die bis zur Einlagerung der Waren und des Materials angefallenen Nebenkosten (bei-
spielsweise Frachten, Porti, Versicherungspr�mien, Waren- und Materialnebenkosten so-
wie die Verbrauchsteuern und ZÇlle) erhÇhen den Waren- bzw. Materialeingang. Auch
hier rechnet die abziehbare Vorsteuer bei der Besteuerung nach den allgemeinen Vor-
schriften des Umsatzsteuergesetzes nicht zu den Kosten der Materialbeschaffung.30

Das Instrument der Nachkalkulation auf Basis des Materialeingangs weist die Schw�che
auf, dass beispielsweise die Pflicht zur Aufzeichnung des Wareneingangs nach § 143
AO oftmals verletzt wird. In der Praxis ist bei kleineren Betrieben, insbesondere Hand-
werksbetrieben, kaum eine ordnungsgem�ße Erfassung des Wareneingangs zu finden.

Beispiel

Kauft ein Gastwirt bei Brauereien und Superm�rkten ein, die auch Endverbraucher
beliefern und besonders kostengÅnstig sind und verbucht diesen Wareneingang nicht,
wird natÅrlich auch das Kalkulationsergebnis verf�lscht.

Hinweis

Der Steuer-/UnterhaltsbetrÅger, der Ums�tze proportional zum Wareneinsatz kÅrzt,
bleibt oft unentdeckt.

Beispiel

Es dÅrfen aber nicht die Fehler gemacht werden, die sich ein Unternehmer in einem
Gutachtenfall geleistet hat.

Ein Wirt hatte, ausweislich seines Rechnungswesens, Åber drei Jahre hinweg keinerlei
Coca-Cola eingekauft! In derartigen F�llen stellt sich natÅrlich nicht mehr die Frage
einer Nachkalkulation. Es ist damit praktisch nachgewiesen, dass das Rechnungs-
wesen, zumindest an dieser Stelle, hÇchst eingeschr�nkt verwertbar ist.

Etwas anderes gilt bei Dienstleistungsbetrieben, die natÅrlich keinen oder geringen Wa-
ren- und Materialeinsatz kennen. Hier muss der Lohneinsatz fÅr die produktiven Mit-
arbeiter verprobt werden. Dabei ist zu bedenken, dass bei Personengesellschaften und
Einzelunternehmen die T�tigkeit des Unternehmers als kalkulatorische GrÇße im pagato-
rischen Rechnungswesen nicht erfasst ist. Hier hilft eine Verprobung der mÇglichen Stun-
denleistungen und ob die Ums�tze insgesamt plausibel sind.

Letztlich tauchen noch Spezialprobleme auf, wenn Aktionstage gestartet werden, wie bei
Gastst�tten, die Billigtage oder Flat-Trinken, Sonderpreise aufgrund von Werbeanzeigen
oder bei Friseuren ein „Azubi-Haarschnitt“.

c) Innerer Betriebsvergleich durch Zeitreihenvergleich

Definition

Beim Inneren Betriebsvergleich werden die Zahlenverh�ltnisse vergleichbarer Merkmale
in aufeinander folgenden Zeitr�umen des gleichen Betriebes miteinander verglichen. Dies
setzt eine Stetigkeit der Kontierung und eine ann�hernde Konstanz der Betriebsverh�ltnis-
se, Åber l�ngere Zeit hinweg, zur einwandfreien Vergleichbarkeit voraus. Schwankungen
beim Umsatz oder beim Rohgewinn kÇnnen auf erfolgreiche unternehmerische T�tigkeit
hinweisen oder aber auch auf Reduzierung von Aufwandspositionen.
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Diese Form der Nachkalkulation wird von der Finanzverwaltung durch Einsatz von Da-
tenverarbeitungsprogrammen durchgefÅhrt. Dabei entstehen graphische Reihen- und Zeit-
reihenvergleiche.

Unter Zeitreihenvergleich versteht man die graphische Auswertung und Analyse der be-
trieblichen Daten.

Auch die im Veranlagungszeitraum 2005 zu fertigende Anlage E�R lt. § 4 Abs. 3 EStG
dient diesen Zwecken.

Aber auch der Zeitreihenvergleich ist nur bedingt geeignet, die Form der ordnungsgem�-
ßen BuchfÅhrung zu erschÅttern, da es schwierig ist, bei unterj�hrigen Wareneink�ufen
Preisschwankungen und Lagerhaltung zutreffend in einer solchen Berechnung auszudrÅ-
cken.31

Beispiel aus der BetriebsprÅfungskartei:32

2005 2006 2007
wirtschaftlicher
Umsatz

300.000 500.000 1.000.000

Wareneinsatz 210.000 350.000 700.000
Rohgewinn 90.000 150.000 300.000
Miete 5.000 15.000 40.000
Sonstige Kosten 60.000 100.000 200.000
Gewinn 15.000 35.000 60.000

LÇsung

Die Schwankungen im Reingewinn im vorstehenden Beispiel sind auf die Mietzah-
lungen zurÅckzufÅhren!

Im Zeitabschnitt 2005 war die Kapazit�t im Unternehmen noch nicht voll ausgelastet.
Dies ist daran zu ersehen, dass die Miete im Zeitabschnitt 2006 trotz starken Anstei-
gens des Umsatzes nicht hÇher wurde. Die Folge davon ist das Ansteigen des Reinge-
winns.

Um aber den Umsatz des Gesch�ftsjahres 2007 t�tigen zu kÇnnen, reichten die vor-
handenen Betriebsr�ume nicht aus. Es mussten neue R�ume angemietet werden, wo-
durch hÇhere Ausgaben hervorgerufen wurden.

Insoweit wird in vielen F�llen ein Ansteigen der atypischen Kosten eine Auswertung
der Kapazit�t des Unternehmens belegen kÇnnen.

Im vorgenannten Beispiel fÅhrt also eine Verdoppelung des Umsatzes mit einer Ver-
doppelung des Wareneinsatzes nicht zwangsl�ufig zu einer Verdoppelung des Ge-
winns.

Im konkreten Fall w�re natÅrlich noch eine weitere �berprÅfung der sonstigen Kosten
als Sammelposition dringend erforderlich.

Insgesamt l�sst sich feststellen, dass selbstverst�ndlich stets betriebswirtschaftliche unter-
nehmerische Entscheidungen das Ergebnis beeinflussen, die auch unterhaltsrechtlich
anerkannt sind, ohne dass dieses stets mit der Intention verknÅpft sein muss, das Unter-
haltseinkommen zu reduzieren.
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Eine Schw�che des Internen Betriebsvergleichs bleibt:

Weisen alle Vergleichsjahre des Betriebes Besonderheiten oder gar Unrichtigkeiten auf,
erschwert dieses die Vergleichbarkeit erheblich.

d) Innerer Betriebsvergleich per Chi-Quadrat-Test

Mit dem Chi-Quadrat-Test untersucht man Verteilungseigenschaften einer statistischen
Grundgesamtheit.33

Es wird dabei getestet, ob eine Ziffer in der BuchfÅhrung Åberproportional h�ufig auftritt.
Die einzelnen Ziffern und die Tagessalden in der KassenbuchfÅhrung beispielsweise ha-
ben statistischen Zufallscharakter. Die Tageseinnahmen ergeben sich aus der Kombinati-
on verschiedener Gesch�ftsvorf�lle, der Anzahl von Kunden sowie verschiedener Ver-
kaufspreise. Das Ergebnis dieser Tageseinnahmen abzÅglich der Barausgaben setzt sich
aus Ziffern zusammen, die statische Merkmale einer Grundgesamtheit sind, Åber deren
Verteilung man aus empirischer oder theoretischer Herleitung eine sog. Null-Hypothese
aufstellen kann.34

Es handelt sich um ein mathematisch-statistisches Verfahren, das allein aber nicht aus-
reicht, die sachliche Richtigkeit einer BuchfÅhrung zu erschÅttern.

Erstaunlicherweise wird sich dabei auf eine Entscheidung eines Strafsenates des BGH35

bezogen, der mathematisch-statistische Verfahren als zul�ssig angesehen hat, obwohl nur
eine Eintrittswahrscheinlichkeit von 99,5 % vorgelegen hatte.

Wenn man berÅcksichtigt, dass selten Einzelaufzeichnungen bei KassenbuchfÅhrungen
und regelm�ßig Tagessummenaufzeichnungen vorliegen, ist diese Methode auch nur ein-
geschr�nkt anwendbar.

e) �ußerer Betriebsvergleich, insbesondere nach amtlichen
Richts�tzen

Definition

Anders als beim inneren Betriebsvergleich werden beim �ußeren Betriebsvergleich nicht
Kennzahlen bestimmter Art desselben Betriebes gegenÅbergestellt, sondern die maßgeb-
lichen Zahlen des zu prÅfenden Betriebes werden mit denjenigen in der Branche, GrÇße
und Struktur gleichartiger Betriebe verglichen.

Der entsprechende Abgleich mit anderen Betrieben ist aber schwierig, da eine Vergleich-
barkeit gegeben sein muss.

Zudem zieht die Finanzverwaltung den �ußeren Betriebsvergleich unter Anwendung der
Richtsatzsammlung vor. Die Richtsatzsammlung weist die Åblichen Spannen fÅr Rohge-
winnaufschlag auf den Wareneinsatz, Rohgewinn, Reingewinn und Halbreingewinn auf.
In der Regel wird eine Verprobung des Rohgewinnaufschlags auf den Wareneinsatz vor-
genommen. Die Abweichung des Rohgewinnaufschlags des geprÅften Betriebes von der
Bandbreite der amtlichen Richtsatzsammlung rechtfertigt fÅr sich allein keinen Zweifel
an der formellen BuchfÅhrung.
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Kommen allerdings weitere Aspekte hinzu, kann dies Zweifel an der Richtigkeit der
BuchfÅhrung begrÅnden, wenn erhebliche Abweichungen gegeben sind und diese außer-
halb aller Unsch�rfen der Verprobung liegen oder weil bei der HÇhe der get�tigten Privat-
entnahmen aus steuerfreien Einnahmen dem Steuerpflichtigen keine ausreichenden Mittel
fÅr die private LebensfÅhrung mehr zur VerfÅgung st�nden.

Hier handelt es sich wie beim internen Betriebsvergleich um ein PrÅfungsmittel, das der
Berater des Unterhaltsgl�ubigers eigenst�ndig anwenden muss.

Es ist ein einfaches Verprobungsmittel, indem ein Arbeitspapier oder eine Excel-Tabelle
erstellt werden kann.

Woher erh�lt man die einschl�gigen Vergleichszahlen?

AuskÅnfte erteilen z.B. Åber das Internet das Statistische Bundesamt, Industrie- und Han-
delskammern, Handwerkskammern und allen berufsst�ndischen Pflichtverb�nde bzw.
freiwillige Organisationen, die entsprechende Zahlen verÇffentlichen. Auf die Richtsatz-
sammlung der Finanzverwaltung, die regelm�ßig im Stollfuß-Verlag oder im NWB-Ver-
lag verÇffentlicht wird, ist ebenfalls zu verweisen.

Derartige Vergleichszahlen liefern RelationsgrÇßen von Aufwand zu Umsatz der relevan-
ten Branche. Auch werden Positionen wie kalkulatorische Mieten, kalkulatorische Zinsen
und kalkulatorischer Unternehmerlohn genannt, die auch bei der Unternehmensbewer-
tung erforderlich sind.

Hervorzuheben ist noch das Material des Statistischen Bundesamtes,36 das in vierj�h-
rigen Abst�nden Kostenstrukturstatistiken auf freiwilliger und repr�sentativer Grundlage
verÇffentlicht.

Weitere Informationen erteilt das Institut der Handelsforschung an der Universit�t zu
KÇln.

Informationsquelle kann beispielsweise auch das Buch von Kottke37 mit detaillierter Auf-
teilung von Praxiskosten gemessen an Ums�tzen bei �rzten sein:

Allgemein�rzte 57 % bis 65 %
Augen�rzte 58 % bis 61 %
Orthop�den 64 % bis 70 %

Bei diesen KostengrÇßen lassen sich erhebliche Abweichungen schnell deutlich machen,
so dass bei der niedrigen Darlegungslast ein entsprechendes Abweichen als substantiierter
Vortrag zur Erlangung einer sachverst�ndigen Untersuchung ausreichen dÅrfte.

Der Richtsatzvergleich ist demgegenÅber ein Hilfsmittel und Anhaltspunkt der Finanz-
verwaltung. Ums�tze und Gewinne der Gewerbetreibenden werden damit verprobt und
ggf. bei Fehlen anderer Unterlagen Sch�tzungen vorgenommen. Derartige Sch�tzungen
dÅrfen bei formal ordnungsgem�ß erstellter BuchfÅhrung grunds�tzlich nicht erfolgen.

Die Richts�tze werden allj�hrlich von den Oberfinanzdirektionen ermittelt, in Richtsatz-
gruppen zusammengefasst und in Form einer Richtsatzsammlung bekannt gegeben (j�hr-
lich verÇffentlicht im NWB-Verlag und im Stollfuß-Verlag u.a.).

Die Richts�tze stellen auf die Verh�ltnisse in einem Normalbetrieb (Richtbetrieb) ab.
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Bei der Richtsatzsammlung sind daher die Ergebnisse eines geprÅften Betriebes normali-
siert, d.h. vergleichbar gemacht worden.

Die Richts�tze werden in Prozentzahlen vom wirtschaftlichen Umsatz fÅr den Rohge-
winn, den Halbreingewinn und den Reingewinn ermittelt. Bei den Handelsbetrieben wird
daneben der Rohgewinnaufschlagsatz angegeben. Zu den Handelsbetrieben in diesem
Sinne gehÇren auch B�ckereien, Konditoreien, Gast- und Speisewirtschaften, Imbiss-
Gastst�tten, Fleischereien, Metzgereien, Schlachtereien und Optikerbetriebe. Die Richt-
s�tze bestehen aus einem oberen und einem unteren Rahmensatz sowie einem Mittelsatz.
Die Rahmens�tze tragen den unterschiedlichen Verh�ltnissen Rechnung.38

Beispiel

Die Richtsatzsammlung des maßgebenden Jahres enth�lt fÅr eine bestimmte Branche
einen Rohgewinnrahmen in HÇhe von 38 % bis 41 %.

Bei der Verprobung des zu prÅfenden Betriebes kommt der BetriebsprÅfer/Sachver-
st�ndige im unterhaltsrechtlichen Verfahren auf einen Rohgewinn von nur 20 %. Auf-
grund dieser Abweichungen schÇpft der Sachverst�ndige Verdacht und geht der Ab-
weichung nach. Dabei stellt er bei weiteren Ermittlungen fest, dass der Betriebsinha-
ber Steuern verkÅrzt und Geld entnommen hat, um damit Schwarzgeld zu bilden, das
der Unterhaltsberechnung bisher nicht zugrunde gelegt werden konnte.

Familienrechtliche Bedeutung

Besondere Bedeutung hat diese Methode durch eine Entscheidung des BGH erlangt, ohne
dass dieser ausdrÅcklich den Begriff des externen Betriebsvergleichs verwendet.39

„Profund“ erkennt der BGH, dass SchwarzeinkÅnfte nicht bilanziert werden und begrÅn-
det damit, betriebsvergleichend t�tig zu werden.40

In der letztgenannten Entscheidung ist vom externen Betriebsvergleich allerdings aus-
drÅcklich nicht die Rede.

Beispiel nach BGH41

Im zu entscheidenden Fall waren die Personalkosten fÅr eine leitende Mitarbeiterin in
einer Rechtsanwaltskanzlei hÇher als der Gewinn des Unternehmens.

Hier hat der BGH ausgefÅhrt, dass unter BerÅcksichtigung von Durchschnittss�tzen
der Personalkosten in Rechtsanwaltskanzleien (nach BRAK-Statistiken mit 25 %)
eine Korrektur des steuerlichen Ergebnisses unterhaltsrechtlich vorzunehmen ist!

Hinweis

Damit ist im Unterhaltsrecht der �ußere Betriebsvergleich eindeutig anerkannt mit der
Folge:

Praktisch bei jeder Aufwandsposition und natÅrlich auch bei den ErlÇsen reicht ein
substantiiertes Bestreiten aus, insbesondere bei Vortrag von Abweichungen der tat-
s�chlichen Zahlen vom statistischen Material.

Hiermit liegt also ein wirkungsvolles rechtliches Instrumentarium vor, das der Berater
des Unterhaltsberechtigten zur Vermeidung von Haftungsrisiken einsetzen muss.
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f) VermÇgenszuwachsrechnung

Bei der VermÇgenszuwachsrechnung wird das gesamte VermÇgen des Steuerpflichtigen
innerhalb zweier Stichtage erfasst. Dabei wird davon ausgegangen, dass sich die Steuer-
mehrungen nur aus versteuerten EinkÅnften, steuerfreien Einnahmen und einmaligen Ver-
mÇgensanf�llen, wie z.B. Erbschaften, Schenkungen, Spielgewinne, ergeben. Zeigen sich
hier Differenzen, ist dies nach der Rechtsprechung ein Indiz fÅr nicht vollst�ndig erfasste
Einnahmen.

Um eine VermÇgenszuwachsrechnung zu erstellen, sind detaillierte Informationen,
auch aus der Privatsph�re erforderlich.

Hinweis

Informationen zur Privatsph�re gehÇren zur Darlegungs- und Beweispflicht des Unter-
haltsschuldners.

Auch dessen andere EinkÅnfte (�berschusseinkÅnfte) aus der privaten VermÇgens-
sph�re, die sich in steuerrechtlichen EinkÅnften aus den §§ 20, 21 und 22 EStG erge-
ben, zeigen die Leistungsf�higkeit und werden berÅcksichtigt!

Auch zur Abgrenzung zwischen betrieblich veranlassten und privaten Aufwendungen
werden die Informationen aus der Privatsph�re herangezogen.

Dem Unterhaltsschuldner werden im Zuge der Anwendung einer VermÇgenszuwachs-
rechnung erhebliche Mitwirkungspflichten aufgebÅrdet.

Erst eine vollst�ndige Ausnutzung des durch Gesetz und Richterrecht an die Hand gege-
benen Auskunftsrechts ermÇglicht die ErfÅllung der Dispositions- und Verhandlungs-
maxime des Zivilprozesses und damit die volle Wahrnehmung der UnterhaltsansprÅche.42

In der praktischen Anwendung sind umfangreiche Informationen fÅr jedes Jahr erforder-
lich, die die Verfasser in einer 34 Positionen umfassenden Liste zusammengestellt haben.
1. Ist GrundvermÇgen vorhanden und wie wird dieses bewertet?
2. KapitalvermÇgen, Geldanlagen, auch aus Lebensversicherungen, Bau- und Sparkas-

senguthaben und Sparvertr�gen? Gibt es hieraus Auszahlungen?
3. Schulden, außer Betriebsschulden?
4. gezahlte Einkommen- VermÇgen-, Kirchensteuer, Lastenausgleichsabgaben, außer

von betrieblichen Konten?
5. Beitr�ge zu Kranken-, Unfall-, Lebensversicherungen, sonstigen Versicherungen,

Sterbekassen, außer von betrieblichen Konten?
6. Beitr�ge zu Bausparkassen und Sparratenvertr�gen einschließlich gutgeschriebener

Zinsen, außer von betrieblichen Konten?
7. Krankheitskosten, soweit nicht von dritter Seite erstattet?
8. Vereinsbeitr�ge und Ausgaben fÅr Liebhabereien?
9. Aufwendungen fÅr Reisen privater Art?
10. Ausgaben fÅr Erziehung, Ausbildung der Kinder, Aussteuer, Mitgift, außerhalb des

Gesch�ftsbereichs usw., UnterhaltszuschÅsse und Zuwendungen an Kinder oder sons-
tige Verwandte, Schenkungen an Dritte, außer von betrieblichen Konten?

11. Ausgaben fÅr Beschaffung von Hausrat, MÇbeln, Kleidung, BÅcher, Schmuck, usw.?
12. Anschaffung und Unterhalt von privaten Kraftfahrzeugen?
13. private Prozesskosten, Strafen und Spenden?
14. Anschaffung von privatem Grundbesitz?
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15. Aufwendungen fÅr Verbesserungen an privaten GrundstÅcken?
16. Mietzahlungen und Mietwert der eigenen Wohnung?
17. Aufwendungen fÅr Haushaltshilfe?
18. Schuldzinsen und Renten?
19. MindererlÇse aus Ver�ußerungen von VermÇgensteilen, soweit im AnfangsvermÇgen

(1.1. des Jahres) enthalten sowie sonstige tats�chliche VermÇgensverluste, z.B. aus
BÅrgschaften und Kursverlusten?

20. Erwerb durch Erbschaft oder Schenkung von Dritten (abzÅgl. Erbschaftsteuer)?
21. Ausgezahlte Kursgewinne (die ab 2009 steuerbar sind)?
22. Steuerfreie EinkÅnfte und Pauschbetr�ge fÅr Werbungskosten?
23. AfA fÅr Privatgrundbesitz?
24. MehrerlÇse aus Verkauf von Teilen des sonstigen VermÇgens und von Privatgrund-

besitz, falls diese im AnfangsvermÇgen aufgefÅhrt sind?
25. GesamterlÇs aus Verkauf von Privatgrundbesitz, falls dieser nicht im Anfangsver-

mÇgen aufgez�hlt ist?
26. Geldbest�nde zu den Stichtagen auf Bank- und Sparkonten, außer auf betrieblichen

Konten?
27. außerbetriebliche Gew�hrung von Darlehen?
28. Gelder aus außerbetrieblichen Schuldaufnahmen?
29. RÅckzahlungen von außerbetrieblichen Schulden?
30. Gelder aus RÅckzahlungen außerbetrieblich gew�hrter Darlehen?
31. Erstattung nicht abzugsf�higer Steuern?
32. Erstattung aus Versicherungsleistungen?
33. Privater Geldverbrauch fÅr Nahrungs- und Genussmittel, Bekleidung, sonstige Haus-

haltsfÅhrung, KÇrper- und Gesundheitspflege, Bildung und Unterhaltung, Vereinsbei-
tr�gen, Liebhabereien, Reisen und Urlaub, Çffentliche und private Verkehrsmittel,
Miete, Strom, Gas, Brennstoffe, Wasser-, MÅll- und KanalgebÅhren, NachrichtenÅber-
mittlungen, insbesondere Telefon, Anschaffung privater InvestitionsgÅter wie Fahr-
zeuge, Wohnungseinrichtungen, Prozesskosten, Strafen, Spenden, Schuldzinsen, sons-
tige Lebenshaltung, Haushaltshilfen, etc.?

34. Zahlung von Schadenersatz von Dritten, Spielgewinne, Spekulationsgewinne?

Nun wird sogleich durch den kritischen Leser eingewandt werden, wie ein derart komple-
xes Instrument in ein unterhaltsrechtliches Verfahren eingebracht werden kann.

Dieser Einwand ist insoweit richtig, als die Anwendung wohl dem Sachverst�ndigen im
gerichtlichen Verfahren vorbehalten sein wird.

Wenn die Verfasser bei einem Gutachten die VermÇgenszuwachsrechnung vorgeschlagen
haben, kommt es regelm�ßig zu einem Auflagenbeschluss, wonach der Unterhaltschuld-
ner die in der vorgenannten Liste erforderlichen AuskÅnfte fÅr den Betrachtungszeitraum
zu erteilen hat. Dieser Beschluss ist isoliert nicht anfechtbar!

Um das Gericht aber zu derartigen Maßnahmen zu bewegen, mÅssen konkrete Anhalts-
punkte vorgetragen werden.

Wie ist die VermÇgenszuwachsrechnung in der steuerlichen BetriebsprÅfung ein-
zuordnen und kann dieses Instrument unterhaltsrechtlich genutzt werden?

Das Wesen der VermÇgenszuwachsrechnung folgt der Idee, dass der Steuerpflichtige in
einem bestimmten Zeitraum einen Zuwachs an VermÇgen nur aus zu versteuernden Ein-
kÅnften plus steuerfreien EinkÅnften plus einmaligen VermÇgensanf�llen erzielen kann,
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soweit sie nicht fÅr die private LebensfÅhrung und andere VermÇgensdispositionen ver-
wendet worden sind.43

Diese Methode ist in der Steuerrechtsprechung anerkannt. Der BFH44 fÅhrt dazu aus:

Wenn sich die Einkommens- und VermÇgensverh�ltnisse bei einem Steuerpflichtigen
nicht Åbersehen lassen und die Annahme verschwiegener EinkÅnfte nahe liegt, ist zur
Sachaufkl�rung grunds�tzlich eine das gesamte VermÇgen des Steuerpflichtigen umfas-
sende VermÇgenszuwachsrechnung erforderlich. Aus einem ungekl�rten VermÇgens-
zuwachs kann ein beweiswÅrdigender Schluss gezogen werden, er stamme aus ver-
schwiegenen steuerpflichtigen EinkÅnften.

Diese AusfÅhrungen lesen sich wie die BegrÅndung eines unterhaltsrechtlichen Urteils.

Die vorgenannten Grunds�tze lassen sich deshalb auch ins Unterhaltsrecht transformie-
ren, insbesondere wenn man die Darlegungs- und Beweislast seitens des Unterhaltsver-
pflichteten bedenkt.

Dogmatisch ist dann aber noch problematisch, dass diverse AuskÅnfte aus der Privatsph�-
re herangezogen werden mÅssen, um die Sch�tzungsgrundlagen nach § 287 ZPO zu
schaffen.

Beispiel

Das erkl�rte Jahreseinkommen eines Steuerpflichtigen liegt bei rund 200.000 EUR.
Bei der AußenprÅfung wird anhand des Bankkontos festgestellt, dass das Dach-
geschoss des Einfamilienhauses zu einem Penthouse fÅr den Sohn ausgebaut wurde.
Der Aufwand bel�uft sich in dem betreffenden Jahr auf 185.000 EUR. Von den ver-
bleibenden 15.000 EUR kann die Familie nicht gelebt (ungebundene Mittel zur all-
gemeinen LebensfÅhrung) und darÅber hinaus Einkommensteuer, Versicherungen,
Strom, Heizung, Auto etc. bezahlt haben.

In derartigen F�llen wird der Tatrichter ebenfalls im Wege einer Auflage, ggf. nachdem
er einen Sachverst�ndigen hinzugezogen hat, folgenden Vortrag verlangen: Bei der Ver-
probung der vorgelegten betrieblichen und privaten Konten wurde festgestellt, dass die
Gesamtsumme der freien Geldmittel fÅr die Lebenshaltung nicht ausreichen, um die Åbli-
chen Kosten der Lebenshaltung lt. statistischer Vergleichswerte abzudecken. Im Rahmen
seiner Darlegungsverpflichtungen wird dem Unterhaltsschuldner aufgegeben, entspre-
chend und erg�nzend vorzutragen.

Die dogmatische Grundfrage, ob auch private Bereiche, insbesondere Privatkonten mit
herangezogen werden kÇnnen, zeigt sich auch in der Fragestellung, wenn gemischte Kon-
ten verwandt werden, die private und betriebliche Gesch�ftsvorf�lle umfassen.

Dem Unterhaltsgl�ubiger ist aber oftmals aus eigener Kenntnis bekannt, welche Lebens-
fÅhrung zugrunde liegt, etwa fÅr Urlaubsreisen etc., so dass versucht werden sollte, hierzu
vorzutragen um dem Gericht deutlich zu machen, dass die deklarierten EinkÅnfte nicht
ausreichen kÇnnen.

Werden dann Treuhandverh�ltnisse oder Auslandsbeziehungen behauptet oder dargelegt,
erhÇht sich die Darlegungs- und Beweislast des Unterhaltsverpflichteten noch weiter.

263

II. Aufdeckung der SchwarzeinkÅnfte in Steuerrecht und BWL C.

43 Vgl. Kottke, a.a.O., S. 459 ff.
44 BFH BStBl III 1966, 650 ff.



Oben wurde bereits die Frage bejaht, dass AuskÅnfte aus der Privatsph�re, genau wie bei
der steuerlichen BetriebsprÅfung, herangezogen werden kÇnnen und insoweit dem Unter-
haltsverpflichteten die volle Darlegungs- und Beweislast trifft.45

Darf der Sachverst�ndige im Rahmen der PrÅfungsanordnung eine intensive Aus-
forschung der privaten Sph�re vornehmen?

Die Beweisaufnahme durch einen Sachverst�ndigen stellt einen klassischen Fall der Aus-
forschung dar. Wenn beispielsweise allgemein das Rechnungswesen als ordnungsgem�ß
und substantiiert bestritten wird, hat eine AllgemeinÅberprÅfung des gesamten Rech-
nungswesens stattzufinden, in der Bereiche tangiert und ÅberprÅft werden, die im einzel-
nen substantiiert nicht vorgetragen worden sind!

Wenn der Unterhaltsschuldner zu derartigen Informationen berechtigt ist, muss der Unter-
haltsverpflichtete dabei auch gegen seine Interessen mitwirken?

Das ist zu bejahen und ergibt sich aus seiner vollen Darlegungs- und Beweisverpflichtung
und zudem aus dem Grundsatz der prozessualen Wahrheitspflicht.

Kann es fÅr private Unterlagen Vorlagepflichten geben, wenn es keine steuerlichen Auf-
bewahrungspflichten gibt?

Sicherlich gibt es nicht die 10-j�hrige Aufbewahrungspflicht wie bei betrieblichen Unter-
lagen. Regelm�ßig werden aber Unterlagen aus der steuerlichen Veranlagung zur Ver-
fÅgung stehen, zumindest bis zur Bestandskraft der Entscheidung. DarÅber hinaus kann
das Gericht Akten der Finanzverwaltung beiziehen § 643 Abs. 2 Nr. 3 ZPO.

Auch EinkÅnfte aus der nichtbetrieblichen Sph�re bei den EinkÅnften nach den §§ 20, 21
und 22 EStG (�berschusseinkÅnfte) mÅssen uneingeschr�nkt offenbart und der Unter-
haltsberechnung zugrunde gelegt werden.46 Eine gegenteilige Ansicht des Unterhaltsver-
pflichteten ist irrelevant, besonders wenn er selbst betriebliche und private Vorg�nge ver-
mischt.

Dies gilt auch fÅr die Anerkennung von Betriebsausgaben, weil ihre Abgrenzung zu pri-
vat Veranlasstem entscheidungsrelevant ist.

FÅr die steuerliche Anerkennung beispielsweise von Ehegattenarbeitsverh�ltnissen ist
u.a. Voraussetzung, dass die VergÅtung in die eigene VermÇgenssph�re des Arbeitnehme-
rehegatten gelangt ist. Bei �berweisungen sind seine privaten Konten einzusehen, um
festzustellen zu kÇnnen, wer der Kontoinhaber ist.

Allgemeiner Grundsatz zur �berprÅfung derartiger Vertr�ge mit nahe stehenden Personen
ist die schriftliche Vereinbarung, tats�chliche DurchfÅhrung gem�ß dieser Vereinbarung
und Fremdvergleich.

Diese Argumente machen deutlich, dass die Grenzen zwischen betrieblicher und pri-
vater Sph�re fließend sind.

So bleiben in einem unterhaltsrechtlichen Auskunftsverfahren keinerlei rechtliche Beden-
ken, zur Ermittlung des Einkommens auch die Vorlage der Einkommensteuererkl�rungen
aus der Einkunftsart Vermietung und Verpachtung, KapitalvermÇgen und bei sonstigen
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EinkÅnften zu verlangen. Diese Entspringen der Privatsph�re und sind fÅr die unterhalts-
rechtliche WÅrdigung unverzichtbar!

Auch Strohal47 fÅhrt hierzu aus, dass der Umfang des Anspruchs auf Auskunfts- und Be-
legvorlage an den unterhaltsrechtlichen Einkommensbegriff anknÅpft und die unterhalts-
rechtliche Rechenmethodik widerspiegelt.

Diese weitgehende Auskunfts- und Belegpflicht ist auch durch das Gebot materieller Ge-
rechtigkeit erforderlich.

Die VermÇgenszuwachsrechnung, im steuerlichen Erhebungsverfahren entwickelt,
ist trotz der tangierten privaten Bereiche auch im Unterhaltsrecht uneingeschr�nkt
anzuwenden.

g) Geldverkehrsrechnung und Kassenfehlbetragsrechnung

aa) Geldverkehrsrechnung

Die Geldverkehrsrechnung ist eine auf den Geldbereich beschr�nkte VermÇgenszuwachs-
rechnung. Sie beruht auf der �berlegung, dass ein Steuerpflichtiger in einem bestimmten
Zeitraum nicht mehr Geld ausgeben kann, als ihm aus seinen EinkÅnften und sonstigen
Quellen zufließt.

Ergibt sich bei der Geldverkehrsrechnung in ihren verschiedenen Formen ein ungekl�rter
VermÇgenszuwachs, l�sst sich daraus schließen, dass Betriebseinnahmen nicht erkl�rt
worden sind.

Allerdings kommt die Geldverkehrsrechnung nur bei Åberschaubaren VermÇgensverh�lt-
nissen in Betracht und liefert nur weniger zuverl�ssige Ergebnisse als die VermÇgens-
zuwachsrechnung, da bei ihr nur ein Teil der Einflussfaktoren einbezogen ist.

Kann der Sachverhalt nicht uneingeschr�nkt aufgekl�rt werden, kann die HÇhe der Aus-
gaben fÅr private LebensfÅhrung im Zuge der Geldverkehrsrechnung gesch�tzt werden.

Wie arbeitet die Geldverkehrsrechnung, die auf der �berlegung basiert, dass ein Steuer-
zahler w�hrend des Vergleichszeitraumes nicht mehr Geld ausgeben und anlegen kann,
als ihm aus den deklarierten EinkÅnften und sonstigen Quellen zufließen kann?

Die Geldverkehrsrechnung sieht wie folgt aus:48

VerfÅgbare Mittel:
n betriebliche und außerbetriebliche Gegenst�nde und Guthaben zu Beginn des Ver-

gleichszeitraumes
n erkl�rte EinkÅnfte in Geldrechnung, d.h. bereinigt um Eigenverbrauch, Mietwert der

eigenen Wohnung, AfA, Freibetr�ge usw., jeweils in der vom Steuerpflichtigen ange-
setzten und geltend gemachten HÇhe

n Geld aus Schuldaufnahmen und RÅckzahlung von ausgeliehenen Geldern
n steuerfreie Einnahmen und Einnahmen außerhalb der Einkunftsarten (ErlÇse aus dem

Verkauf von nicht betrieblichen VermÇgen, Gelderbschaften, Geldschenkungen, Er-
stattungen nicht abzugsf�higer Steuern usw.)
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Mittelverwendung (Geldbedarf) und Schlussbest�nde:
n privater Geldverbrauch (Lebenshaltung, tats�chlich gezahlte Sonderausgaben, Miet-

zinsen und nicht abzugsf�hige Steuern usw.)
n Zahlungen auf nur verteilt oder gar nicht abzugsf�hige Anschaffungs- und Herstel-

lungskosten (z.B. fÅr die Anschaffung von betrieblichen und privaten Kraftfahrzeu-
gen, nicht hingegen fÅr die Anschaffung von Waren und geringwertigen Wirtschafts-
gÅtern)

n Auslagen und RÅckzahlungen von Schulden
n betriebliche und außerbetriebliche Geldbest�nde und Guthaben am Ende des Ver-

gleichszeitraums

bb) Kassenfehlbetragsrechnung

Die Kassenfehlbetragsrechnung ist geeignet fÅr kleinere und mittlere Betriebe, bei grÇße-
rer Bareinnahmenfrequenz und Aufzeichnung des baren Zahlungsverkehrs in einem Kas-
senbuch, wobei der Sollbestand meist nur am Monatsende festgestellt wird.

Diese Methode geht von der Erkenntnis aus, dass der Betriebsinhaber/Unterhaltsschuld-
ner nicht mehr Geld ausgeben kann, als in der Kasse vorhanden ist. �bersteigen die Aus-
gaben eines bestimmten Zeitraumes den Anfangsbestand und die Einnahmen des gleichen
Zeitraumes, ergibt sich ein Kassenfehlbetrag, an den anzuknÅpfen ist. Es wird also nur
Bargeld behandelt.49

Beispiel

Kassenbestand 01.03. 5.000 EUR
Einnahmen 01.03. –

20.03.
10.000 EUR

15.000 EUR
Ausgaben vom 01.03. –

20.03.
17.000 EUR

Kassenfehlbetrag am 20.03. 2.000 EUR
Einnahmen 21.03. –

28.03.
5.000 EUR

Differenz 3.000 EUR
Ausgaben am 21.03. –

28.03.
6.000 EUR

Kassenfehlbetrag am 28.03 3.000 EUR
Einnahmen 29.03. –

31.03.
6.000 EUR

Differenz 3.000 EUR
Ausgaben 29.03. –

31.03.
2.000 EUR

Kassenbestand am
31.03.

1.000 EUR

Einnahmen 01.04. –
10.04.

7.000 EUR

Differenz 8.000 EUR
Ausgaben 01.04. –

10.04.
12.000 EUR
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Kassenfehlbetrag am 10.04. 4.000 EUR
Einnahmen 11.04. –

24.04.
13.000 EUR

Differenz 9.000 EUR
Ausgaben 11.04. –

24.04.
7.000 EUR

Kassenbestand am
24.04.

2.000 EUR

LÇsung

Obwohl der Anfangs- und Endkassenbestand jeweils positiv war, lag dreimal ein Kas-
senfehlbetrag vor.

Die Zusch�tzung erfolgt in HÇhe des jeweils hÇchsten Kassenfehlbetrages von
4000 EUR und nicht in HÇhe der Summe.

Hinweis

Die Kasse muss Kassensturzf�higkeit haben, d.h. der kÇrperliche Geldbestand muss
mit der Aufzeichnung Åbereinstimmen!

Es ist also zu beachten, dass die Kassenaufzeichnungen so beschaffen sein mÅssen, dass
der Soll-Bestand jederzeit mit dem Ist-Bestand der Gesch�ftskasse verglichen werden
kann.50

Ein Fehlbetrag kann folgende Ursachen haben:
n unrichtige Verbuchung des Kassenanfangsbestandes
n nicht gebuchte Betriebseinnahmen
n private Bargeldeinlagen
n nicht zeitnahe Verbuchung von Kasseneing�ngen
n nicht zeitnahe Buchung von Kassenausg�ngen
n doppelte Buchung von Betriebsausgaben
n doppelte Buchung von Betriebseinnahmen

In derartigen F�llen ist in eine �berprÅfung der KassenbuchfÅhrung einzutreten, wobei
auf die t�gliche Aufzeichnungspflicht hinzuweisen ist.51

Wie hat insgesamt eine ordnungsgem�ße KassenbuchfÅhrung auszusehen?
n Kassenaufzeichnungen sind zeitnah zu fÅhren und regelm�ßig mit dem Ist-Bestand

abzustimmen. Eingeschlichene Fehler lassen sich dann ohne nennenswerte Schwierig-
keiten aufkl�ren.

n Differenzen zwischen Kassenbuch und tats�chlichem Bestand, z.B. wegen Tippfeh-
lern, sollen klar gekennzeichnet werden.

n Nachbuchungen von Bareinlagen zur Vermeidung von Kassenfehlbest�nden sind zu
unterlassen.

n Bar ausgezahlte Betriebsausgaben, z.B. fÅr Auto-, Benzinkosten usw. sind erst dann
in das Kassenbuch einzutragen, wenn tats�chlich Geld aus der Kasse entnommen
wird.

n Bei Abweichungen des Tages der Geldentnahme vom Belegdatum ist dieses besonders
kenntlich zu machen. Im Kassenbuch sind auch die baren Zahlungsvorg�nge zu erfas-
sen, wenn sie privaten Charakter haben.
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Negative Kassenbest�nde tauchen in der Praxis immer wieder auf, weil manche Unter-
nehmer nicht in der Lage sind, ein Kassenbuch ordnungsgem�ß zu fÅhren. Derartige
Steuerpflichtige/Unterhaltsschuldner „buchen“ offenbar mit dem Buchungssatz „Hosen-
tasche an Kasse“.

Welche Anforderungen sind an die Aufbewahrung von Kassenstreifen der elektroni-
schen Registrierkassen zu stellen?

Es ist eine Aufbewahrung von Registrierkassenstreifen, Kassenzetteln, Bons und ver-
gleichbaren Kassenbelegen im Einzelfall nicht erforderlich, wenn der Zweck der Auf-
bewahrung in anderer Weise gesichert oder die Gew�hr der Vollst�ndigkeit der vom Kas-
senbeleg Åbertragenen Aufzeichnungen nach den tats�chlichen Verh�ltnissen gegeben
ist.52 Die vorgenannten Voraussetzungen hinsichtlich der Kassenregistrierstreifen sind re-
gelm�ßig erfÅllt, wenn Tagesendsummenbons aufbewahrt werden, die die Gew�hr der
Vollst�ndigkeit bieten und den Namen des Gesch�fts, das Datum und die Tagessumme
enthalten.

Auch hilft die Abgabenordnung weiter. Nach § 147 Abs. 1 Nr. 1 AO sind die zur Kasse
gehÇrenden Organisationsunterlagen, insbesondere Bedienungsanleitungen, Program-
mieranleitungen, Programmabl�ufe nach jeder �nderung, Protokolle Åber die Einrichtung
von Verk�ufern, Kellnern und anderem Personal sowie alle weiteren Anweisungen zur
Kassenprogrammierung aufzubewahren. Weiter sind mit Hilfe der Registrierkasse erstell-
te Rechnungen zu dokumentieren.

Nach § 147 Abs. 1 Nr. 4 AO sind die Tagessummenbons durch Ausdruck des Nullstel-
lungsz�hlers (fortlaufende sog. Z-Nummer zur �berprÅfung der Vollst�ndigkeit der Kas-
senberichte), der Stornobuchungen (sog. Manager-Stornos und Nach-Storno-Buchungen),
Retouren, Entnahmen sowie der Zahlungswege (Bar, Scheck, Kredit, Kreditkarte) und
alle weiteren im Rahmen des Tagesabschlusses aufgerufenen Ausdrucke der EDV-Regis-
trierkasse (z.B. betriebswirtschaftliche Auswertungen, Ausdrucke des Trainingsspeichers,
Kellnerberichte und Spartenberichte) in Belegzusammenfassung mit dem Tagessummen-
bon aufzubewahren.53

Insgesamt handelt es sich hier ebenfalls um ein unterhaltsrechtlich umzusetzendes Instru-
ment, das der Aufdeckung von SchwarzeinkÅnften dient und dem Sachverst�ndigen vor-
behalten bleibt.

4. Sch�tzung im Unterhaltsrecht

Bei der Sch�tzung sind alle Umst�nde zu berÅcksichtigen, die fÅr die Sch�tzung von Be-
deutung sind. Das Gericht muss substantiierten Einwendungen des Unterhaltsberechtigten
nachgehen und nicht der in einer mÅndlichen Verhandlung ge�ußerten Ansicht eines Fa-
milienrichters folgen, die Gewinnermittlungen wÅrden schon richtig sein, wenn das Fi-
nanzamt diese „durchgewinkt“ habe.

Eine Einkommenssch�tzung ist auch im Unterhaltsrecht uneingeschr�nkt zur Anwendung
zu bringen. Zwar hat das Unterhaltsrecht (braucht es auch nicht) keine origin�ren Instru-
mente zu Sch�tzungsmethoden entwickelt. Es ist aber angezeigt, die Instrumente des
Steuerrechts, insbesondere der steuerlichen BetriebsprÅfung, zu Åbernehmen, weil dieses
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auch bei der Ermittlung der Leistungsf�higkeit von Selbstst�ndigen/Gewerbetreibenden
auf Basis des steuerrechtlich ermittelten Einkommens geschieht.

Da das Gericht zur ErfÅllung des Normzwecks des § 287 Abs. 2 ZPO hinreichende
Grundlagen benÇtigt, um Sch�tzungen zu begrÅnden, wird es regelm�ßig auf die Hilfe
des Sachverst�ndigen ankommen, da eine Sch�tzung „ins Blaue hinein“ unzul�ssig ist.
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D. Darlegungs- und Beweislast und Auskunft

I. Darlegungs- und Beweislast

Bei der Unterhaltsbemessung muss als erstes festgestellt werden, welches Unterhaltsein-
kommen auf Seiten der Unterhaltsberechtigten und Unterhaltsverpflichteten vorhanden
ist.

Der unterhaltsberechtigte Ehepartner muss seine BedÅrftigkeit und die Leistungsf�higkeit
des Unterhaltspflichtigen generell darlegen und beweisen.1 Entsprechendes gilt fÅr den
Unterhaltsanspruch von minderj�hrigen Kindern.2

Es ist in der Praxis anzuraten, aus der Ableitung von bekannten Daten ein bestimmtes
Unterhaltseinkommen substantiiert zu behaupten, darÅber hinaus ggf. noch zu fiktiven
und/oder potenziellen EinkÅnften/Einkommen vorzutragen. Wenn der Unterhaltsver-
pflichtete seine Bilanz oder seine �berschussrechnung vorlegt, muss folglich der Unter-
haltsberechtigte einzelne Positionen gezielt bestreiten.3

Es ist dann an dem Unterhaltspflichtigen, das so behauptete Einkommen durch eine Of-
fenbarung der tats�chlichen wirtschaftlichen Verh�ltnisse zu widerlegen.4

Auch nach einer Entscheidung des OLG Celle5 muss der Unterhaltsverpflichtete seine
Einkommensverh�ltnisse im Einzelnen darlegen und beweisen, wenn der Unterhalts-
berechtigte plausibel ein bestimmtes Einkommen darlegt. Nach Ansicht des OLG Celle
ist n�mlich grunds�tzlich die Partei darlegungspflichtig, die Zugang zu den relevanten
Daten hat.

Dies gilt nach einer weiteren Entscheidung des OLG Celle6 auch deshalb, weil die Um-
st�nde und WahrnehmungsmÇglichkeiten in der Sph�re des Unterhaltschuldners liegen.

Aus der Substantiierungspflicht ergibt sich folglich eine Umkehr der Darlegungslast.

FÅr SchwarzeinkÅnfte gilt nach BGH:7

Wenn n�here Darlegungen von SchwarzeinkÅnften der beweisbelasteten Prozesspartei
nicht zumutbar sind, weil sie nur dem Gegner bekannt sind, muss der Prozessgegner (der
Unternehmer) substantiiert bestreiten, weil sie anderenfalls als zugestanden nach § 138
Abs. 3 ZPO gelten.

Es reicht also aus, SchwarzeinkÅnfte zu behaupten und wenn mÇglich, diese mit einem
weiterem Kenntnisstand zu untermauern!
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1 BGH NJW 1995, 534.
2 BGH NJW 2002, 1269.
3 So OLG SaarbrÅcken FamRZ 2006, 1756.
4 BGH NJW 1987, 1201; OLG Hamm v. 19.3.1996, FamRZ 1996, 1217; Kuckenburg, Der Selbstst�ndige im

familienrechtlichen Verfahren, a.a.O., 161 f.
5 ZFE 2002, 291.
6 FuR 2004, 313 f.
7 BGH NJW 1999, 3485.
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II. Beibringungsgrundsatz

Grunds�tzlich liegt die Darlegungslast beim Unterhaltsberechtigten.

Das Gericht kann unter Durchbrechung dieses Grundsatzes gem�ß § 643 ZPO in allen
Unterhaltsprozessen den Parteien aufgeben, Auskunft zu erteilen und Belege vorzulegen.

Kommen die Parteien dieser Aufforderung nicht nach, kann das Gericht bei Arbeitgebern,
Sozialleistungstr�gern, Rentenversicherungstr�gern sowie bei Versicherungsunternehmen
und bei Minderj�hrigenunterhalt sogar beim Finanzamt selbst AuskÅnfte nach § 643
Abs. 3 ZPO einholen. Allerdings sind die Parteien nach § 643 Abs. 2 S. 2 ZPO darauf hin-
zuweisen.8

III. Auskunftsanspruch

1. �berblick Åber die Auskunft

Um seiner Darlegungs- und Beweispflicht nachkommen zu kÇnnen, steht dem Unterhalts-
berechtigten zun�chst ein Auskunftsanspruch zu.

Nach § 1605 Abs. 1 S. 1 BGB hat der Unterhaltsschuldner gegenÅber Verwandten in gera-
der Linie auf Verlangen AuskÅnfte Åber seine EinkÅnfte zu erteilen, nach § 1605 Abs. 1
S. 2 BGB Belege vorzulegen und unter Umst�nden die erteilten AuskÅnfte zu erl�utern.
Entsprechendes gilt bei anteiliger Haftung nach § 1606 Abs. 3 BGB, gegenÅber dem ge-
trennt lebenden Ehepartner nach § 1361 Abs. 4 BGB i.V.m. § 1605 Abs. 1 BGB sowie ge-
genÅber dem geschiedenen Ehepartner nach § 1580 BGB i.V.m. § 1605 Abs. 1 BGB.

Der Auskunftsverpflichtung des Selbstst�ndigen kommt besondere Bedeutung zu, weil
sie sich aufgrund zahlreicher handels- und steuerlicher GestaltungsmÇglichkeiten, wie zu-
vor ausgefÅhrt, ungleich schwieriger darstellt als bei dem „normalen“ Arbeitnehmer, der
keine weiteren EinkÅnfte erzielt.

Ziel des Auskunftsverlangens ist es, den Unterhaltsberechtigten in die Lage zu versetzen,
seinen Unterhaltsanspruch zu berechnen und zu beziffern.

Vers�umnisse hierzu kÇnnen zu erheblicher Haftung fÅhren.

Deshalb sollte der Familienrechtler diesem Verfahren besondere Beachtung schen-
ken und sich nicht mit unzureichenden AuskÅnften zufrieden geben!

2. Rechtsnatur

Bei dem Auskunftsanspruch handelt es sich um einen unselbstst�ndigen Hilfsanspruch
zum Unterhaltsanspruch oder um einen unterhaltsrechtlichen Nebenanspruch.9

Wird der Hauptanspruch anerkannt, besteht auch kein Auskunftsanspruch.

Darlegungs- und Beweislast und Auskunft
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8 Vgl. MÅnch, Unterhalts- und Steuerbilanz, FamRB 2007, 150, 153; SchÅrmann, Wie hoch ist das Einkom-
men? Auskunft im Unterhaltsprozess, FuR 2005, 193 ff.

9 BGH FamRZ 1987, 1132; Kleffmann, Der unterhaltsrechtliche Auskunfts- und Beleganspruch, FuR 1999,
403.
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3. Anspruchsgrundlagen

Als Anspruchsgrundlagen kommen in Betracht

§§ 1605 Abs. 1, 1615l BGB Verwandtenunterhalt
§ 1361 Abs. 4 S. 4 i.V.m. § 1605 BGB Unterhalt bei Getrenntleben
§§ 1569, 1580 S. 2 i.V.m. § 1605 BGB Nachehelicher Unterhalt
§ 242 BGB, § 1605 analog BGB Haftung nach § 1606 Abs. 3 BGB

4. Akzessoriet�t vom Hauptanspruch

Der Anspruch ist vom unterhaltsrechtlichen Hauptanspruch abh�ngig.

Es liegt somit eine Akzessoriet�t der Auskunftspflicht vor.

Es besteht daher kein Anspruch, wenn die Auskunft den Hauptanspruch nicht beeinflus-
sen kann oder der Unterhaltsanspruch eindeutig verwirkt ist.10

Ferner darf der Berechtigte nicht bereits wirksam auf seinen Unterhaltsanspruch verzich-
tet haben.11

5. Art und Inhalt des Auskunftsanspruchs

Vgl. Arbeitshilfen unter E

Bei der Auskunft handelt es sich um die Abgabe einer Willenserkl�rung, die schriftlich
abzugeben ist.12 Sie ist eigenh�ndig zu unterzeichnen.13 Ferner ist sie nach § 1605 Abs. 1
S. 3 BGB i.V.m. § 260 Abs. 1 BGB in Form eines systematischen Verzeichnisses zu ertei-
len. Die Angaben mÅssen gegliedert und aufgeschlÅsselt werden. Ohne Åberm�ßigen
Zeit- und Arbeitsaufwand muss danach der Unterhaltsanspruch berechnet werden kÇn-
nen.14

Die Auskunft muss sich auf alle EinkÅnfte aus allen sieben Einkunftsarten beziehen.

Die Auskunft des Unterhaltsverpflichteten bezieht sich insbesondere darauf, zur Abgren-
zung unterhaltsrechtlich irrelevanter Positionen beizutragen.15

Weitere Auskunftsquelle ist die umsatzsteuerrechtliche Aufzeichnungsverpflichtung, ins-
besondere auch die Dokumentation, welche Entgelte welchen Umsatzsteuers�tzen unter-
liegen (§ 22 Abs. 2 UStG).

Hierauf muss sich selbstverst�ndlich auch das Auskunftsbegehren beziehen.

6. Sperrfrist des § 1605 Abs. 2 BGB

Grunds�tzlich kann nur alle zwei Jahre eine Auskunft verlangt werden. Dadurch soll einer
allzu h�ufigen und l�stigen Geltendmachung des Auskunftsanspruchs vorgebeugt werden.
Nach h.M. wird bei dem Fristbeginn nicht auf den letzten Zeitpunkt der Auskunftsertei-
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10 BGH FamRZ 1994, 1169; 2008, 1325 ff.
11 BGH NJW 1983, 2243.
12 BGH FamRZ 1984, 144.
13 OLG MÅnchen FamRZ 1996, 738.
14 BGH FamRZ 1983, 996.
15 MÅnch, FamRB- Beratungspraxis 2007, 150 ff.; BGH FamRZ 1998, 359.
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lung abgestellt, sondern auf den Regelungszeitpunkt der letzten mÅndlichen Verhandlung
im Vorprozess,16 der UrteilsverkÅndung17 oder dem Zeitpunkt des Prozessvergleiches18

bzw. außergerichtlichen Vergleichs.19

Solange das Auskunftsverlangen noch nicht prozessual erledigt ist, kann das Auskunfts-
begehren erweitert werden.20

Wird nachehelicher Unterhalt neben dem Trennungsunterhalt geltend gemacht, gilt hier-
fÅr nicht die zweij�hrige Sperrfrist nach § 1605 Abs. 2 BGB,21 wenn der Berechtigte we-
sentlich hÇhere EinkÅnfte glaubhaft macht, § 1605 Abs. 2 BGB.

7. Auskunftszeitraum

Der BGH stellt bei Selbstst�ndigen auf das Einkommen der letzten drei oder fÅnf dem
jeweiligen Unterhaltszeitraum vorausgehenden Jahre ab, um ManipulationsmÇglichkeiten
zu reduzieren und h�ufig stark schwankendes Einkommen zu berÅcksichtigen.22 Das
BVerfG h�lt den 3-Jahreszeitraum fÅr grunds�tzlich nicht bedenklich und Åberl�sst die
Annahme des Beurteilungszeitraums den Instanzgerichten.23 Der unterhaltsrechtliche
Betrachtungszeitraum sollte u.E. mindestens fÅnf Jahre betragen. Wenn der BGH24

bei der AfA von der Abschreibungsliste der Finanzverwaltung fÅr allgemein verwendbare
WirtschaftsgÅter ausgeht, findet sich dort regelm�ßig ein Abschreibungszeitraum von
mindestens fÅnf Jahren. Auch der BGH nimmt bei NeugrÅndungsphasen und Einkom-
mensrÅckgang einen l�ngeren Betrachtungszeitraum als drei Jahre an.25

Will man die Entwicklung der Werthaltigkeit von WirtschaftsgÅtern und die daraus resul-
tierende Ertragskraft beurteilen, insb. auch die Aufdeckung etwaiger stiller Reserven,
darf der 5-Jahreszeitraum auf keinen Fall unterschritten werden; zu empfehlen ist sogar
ein noch l�ngerer Betrachtungszeitraum.

8. Geheimhaltungsinteresse und schutzwÅrdiges Interesse des
Auskunftserteilenden

Berechtigte Interessen Dritter an der Geheimhaltung (Mitgesellschafter, weiterer Ehepart-
ner bei Zusammenveranlagung) gehen den Interessen des Unterhaltsberechtigten nach.26

Angaben, die im Steuerbescheid des Unterhaltsverpflichteten den Ehepartner betreffen,
kÇnnen jedoch unkenntlich gemacht werden.

Darlegungs- und Beweislast und Auskunft
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16 OLG Hamburg FamRZ 1984, 1142.
17 OLG Koblenz FamRZ 1979, 1021.
18 OLG DÅsseldorf FamRZ 1993, 591.
19 OLG Karlsruhe FamRZ 1991, 1471.
20 OLG DÅsseldorf FamRZ 1997, 1281.
21 OLG Hamm FamRZ 1996, 868; B�umel in B�umel/BÅte/Poppen, Unterhaltsrecht, § 1605 Rn 27.
22 BGH grundlegend in FamRZ 1980, 770 ff.; FamRZ 1985, 357; 2004, 1178; Empfehlungen des 14. Dt. Fami-

liengerichtstages, A.I.1.d, FamRZ 2002, 296 f.
23 BVerfG FamRZ 1993, 169 ff. Bei starken Einkommensschwankungen kann auch die Heranziehung von sie-

ben Jahren geboten sein, OLG Celle FuR 2001, 509 f.; FamRZ 2003, 177 f.
24 BGH FamRZ 2003, 741 ff.
25 BGH FuR 2003, 254; FuR 2004, 507.
26 BGH FamRZ 1983, 996; 1980, 37.
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Die Auskunft kann von dem selbstst�ndigen Unterhaltschuldner verweigert werden, wenn
konkrete Tatsachen die Annahme rechtfertigen, der Unterhaltsberechtigte werde die In-
formationen missbr�uchlich verwenden.27

9. Offenbarung ungefragter Informationen/Schadenersatz

Aus § 242 BGB ergibt sich u.a. die Verpflichtung zur Benennung von Informationen, die
fÅr den Unterhaltsanspruch relevant sind. Bei Verletzung dieser Verpflichtung von Seiten
des Berechtigten kann eine Unterhaltsverwirkung28 oder ein Anspruch auf Schadenersatz
in Betracht kommen.

10. Eidesstattliche Versicherung

Bei nicht sorgf�ltiger Auskunft besteht ein Anspruch auf Abgabe der eidesstattlichen Ver-
sicherung nach §§ 259, 260, 261 BGB.

Dies gilt nicht, wenn die mangelhafte Auskunft auf unverschuldeter Unkenntnis oder ent-
schuldbarem Irrtum beruht.29

11. Nichtausreichende Auskunft

Sind Angaben unvollst�ndig und zweifelhaft, kann eine Sch�tzung des Einkommens nach
§ 287 Abs. 2 ZPO in Betracht kommen. HierfÅr ist allerdings Voraussetzung, dass die vÇl-
lige Aufkl�rung konkret aufgetretener Zweifel unverh�ltnism�ßig schwierig und zu dem
Umfang der Unterhaltsforderungen in keinem Verh�ltnis steht.30

IV. Beleganspruch/Art der Belege

Vgl. Arbeitshilfen unter E

Vorlage- und AuskunftsansprÅche sind verschiedene, voneinander getrennte AnsprÅche.

Sie mÅssen vom Unterhaltsberechtigten gesondert geltend gemacht werden!31

Im Regelfall ist der Unterhaltsverpflichtete nicht verpflichtet, Originalbelege vorzule-
gen.32

Die Belegauswahl richtet sich danach, in welcher Art und Weise der Selbstst�ndige unter-
nehmerisch t�tig ist. Nach §§ 179 ff. AO sind EinkÅnfte gesondert festzustellen, wenn an
diesen mehrere Personen beteiligt und die EinkÅnfte diesen Personen steuerlich zuzurech-
nen sind.33 Es ist daher dringend zu raten, auch diese Feststellungsbescheide i.S.v. § 179
Abs. 2 AO zu fordern und vorlegen zu lassen (Haftungsrisiko)!
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27 BGH FamRZ 1982, 151.
28 BGH NJW 1999, 2804; FamRZ 2008, 1325.
29 BGH FamRZ 1984, 144.
30 OLG Frankfurt FamRZ 2007, 404 ff.
31 OLG MÅnchen FamRZ 1996, 307.
32 OLG Frankfurt NJWE 1997, 30; OLG Hamm FamRZ 2001, 763.
33 Sog. gesonderte und einheitliche Gewinnfeststellung; vgl. auch Perleberg-KÇlbel in Pump/Leibner, a.a.O.,

§ 179 Rn 7.
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V. Kosten

Grunds�tzlich hat der auskunftspflichtige Unterhaltsschuldner die Kosten zu tragen und
ist deshalb fÅr Sachverst�ndigengutachten vorschusspflichtig.34

VI. Vollstreckung

Die Vollstreckung des Auskunftsanspruchs richtet sich als unvertretbare Willenserkl�rung
nach § 888 ZPO, die des Beleganspruchs als grunds�tzlich vertretbare Handlung nach
§ 883 ZPO. Im Interesse einer effektiven Vollstreckung wird in der Praxis der Beleg-
anspruch zusammen mit dem Auskunftsanspruch durch Zwangsgeld und Zwangshaft
vollstreckt.35

VII. Offenlegung/Elektronischer Bundesanzeiger

Unterhaltsrelevanz

Die Offenlegung von JahresabschlÅssen macht den Auskunftsanspruch bei den im folgen-
den Hinweis genannten Unternehmen auf Vorlage der JahresabschlÅsse obsolet, weil der
Unterhaltsgl�ubiger selbst Kenntnis davon erlangen kann.

Am 1.1.2007 ist das Gesetz Åber elektronische Handelsregister sowie das Unternehmens-
register (EHUG) vom 10.11.200636 in Kraft getreten. Danach ist der elektronische Bun-
desanzeiger (eBAZ) das zentrale Internetmedium fÅr Unternehmenspublikationen. Als
zentrale bundesweite Datenbank gibt es nun ein elektronisches Unternehmensregister.37

Hinweis

Alle Kapitalgesellschaften, Personenhandelsgesellschaften i.S.v. § 264a HGB, Publi-
kumsgesellschaften und eingetragene Genossenschaften unterliegen einer versch�rf-
ten Offenlegungspflicht von JahresabschlÅssen und Anteilslisten gem�ß § 325 ff.
HGB.

VerstÇße gegen die Offenlegungspflicht werden von Amts wegen und nicht mehr auf An-
trag verfolgt und mit Bußgeldern bis zu 50.000 EUR gegen die gesetzlichen Vertreter ge-
ahndet. Die Bußgeldfestsetzung ist mehrfach mÇglich.

Das Register bietet also einen schnellen Zugriff auf JahresabschlÅsse von KÇrperschaften
etc.!
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34 BGH FamRZ 1982, 682.
35 BÅttner, Durchsetzung von Auskunfts- und Rechnungslegungstiteln, FamRZ 1992, 629 ff., 632.
36 BGBl I 2006, 2553.
37 www.unternehmensregister.de.
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E. Arbeitshilfen

I. Erste Arbeitshilfe: Beispielhafte Aufz�hlung von streitigen
Positionen bei der Einkommensermittlung bei
Selbstst�ndigen

ErlÇse
n aus Abg�ngen des AnlagevermÇgens
n aus RÅckstellungsauflÇsungen
n aus Schadenersatz
n aus Privatanteilen
n aus Versicherungsleistungen
n aus Zuschreibungen
n aus AuflÇsung von Pauschalwertberichtigungen auf Forderungen
n aus abgeschriebenen Forderungen
n aus der AuflÇsung von Ansparabschreibungen nach § 7g EStG, Rn 278

RÅckstellungen

Leasing

Zinsaufwand

Steuerzahlungen

Raumkosten

Spenden

Rechts- und Beratungskosten

Verpflegungspauschalen

Deputate (z.B. Land- und Forstwirten)

Reisekosten

Geschenke

Repr�sentation

Bewirtung

Porto

Telefon

Pkw

Sachleistungen

Provisionen

Verluste
n aus Abg�ngen des AnlagevermÇgens
n aus Abg�ngen des UmlaufvermÇgens

277

E.

1



AfA

Teilwertabschreibungen

Forderungen

Ansparabschreibungen, Aufwand fÅr Bildung, Rn 278

Steuerfreie RÅcklagen

(Pauschal-)Wertberichtigungen auf Forderungen

Gesch�ftsfÅhrergeh�lter

Gehalt fÅr nahe stehende Personen (z.B. Ehepartner)

AushilfslÇhne

Pauschalierung von Aufwendungen

Versicherungen

Zinsen

Investitionen/Erhaltungsaufwand

Berechnungsblatt fÅr Schuldzinsenabzug nach § 4 Abs. 4a EStG

Arbeitshilfen
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II. Zweite Arbeitshilfe: Antrag Unterhaltsauskunfts- und
Beleganspruch

„1. Der/Die Unterhaltsschuldner(in) U wird verurteilt, der/dem unterhaltsberechtigten B
Auskunft zu erteilen Åber seine/ihre EinkÅnfte, getrennt fÅr die Kalenderjahre 00 bis
(mindestens) 05, sowie Åber sein/ihr VermÇgen zum Stichtag 00.00.00, durch eine syste-
matische Aufstellung der EinkÅnfte und des VermÇgens sowie einer Aufstellung der ge-
leisteten Steuerzahlungen, einschließlich etwaiger Nachzahlungen und Steuervorauszah-
lungen und einschließlich der etwaig erhaltenen Steuererstattungen in den Jahren 00 bis
(mindestens) 05;

2. die Auskunft Åber die EinkÅnfte zu belegen durch Vorlage der dazu ergangenen Vo-
rauszahlungs-, Vorauszahlungsanpassungs- und Erstattungsbescheide und der Einkom-
mensteuerbescheide nebst den zugrunde gelegten Einkommensteuererkl�rungen und de-
ren Anlagen fÅr die Kalenderjahre 00 bis (mindestens) 05, insbesondere

Anlage N (Nichtselbstst�ndige Arbeit) nebst Arbeits- oder (Gesch�ftsfÅhrer-) Dienstver-
trag einschließlich VergÅtungsvereinbarung mit allen Anlagen, Erg�nzungs- und/oder �n-
derungsvereinbarungen

Anlage GSE (Gewerbebetrieb) nebst
n fÅr Einzelunternehmer:
n Einnahmen-/�berschussrechnung (E�R)

oder
n JahresabschlÅsse, bestehend aus

– Bilanz nebst Gewinn- und Verlustrechnung,
– Summen- und Saldenlisten, betriebwirtschaftliche Auswertungen (BWA)

sowie
– Auszug Åber die Sachkonten: (genau benennen)

n bei Beteiligungen an einer Personengesellschaft:
n Erkl�rungen und Bescheide Åber die einheitliche und gesonderte Gewinnfeststellung

nebst
n Ermittlung des Unterschiedbetrages zwischen etwaigen Sonderbetriebseinnahmen-

und Ausgaben (Anlage ESt 1,1,3 B zur Erkl�rung Åber die einheitliche und gesonderte
Gewinnfeststellung)

n Sonder- und Erg�nzungsbilanzen
n Einnahmen-/�berschussrechnung

oder
n JahresabschlÅsse der Gesellschaft, bestehend aus

– Bilanz nebst Gewinn- und Verlustrechnung
– Summen- und Saldenlisten, sowie
– Sachkonten: (genau benennen)
– Betriebsabrechungsbogen

Anlage E�R (Einnahmen-/�berschussrechnung) nebst Unterlagen wie unter GSE

Anlage KAP (KapitalvermÇgen), soweit EinkÅnfte aus KapitalvermÇgen, insbesondere
auch aus einer gesellschaftsrechtlichen Beteiligung an Kapitalgesellschaften,

sowie zus�tzlich hierzu fÅr die Kalenderjahre 00 bis (mindestens) 05:
n JahresabschlÅsse der Gesellschaft(en) bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlust-

rechnung, Anhang und Lagebericht
n Summen- und Saldenlisten

279

Arbeitshilfen E.

2



n Sachkonten (genau benennen)
n Protokollen der Gesellschafterversammlungen
n Feststellungs- und GewinnverwendungsbeschlÅssen
n KÇrperschaftsteuerbescheide und KÇrperschaftsteuererkl�rungen
n Gliederung des verwendbaren Eigenkapitals

Anlage L mit weiterer Anlage Forstwirtschaft (Land- und Forstwirtschaft), (nebst
Unterlagen wie unter GSE

Anlage V (Vermietung und Verpachtung)

nebst allen zugrunde liegenden Aufstellungen der Einnahmen und der Werbungskosten

Anlage SO (Sonstige EinkÅnfte)

Anlage FW (FÇrderung des Wohneigentums)

Anlage U (Antrag auf Abzug von Unterhaltsleistungen als Sonderausgaben)

Anlage AUS (Ausl�ndische EinkÅnfte und Steuern)

Anlage R (Renten und andere Leistungen)“

Hinweis

Der Antrag ist ggf. noch entsprechend den Anlagen zu den Einkommensteuererkl�-
rungen zu erg�nzen:

Angaben zu Unterhaltsleistungen an bedÅrftige Personen, Anlage Unterhalt

Kind, Anlage Kind

Statistische Angaben, Anlage St

Zustimmung zur �bertragung von Kinderfreibetr�gen und Freibetr�gen fÅr den
Betreuungs- und Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf, Anlage K

Altersvorsorgebeitr�ge als Sonderausgaben nach § 10a EStG, Anlage AV

Weinbau, Anlage Weinbau

VermÇgenswirksame Leistungen, Anlag VL sowie

der nachfolgenden Positionen in der 3. Arbeitshilfe!
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III. Dritte Arbeitshilfe: Beispiele fÅr anzufordernde
Unterlagen bei Selbstst�ndigen

Einkommensteuerberechnungen der Steuerberatung/WirtschaftsprÅfung

Einkommensteuererkl�rungen (Mantelbogen nebst allen Anlagen)

Einkommensteuerbescheide (auch die ge�nderten)

Verlustvortragbescheid nach § 10d Abs. 4 S. 1EStG

BetriebsprÅfungsberichte

Handelsbilanzen (nebst Erl�uterungsberichten)

Steuerbilanzen (nebst Erl�uterungsberichten)

Sonder- und Erg�nzungsbilanzen bei Personengesellschaften

Konsolidierte AbschlÅsse verbundener Unternehmen, u.a. bei Betriebsaufspaltung

Im Insolvenzfall:
n Gutachten nach § 22 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 InsO
n �berschuldungsbilanzen
n Berichte des Insolvenzverwalters nach §§ 79, 156 Abs. 1, 197 InsO

Gewinn- und Verlustrechnungen (nebst Erl�uterungsberichten)

Anhang zu den JahresabschlÅssen bei KÇrperschaften

Lageberichte

Kontennachweise zur G u V

HandelsbÅcher gem�ß § 238 HGB

Hauptabschlussberichte/-Åbersicht

Gesellschaftsvertr�ge/Gewinnregelungen

Gewinn-/VerlustverwendungsbeschlÅsse

Gewinnfeststellungsbescheide nach § 179 Abs. 2 AO bei Personengesellschaften

HandelsregisterauszÅge

Liste der Gesellschafter

Gesch�ftsfÅhrervertr�ge mit allen �nderungen (nebst Gehaltskonten, Pensionsvertr�gen,
Vertr�gen Åber Dienstwagen); Lohnsteuerkarte mit Entlastungsbetr�gen

KÇrperschaftsteuerberechnungen der Steuerberatung/WirtschaftsprÅfung

KÇrperschaftsteuererkl�rungen

KÇrperschaftsteuerbescheide

Auflistung der Ergebnisminderungen durch die AusÅbung von Bilanzierungs- und Bewer-
tungswahlrechten

�bersicht Åber die Entwicklung und AuflÇsung von RÅckstellungen
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Auflistung von verfallbaren und unverfallbaren Anwartschaften bei PensionsrÅckstellun-
gen incl. der versicherungsmathematischen Berechnungen1

Dokumentation Åber die teilfertigen Erzeugnisse/Leistungen

Einnahmen-/�berschussrechnungen nach § 4 Abs. 3 EStG (mit Kontennachweisen)

Anlagenverzeichnis

Auflistung mit Dokumentation der Ergebnisminderungen durch Sonder- AfA, erhÇhte,
außerplanm�ßige und degressive AfA sowie Teilwertabschreibungen

Auflistung Schuldzinsen mit BegrÅndung fÅr Betriebsbedingtheit

Fahrtenbuch

Telefonlisten

Liste fÅr Geschenke mit Adressaten

Bewirtungsaufwendungen mit deren Nachweisen nach amtlichem Formular

Auflistung von außerordentlichen, betriebsfremden und periodenfremden Aufwendungen
und Ertr�gen

Umsatzsteuererkl�rungen

Umsatzsteuerbescheide

Betriebswirtschaftliche Auswertungen

Summen- und Saldenlisten zum Abschlussstichtag

(Jahresabschluss-) Umbuchungslisten

Sachkonten

Betriebsabrechnungsbogen

KontoauszÅge des Finanzamtes Åber Einkommensteuerzahlungen und -erstattungen bei
In-Prinzip

Jahresbescheinigungen Åber Kapitalertr�ge und Ver�ußerungsgewinne nach § 24c EStG
bis 2008, ab 2009 Einzeldokumentationen Åber diese Ertr�ge

Arbeitshilfen
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IV. Vierte Arbeitshilfe: Einkommensermittlung im
Unterhaltsrecht

Ermittlung des durchschnittlichen Unterhaltseinkommens

EinkÅnfte aus

1. Jahr 2. Jahr 3. Jahr
usw.

1. Land- und Forstwirtschaft
+ Gewinn
+ AfA
+/- Ansparabschreibung
+ geldwerte Vorteile, z.B. Deputate

2. Gewerbebetrieb
+ Gewinn
+ AfA
+/- Ansparabschreibung
+ geldwerte Vorteile

3. selbstst�ndiger T�tigkeit
+ Gewinn
+ AfA
+/- Ansparabschreibung
+ geldwerte Vorteile

4. nichtselbstst�ndiger Arbeit
+ �berschuss
+ steuerfreie Einnahmen

5. KapitalvermÇgen
+ �berschuss
+ Zurechnung, z.B. bei Beherrschung

6. Vermietung und Verpachtung
+ �berschuss
+ AfA
+ Modernisierungsaufwendungen

7. sonstigen EinkÅnften
+ �berschuss
+ steuerfreie Einnahmen

UnterhaltseinkÅnfte insgesamt
Bereinigung des Einkommens
– Steuervorauszahlungen
– Steuerzahlungen
– fiktive Steuerbelastung
+ Steuererstattungen
+ fiktive Steuerbelastung
– Beitr�ge zur KV und PV
– Altersvorsorge
durchschnittliches Unterhaltseinkommen
AfA: Beachte die Entscheidungen
BGH FamRZ 1984, 39,41
BGH FamRZ 2003, 741 ff.
BGH FamRZ 2004, 1177 ff.
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V. FÅnfte Arbeitshilfe: Interner Betriebsvergleich

(vereinfachte Darstellung)

1. Jahr 2. Jahr 3. Jahr
usw.

Gewinn- und Verlustrechnung

1. UmsatzerlÇse

2. ErhÇhung oder Verminderung des Bestandes

3. Sonstige ErlÇse

4. Materialaufwand

a. Roh-, Hilfs-, und Betriebsstoffe

b. Bezogene Leistungen

Rohergebnis

5. Personalaufwand

a. LÇhne

b. Soziale Abgaben

6. AfA

7. Sonstige betriebliche Aufwendungen

Betriebsergebnis

8. Sonstige Zinsen und Ertr�ge

9. Zinsen u.�. Aufwendungen

Ergebnis

Sonstige Steuern

JahresÅberschuss/Jahresfehlbetrag

VI. Arbeitshilfe Hotline

Hotline zu den Autoren unter Telefonnummer 0163–8841691!

Arbeitshilfen
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Stichwortverzeichnis

A

ABC der sonstigen RÅckstellungen
B. 315

Abgeltungsteuer A. 15 ff.
– KÇrperschaftsteuerrecht B. 439 ff.
AbschlussprÅfung B. 377 ff.
Abschreibungsaufwand B. 359
�ußerer Betriebsvergleich siehe

Schwarzgeld
AfA
– AfA-Methoden B. 176 ff.
– bei immateriellen WirtschaftsgÅtern

B. 186 ff.
– Wechsel der AfA-Methoden B. 206 ff.
AfA bei beweglichen AnlagegÅtern

B. 199 ff.
AfA bei Geb�uden
– Bemessungsgrundlage der B. 195 ff.
– degressive B. 192 ff.
– lineare B. 188 ff.
– staffeldegressive AfA B. 192 ff.
AfA und Sonder-AfA im Familienrecht
– bewegliche WirtschaftsgÅter B. 227 ff.
AHK B. 199 siehe Anschaffungs- und

Herstellungskosten
– fortgefÅhrte B. 171
Aktiva/aktive Bilanzposten B. 238 ff.
Aktiva Rechnungsabgrenzungsposten/

RAP B. 260
Altersvorsorgeaufwendungen B. 594
Anhang B. 377 ff.
AnlagevermÇgen und UmlaufvermÇgen
– Abgrenzung B. 242
AnlagevermÇgen versus UmlaufvermÇgen
– Abgrenzung B. 173
Anrechnungsverfahren
– KÇrperschaftsteuerrecht B. 441 ff.
Anschaffungskosten B. 161 ff.
– selbst hergestellte WirtschaftsgÅter

B. 168
Ansparabschreibung nach § 7g EStG

B. 276 f., 285 ff.
– Sonderposten mit RÅcklageanteil

B. 217 ff.
– und Unterhaltsrecht B. 234

Anzahlungen B. 254

Arbeitslohn B. 449 ff.

– Arbeitnehmereigenschaft des ge-
sch�ftsfÅhrenden GmbH-Gesellschaf-
ters B. 468 ff.

– Kinderbetreuungskosten B. 463 ff.

– LohnabzÅge B. 457 ff.

– SachbezÅge B. 454 ff.

Aufteilung von Steuerschulden und Steu-
ererstattungen B. 727 ff.

Aufwand B. 59 ff.

Aufwand fÅr Bildung der Sonderposten
mit RÅcklageanteil, insb. § 7g EStG
B. 361

Aufwand fÅr Bildung von RÅckstellungen
B. 362

Aufwendungen fÅr private LebensfÅhrung
B. 66 ff.

Aufwand fÅr Wertberichtigungen/Verluste
aus Abg�ngen des Anlage- bzw.
UmlaufvermÇgens B. 360

Aufzeichnungspflichten B. 111

Auskunftsanspruch D. 4 ff.

– Anspruchsgrundlagen D. 6

– Auskunftszeitraum D. 10

– Geheimhaltungsinteresse, auch von
Dritten D. 11

– Sperrfrist D. 9

– Umfang des Auskunftsanspruchs D. 8

AußergewÇhnliche Belastungen
B. 545 ff., 619 ff.

– im Familienrecht B. 629 ff.

– in besonderen F�llen B. 635 ff.

Ausweis des Sonderpostens außerhalb der
Bilanz B. 278

back to back Finanzierung A. 21

begrenztes Realsplitting

– Auskunftsanspruch wegen zu
erwartender Nachteile B. 589 f.

– Durchsetzung des Anspruchs auf
Zustimmung B. 585 f.

– steuerliche Auswirkungen des
begrenzten Realsplittings B. 587 f.

– Verj�hrung B. 590
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B

Beibringungsgrundsatz D. 3
Beleganspruch D. 15
besonderer Steuersatz B. 682
Bestandskonten B. 120
Betriebsaufspaltung B. 90 ff.
Betriebsausgaben B. 61 ff.
BetriebsprÅfung C. 23
BetriebsvermÇgen B. 150
BetriebsvermÇgensvergleich B. 71 ff.,

133 ff.
– Begriff des BetriebsvermÇgens

B. 127 ff.
Bewertungsgrunds�tze B. 157 ff.
Bewertung von abnutzbaren Wirtschafts-

gÅtern B. 174 ff.
Bewirtungs-, Reisekosten und Geschenke

B. 365 ff.
Bilanz�nderung B. 324 f.
Bilanzaufbau B. 136 ff.
Bilanzberichtigung
– Bilanz�nderung, § 4 Abs. 2 S. 1, 2

EStG B. 321 ff.
Bilanzierung versus Einnahmen-/�ber-

schussrechnung B. 145
BilanzverkÅrzung B. 141, 143
Bilanzverl�ngerung B. 140
BuchfÅhrung B. 105 ff.
BuchfÅhrungspflicht B. 72, 105, 108
– Rechtsfolgen der Verletzung der Buch-

fÅhrungspflicht B. 115
BuchfÅhrungssysteme B. 113 ff.

D

Darlegungs-und Beweislast siehe
Schwarzgeld

DebitorenbuchfÅhrung B. 119
degressive AfA A. 13; B. 203 ff.
doppelte BuchfÅhrung B. 118
– Patioli B. 123 ff.
Durchschnittsmethode B. 248

E

Ehegattenarbeitsverh�ltnis C. 45
Ehegattenpensionszusagen B. 306 ff.
Eigenkapital B. 263
einfache BuchfÅhrung B. 116 f.
Einkommen, zu versteuerndes B. 655 ff.
Einkommensermittlung
– zu versteuerndes Einkommen B. 3 ff.

Einkommensteuerfestsetzung B. 674 ff.
Einkommensteuer im Familienrecht

B. 717 ff.
Einkommensteuertarif B. 676 ff.
EinkÅnfte aus KapitalvermÇgen
– Dividendenertr�gen B. 472 ff.
– Einnahmen B. 470 ff.
– Kapitallebensversicherungen

B. 483 ff.
– Steuerabzugsbefreiung B. 489 ff.
– Zinsertr�ge B. 486 ff.
Einlagen B. 132
Einnahmen B. 57 ff.
Einnahmen-/�berschussrechnung (E�R)

B. 100
Entnahmen B. 131
Erg�nzungsbilanzen B. 332 ff.
Erhebungsformen der Steuer
– Quellensteuer/Abzugsteuern B. 4
– Veranlagungsteuer B. 4
ErlÇse
– Ums�tze B. 351 ff.
E�R B. 381 ff., 398 ff.
– Abzugsverbot von Aufwendungen nach

§ 4 Abs. 5 EStG B. 390 ff.
– Berechtigte Steuerpflichtige der E�R

B. 383 ff.
– Betriebsausgaben bei E�R B. 387 ff.
– Betriebseinnahmen bei E�R B. 384 ff.
– Durchbrechung des Zu- und

Abflussprinzips B. 391 ff.
– E�R und GestaltungsmÇglichkeiten

B. 400 ff.
– GewillkÅrtes BetriebsvermÇgen bei der

E�R B. 409 ff.
E�R und BetriebsvermÇgensvergleich/

systematische Abgrenzung B. 398 f.

F

F�lligkeit der Einkommensteuer B. 699
fertige Erzeugnisse B. 254
Festbewertung B. 246
Fiktive Abschreibungsliste B. 233 ff.
Finanzierbarkeit B. 305
Forderungen aus Lieferung- und

Leistungen B. 255 ff.
Freibetrag fÅr Betreuung, Erziehung und

Ausbildung eines Kindes B. 649 ff.,
665

FÅr-Prinzip B. 718 ff.

Stichwortverzeichnis
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G

Geb�ude AfA im Familienrecht
– Erhaltungsmaßnahmen versus Ver-

mÇgensbildung B. 197 ff.
Geldverkehrsrechnung siehe Schwarzgeld
gemischte Aufwendungen B. 68
– Fahrten zwischen Wohnung und

Arbeitsst�tte B. 69
– Steuerberaterkosten B. 69
Geringwertige WirtschaftsgÅter/GWG

A. 11; B. 235
Gesamtbetrag der EinkÅnfte B. 538 ff.
– Altersentlastungsbetrag B. 540 ff.
– Entlastungsbetrag fÅr Alleinerziehende

B. 541 ff.
– Freibetrag fÅr Land- und Forstwirte

B. 544 ff.
Gesch�ftswert/Firmenwert
– derivativer B. 186 ff.
– origin�rer B. 186 ff.
Gewerbebetrieb B. 77 ff.
– Mitunternehmer B. 79
Gewerbesteuer A. 2; B. 444 ff.
gewillkÅrtes BetriebvermÇgen B. 153 ff.
Gewinn B. 129 f.
Gewinn- und �berschusseinkÅnfte

B. 51 ff.
Gewinn- und Verlustrechnung B. 349 ff.,

351 ff.
GewinneinkÅnfte, Methoden der B. 70 ff.
Gewinnermittlung nach Durchschnittss�t-

zen nach § 13a EStG B. 412 f.
Gewinnermittlung ohne Betriebsver-

mÇgensvergleich, insb. E�R B. 381 ff.
Gewinnermittlungszeitraum B. 102 ff.
Gewinnsch�tzung nach § 13a EStG

B. 101; C. 1 ff.
Gewinnsch�tzung nach § 162 AO C. 4
going-concern-Prinzip B. 178
Grunds�tze ordnungsgem�ßer

BuchfÅhrung B. 114 ff.
Grundtabelle B. 676 f.
Grundtarif B. 676 f.
Gruppenbewertung B. 245 ff.

H

HalbeinkÅnfteverfahren
– KÇrperschaftsteuerrecht B. 440 ff.

Handwerkerleistungen B. 692 f.

haushaltsnahe Besch�ftigungsverh�ltnisse/
Dienstleitungen B. 685 ff.

Herstellungskosten B. 169 ff.

– Betriebsabrechnungsbogen B. 170

I

Indizien fÅr SchwarzeinkÅnfte C. 16 f.

Innerer Betriebsvergleich per Chi-Qua-
drat-Test C. 33

In-Prinzip B. 717 ff.

Insolvenz und Veranlagung B. 39

Interner Betriebsvergleich
C. 32; siehe auch Schwarzgeld

Inventur B. 148

Investitionsabzugsbetrag A. 7 ff.

Investitionszulagen und -zuschÅsse als
Sonderposten zum AnlagevermÇgen
B. 281

J

Jahresabschluss, Generalnormen B. 105

K

Kapitalertragsteuer A. 17; B. 444 ff.

Kassenfehlbetragsrechnung siehe
Schwarzgeld

Kinderfreibetr�ge

– GÅnstigerprÅfung B. 656 ff.

– HÇhe des Kinderfreibetrages B. 660 ff.

Kindergeld/GÅnstigerprÅfung B. 667 ff.

Kirchensteuer B. 701 f.

KÇrperschaftssteuer A. 2

KÇrperschaftsteuer und Unterhaltseinkom-
men

– Anrechnungsverfahren B. 442 f.

– KÇrperschaftsteuerrecht B. 442 f.

KÇrperschaftsteuerrecht B. 434 ff.

– Nicht abziehbare Aufwendungen
B. 438 ff.

– verdeckte Einlagen B. 437 ff.

– verdeckte GewinnausschÅttung/vGA
B. 436 ff.

Kontenarten- und Kontenrahmen
B. 119 ff.

Kraftfahrzeugkosten B. 363 f.
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Kraftfahrzeug nach § 6 Abs. 1 Nr. 4 EStG
B. 394 ff.

– 1 %-Regelung fÅr Privatanteile der
Kfz-Nutzung B. 395 ff.

– Fahrtenbuchmethode B. 397 ff.
KreditorenbuchfÅhrung B. 119

L

Lagebericht B. 377 ff.
Land- und Forstwirtschaft B. 74 f.
Leistungsabschreibung B. 209
Liebhaberei B. 51 ff.
lineare AfA B. 199 ff.
liquide Mittel B. 259
Lohnsteuer B. 704 ff.
Lohnsteuerkarte B. 709 f.
– Lohnsteuererm�ßigungsverfahren

B. 710 f.
Lohnsteuerklassen B. 705 ff.
Lohnsteuerklassen im Familienrecht

B. 713 ff.
Lohnsteuertabellen B. 706 ff.

M

Manipulationen der Aktiva und der
Passiva C. 18

Maßgeblichkeitsgrundsatz B. 149
Materialaufwand B. 356 f.
Mediation B. 631
Methoden der Schwarzgeldaufdeckung

C. 21 ff.
Mieten/Pachten, Leasing, Disagio B. 369

N

Nachkalkulation siehe Schwarzgeld
negatives BetriebsvermÇgen B. 128 ff.
negatives Eigenkapital
– Ausweis auf der Aktivseite B. 261
nicht abnutzbares AnlagevermÇgen

B. 239 f.
nichtselbst�ndige Arbeit B. 446 ff.
– Scheinselbst�ndige B. 448 ff.
Niederstwertprinzip B. 135
notwendiges BetriebsvermÇgen B. 151
notwendiges PrivatvermÇgen B. 152

O

Offenlegung der JahresabschlÅsse
B. 377 ff.; D. 18

OR-Gesch�fte C. 18 ff.

P

passive Bilanzposten B. 262 ff.
Passive Rechnungsabgrenzungsposten/

Passive RAP B. 320
PensionsrÅckstellungen B. 299 ff., 305 ff.,

309 ff., 311 ff., 315 ff.
– PensionsrÅckstellung nach § 6a EStG

fÅr Gesellschafter-Gesch�ftsfÅhrer von
Kapitalgesellschaften B. 303 ff.

– RÅckstellungen fÅr Gew�hrleistungen
B. 314 ff.

– RÅckstellungen fÅr ungewisse Verbind-
lichkeiten B. 313 ff.

– verdeckte GewinnausschÅttung (vGA)
B. 304 ff.

– Voraussetzungen fÅr eine rechtsver-
bindliche Pensionszusage B. 301 ff.

Personalaufwand B. 358
Privatentnahmen/Privateinlagen B. 131 f.,

265
– Bewertung B. 272 ff.
– Pauschbetr�ge fÅr unentgeltliche Wert-

abgaben/Sachentnahmen fÅr bestimmte
Gewerbezweige B. 266 ff.

Progressionsvorbehalt B. 681

R

Realisationsprinzip B. 140
Realsplittingvorteil aus neuer Ehe B. 591
ReinvermÇgen B. 127
Richtsatzsammlung siehe Schwarzgeld
Richtsatzvergleich C. 36
Rohgewinnaufschlag siehe Sch�tzungs-

methoden
RÅcklage bei Ver�ußerungsgewinnen nach

§ 6b EStG B. 279
RÅcklage fÅr Ersatzbeschaffung B. 283
RÅcklage nach Umwandlungssteuergesetz

B. 290
RÅckstellungen B. 291 ff.
– Bewertung von RÅckstellungen

B. 295 ff.
– Zeitpunkt der RÅckstellungsbildung

B. 294 ff.

S

Sachkonten B. 119
Sachverst�ndigenkosten B. 633
Sch�tzung im Unterhaltsrecht C. 53
Sch�tzungsmethoden C. 6 ff.
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Scheidungskosten B. 629 ff.
Schuldzinsenabzugsverbot B. 270
Schwarzgeld C. 10 ff.
Sekund�re Altersvorsorge B. 602 ff.
selbst�ndige Arbeit B. 95 ff.
Sicherheitsleistung/ZurÅckbehaltungsrecht

beim begrenzten Realsplitting B. 583
Solidarit�tszuschlag B. 703 f.
Sonderabschreibung A. 9
– bei Baudenkmalen B. 289
– in Sanierungsgebieten und

st�dtebaulichen Entwicklungsberei-
chen B. 288

Sonder-AfA
– Sonderabschreibung nach § 7g EStG

B. 213 ff.
– und degressive AfA B. 216 ff.
– und lineare AfA B. 215 ff.
– Voraussetzungen B. 210 ff.
Sonderausgaben B. 545 ff., 554 ff.
– Kinderbetreuungskosten B. 610 ff.
– Schulgeld B. 615 ff.
Sonderbetriebeinnahmen B. 80
Sonderbilanzen B. 327 ff.
Sonderbilanzen/Erg�nzungsbilanzen/Um-

wandlungen B. 326 ff.
Sonderposten mit RÅcklageanteil B. 276,

285 ff.
sonstige betriebliche Aufwendungen

B. 363 ff.
sonstige EinkÅnfte
– Besteuerung zu eigenen Wohnzwecken

B. 523 ff.
– privaten Ver�ußerungsgesch�ften

B. 517 ff.
– private Wertpapiergesch�fte B. 524 ff.
– Verluste aus privaten Ver�ußerungs-

gesch�ften/Spekulationsgesch�ften
B. 526 ff.

Sonstiger betrieblicher Aufwand/weitere
Aufwandspositionen B. 376

sonstige VermÇgensgegenst�nde B. 257
Spezial-AfA-Tabellen fÅr besondere Wirt-

schaftszweige/AfA Tabellen fÅr Wirt-
schaftszweige B. 231 ff.

Splittingtabelle B. 679 f.
Splittingverfahren B. 679 f.
Steuerentrichtung B. 697 ff.
Steuererm�ßigungen B. 683 ff.
steuerfreie Einnahmen B. 58

Steuerpflicht

– beschr�nkte B. 9

– unbeschr�nkte B. 5

SteuerrÅckstellungen B. 309 f.

Steuerstundungsmodellen, Verluste aus
B. 275

stille Gesellschaft B. 83 f.

Summe der EinkÅnfte B. 529 ff.

– Verlustausgleich B. 531 ff.

T

TeileinkÅnfteverfahren A. 23

Teilwertabschreibung B. 177 ff.

– bei nicht abnutzbarem
AnlagevermÇgen B. 180 ff.

– Definition B. 178 ff.

– im abnutzbaren AnlagevermÇgen
B. 180 ff.

– im UmlaufvermÇgen B. 182 ff.

– versus VerlustrÅckstellung B. 184 ff.

– Wertaufholungsgebot B. 183 ff.

Telefonkosten B. 370

Thesaurierung von Gewinnen A. 3;
B. 414 ff.

– bei Einzelunternehmen B. 420 ff.

– bei Gesellschaften B. 425 ff.

– bei Kapitalgesellschaften B. 431 ff.

– bei Personengesellschaften B. 429 ff.

– Rechtfertigung der Differenzierung
zwischen beherrschendem und nicht
beherrschendem Gesellschafter
B. 432 ff.

Thesaurierungssteuersatz A. 4 f.

U

�berschusseinkÅnfte B. 446 ff.

UmlaufvermÇgen B. 241 f.

Umwandlungen B. 335 ff.

– Anwachsung B. 342 ff.

– Formwechsel B. 338 ff.

– Spaltung B. 340 ff.

– VermÇgensÅbertragung B. 341 ff.

– Verschmelzung B. 339 ff.

Unfertige Erzeugnisse/unfertige
Leistungen ff B. 250

Unterhaltsaufwendungen B. 636 ff.
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Unterhaltsleistungen als Sonderausgaben
B. 563 ff.

– Auslandsbezug B. 568 ff.
– HÇchstabzugsbetrag/Ausschluss vom

Abzug f B. 566 ff.
– Mehrere Unterhaltsberechtigte

B. 567 ff.
– Voraussetzungen fÅr den Sonderaus-

gabenabzug B. 565 ff.
– Widerruf der Zustimmung B. 570 ff.
Unternehmensteuerreform 2008 A. 1 ff.
unversteuerte RÅcklagen B. 277

V

Ver�ußerung und Ver�ußerungsgewinn,
Definition B. 280

Ver�ußerungsgewinne B. 85 ff.
Ver�ußerungsgewinne/außerordentliche

EinkÅnfte
– Altersentlastung B. 694 ff.
Veranlagung
– getrennte Veranlagung B. 46 ff.
Veranlagungsarten
– besondere Veranlagung bei erneuter

Eheschließung B. 48 ff.
– Einzelveranlagung B. 12
– im Insolvenzfall B. 39
– Nachteilsausgleich bei Verlusten B. 34
– Rechtsweg zur Zustimmung B. 44 ff.
– Zusammenveranlagung B. 17
– Zustimmungsverpflichtung B. 27
Veranlagungsoption A. 20
Veranlagungswahlrecht B. 14 ff.
Verbindlichkeiten B. 317 ff.
– Abgrenzung betrieblicher Verbindlich-

keiten und Privatschulden B. 319 ff.
– Definition und Bewertung B. 318 ff.
Verbrauchsfolgefiktionen B. 249
Verletzung der BuchfÅhrungspflichten

C. 6
Verlustabzug B. 545 ff., 547 ff.

– VerlustrÅcktrag B. 548 ff.
– Verlustvortrag B. 551 ff.
Verluste im Familienrecht B. 553
Verlustverrechnungsverbot nach § 15a

EStG B. 274
VermÇgenszuwachsrechnung siehe

Schwarzgeld
vGA C. 26
Vorr�te B. 245 ff.
– Vorratsbewertung B. 244 ff.
Vorsorgeaufwendungen B. 545 ff., 593 ff.
– im Unterhaltsrecht B. 599 ff.
– Sonderausgaben-Pauschbetrag

B. 609 ff.
Vorsteuer/Umsatzsteuer/sonstige

betriebliche Steuern B. 373

W

Waren B. 254
Wareneingangs- und Warenausgangsbuch

B. 110
Wareneinkauf B. 356 f.
Werbungskosten B. 64 ff.
Wertpapiere B. 258
WirtschaftsgÅter/VermÇgenswerte in der

Steuerbilanz B. 172
Wirtschaftsjahr B. 103

Z

Zinsaufwendungen A. 14; B. 372
Zuflussprinzip B. 103 f.
Zuschlagsteuern B. 700 ff.
Zustimmung zum begrenzten Realsplitting
– Anspruchsgrundlage fÅr die Zustim-

mungsverpflichtung B. 572 ff.
– Nachweispficht fÅr die entstehenden

Nachteile B. 580 ff.
– Voraussetzungen fÅr die Zustimmungs-

verpflichtung B. 573 ff.
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